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Der landwirtschaftliche Hypothekarcredit in Öster- 
reich während der letzten fünfzig Jahre. 



Von Dr. Albin BriC, I'rofc^^or an der bolin.i.sthFn Universilät iu Ptn«. 

Vorbemerkung. 

Bei dpm Versuche einer geschichtlich -statistischen Skizze des land- 
wirtschaftlichen Hypothekarcredites in Österreich während der letzten 
fünfzig Jalire kann die Tliatsache nicht unberücksichtigt bleiben, 
dass die Entwickelung dieses Zweiges der Creditorganisation nicht von 
Anfang bis auf die Jetztzeit auf den gleichen Hauptgeleisen vor sich 
gegangen ist. Bezeichnend ist im Gegentheil, dass trotz des kurzen Zeit- 
raumes ein mehrfacher Wechsel der in der Führung vorwaltenden 
Anstaltstypen stattgefunden hat. Soll also das zu gewährende Bild nicht 
in einem ungeordneten Neben- und Nacheinander von Einzelheiten ver- 
schwimmen, so muss es aus den in jenem Wechsel hervortretenden 
charakteristischen Eigenthüinlichkeiten den Eintheilungsgrund schöpfen. 
Von diesem Gesichtspunkte ergibt sich nachstehende Eintheilung nach 
Hauptabschnitten des ge,sammten Entwickelungsganges. 

Der erste Abschnitt umfasst die Zeit von 184S bis 1805, Der 
Schwerpunkt liegt hier in der nicht etwa durch irgend ein Organi- 
sationsgesetz ausgesprochenen, aber thatsächlich als hinreichende Lösung 
betrachteten Vertheilung der Aufgaben, der zufolge die althergebrachten 
Creditquellen der patrimonialen Zeit nebst den allmählich aufkommenden 
Sparcassen dem Hypothekarcredit des kleineren Grundbesitzes, ein einziges 
Centralinstitut — die neu errichtete Hypothekarabtlieilung der National- 
bank — demjenigen des Grossbesitzes dienen sollte. Diese Beschränkung, 
von welcher es nur in Galizien eine aus der frülieren Zeit herrührende 
Ausnahme gab, erweist sich bald als unhaltbar, aber dem Pfandbrief wird 
doch der Boden schon wirksam geebnet. 

Die zweite Periode umfasst das Jahrzehnt 1865 bis 1875. Die Ver- 
suche der Decentralisierung der Hypothekenanstalten im Wege von 
Landesbanken gelingen zwar vorerst nur an zwei Punkten und bleiben dann 
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im Sande der Unentschlossenheit stecken, allein die monopole Stellung 
des Centralinstitutes wird auch durch die Zulassung anderer Actienbanken 
für Hypothekarcredit und Pfandbriefemission durchbrochen. Die in raschem 
Tempo zuwachsenden Actienanstalten gewinnen die P'ührung. Doch nur 
für kurze Zeit. Die Mehrzahl derselben vermag — nicht ohne eigene 
Mitschuld — dem schweren Anprall der Krise vom Jahre 1873 nicht 
standzuhalten, was den mittlerweile bedeutend vermehrten kleinen, localen 
Creditinstituten viel leichter gelingt. 

Der dritte Zeitabschnitt beginnt mit dem Xeuaufleben der durch 
die Erfahrungen der Kxise geförderten Bestrebungen, dem Hypothekar- 
credit durch nicht auf Gewinn berechnete, von Spiel und Speculation 
ferngehaltene Landesanstalten feste Stütz- und Leitorgane zu geben. 
Aber während sich diese vermehren und allmählich die Actienbanken auf 
dem grössten Theile des Staatsgebietes vom hypothekarischen Darlehens- 
geschäfte nahezu verdrängen, ändert sich auch das Hauptziel ihrer Wirk- 
samkeit. Nicht mehr dem Kampfe gegen den Wucher, nicht mehr der 
ledigen Beschaffung neuen Credites gilt ihre vornehmliche Aufgabe, 
sondern der Erleichterung der drückend gewordenen Lasten der Boden- 
verschuldung. Andererseits erweckt die mannigfach schon an die satzungs- 
mässigen Einschuldungsgrenzen der Banken und Sparcassen hinanreichende 
und dieselben überschreitende Verschuldung des Grundes und Bodens 
Versuche, dem productiven Anlagecredit (Meliorationen) neue vortheilhafte 
Quellen zu erschliessen. Diese noch im Stadium des Tastens nach den 
zweckmässigsten Lösungsformen befindlichen ersten Einrichtungen bilden 
eine besondere Seite der letzten Entwickelungsphase und sollen also 
auch als besonderer Theilabschnitt derselben behandelt werden. 

Dies ist die Eintheilung, welche der folgenden Darstellung zugrunde 
gelegt ist. Da aber die Anfange einzelner, im weiteren zu behandelnder 
EinricTitungen bereits früherer Zeit angehören, in diese letztere auch ge- 
wisse charakteristische Bestrebungen fallen, welche erst in der zweiten 
Hälfte unseres Jahrhunderts ihre Verwirklichung fanden, so war es nöthig, 
eine Vorgeschichte des landwirtschaftlichen Hypothekarcredites in Oster- 
reich vorauszuschicken *). 

I. Vor 1848. 

Bis in die Mitte unseres Jahrhunderts, oder genauer, bis zu den grossen 
wirtschaftspolitischen Umgestaltungen, von welchen die Grrundentlastung 

*) Versuche übersichtlicher Gesammtdarstellungen des Österreichischen Hypothekarcredites 
sind noch sehr spärlich. Als der beste ist hervorzuheben die Abhandlung von Walter Schiff: 
>Die Organisation des landwirtschaftlichen Hypothekarcredites in Österreich«, in dessen Werke: 
>Zur Frage der Organisation des landwirtschaftlichen Credites in Deutschland und Österreich« 
(Staats- und socialwissenschaftliche Beiträge. Herausgegeben von Dr. Aug. v. Miaskowski, 
Bd. I, [ieft I). Aus älterer Zeit ist zu nennen: Fr. Neu mann: >Der landwirtschaftliche 
Credit in Österreich«, Österr. Revue 1864, Heft 3 und 4, und der bezügliche Beitrag desselben 
Autors in Lorenz und Wessely: »Die Bodencultur Österreichs«, Wien 1883, S. 25 u. ff. 
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am tiefbten einsclinitt in die Verhältnisse des gesammten Wirtscliafts- 
betricbes, bestand im jfanzen heutigen Gebiete der im Reichsrathe ver- 
tretenen Königreiche und Länder für die Zwecke des landwirtschaftUchen 
Realcredites ein einziges Pfandbi^ielinstitut, der im Jalire 1841 gegründete 
ständische Creditverein in Galizien, dessen Wirksamkeit nicht nur territorial, 
sondern auch in Bezug auf die belehmingsfahigen Objecte streng begrenzt 
war. Nebst diesem wirkten 17 während der Jahre 1819 bis 184g allmählich 
entstandene Sparcassen, welche von Anbeginn ilirer Wirksamkeit einen 
namhaften Theil ihrer damals noch geringen Fonds zu Hypothekar-Darlehen 
verwendeten. Im übrigen standen dem ländlichen Grundbesitz nur jene 
Quellen des Realcredites zugebote, auf welche er in den ersten Jahr- 
zehnten dieses Jalirhundertes einzig und allein angewiesen war, nämlich die 
Stiflungsgelder und die obrigkeitlich verwalteten Waisenfonds, wozu sich 
in einigen wenigen Ländern noch die Geldcapitaüen der Contributions- 
getreidefonds zugesellten, sonst lediglich die privaten Geldverleiher. 

Unsere ältesten einfachen Organisationsformen des ländlichen Credites 
entsprangen also nicht privatwirtscliaftiicher Initiative, sondern Öffentlicher 
Fürsorge. Den frühesten Tj-pus bilden diesfalls die cumulativen Waisen- 
cassen '). Ihre noch spärlich aufgedeckten Anfänge lassen sich bis in den 
Beginn des 16. Jalirhunderts verfolgen, im 18. Jahrhundert wurde die 
städtische und grundobrigkeitliche Waisengeldverwaltung schon mannig- 
fach Gegenstand landes fürstlich er Obsorge, namentlich aber in der Zeit 
Maria Theresias und Josefs II. Insbesondere gewährt das Hofdecret vom 
II. Februar lygo einen genaueren Einblick in diese Verwaltung. Die 
Barschaften der Pflegebefohlenen (Waisen und Curanden) eines grund- 
pbrigkeiüichen Gutsgebietes wurden cumulativ verwaltet, d. h. in einer 
lassa vereinigt und verrechnet und behufs fruchtbringender Anlage den 
irlehensbe dürftigen Unterthanen gegen Hypothek ausgeliehen. Da die 
■Grundobrigkeit auch die Grundbücher führte, so war die Manipulation 
einfach, die Beurtheilung des Bedarfes und die Bewertung der Hj-pothek 
bot bei der genauen Kenntnis der personalen Besitz- und Bcwirtschaftungs- 
verhältnisse keine .Schwierigkeiten; das eigene Interesse der Obrigkeit 
an der Erhaltung der Leistungsfähigkeit ihrer Unterthanen nöthigte zu 
schonender Behandlung des Schuldners in Bezug auf die Verzinsungs- 
und Rückzahlungsbedingnisse. Rügte doch schon ein Hofdecret vom 
Jahre 1784 das Ausleihen der Waisengelder zu einem geringeren als dem 
jadesüblichen Zinsfusse. Die Gesetzgebung hat zwar die Einfuhrung 
iieser cumulativen Waisencassen nicht obligatorisch gemacht, wohl aber 
jdurch das oben bezogene Hofdecret jenen Dominien empfohlen, wo solche 
JDOch nicht bestanden, sorgte femer durch zahlreiche Anordnungen um 
iMnen richtigen Rechnungs-, Controls- und Cassendienst, um Anlage und 
^Verzinsung, insbesondere auch um strengere Cautelen für Fälle, wenn 
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Waiseng'elder zu Darlehen an die Gnindherren selbst verwendet wurden. 
Die Einfachheit und Zweckmässi^^keit dieser Einrichtung" erklärt ihre früh- 
zeitig'e Ausbreitung über Böhmen, Mähren, Schlesien, theilweise auch 
über Oberösterreich und Steiermark. Es flössen sogar diesen Gassen, um 
von ihrer Art der (xeldanlage, wenn auch unbefugt, zu profitieren, Er- 
sparnisse grossjähriger Personen, Capitalien von Gemeinden und Kirchen, 
von Armeninstituten, Spitälern und milden vStiftungen zu. vSomit stellen 
sich die cumulativen Waisencassen in diesen ihren Einrichtungen als die 
ersten kleinen, unter öffentlicher Leitung und Aufsicht stehenden localen 
Anstalten für ländlichen Realcredit dar. 

Dass sie diese Aufgabe in der That erspriesslich zu lösen ver- 
mochten, dafiir spricht nichts deutlicher, als der Umstand, dass ein zwei- 
maliger Versuch der (xesetzgebung, die cumulative Verwaltung der 
Waisengelder aufzuheben und an deren Stelle die abgesonderte \'er- 
anlagung jedes einzelnen Pupillenvermögens auf den Xamen des be- 
treffenden Pfleglings einzuführen, an der Macht der festgewurzelten 
Übung und des vorhandenen Bedürfnisses scheiterte. Zum erstenmal im 
Jahre 1812 (Decret der Central-Hofcommission vom 14. März), dann aber, 
nachdem unter der durch die Umstände erzwungenen Duldung die Aus- 
breitung des Institutes noch zugenommen, nach der Auflösung der 
Patrimonialämter und dem Übergange der Waisencassen an die landes- 
fürstlichen Steuerämter. Das kaiserliche Patent vom 28. Juni 1850, 
R.-G.-Bl. Nr. 255, hielt an dem Grundsatze der Singularfructificiorung 
der Waisengelder fest, die Instruction vom 16. November 1850 schrieb 
den Vorgang der Durchführung vor. Die Ausführung erwies sich rück- 
sichtlich der bisherigen ländlichen Waisencassenschuldner noch schwieriger 
als im Jahre 1 8 1 2, worauf wir im weiteren Verlaufe noch zurückkommen. 
Statistische Nachweisungen, welche uns den Umfang der Wirksamkeit 
der Waisencassen in jener Zeit erkennen Hessen, besitzen wir nicht. 

Die zweite obrigkeitlich verwaltete Quelle ländlichen Realer edites 
waren die Geldcapitalien der zufolge des Patentes für Böhmen, ^Mähren 
und Schlesien vom 9. Juni 1788 geschaffenen Contributionsgetreidefonds. 
Da diese in einem anderen Abschnitte unseres Jubiläumswerkes näher 
behandelt werden, so mag hier nur die kurze Bemerkung genügen^ dass 
die durch die Xaturalabflihren an Weizen, Korn, (xerste und Hafer der 
Unterthanen an die Gemeindeschüttkästen gebildeten Vorräthe zu Xatural- 
darlehen an sichere befeldete Unterthanen, seit 1837 auch an Emphyteuten 
gegen Xaturalzins (zwei niederösterreichische Masseln von einem nieder- 
österreichischen Metzen = jährlich 12V3 Procent) verwendet wurden, ins- 
besondere behufs Bestreitung der Aussaat. Der jeweilige Uberschuss über 
den zur Bestreitung der einjährigen Winter- und Sommersaat sämmtl icher 
Theilnehmer noth wendigen Vorrath wurde verkauft und der Erlös zu 
Gelddarlehen an die Unterthanen verwendet. Die Verwaltung besorgten 
die Obrigkeiten zeitweilig unter Mitwirkung der betheiligten (Kontri- 
buenten. 
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Mit dem Jahre iBic). dem Grund ungsj ah re der -Ersten österreichischen 
Sparcasse- zu Wien, beyinnt die allmähliche Entwickeluiig einer Kategorie 
von Creditinstituten, welche im Verlaufe der Zeit in die Lage kamen, in 
Bezug auf den Umfang der Creditgewähning die erste Stelle unter unseren 
Hj'pothekarcredit gewährenden Anstalten einzunehmen'). Die Errichtung 
der ersten Sparcassen ist nachweislich auf die Anregung und Mithilfe 
von Personen in hervorragenden öffentlichen Amtsstellungen zurückzuführen, 
ähnlich wie noch später in den Fünfziger- Jahren Träger hoher Staatsämter 
auf die Errichtung der ersten grossen Wiener Actienbanken anregenden 
Einfluss genommen haben. Wie auf vielen anderen Gebieten, so namentlich 
bei den ersten Eisenbahnen und später bei den ersten liankschöpfungen. 
wurde auch hier zunächst im Wege von Specialprivilegien vorgegangen 
und später erst eine Regelung durch allgemeine Norm unternommen. 
Wohl lag das Schwergewicht des Interesses bei der Gründung der ersten 
Sparcassen in der Frage, wie der Spargeist der relativ unbemittelten 
Classen geweckt und gefördert werden sollte. Die Frage der frucht- 
bringenden Anlage kam nur als Mittel zu diesem Zwecke in Betracht, 
es lag also ein ausgesprochenes wirtscliattspolitisches Interesse an einer 
bestimmten Anlageart nicht vor. Allein schon das Bestreben, die Gefahr 
von Verlusten abzuhalten, lies« die Anlage auf Hypotheken als das Nächst- 
liegende und Zweckmässigste erscheinen, was auch in den Statuten 
mannigfach zum Ausdruck kam. Indessen kam dieser Vortheil unter allen 
Kategorien des Grundbesitzes dem Bauer vorerst noch am wenigsten 
zugute. Hypothekardarlehen wurden z. B. von der Böhmischen Sparcasse 
»anfangs nur auf landtäfliche Realitäten, Prager Häuser und solche Entien 
gegeben, über welche die öffentlichen Bücher in Prag gefiihrt wurden. 
Häu.ser in den Vororten, sowie Bauernwirtsc haften wurden erst später in 
den Kreis der belehnbaren Objecto einbezogen und unter den letzteren 
vorzugsweise nur die in der Nähe der Hauptstadt gelegenen, wegen deren 
leichter zu vollführender Bewertung und der weniger umständlichen 
Rechtsprocedur im Falle einer etwa nöthigen Execution, berücksichtigt- 
— heisst es in der Geschichte der genannten Sparcasse*), Die Verträge 
mit dem Hypothekarschuldner bewegten sich, wie es scheint, allgemein 
in den bei Privatdarleihem üblichen Formen, an regelmässige Theiltilgung 
wurde noch gar nicht gedacht. Den Übergang zu dem letztgenannten Principe 
bildeten zunächst Bestimmungen, welche theilweise Darlehensrückzahtungen 



') Auf die Gründling der 'Ersten osterreichi sehen Sparcasse« fol^'e ilann die Ertichlung 

Mcher Aolalten in nnchstehcDdeii Städten: Loibxch (iSlo), Innsbruck, Bregenz (1821). Ober- 

lllabrunn (1B24I, Prag, Graz (1S35), Gorz (l8jl), Klagenfurt. Ragasa (1S35), Zara, RoTcredo 

^841). TrLest. Fcldkircli, Waidbofeu a, Th. (1842), Lerohcrg (1844), Lim (1:849). Die Geschichte 

Hfcr Österreichischen Sparcassen bis 1873 schilderl IChrenberg, der verdienstvolle Autor uniähliger 

tistischer BearbeitUDgea dieses Themas, in seinem 187] vau dei Eisten öslerreichiichen 

eraUBgegebeoen Werke; »("jsteneichs Sparcassen«. 

^ •Denkschrin aus Anlass der Feier des fünfzigjährigen Beslandes der Bähmlschen Spat- 

,. Prag 1875, S. 13, 
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zuliessen, eventuell nähere Regeln über den Zulass derselben auf- 
stellten^). Erst das Sparcassenregrdativ vom Jahre 1844 machte in § 19 
lit. a) für verzinsliche Darlehen auf Realhypotheken den Sparcassen 
die Vereinbarung gleichmässiger Ratentilgung zur Pflicht, indem es 
verordnete, es sei »bei solchen Darlehen vorzusehen, dass die Rück- 
zahlung gegen eine jedem Theile zustehende halbjährige Aufkündigung 
der ganzen Schuld, zugleich aber mit Festsetzung bestimmter Rück- 
zahlungsraten erfolge, damit von den gesammten auf Hypotheken dar- 
geliehenen Summen regelmässig ein bestimmter Theil zum Behufe der 
laufenden Rückzahlungen der Einlagen an die Sparcassen zurückfliesse«. 
Der Vorbehalt halbjäliriger Kündigung der ganzen Schuld war natürlich 
durch die Art des kurzfristigen Passivgeschäftes der Sparcassen, der 
Entgegennahme kündbarer Einlagen, bedingt. Obwohl auch das Gebot 
der planmässigen Tilgung lediglich vom Standpunkte dieser Natur des 
Passivgeschäftes begründet wurde, so brachte es dennoch eine den 
Anforderungen rationellen Hypothekarcredites angemessenere Regel zur 
Geltung. Nur kam diese Regel aus zwei Ursachen dem ländlichen 
Hypothekarcredit nicht sofort genügend zustatten. Einerseits währte es 
bei einzelnen Sparcassen längere Zeit, ehe dieselben ihre damals schon 
zum Theil veralteten Statuten dem Regulativ anpassten — die Änderung 
wurde beispielsweise bei einer der rührigsten Sparcassen, derjenigen von 
Graz, erst 1855 durchgeführt (Ratentilgung drei Procent halbjährig), in 
Prag erst 1862 — andererseits erfolgte, wie bereits erwähnt, die Dar- 
lehensgewährung an bäuerliche Grundbesitzer vielfach noch spärlich. 

So steht es wohl ganz ausser Zweifel, dass für die Bedürfnisse des 
bäuerlichen Hypothekarcredites die beiden vorgenannten Creditquellen 
grössere Bedeutung hatten, als die Sparcassen. 

Wenn vorhin bemerkt werden konnte, dass unsere ersten Organi- 
sationsformen des ländlichen Hypothekarcredites nicht privatwirtschaftlicher 
Initiative, sondern öffentlicher Fürsorge entsprangen, so ist damit nicht 
gesagt, dass sich das Privatinteresse zwecks geeigneter Creditbeschaffung 
gar nicht geregt hätte. Wohl nicht in dem mit Robot- und Zehentenpflicht 
behafteten Bauernstände, doch aber unter den grossen Grundherren. Die 
diesfälligen, lange nicht von Erfolg gekrönten Versuche reichen sogar 
weit zurück. 

Bereits am 21. August 1790 hatte der ständische Landtag in Böhmen 
ein vom Landesausschusse vorgelegtes Project einer ständischen Bank für 
das Königreich Bölimen genehmigt, welches mit den übrigen Desiderien 
der Stände der Krone unterbreitet wurde. Die Motive hatten zum Theil 
ein rein merkantilistisches Gepräge. Von den Steuereinnahmen — liiess 
es — gehe ein so grosser Theil ausser Landes, dass hiedurch das 



') In Graz wurde im Jahre 1830 die Zulassung von Theiltilgungen beschlossen, 1835 für 
Hypothekarschulden Abschlagszahlungen bis zum Minimalbetrage von fl. 2 gestattet. »Fünf/.ig 

Jahre der steiermärkischen Sparcasse. Eine Chronik ihrer Entstehung und Wirksamkeit « 

Von Dr. Potpeschnigg. Graz 1875. S. 17 u. 19. 



berechnete Activsaldo der Handelsbilanz des Landes mehr als wettgemacht 
werde. Der Mangel an barem Gelde im Vereine mit der gedrückten 
Wirtschaftslage, der allgemeinen Volksnoth, dem Mangel an Credit und 
dem hohen Zinsfusse lasse die Grundherren dem Wucher verfallen und 
die Xoth der letzteren drücke auf das unterthänige Volk und greife un- 
ausweichlich auf die städtischen Nalirungszweige über. Das Bankproj'ect 
selbst lehnte sich jedoch nicht, wie man vermuthen könnte, an das Vorbild 
der preussischen Landschaftsinstitute an. Die Darlehen sollten den credit- 
suchenden Grundherrschaften in erster Hypothek bis zum Betrage eines 
Drittheiles des Grundwertes in von der Gesammtheit der Stände garan- 
tierten, in Appoints von fl. 5 bis 100 getlieilten Inhaberpapieren gewahrt 
werden, welch letztere aus einem von den Ständen im Creditwege zu 
beschaffenden Fonds jederzeit gegen bar einlöslich wären. Diese Papiere 
sollten zu gewissen Arten von Zahlungen im Lande verwendbar sein, 
rücksiclitlich anderer aber geradezu den Zwangscurs erhalten. Diesem 
Gemisch von Noten- und Hypothekenbank wurde aber die landesherrliche 
Gienehmigung versagt'). 

Anderthalb Jalirzehnte nach dem erfolglosen Vorschlage auf Errich- 
tung einer böhmischen Landesbank empfahl der anonyme Verfasser der 
mannigfach interessanten .Staatswirtschaftlichen Aufsätze in strenger Be- 
ziehung auf Zeitumstände und besonderer Rücksicht auf Böhmen^« die 
Einführung eines landschaftlichen Creditsystems nach dem Vorbilde des 
schlesischen und märkischen Landschaftsregiments als Mittel, um dem 
herrschenden Wucher zu entgehen. Kr wollte dieses System ausdrücklich 
auch auf den bäuerlichen Besitz ausgedehnt wissen, als Mittel, um im 
Wege der Entschädigung der Grundherren mittelst Pfandbriefen die Ab- 
lösung der bäuerlichen Grundlasten durchzuführen. Es musste aber eine 
geraume Zeit vergehen, ehe ähnliche Pläne energischere Aufnahme fanden. 
Und dies geschah zunächst nicht in Böhmen, sondern in (ializien. 

Im October des Jahres lüzz wandten sich die galizischen Stände 
unter Darstellung ihrer durch Creditmangel und Steuerdruck beengten 
Lage bittlich an den Kaiser, ihnen die Gründung einer nach dem Vor- 
bilde der scldesischen Landschaft einzurichtenden Hypothekenanstalt zu 
gestatten*). Zwar erfloss bereits im Jalire 1824 die grundsätzliche Zu- 
stimmung zu diesem Projecte, es kostete aber langjährige Verhandlungen 
und Urgenzen, ehe der schon im Jahre 18J5 ausgearbeitete Statutenentwuri 



') Da* Nähcrc bei Dr, Boh. Rieger; >Nivrh Ceski icmskd banlty r. 1790. in rler Mocinls- 
revue •OsvSta«, Jnhrgg. 1S87. 

*) Ohne Angabe des Druckottcs, lediglich mit der Nute: >Deu(scbland i8oi<. Koscher 
schreibt dies Weck dem auf S. (171 seiner 'Geschieht.' der Natioaalükonoroik in Deutschland« 
näher bchandciTcD Autor der > Staalswirtschaft nach Naturgesetzen Ritter v. Aehrenthal xa, 
den er (nach Kuillei) unrichtig v. >Ehrenthal< nennt. 

*) WT. Oatroiyiifiki : •(ialicyjskic Tuwariyslwo Krcdytuwe Zicmskie, jeho powslanie i pöl- 
wiekowy rozwöj.< Lemberg 1891. Unsere Scbilrierung der Entwickelung und der Verhältnisse 
(tiesci Anstalt ist dieser weilvollcn Arbeit entnommen. 
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nach Änderung" einzelner Bestimmungen die ersehnte Genehmigung 
erhielt. Dieselbe erfolgte erst durch das kais. Patent vom 3. November 
1841. Mit dem Galizischen ständischen Creditinstitut trat in Osterreich 
die erste Pfandbriefanstalt ins Leben und überhaupt das erste Bankinstitut 
für Hypothekardarlehen. Zwar hatte das Patent vom i. Juni 18 16 in § 7, 
Z. 3, schon der Nationalbank das Recht eingeräumt, wenn im ferneren 
Verlaufe ihrer Geschäftsführung ihr Capital eine ausgedehntere Wirksam- 
keit zulässt; auf Realitäten gegen volle hypothekarische Sicherheit Dar- 
lehen zu leisten. Allein während der Geltung des ersten Bankprivilegiums 
wurde von dieser Befugnis kein Gebrauch gemacht und in den Statuten 
vom Jahre 1841 kam das Hypothekengeschäft ganz in Wegfall. 

Das ständische Creditinstitut in Galizien entstand als Creditverein 
von Eigenthümem landtäf lieber Güter in Galizien *), welche entweder selbst 
ein Hypothekar-Darlehen von wenigstens fl. 1000 empfiengen, oder bei 
Übernahme eines mit einer Schuld zu Gunsten des Vereines behafteten 
(rrundstückes ausdrücklich den Beitritt erklärten od er binnen sechs Wochen 
nach erfolgter Intabulierung ihres Eigenthumsrechtes den Austritt bei 
gleichzeitiger Kündigung des Darlehens nicht anmeldeten. Die Darlehen 
wurden in vierprocentigen Pfandbriefen bis zur Höhe des halben Wertes 
gewährt, wobei genau festgesetzt wurde, welche Leistungen öffentlichen 
Charakters ohne Einrechnung in die so bemessene Einschuldungsgrenze 
dem Darlehen vorausgehen durften, während andere Lasten einzurechnen 
waren. Der Zinsfuss des Darlehens musste dem des Pfandbriefes gleich 
sein, die minimale Annuität (Zins- und Tilgnngsquote) 5 Procent betragen. 
Der Regiebeitrag, welcher nach Massgabe der möglichen Regiekosten- 
Übernahme auf den Reservefonds ermässigt werden sollte, wurde mit 
Vi Procent festgesetzt. Die Anstalt ward mit verschiedenen Privilegien 
ausgestattet, welche Ausnahmen von den allgemeinen Justizgesetzen ent- 
hielten, wofür schon zum Theil in den Statuten der Nationalbank das 
Vorbild gegeben war. Einzelne dieser Begünstigungen fanden dann — nach- 
dem sie, wenn auch in verschiedenem Umfange, anderen vor dem Jahre 
1 865 errichteten Bankinstituten ebenfalls als Specialprivilegien eingeräumt 
worden waren — Aufnahme in den Art. III der Ministerialverordnung 
vom 28. October 1865, Nr. 1 10, R.-G.-B1. ^. Für die galizische Anstalt ist 
als Besonderheit die Einräumung der politischen Execution, soweit sich 
dieselbe nur auf die Früchte bezog, herv^orzuheben. Dabei war für jedes 
Vereinsmitglied die Verpflichtung statuiert, die Function des Sequesters 
imzunehmen. Für gerichtliche PIxecutionen war nur ein Feilbietungstermin 
gewährt. Die Anstalt erhielt im voraus einen Reservefonds durch Zuwei- 
sung des Überrestes eines von den Ständen zur Bildung des 4. Uhlanen- 
regimentes s. Z. beschafften Fonds, sowie eines Theiles des aufgelösten 



') Bestimmt war die Anstalt auch für die Eigenthümer landtäflicher Güter in der Bukowina. 
*) Über die Ent Wickelung der österr. Bankgesetzgebung mein Artikel > Banken« im 
»Österreichischen Staatswörterbuch*, von Mischler & Ulbrich, S. 104 u. ff. 
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l/emeiiisamen Speicherfonds, welche zusammen einen Geldwert von etwa 
fl. 450.000 repräsentierten. Ausserdem übernahmen die Stände selbst die 
'tarantie für die Verpflichtungen der Anstalt mit dem Vermögen des 
Domesticalfonds, subsidiär endlich alle Tabulargüter, welche zur Leistung 
an den Domesticalfonds verpflichtet waren. Alle in den Reser\'efonds ein- 
fliessenden Barschaften sollten entweder zu Vorschüssen auf Pfandbriefe 
bis zu drei Viertheilen ihres Nominalwertes auf höchstens drei Monate 
oder zum Ankaufe derselben nach dem Courswerte verwendet werden, 
Diese Vorkehrung, sowie der mit Erfolg unternommene Versuch, den 
deutschen Geldmarkt für die galizischen Pfandbriefe zu interessieren, 
sicherten zwar, insbesondere solange der Markt mit anderen Effecten 
nicht überschwemmt war, den Pfandbriefen einen günstigen Absatz, allein 
die Belehnungsgrenze erwies sich als unzureichend, war der Übertragung 
bereits haftender Schulden an die Anstalt hinderlich, so dass bis Ende 
1850 nur 944 Darlehen im ursprünglichen Gesammtbetrage von fl. 1 1,678.000 
emittiert wurden und mit Ende 1850 ein Stand von goz Posten im Betrage 
von fl. 11,039.916 verblieb. Nach einer Angabe Zugschwerdts ') soll die 
Wiener Sparcasse und die mit ihr verbundene Versorgungsanstalt bis 
zumjahre 1848 beinahe ausschliesslich aufständische Realitäten in Galizien 
gewiss an 10 Millionen Gulden zu 5 Procent elociert haben. Uie bald sehr 
rührigen Reorganisationsbestrebungen erlitten aber zufolge der im Jahre 
184» eingetretenen politischen Umgestaltungen eine ungünstige Hemmung. 

Mittlerweile waren sowohl von den böhmischen als auch von den 
mährischen Ständen Pläne von Hypothekenbankgründungen gleichzeitig 
aufgenommen worden. In Mähren beschloss der ständische Landtag im 
Jahre 1 844 die Regierung um Bewilligung zur Einleitung vorbereitender 
Massregeln behufs Errichtung eines ständischen Creditinstitutes anzugehen ^, 
Das .Statut wurde 1845 nach dem gaUzischen Muster ausgearbeitet und 
der Regierung vorgelegt, die GenehiuiguDg aber verweigert unter Hin- 
weis auf die Schwierigkeit der damaligen Creditverhältnisse, welche durch 
ein solches Credttinstitut noch gesteigert würden, und -weil die Rück- 
sicht auf die (j-esammtmonarchie eine so eingreifende Massregel ohne 
Rückblick auf den ganzen Staat aufzufassen^ unthunlich mache. 

Von den böhmischen Ständen wurde im Jahre 1845 ebenfalls der 
Statutenentwurf für eine " Böhmisch-ständLsche Realhypothekenbank- be- 
schlossen^, ein sehr umstUndliclier Entwurf, für welchen es namentlich 



') .Die Wahl eines Hj-pothekarinsliluts in Öjlcrrcieh«, Wjfn 1855, S. 31 Die Angabe 
ilijrrte aber kaum richtig sein, nachdem im Jahre 1S48 der gessmmte Einlage iisliod dieeeT Spar- 
casse Hiebt mehr ila 17 Millionen Gulden C.-M. betrug. 

1 Eine kurze Darstelluag der damaligen und der noch weiter m erwähnenden späteren 
mähiischen Versuche bei E. Vodnafik: »Geachichie uüd Slatislik der mährischen Contribu tions- 
tonds- Vorschüsse aasen«, dann der >Errich(unE. Orgaaisalion und Wirksamkeil der Hypothekenbank 
der Markgrafschaft Mähren., Brunn 188&. 

•) Der Vcrfawer war Graf Friedrich Deym, aus deaien Feder die Schrift herrährl ; -Über 
Crcdlliiistitutc im aÜgemeincn und die Hypothekeniustitute insbes änderet, Prag 1S44. 
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recht charakteristisch ist, dass in demselben eine planmässige Zwangs- 
tilgnng der Bankdarlehen principiell nicht vorgeschrieben war. Vielmehr 
sollte der Direction anheimgegeben werden, »nach Massgabe ihrer Con- 
nivenz'< jährlich je ein Zwanzigstel jeder Schuldsumme zu kündigen. Für 
die starke Anlehnung an die preussischen Muster zeugt die Bestimmung, 
dass die Ausfolgung der Pfandbriefe an den Darlehensnehmer nur vor 
Gericht erfolgen sollte, wobei die behördliche »Namhaftmachung der 
bezüglichen Schuld- oder Cessionsurkunde und Hypothek auf jedem ein- 
zelnen Bankbriefe« als Bedingung der Giltigkeit des Actes vorgesclirieben 
war. All diese Vorsicht nützte trotz, wie es scheint, wiederholter Be- 
mühungen der Stände nicht, die Regierung für das Project der Stände 
günstig zu stimmen. Es ist wohl anzunehmen, dass die Gründe der Ab- 
lehnung ähnliche sein mochten, wie die dem mährischen Projecte gegen- 
über geltendgemachten, indessen scheint auch ein formeller Ablehnungs- 
grund geltendgemacht worden zu sein, nämlich der Hinweis, dass die 
Landesordnung von 1627 den Ständen in dieser Richtung eine Wirksam- 
keit nicht gestatte^). 

Noch mitten im Strom der Ereignisse des Jalires 1848 unternahm 
der provisorisch erweiterte Landtag von Mähren einen neuerlichen Ver- 
such, um eine Anstalt von nicht mehr exclusiv ständischem Charakter ins 
Leben zu rufen. Das Finanzcomit6 wurde mit der Ausarbeitung des Ent- 
wurfes für eine »allgemeine« mährische Hypothekenanstalt betraut, welche 
einerseits die Grundentlastung vermitteln, andererseits auch durch »Capital- 
verleihung und Schuldentilgung« dem Grrundbesitze unter die Arme greifen 
sollte. Die Vertagung des Landtages trat ein (1849), ehe in dieser An- 
gelegenheit etwas unternommen worden war. 

Aus dem Gesagten ergibt sich das Bild der Verhältnisse des Hypothekar- 
credites in Osterreich am Ende der ersten Hälfte unseres Jahrhunderts. 
Zu dessen Vervollständigung und zum besseren Verständnis der späteren 
Erscheinungen ist hervorzuheben, dass bis dahin die Zinsfiissverhältnisse 
während langer Zeiträume sehr günstig waren. Der Einlagenzinsfuss der 
Sparcassen betrug, soweit ersichtlich, wenigstens in den grösseren Städten 
4 Procent; der Hypothekarzinsfuss 5 Procent. Wohl treten zeitweilige 
Stockungen des Einlagengeschäftes, ja, selbst vorübergehend starke Rück- 
strömungen ein, aber im ganzen überwog ein für die Darlehensnehmer 
günstiger Stand, so dass mitunter selbst die Anlage zu 5 Procent 
Schwierigkeiten hatte. So sah sich z. B. die Böhmische Sparcasse in den 
Jahren 1836 bis 1838 sogar zu einer Herabsetzung des Zinsfusses für 
Hypothekardarlehen auf 4V2, dann auf 4 Procent genöthigt, womit auch 
eine Ermässigung desselben für Einlagen auf 3 Procent verbunden war, 
und musste diesen letzteren auch in den Vi erziger- Jahren für Einlagen 
wieder einführen-). Allerdings profitierte von diesen vorth eilhaften 



*) Nach einer Mittheilung des Dr. Pinkas im böhm. Landtage 1863 (Stenogr. Ber. S. 423). 
«) Denkschrift. S. 22 u. flf. 



Darlehensjjelegenlieiteii zunächst der städtische, vom landwirtschaftlichen 
aber hauptsächlich der grosse Besitz ; umso bedenklicher war daher im 
Jahre 1850 der obenerwähnte Versuch der Gesetzgpbuny, die bisherigen, 
für den Landmann selir vortheilhaften Einrichtungen der Wai senge Ider- 
verwaltung grundsätzlich umzugestalten. Schon der Übergang dieser 
Verwaltung aus den Jländerj der Patrimonialämter in die der landes- 
fürstlichen zwang zu einer genaueren Einhaltung der formellen Darlehens- 
voraussetzungen, was kaum mit trefflicheren Worten zum Ausdruck gebracht 
werden konnte, als mit den Worten des a. u. Vortrages des Justiz- 
Ministers vom 10. Juni 1850, -dass der Landmann nicht melir so leicht 
wie früher von dem ihn, seine Vertrauenswürdigkeit und seine ökonomischen 
Verhältnisse genau kennenden, und daher häufig über die Nachweisung 
der p upil lärm äss igen Sicherheit hinwegsehenden herrschaftlichen Waisen- 
amte Darlehen erlialten werde-, 

Es könnte immerhin die Frage aufgeworfen werden, worin denn das 
Creditbedürfnis des Landmannes damaliger Zeit bei dem vorherrschenden 
natural wirtschaftlichen Charakter bestanden hätte. Anlagecredit zu suchen, 
hatte wohl schon ab und zu der grosse Grundbesitzer Veranlassung, 
namentlich um Industrialien (Bräuhäuser, Brennereien, ja, selbst Eisen- 
hämmer u, a.) einzurichten'), der Bauer nicht. Wenn seit der Gesetz- 
gebung der Sechziger-Jahre in Österreich vielfach die Veranlassungen 
zur Contraliierung von Besitz schulden aus Anlas s von Kaufschillings- 
resten, Erbth eilen, Ausstattungen etc. sich sehr wesentlich vermehrt 
haben, so wäre es doch ein Irrthum, anzunehmen, dass in den früheren 
Jahrzehnten wegen des damals geltenden Agrarrechtes keine Veranlassung 
zu Verschuldungen vorhanden gewesen wäre. Ln Agrarrecht selbst lag 
sie nicht, sondern in ganz anderen Umständen — in der ursprünglich 
vierzehn-, dann achtjährigen präsenten Militärdienstpflicht, vor welcher 
der Bauer seine Söhne durch deren frühzeitige Ansässigmachung im 
Wege von Theilungcn, soweit solche damals möglich waren, oder Ab- 
tretungen gegen sogenannte Ausgedinge zu bewahren bestrebt war. So 
war schon lange vor unserer modernen Agrargesetzgebung eine starke 
Veranlassung zu grundbücherlichen Belastungen gegeben, welche in 
Fr. Brauners -Böhmisclien Bauern zu ständen- eine selir plastische 
Schilderung erfahren hat und auch von Tebeldi bestätigt wird*;. Wohl 
mochte bei derartigen Anlässen oft auch der Bauer Creditmangel 
empftmden haben, der Bewucherung nicht entgangen sein, allein im ganzen 
hat er schon damals weniger Noth um Credit, als vielmehr \oth zufolge 
der Besitze red itlasten gelitten. 



') D. Knh im böhm. Landtage 1863. 

*l BrnuQcTB Irefflicbe?, onvcrdienicrmaHcn in Vergesäeoheit geralhenea Werk (Pme 
1B47) wv aus Eeiaeo UDmiIttlbs.ren Wahrnehmungeii in pnlrimoDialäcntlichcT Stellung bcrvor- 
gesangen. Was Tcbcldi belrifli, ist bier sein Eucb: >Dfe G elil an ccleecnh eilen Üsicrrcichs. 
<.tB47) gemeint. 
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II. Von 1848 bis 1865. 

Die tiefeinschneidenden administrativen und wirtschaftspolitischen 
Massnahmen des Jahres 1848 und der nächstfolgenden Jahre, sowie die 
durch dieselben geforderte mächtige Umgestaltung* unseres gesammten 
Wirtschaftslebens mussten nothwendigerweise einen gewaltigen Rück- 
schlag üben zunächst auf die Creditbedürfhisse der Landwirtschaft über- 
haupt und unter dem Drucke der letzteren auf die Entwickelung der be- 
züglichen Creditorganisation. 

Was das Creditbedürfnis selbst anbelangt, so bedarf es keiner aus- 
führlichen Auseinandersetzung, dass dasselbe wesentlich beeinflusst i\mrde 
von den beiden grossen Veränderungen, welche die Marksteine in der 
Entwickelung unseres modernen Agrarrechts gebildet haben — der Grund- 
entlastung und der späteren, dem Ende der Sechziger- Jahre angehörenden 
reichs- und landesgesetzlichen Durchführung der Bodenmobilisierung, 
gemeiniglich mit dem TheilbegrifF * Freitheilbarkeit'* bezeichnet. Während 
die Bodenmobilisierung vermöge der Umgestaltung des bäuerlichen Erb- 
rechtes, des eingeführten freien Verkehres mit Grund und Boden, sowie 
der freien Einschuldbarkeit zunächst einer bis dahin agrarrechtlich be- 
schränkten Entwickelung des Besitzcredites Thür und Angel öffnete, hat 
die ihr um zwei Jahrzehnte vorausgegangene (irundentlastung plötzlich 
und allenthalben ein dringendes Bedürfnis an Anlagecredit hervorgerufen 
und zwar auf beiden von der Grundt^ntlastung direct tangierten Seiten, 
bei dem Grossgrundbesitzer, wi(* beim Bauer. Der (xrossgrundbesitzer 
brauchte G(»ld, um sein Inventar zu vermehren, d(»r Bauer, um die neuen 
bar zu bestreitenden Lasten zu tragen, beide brauchten Geld, um den 
nothwendigen Lb(»rgang von den bisherigen naturalwirtschaftlichen Ein- 
richtungen zu den geldwirtschaftlichen Formen zu bewerkstelligen, an 
beide stellte di(\se Umgestaltung, die Entwickelung des Communications- 
wesens, sowie die erhiWite B(*deutung des Marktwesens, kurz, die 
potenzierte Bedeutung des Unternehmungsmomentes in der Landwirtschaft 
die kategorischem Anforderung intensiveren Betriebes. Zwar gelangten 
die ehemaligen Grundherren im Gefolge der durchgeführten Grund- 
entlastungsoperationen in den l^esitz von veräusserlichen Grrundentlastungs- 
obligationt^n, allein für diese selbst musste sich eine entsprechend 
günstige Aufnahmsflihigkeit erst entwickeln, dann reichte der Erlös nicht 
immer aus für die Grösse des Bedarfes an Betriebscapital, sowie für die 
Aufwendungen behufs Vermelirung dos Fundus instructus und die den 
Anforderungen intensiverer AVirtscliaft entsprechende Anlage neuer land- 
wirtschaftlich(*r Gewerbsunt(*rnehmungen. 

Die Befri(*digung des gesteigerten Croditbedürfnisses war aber 
schwierig. Vieles traf zusammen, um dieselbe zu erschweren. Es bestand 
nicht blo.^s ein ^langf^l an entsprechenden Instituten, deren Schaffung von 
der gewolmten L(^thargie dt?s privaten Unternehmungsgeistes nicht rasch 
genug zu erwarten war, während politische AViiTungen eine Action der 
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Reyieninj^ auf diesem Gebiete^ auch wenn der Wille vorhanden gewesen 
wäre, ausschlössen. Es brach vielmehr eine fürmliche Creditkrise aus, 
welche unter den gegebenen Umständen die Landwirtschaft besonders 
empfindlich traf. Zunächst beanspruchte der Staat nicht bloss höhere 
Steuerie istungen, sondern entzog vermöge seiner grossen Creditoperationen 
dem privatwirtschaftlichen Gebiete ungeheuere Capitalsummen. Am be- 
denklichsten gestaltete sich dieser Zustand gelegentlich der Realisierung 
des sogenannten Nationalanlehens vom Jalire 1854. Dazu gesellten sich 
bald vermehrte Creditbedürfnisse der neuer kräftigerer Entfaltung zu- 
strebenden Industrie und des Handels. 

Der Einfluss dieser Verhältnisse traf die Landwirtschaft der industriell 
fortgeschrittensten Sudetenländer am misslichsten. Der Zinsfuss stieg 
allgemein, am Lande blühte der Wucher. 

Das Bedürfnis ausgiebigen Creditea und besserer Organisation seiner 
Vermittelung macht sich nicht bloss in gewerblichen, sondern auch in den 
landwirtschaftlichen Kreisen geltend. Es wird literarisch behandelt, in 
landwirtschaftlichen Congressen und Versammlungen besprochen. Unter 
den letzteren ist namentlich die von Österreichern beschickte XVL Ver- 
sammlung deutscher Land- und Forstwirte zu Nürnberg (1854) hervor- 
zuheben, welche die im Jahre 1846 auf der Grazer Versammlung ein- 
gehend behandelte landwirtschaftliche Creditfrage neuerlich in Verhandlung 
nalim '). 

Nicht ohne Einfluss auf diese Bewegung blitben die parallelen 
Bestrebungen in Deutschland und Frankreich, sowie die in Bezug auf 
Pfandbriefrecht und Hypothekarcredit-Organisation daselbst angebahnten 
Neuerungen. Nach dem landschaftlichen Pfandbriefsysteme Preussens 
musste die specielle grundbücherliche Eintragung der zum Zwecke der 
Belehnung eines bestimmten Gutes emittierten Pfandbriefe auf dieses Gut 
als Specialhypothek erfolgen, was die Anwendung des Pfandbriefes im 
Gebiete des bäuerlichen Hypothekarrechts beschwerlich machte. Dieses 
System wurde noch vor 1850 durchbrochen, so namentlich durch die 
Satzungen des Erbländischen ritterschafthchen Creditvereins im König- 
reiche Sachsen (1844), sowie gemäss Regulativ vom 11. Mai 1849 bei 
der schlesischen Landschaft. Fortan erfolgte die bücherliche Einverleibung 
der Darlehen auf (.irund der Schuldurkunde lediglich auf den Namen der 
Landschaft {des Credit verein es), so dass eine directe Beziehung jedes 
einzelnen Pfandbriefes zu einer bestimmten Hypothek nicht mehr stattfand, 
der Pfandbriefinhaber sich zunächst an den Emittenten halten und erst 
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subsidiär andere Haft verbindlichkeiten geltend machen konnte. Entsprechend 
einer solchen neu gestalteten Form und Natur des Pfandbriefes konnte 
auch die Ausdehnung des Pfandbriefcredites auf den landwirtschaftlichen 
Kleinbesitz mit Erfolg versucht werden, was seitens der schlesischen 
Landschaft in derThat geschah, indem »um den Bedürfnissen der Besitzer 
nicht incorporierter Grundstücke Abhilfe zu verschaffen <', auch diese 
letzteren zur Beleihung zugelassen wurden. 

In Frankreich hatte schon 1835 Wolowski den Bodencredit-Einrich- 
tungen Deutschlands das Wort gesprochen. Der allgemeine Ruf nach 
einer Reform des Bodencredites um die Mitte des Jahrhunderts gab die 
Veranlassung zur Erlassung desDecretes vom 28. Februar 1852 über die 
Bodencreditgesellschaften ^) mit dem Rechte der Pfandbriefemission, das 
auf eine decentralisierte Organisation abzielte, der Untemehmungsform 
nicht präjudicierte, im übrigen als Bedingung der Autorisation und des 
an dieselbe geknüpften Emissionsrechtes stricte Grundsätze überBelehnungs- 
grenze, Verzinsung und Amortisation aufstellte. Dem Pfandbriefinhaber 
wurde nur eine Klage gegen die Gesellschaft zuerkannt, dieser selbst 
aber mancherlei Ausnahmsbefugnisse, insbesondere auch in Bezug auf 
Sequestration und Substanzexecution eingeräumt. Die Gebarung der 
Gesellschaften sollte genau zu regelnder Staatsaufsicht unterliegen. Kaum 
hatten jedoch drei Institute dieser Art für bestimmte territoriale Umkreise 
die Autorisation erhalten, als das allerdings schon früher, namentlich aus 
Gründen der Einheit des Pfandbriefes und der daraus sich ergebenden 
besseren Marktfahigkeit des letzteren bekämpfte Princip der Decentrali- 
sierung verlassen und dem System der Monopolisierung der Vorzug 
gegeben wurde. So trat durch kaiserliches Decret vom 10. December 
1852 die Actiengesellschaft des nachmals berüchtigten »Credit foncier« 
ins Leben. 

Dass in Österreich, wo bald auch eine andere zeitgenössische Bank- 
schöpfung Frankreichs — der Credit mobilier der Brüder Pereire — 
Nachbildung fand, dieses Vorbild einer privilegierten Centralbank für 
Hypothekarcredit über das preussische Muster decentralisierter Schuldner- 
genossenschaften den Sieg leicht davontragen konnte, war aus den 
zufälligen Verumständungen der damaligen Zeit wohl erklärlich. 

Die ständische Verfassung war formell aufgehoben, die Tendenz der 
inneren Politik eine ausgesprochen centralistische. Dazu kam nun die 
Schwierigkeit der finanziellen Lage des Staates und das durch dieselbe 
beeinflusste Verhältnis des Staates zur Nationalbank. In die Reihe jener 
Massnahmen, welche der Bank behufs Sanierung der zerrütteten Valuta 
die Aufnahme der Barzahlungen ermöglichen sollten, gehörte auch 
jenes Übereinkommen der Staatsverwaltung mit der Nationalbank 
(18. October 1855), dem zufolge Staatsgüter im Schätzwerte von 156 
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Millionen Gulden der Bank zur Verwaltunff und baldth unliebster Ver- 
äusserung übergeben -ftiirden. In engster Verbindung mit dieser Massregel 
stand nun die mit Allerhöchster Entschliessung vom 12. October 1855 
der Nationalbank eingeräumte Bewilligung zur Errichtung einer besonderen 
Abtheilung für Hypothekarcredit, welche allerdings nicht unmittelbar in 
Noten Darlehen auf Realitäten leisten durfte, sondern zu diesem Behufe 
Pfandbriefe emittieren sollte. Dieser Abtheilung wurde aus dem Erlöse 
der bei diesem Anlasse der Bank gestatteten Emission von 50.000 neuen 
Actien ein Betrag von 40 Millionen Gulden zugewiesen. Gemäss des 
Statutes der Hypothekarabtheilung (Reichsgesetzblatt vom ::g, März 1856, 
Nr. 36) war die Bank zu Darlehen auf landwirtschaftliche Realitäten 
und Zinshäuser berechtigt, und zwar, unter Einrechnung der auf der 
Hypothek schon aushaftenden Lasten, bis zur Hälfte ilires durch gerichtliche 
Schätzungen, raehrjährige Erträgnisausweise oder durch Kaufcontracte 
zu ermittelnden Wertes; es konnte jedoch als "Wert von Grundstücken 
auch der hundertfache Betrag der ordentlichen (einfachen) Grundsteuer, 
also ohne Zuschläge, angenommen werden. Der Betrag des Darlehens 
innerhalb dieser Grenzen, die Zuzählung desselben in Barem oder in 
Pfandbriefen, die Festsetzung der Rückzahlungsbedingnisse (auf einmal 
— in Raten — in Annuitäten), sowie die Höhe des Zinsfiisses wurde 
dem Übereinkommen der Bank mit den Parteien überlassen. In diesen 
letztgenannten Bestimmungen kamen auch in Osterreich die Eigenthümlich- 
keiten des Pfandbriefgeschäftes einer auf Gewinn abzielenden Bankunter- 
nehmung — im Gegensatze zu den Einrichtungen der galizischen ständischen 
Anstalt und der späteren Landesbanken — zum erstenmal zur Geltung. 

Bei den letztgenannten ist die gleiche Höhe des Darlehens- und Pfand- 
briefzinsfusses, demzufolge auch die Darlehensgewährung nur in Pfandbriefen 
vorgeschrieben, was zwar nicht nothwendig bedingt, dass die Ablieferung 
der Pfandbriefe an die creditnehmende Partei jeweils nur in natura erfolgen 
müsste, nachdem die Anstalt, wenn es die Partei wünscht, die Pfandbriefe 
zur Ver ausser ung oder zu eigenem Ankauf, jedoch stets nach dem Tages- 
course, höchstens mit Abzug einer geringen Provision übernehmen kann. 
Aber jeder Darlehensgewährung entspricht hier eine Pfandbriefemission, 
mit jeder Darlehensgewährung kommt ein Pfandbrief -in Umlauf«. Re 
kosten und eventuelle Reservefondsvermehrung können (da die Gewinn- 
absicht ausgeschlossen) nur im "Wege besonderer Nebenauflage (Regi 
beitrag) hereingebracht werden, die nur insoweit und solange erhoben 
werden darf, als es der Zweck erheischt. 

Ganz anders bei den capital istischen Bankuntemehmungen. Jenes 
Plus, auf das sie über den zur Regiekostendeckung und Reservefonds- 
ansammlung nöthigen Betrag ausgehen, könnte bei Aufrechthaltung der 
vorerwähnten Grrundsätze nur durch entsprechende Erhöhung des 
sogenannten Regiebeitrages erzielt werden, was eine Concurrenz mit den 
nicht auf Gewinn abzielenden Anstalten ceteris paribus erschweren würde. 
Soll eine solche möglich sein, so miiss diL> Hereinbringung eines Gewinnes 

Geach. d. Lan.J- u. Forslwirlseh. l. Bd. jS 



I 

J 



— 594 — 

eb*:^ in anderer Weke g'esichert sein. Das kann in manni jachster Weise 
erreicht werden. Im Falle des Beibehaltes eines wenitfstens äusserlich 
dem eben %'eschilderten ähnlichen Vorgang^es, kann dies g-eschehen, indem 
jedes Darlehen formell noch mit einer concreten Pfandbriefausgabe im 
Zusammenhani^e bleibt, dabei aber unter Aufrechthaltung^ der Gleichheit 
de> Zinsf'^s^es der Darlehen und Pfandbriefe die Anstalt principiell die 
Verau-sserun^ der Pfandbriefe sich vorbehält und einen Kosten und 
Gewinn deckenden Zuzählungscours sich bedingt oder in der Aufstellung" 
des Tilifanifrrplanes zugleich für Gewinn vorsorgt. Oder es kann die 
Gleichheit des Darlehens- und Pfandbriefzinsftisses aufgegeben, d. h. 
für dar» Darlehen eben ein höherer festg-esetzt werden. Xebstdem kann 
die Pfandbriefemission formell g"anz g'etrennt werden von der Realisierung 
des Darlehens, indem auf Grund der bar zugezählten Darlehenssummen 
Pfandbriefe je nach günstiger Absatzmög"lichkeit in grösseren oder 
geringeren Partien auf den Markt gebracht werden. Da die Gesammtheit 
der ausstehenden Darlehensbeträge nicht gleichbleiben muss der Ge- 
sammtheit der jeweils umlaufenden nicht ausgelosten Pfandbriefe, so 
ist auch eine grössere Freiheit in Bezug auf die Wahl der Pfandbrief- 
t\'pen in Bezug auf Umlaufszeit (mit fixer Verfallszeit — verlosbar) u. dergl. 
möglich. Kurz, der Process der Lösung des ursprünglich engsten Connexes 
zwischen dem concreten Darlehen und den correspondierenden Pfand- 
briefen hat in den Einrichtungen der Actien-H\T>othekenbanken den 
weitesten Fortscliritt gemacht, diesen selbst in mannigfachen, wiederum 
mehr oder weniger entschiedenen Spielarten. Ohne diese Abw^eichungen 
von den früher erwähnten Formen und Grundsätzen gäbe es für ein auf 
Gewinn abzielendes Hypothekar-Creditinstitut kaum ein Interesse an dem 
Pfandbriefgeschäfte. 

Zwar gaben die angedeuteten Befugnisse der Hypothekar- Abtheilung 
der Xationalbank die grösste Freiheit, welche bloss dadurch beschränkt 
war, dass sie Pfandbriefe nur bis zum fünffachen Betrage der für die 
Geschäfte dieser Abtheilung bestimmten Dotation hinausgeben dürfe und 
dass die Summe der hinausgegebenen niemals den Gesammtbetrag der 
jeweilig bestehenden Hypothekarforderungen übersclireite. Allein die 
Bank wählte immerhin noch Formen, die man im Vergleich zu den 
späteren Erscheinungen heutzutage als die conservativeren bezeichnen 
kann. Bei der damaligen Ausgabe ihrer sechsprocentigen Pfandbriefe 
gewährte sie Darlehen ausschliesslich in Pfandbriefen, und zwar bei 
Grundbesitz höchstens auf 32 Jahre, verzinste auch die Darlehen selbst 
mit sechs Procent, indem sie eine Annuitätsleistung von jälirlich sieben 
Procfmt in halbjährigen Raten bedang, diese Annuitäten aber auch bei 
kürzeren Zahlungsfristen zuliess. Mit Ablauf dieser kürzeren Zahlungsfrist 
musste dann der ganze Darlehensrest auf einmal zurückgezalüt werden, 
jedoch konnte auch eine Prolongation stattfinden. Bei Häusern (mit 
Ausschluss selbständiger Belehnung von Industrialbauten) war überhaupt 
nur sechsjähriger Rückzahlungstermin gestattet, jedoch bei derselben 
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Annuität und untL-r ("ifstattuny; der I'rokmyation. N'acli den neueren Ein- 
richtungen, die wir sog-leicli hier erwähnen wollen, findet eine Abweichung" 
zwischen dem Zinsfusse des Darlehens und der Pfandbriefe statt. Letzterer 
beträgt 4 Procent, jener 4"/! Procent, die Annuität, je nach der Tilgung^s- 
dauer von 40'/* oder 50 Jahren, 5'/* oder 5V« Procent. 

Doch kehren wir zurück zu den Anfangen. Das Interesse der 
Xationalbank an der Errichtung ihrer eigenen Abtheilung für Hypothekar- 
credit war nicht lediglich durch das vorhandene dringende Bedürfnis des 
Grundbesitzes bedingt, sondern auch durch die übernommene Aufgabe, 
die ihr überwie.'^enen Domänen thunlichst vortheilhaft an den Mann zu 
bringen. Denn in der allgemeinen Geldnoth war an einen entsprechend 
raschen und vortheilhaften Verkauf ohne Gewälirung namhafter Kauf- 
schillin gs er edite nicht zu denken. Was jedoch die sonstige Zugänglichkeit 
ihres Hypothekarcredite.s betrifft, so erfuhr diese eine entschiedene Ein- 
schränkung durch die damalige stricte Bestimmung des Reglements der 
Hypotliekar- Abtheilung, dass die Nationalbank kein Darlehen gewähre 
und keine H3^othekarf orderung ablöse, wenn der Betrag nicht wenigstens 
fl. 5Cioo erreicht. Ganz abgesehen von den Beschwernissen der CrecÜt- 
bewerbung selbst grosserer Grundbesitzer aus entfernteren Theilen des 
Reiches bei der noch wenige Filialen besitzenden Central an st alt, war 
durch die letztere Bestimmung die ungeheure Masse des kleineren firund- 
besitxes von der Theilnahme am Hypothekarcredit der Nationalbank 
vollkommen ausgeschlossen und blieb auf ilire bisherigen, nicht mehr 
zureichenden Quellen angewiesen. 

Dies schien in der That den Anschauungen derjenigen Kreise zu 
entsprechen, welche mit der gleichzeitigen Bewegung nach einer wirk- 
samen Neugestaltung der österreichischen Creditorganisation Fühlung 
hatten. 

Dies erhellt aus einer gleichzeitigen Publication, welche unstreitig 
die bedeutendste unter den damaligen, die einheimische Creditorganisation 
behandelnden Scliriften ist. Es ist dies die unter dem Titel: »Die neue 
Gestaltung der Geld- und Creditverhältnisse in Österreich ')« veröffent- 
lichte Abhandlung, welche ausser vielen anderen auch die Frage der 
Organisation des landwirtschaftlichen Realcredites im Zusammenhange 
mit der Grundentlastung und den durch diese bedingten einschneidenden 
Änderungen des grossen und kleinen Wirtschaftsbetriebes, sowie mit den 
Verkaufssch^\*ierigkeiten der der Nationalbank zugewiesenen Staatsdomänen 
behandelte. Das Erfordernis einer Hypothekenbank wird hiebei lediglich für 
den landwirtschaftlichen Grossbesitz aufgestellt, von den beiden 
möglichen Wegen — Centraünstitut oder Landesanstalten — wird dem 
ersteren der Vorzug eingeräumt, weil Hypotliekenbanken als Landos- 
anstalten ^schwerlich von Sonder Interessen und Sonderbestrebungen frei 
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geblieben wären«, wohingegen es möglich sei, die »centralisierte Bank 
zu gleicher Zeit mit den Interessen der einzelnen Länder in so materieller 
Weise zu verbinden, dass die praktische Thätigkeit der Bank gezwungen 
werde, mit iliren eigenen allgemeinen, zugleich auch provinzielle und 
sogar locale Interessen vertreten zu müssen. Oder, positiver ausgedrückt, 
es war angezeigt, die Hypothekenbank dadurch den eigenthümlichen 
Verhältnissen Österreichs entsprechend herzustellen, dass man einen Real- 
besitzer schuf, der, an das Centrum in Wien gebunden, in jedem Theile 
des Staates grosse Besitzungen und daher mit allen Besitzern zu gleicher 
Zeit das grösste und allenthalben gleiche Interesse habe, durch die beste 
Organisierung des Realcredites den Verkauf von Grundbesitzungen an 
neue Unternehmer zu erleichtem«. Die Hypothekarabtheilung der Xational- 
bank sollte also das Mittel sein, um einerseits der Xationalbank den Ver- 
kauf der ihr zur Deckung überwiesenen Domänen zu erleichtem, anderer- 
seits dem infolge der Robotablösung dringend gewordenen Capital- 
bedürfnisse des GrossgrundbCvSitzes unter günstigen Bedingungen entgegen- 
zukommen. Dem kleinen städtischen Realcredit hätten die Sparcassen zu 
dienen, dem kleinen ländlichen aber seine bisherigen Creditquellen, die 
Waisenfondes, wenn auch bei einer den neuen öffentlich-rechtlichen Ver- 
hältnissen entsprechenden Umgestaltung ihrer Verwaltung. 

Das war ein Project von jener Art, wie sie beim grünen Tisch 
gemacht werden. Es musste an der Macht der thatsächlichen Bedürfnisse 
scheitern, und scheiterte in der That, ehe ein Jahrzehnt um war. Die 
Entwickelung des Hypothekarcredites in Osterreich nahm nothwendig 
einen ganz anderen Weg. Sie hätte ihn wahrscheinlich selbst dann ge- 
nommen, wenn die Nationalbank sich überhaupt bemüht hätte, durch ein 
dichteres Netz von Filialen und Agenturen einen stetigen regen Contact 
mit den Interessentenkreisen zu pflegen, was gar nicht der Fall war, denn 
ihr genügte die Clientel der grossen Güter und grossstädtischen Zins- 
häuser bei ZinsfuSvSbedingungen, welche den Verhältnissen der volks- 
wirtschaftlich minder fortgeschrittenen Länder mehr entsprachen, als den- 
jenigen der entwickelteren. Ihre Hypothekarabtheilung wurde am i. Juli 
1856 eröffnet. Im Verlaufe des ersten Jahres gewährte dieselbe fl. 1,616.300 
an statu tenmässigen Hypothekardarlehen, brachte jedoch bloss fl. 405.900 
an Pfandbriefen auf den Markt; im folgenden Jalire war ihr hypo- 
thekarischer Forderungsstand fl. 13,706.871, im dritten fl. 36,818.431, 
der thatsächliche Pfandbriefumlauf blieb hinter dem Darlehensstande weit 
zurück, im dritten Jahre betrug derselbe fl. 25,324.195. Am Schlüsse des 
zehnten Jahres (1865) betrug der Forderungsstand fl. 63,601.658 bei 
einem Pfandbriefamlaufe von über fl. 51,000.000. Ziehen wir die Ver- 
theilung der ausstehenden Hypothekarforderungen nach den einzelnen 
Ländern in Betracht, so finden wir, dass im Jahre 1865, zugleich dem 
ersten, wo in Österreich zwei neue Pfandbriefinstitute ihre concurrierende 
Wirksamkeit begannen, von den obenerwähnten fl. 63,601.658 auf Ungarn 
fl. 34,638.416 entfielen, aufCroatien fl. 1,386.940, Siebenbürgen fl. 291.506, 




von den heutigen Reichsrathsländem aber auf Niederösterreich fl. 10,329.937, 
Galizien fl. 7,752.358, Bukowina il. 673.412, auf Böhmen bloss fl- 3,903.525 
in 30, auf Mähren fl. 3,704.587 in 44 Posten, 

Xur durch die Existenz einer Anstalt war von Anfang an das 
Monopol der Nationalbank als Pfandbriefanstalt durchbrochen. Es war 
die bereits erwähnte, seit 1841 bestehende ständische Anstalt in Galizien. 
Mit der Aufhebung der ständischen Verfassung war diese Anstalt ge- 
nöthigt, ihre Grundlagen den neuen Verhältnissen anzupassen. Im Unter- 
schied gegenüber den böhmischen Ständen, welche den früheren Plan 
einer ausschliesslich ständischen Anstalt zu Gunsten einer allgemein zugäng- 
lichen Hypothekenbank aufgaben, hielt die galizische Anstalt noch an 
ihrem exclusiven Charakter fest und besitzt ihn bis heute. Trotz alles 
Bemühens der Interessenten um die definitive Neugestaltung gelang es 
erst 1868, der Anstalt eine neue, den Zeitverhältnissen entsprechende 
äussere Gestalt zu geben. Sie wurde unter dem Namen des - Galizischen 
Boden-Creditvereines« umgestaltet in einen lediglich Grossgrundbesitzem, 
deren Güter als selbständige Gutskörper in der galizischen und 
Bukowinaer Landtafel eingetragen sind, zugänglichen Schuldnerverein, 
welcher seinen Mitgliedern unter deren Solidarhaftung Hypothekar- 
darlehen in der Höhe von wenigstens fl, 500 ertheilt'}. Wenn auch diese 
Anstalt vermöge ihrer exclusiven Stellung in Rücksicht der bei ihr 
belehnungsfaliigen Objecte in geringerem Grade das allgemeine Interesse 
zu fesseln vermag, so ist doch anzuerkennen, dass diese Anstalt, welche 
eine namhafte Stellung unter den österreichischen Anstalten für Hypo- 
thekarcrodit sich erworben hat, in ihrem Netz von Bezirksausschüssen, 
d. i. von der Direction zunächst aus Mitgliedern ernannten Comites, 
welche die Geschäfte des Vereines am Lande besorgen, ein seitens 
anderer Banken nicht leicht nachahmliches Vorbild mitinteressierter 
localer Hilfsorgane besitzt. Die Anstalt hat frülizeitig den Regiebeitrag 
herabgesetzt, dann (seit 1857) zeitweilig ganz aufgehoben und Ende 1865 
belief sich ihr ausstehender Forderungsstand auf fl. 16,900.639, 

Mittlerweile begann aber das Spare assenwesen sich mächtiger zu 
entfalten. Die Sparcassen, bis dahin mit wenigen Ausnahmen nur in den 
Landeshauptstädten bestehend, wurden allmälilich auch in grösseren 
Landstädten gegründet, fortan überwiegend als städtische Anstalten. Zu 
den 17 vor 1850 errichteten waren bis Ende 1860 42 neue zugewachsen, 
davon in Böhmen 13, Niederösterreich 8, OberÖ st erreich 5, in Steier- 
mark und Tirol sammt Vorarlberg je 3 ; Eingang fanden die Sparcassen 
in diesem Jahrzehnt erst in Mähren (5), Schlesien (3), Salzburg (i) und 
der Bukowina (1), Bis einschliesslich 1865 vermeltrte sich die Gesammt- 
zahl auf 113. Der Einlagenstand hob sich von fl, 64,933.265 (Ende 1850) 
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auf tl. ri 2,945.0 r 3 /"Ende 186.5)^ und wenn wir annehm*=^n, dsLSS circa 
"jO Procent der Einlassen an Hypothekardarlehen ausg-ethan wurden, so 
-jrar der Betrag' der letzteren um einii^es grosser^ al-s der g'Ieichzeitig'e 
*reriammt.^tand der hypothekarischen Forderung-en der Xationalbank 
tf. 63,60 1.6.58 iy jedenfalls aber mehr als doppelt so gross, wie die sämmt- 
lichen Flypothekarforderungen, welche die letztere innerhalb der heuti^ren 
Reichsrathsländer besass i'über 27 Millionen Gulden». 

Fast parallel mit der Vermehrung der Sparcassen gieng aber 
namentlich in den Sudetenländem die Tiründung der ersten Vorschuss- 
vereine nach den Vorbildern von Schulze-Delitzsch vor sich, die 
vorzüglich wieder in diesen genannten Landern auch der Pflege des 
Hypothekarcredites sich zuwandten. Doch waren diese eines bedeutenden 
Aufschwunges fähigen, dazumal unvergleichlich mehr als heutzutage im 
wahren Gei^^te mutueller Selbsthilfe gehaltenen Institutionen noch in ihren 
bescheidenen Anfangen, um eine weitbefruchtende Wirksamkeit entfalten 
zu können. Wenn sich sonach auf diese Weise schon die Vortruppen 
der zum Bekriegen des ländlichen Wuchers berufenen Armee localer 
Creditinstitute erfreulich vermehrten, so waren trotzdem ihre Kräfte noch zu 
schwach, um diesen Kampf mit genügendem Erfolge zu fuhren, und es 
wird aus diesem Grunde begreiflich, dass sich die Staatsverwaltimg im 
Jahre 1858 bemüssigt fand, im speciellen »Interesse der Pflegebefohlenen 
und des landwirtschaftlichen CrediteS", das durch ihre Verfügungen aus 
dem Jahre 1850 zur Auflosung bestimmte System der cumulativen An- 
legung von Waisengeldem wiederum zu restituieren, beziehungsweise 
rlasselbe in denjenigen Ländern, woselbst es nicht bestanden hatte, erst 
einzufuhren. *Die . . . um die Mitte der Fünfziger-Jahre acut gewordene 
Creditnoth des landwirtschaftlichen Grrundbesitzes, welche in einzelnen 
Theilen des Reiches bereits zu massenhaften Executionsverkäufen getulirt 
hatte, forderte die sorgfaltigste Schonung jener wenigen Quellen des 
landwirtschaftlichen Credites, welche aus früheren Zeiten noch vorhanden 
waren, und somit auch die fernere Erhaltung des Institutes der cumula- 
tiven Waisencassen-' — sagt die historische Skizze des Waisencassen- 
wesens in der * Osterreichischen Statistik« ^). 

TMesfm Zweck verfolgten die beiden Verordnungen vom 9. November 
r8.58, R.-G.-HL Xr. 205, und vom 24. Juni 1859, R.-G.-Bl. Xr. 123, von 
welchen die erstere die principielle Anordnung getroffen hat, dass Bar- 
schaften der cumulativen Waisencassen mit Beschleimigung fruchtbringend 
auf Hypotheken gegen gesetzliche Sicherheit, und nur wenn solche Hypo- 
theken nicht zu erlangen sind, auf eine andere gesetzlich zulässige Art 
anzulegen seien. Thatsächlich gelang es nur in denjenigen Ländern, in 
welchen die cumulativen Waisencassen seit langem bestanden, dieselben 
zu einer neuen, kräftigeren Entfaltung zu bringen, nämlich in den böhmi- 
schen Ländern und in Xiederösterreich. In Dalmatien wurde auf die 
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Errichtung im vorhinein verzichtet, in einem grossen Theile der Alpen- 
lancier auf dieselbe nicht gedrungen. Nur in Ob er Österreich und Galizien 
gelang die theilweise Einbürgerung dieser äusserst zweckmässigen Ein- 
richtung'). 



III. 



Von 1865 bis 1875. 



Durch die Errichtung der Hypothekarabtheilung der Nationalbank 
waren Pläne, welche die Gründung tc?rritorialer Pfandbriefinstitute be- 
zweckten, für einige Zeit zurückgedrängt. Selbst in Böhmen, dem ältesten 
Sitze der Landesbankprojecte, wurde mit der geschaffenen Sachlage ge- 
rechnet und bloss Einrichtungen angestrebt, um den Credit der centralen 
Pfandbriefanstalt den Creditbe dürft! gen im Lande leichter und auch wohl- 
feiler zugänglich zu machen. Aus diesem Grunde unternahm ein ständisches 
Comitö bei der Nationalbank Schritte behufs Errichtung einer Filiale 
ihrer eben geschaffenen Hypothekarabtheilung in Böhmen, wobei aber 
auf der Basis einer Mithaftung der Hypothek arschuldn er eine billigere Ver- 
zinsung als die von der Xationalbank sonst beanspruchte eingeräumt 
werden sollte"). Als dieser Plan bei der Bank kein Entgegenkommen 
fand, kehrte man abermals üur Idee finer selbständigen Landescredit- 
anstalt zurück und im Jalire 1859 arbeitete Graf Albert Nostitz, welcher 
vim da ab die Führung in dieser Angelegenheit übernimmt, den Statuten- 
entwurf aus, welcher in vielen Stücken dem galizischen Vorbilde folgend, 
und mancher überflüss'ger Details entledigt, gegenüber dem Deym'schen 
Entwürfe von 1845 ein entschieden modernes Gepräge besasa*). Dieser 
im Jalirc 1860 vom ständischen Lande sausschusse genehmigte und der 
Regierung vorgelegte Entwurf sollte als ständisches Project die Geneh- 
migung nicht mehr finden, sondern lediglich die Grundlage bilden für 
die Verhandlungen des ersten auf Grund der Februarverfassung zusammen- 
getretenen Landtages, dem diu bisher erfolglos angestrebte Gründung 
einer Landesbank endlich gelang. Es wurde nämlich im Jahre 1862 
im Landtage der Antrag ^uf Errichtung einer Landeshypfithekenbank 



') Ohne das Princip selbst lu berühren, haben spätere Vorschriften achi gesunde Reformen 
in Einzelheiten geschaffen. So die Bestimmungen des Gesetzes vom I8. Muri 1876, R.-G.-Bl. 
Nr. 51, wodurch der Mindcatbctrag, von welchem die Waiscncasse dem Pupillen Zinsen zu 
leislen hat, auf (1. S feslgesetit und die Gleichheit des Zinsfusscs für die Activ-, wie Passiv 
eapitalien der Waisenfonds slatuiert wurde. Die Höhe des Zinsfusses bestimmen jetzt die Ober- 
land esgerichtc. Endlich haben die Justii-Mioisterialverordnungen vom 28. November 1885 und 
8. Mai 1887 gegcnseilige Darlehensge Währungen der Waisenfonds geslatlel, was die Elocicrung 
nicht unwesentlich erleichtert. 

*) Nach Mittheilnngen des Grafeu Albert Nosliti im böhm. Landtage. Es ist tu bemerken 
dasä die Bewilligung der Hypothekardarlehen nur der Centrale instand, die AuBhäudigong der 
Valuta konnte auch bei den damals noch äusseret spärlichen Filialen angewiesen werden. 

*) Aulographierte Exemplare dieses Eutwurres sind in der Lnndesausschussbibliuthek lu 
Prag aufbewahrt. 
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eingebracht, worauf die Regierung" den letzten ständischen Statuten- 
entwurf dem neuen Landesausschusse übermittelte. 

Die Geschichte der Verhandlungen über das Statut und die ersten 
Schicksale der Bank selbst bietet manches Interessante, weil es sich um 
die Errichtung des ersten Institutes dieser Art handelte und der Mangel 
jedweder Erfahrung auf die ersten Gebarungserfolge desselben jedenfalls 
nicht ohne Einfluss bleiben konnte. 

Zunächst währte es einige Zeit, ehe der auf der Basis des Xostitz- 
schen Projectes vom Landtage genehmigte Statutenentwurf seitens der 
Regierung die Erledigung fand, zumal ein Theil der Bestimmungen des- 
selben wegen der darin enthaltenen Ausnahmen von den allgemeinen 
Gesetzen als der Reichsgesetzgebung vorbehalten angesehen wurde. 
Nachrichten über die bevorstehende Genehmigung des Statutes einer 
Actienuntemehmung — der weiter noch zu erwähnenden K. k. priv. all- 
gemeinen österreichischen Bodencreditanstalt — welcher Ausnahmen im 
gleichen Umfange mit den für das böhmische Landesinstitut geforderten 
zugesagt seien, weckten den beunruhigenden Verdacht, dass die Ver- 
zögerung mit diesem grosscapitalistischen Projecte zusammenhänge. Erst 
über wiederholte Interpellationen im Landtage erfolgte 1864 die principielle 
Genehmigung des Projectes unter Vorbehalt gewisser Modificationen. Die 
den verlangten Änderungen conformen Beschlüsse wurden rasch gefasst 
und Mitte Jänner 1865 trat nach beendeten Vorbereitungen die erste 
Landescreditanstalt Österreichs in Wirksamkeit. 

Der Entwurf des Statutes war von keinem Motivenberichte begleitet 
worden. Die Beweggründe der Errichtung wurden nur nebenher in den 
Reden einiger an der Abfassung des Entwurfes betheiligter Landtags- 
mitglieder erwähnt. So wurde darauf hingewiesen, dass in Österreich in 
letzter Zeit viel für die Industrie und nichts für den Grrundbesitz geschehen 
sei ; der letztere sei zwar bisher als das bequemste und greifbarste Object 
einer stets steigenden Besteuerung jederzeit in Anspruch genommen 
worden, aber es wurde nichts gethan, um den Grundbesitz zu kräftigen 
und es ihm möglich zu machen, diese Last zu tragen. Wohl habe man 
für den Hypothekarcredit im Wege der Legislative eine rasche Justiz 
eingeführt, aber dadurch die Calamitäten des Grundbesitzes nur noch 
vermehrt. Billiger Credit sei nöthig unter geregelter Sicherheit des 
Schuldnerverhältnisses, d. h. fixierter Annuitätstilgung, um den Schuldner 
von der Sorge wiederholter Kündigungen zu befreien. Die Industrie ziehe 
das Geld an sich. Die Noth des Gtrundbesitzes um Credit sei aber ge- 
steigert worden durch die finanziellen Massregeln des Staates. Gelder, 
welche fniher in den Waisencassen und ähnlichen Fonds sich befanden 
und dem Hypothekarcredit zugute kamen, seien in Staatspapiere um- 
gesetzt worden. Zugleich seien di^ Steuern erhöht worden. In einer Zeit, 
wo die Einzahlungen auf das Nationalanlehen einen noch grösseren Bedarf 
an Hypothekarcredit erzeugten, in einer Zeit, wo der Grundbesitz seine 
Naturalwirtschaft in die Geldwirtschaft zu verwandeln anfieng, wo eine so 



I^aosfte Vermeliruiig dus Fundus instructus, wo eine Anleffung" von neuen 
landwirtschaftlichen Ge w er bsuntemeh munden zur Notli wendigkeit wurde, 
gerade in diesem Augenblicke seien durch die verfehlte Finanzpolitik so 
bedeutende Capitalien dem crcditsuch enden Grundbesitze entzogen worden. 
Das waren die Gründe, welche für die \otliwendigkeit der Errichtung 
eines Landescreditinstitutes namhaft gemacht wurden. Man könnte wohl 
seine Verwunderung aussprechen, weshalb nicht auch näher von den 
drückenden Lasten des landwirtschaftlichen Besitzcredites gesprochen wurde, 
von dem durch frühzeitig begründete Ausgedinge, durch Erbtheile und 
Mitgiften verursachten Schulden stände, dessen Lasten durch die Über- 
tragung- auf die Bank zu ermässigen wären. Allein von einer cessions- 
weisen Übertragung alter Schulden an die neue Bank, kurz von dem, 
was man heutzutage Conversionen nennt und was bei der Gründung des 
französischen Credit foncier unter dem Schlagworte »extinction de la 
dette fonciere« eine inhaltsschwere Zusage bildete, wurde nicht bloss 
nicht gesprochen, vielmehr glaubte der Referent vor sanguinischen Hoff- 
nungen gerade mit dem Bemerken warnen zu sollen: es werden bereits 
Verschuldete von dieser Anstalt nicht berücksichtigt werden. Wenn dies 
letztere auch den Gedanken nicht ausschloss, drückende Lasten durch 
Übertragung an die Anstalt dem Schuldner zu erleichtem, so bleibt es 
immerhin bezeichnend, dass es zu einer näheren Erörterung dieser Frage 
gar nicht kam. 

Dagegen wurde über eine Frage viel gesprochen, viel gestritten. 
Es war die Frage, ob man der Bank nicht anstatt unbedeutender Vor- 
schüsse behufs einstweiliger Deckung ihrer Regieauslagen einen nam- 
hafteren Betriebsfonds vorschussweise gegen spätere Rückerstattung aus 
den Betriebsüberschüssen zuweisen solle. Allerdings wurde diese Frage 
nicht mit der entsprechenden Klarheit behandelt, zuviel mit der An- 
gelegenheit des Reservefonds vermengt u. s. w. Die von einer einzigen 
.Seite aufgeworfene Befürchtung, dass es in der ersten Zeit beschwerlich 
fallen dürfte, die Pfandbriefe -auf gutem Wege an den Markt zu 
bringen- und das:) die Bank deshalb in die Lage versetzt werden sollte, 
durch Belehnung oder Ansichziehung der Pfandbriefe dem Schuldner 
unter die Arme zu greifen, wurde theils mit dem Hinweise auf die Landes- 
garantie, theils durch das Argument bekämpft, so etwas wäre für das 
Land keine angemessene Speculation. Diese Erwägungen trugen den 
Sieg davon — zum grossen Schaden für die wirtschaftspolitischen Zwecke 
der Bank und namentlich ihrer ländlichen Creditwerber. Die den letzteren 
gebotene Credithilfe war ohnehin nach dem der Nationalbank entlehnten 
Vorbilde dahin zugestutzt worden, dass die Bewertung der Grundstücke, 
wenn keine Schätzung vorliegt, nach dem hundertfachen Betrage der 
einfachen Grundsteuer erfolgen müsse. Nun traten hiezu die Beschwernisse 
der Pfandbriefnehmer, das Papier zu einem günstigen Course an den Mann 
zu bringen. Der Pfandbrief war, nach dem Vorausgeschickten, in Oster- 
reich wohl nicht mehr unbekannt, allein bei den Anstalten, welche ihn 
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eingeführt hatten, war die Möglichkeit einer die jeweilige Marktlage berück- 
sichtigenden Einwirkung auf die Erhaltung des errreichten günstigen 
Courses ihrer Pfandbriefe irgendwie gewahrt. Dies alles war nun bei der 
Gründung der ersten Landesanstalt für Bodencreditvermittelung nicht ent- 
sprechend vorbedacht worden. In stricter Interpretation der Statuten- 
bestimmung, dass die Darlehen bloss in Pfandbriefen gewährt werden, 
sah man die Aufgabe der Bank als erfüllt an, wenn sie dem Darlehens- 
nehmer auf Grund des bewilligten und intabulierten Darlehens die Pfand- 
briefe zuzählte und es ihm überliess, für die »Versilberung* selbst zu 
sorgen. Wie diese letztere vor sich gieng, erhellt aus einer vom 5. Januar 
1866 datierten Eingabe des Grafen Albert Nostitz an den damaligen 
Oberstlandmarschall von Böhmen, Grafen Rothkirch ^), woselbst von wieder- 
holten Fällen gesprochen wird, in welchen die »^Darlehensnehmer der 
Bank die ihnen zugezählten fünfipro centigen Pfandbriefe nur bedeutend 
unter dem ohnehin durch die allgemeinen Verhältnisse gedrückten Tages- 
course oder gar nicht an den Mann bringen konnten und so die traurige 
Erfahrung machen mussten, eine sie streng verpflichtende Schuldenlast 
contrahiert zu haben, ohne doch die gehoffte Erleichterung ihrer Geld- 
verhältnisse zu fördern. Diese Calamität hat vorzüglich die in der letzten 
Zeit zahlreich vorgekommenen kleineren Darlehen getrofFen<v. Es wird 
insbesondere hervorgehoben, wie der zur persönlichen Übernahme der 
Pfandbriefe in die Stadt zugereiste ländliche Darlehensnehmer schon wegen 
der Kosten des Aufenthaltes sich genöthigt sehe, den Absatz rasch zu 
vollziehen, was ihm natürlich alle Nachtheile des dringenden Angebotes 
bringe. Noch heute erzählen die ältesten Bankbeamten von der traurigen 
Odyssee solcher Pfandbriefverkäufer. In der erwähnten Eingabe wird der 
Umstand, dass zahlreiche von den bewilligten Darlehen nicht realisiert 
werden, diesen Beschwerlichkeiten des Pfandbriefabsatzes zugeschrieben. 
Von den bis 5. September 1865 an Darlehen bewilligten fl. 6,564.800 waren 
bloss fl. 4,460.500 thatsächlich emittiert-). 

In einem der trefflich gearbeiteten Eingabe des Grafen Nostitz bei- 
geschlossenen Expos6 des Bankbuchhalters vom 26. September 1865 wird 
zur weiteren Illustration bemerkt, dass in jüngster Zeit bei einer Notierung 
der Wiener Börse von 79*50 bis 80 die Pfandbriefe der Hypothekenbank 
des Königreiches Böhmen anfangs wohl mit 78, nach einer Abgabe von 
fl. 6000 aber zu gar keinem Course mehr am Prager Platze anzubringen 



^) Aus der Registratur der böhm. Hypothekenbank. 

*) Dass in der That namentlich die kleineren Darlehensnehmer durch die im Texte ge- 
schilderten Calamitäten an der Realisierung der bewilligten Darlehen gehindert waren, scheint 
auch aus dem Landesausschussberichte an den Landtag vom 18. September 1866 hervorzugehen, 
nach welchem von den im Jahre 1865 und in den drei ersten Vierteljahren 1866 bewilligten 
3070 Darlehen im Betrage von fl. 10,127.100 lediglich 2287 im Betrage von fl. 7,851.200 realisiert 
wurden, wogegen auf die Realisierung von 106 Darlehen im Betrage von fl. 540.OOO ganz ver- 
zichtet wurde und bei 783 (fl. 1,735.000) die Realisierung noch in Schwebe war. Der Durch- 
schnittsbetrag eines bewilligten Darlehens stellt sich somit auf fl. 3298, des realisierten auf 
fl- 3599» des in Schwebe gebliebenen auf fl. 2215. 
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waren. Dabei wurd« im Verjfleiciie zu den Verhältnissen des Geldmarktes 
und den Notierungen der Pfandbriefe der übrigen damals bestandenen 
ßodencreditinstitute der Cours von 80 für die sprocentigen böhmischen 
Pfandbriefe nicht für unangemessen erachtet '), da derselbe mit Einrech- 
nung des eiiiviertelprocentigen Regiebeitrages eine Verzinsung von nicht 
ganz f-'i Procent biete, wobei noch die Begünstigung in die Wagschale falle, 
dass die Rückzahlung des Darlehens in Pfandbriefen nach dem Kominal- 
werte erfolgen könne. Nur machten die Hindemisse des Pfandbriefabsatzes 
trotz der Landesgarantie die Realisierung des Darlehens zu diesem Zins- 
fusse nicht immer möglich, am seltensten für den bedrängten und uner- 
fahrenen ländlichen Creditwerber. 

Die Sitzungsprotokolle und sonstigen Reg-istratursacten der böhmi- 
schen Hypothekenbank bezeugen, was alles unternommen werden musste, 
um eine Xachfrage nach den Pfandbriefen zu schaffen. Die Statthalterei 
und das Consistorium wurden angegangen, die Anlage öffentlicher bezie- 
hungsweise kirchlicher Fondsgelder, des Waisen Vermögens u. s. w. in 
Pfandbriefen zu veranlassen. Eanquiers wurden zurät he gezogen. Sie 
empfahlen Monopolisierung des Ein- und Verkaufes der Pfandbriefe in einer 
Hand. Dem widersprach der Sinn und Wortlaut der Statuten, denn es 
kann gegen den Pfandbrieftielimer kein Zwang ausgeübt werden. Mit je 
einem Bankhause in Prag und Wien, welche die Einlösung der Coupons 
und verlosten Pfandbriefe übernahmen, wurde die Vereinbarung getroffen, 
dasa die Bank auf die Pfandbriefhehmer moralisch einwirken werde, sich 
behufs Veräusserung der Pfandbriefe an dieselben allein zu wenden. Man 
wollte die erste Verlosung sobald als möglich veranstalten. Alles unzu- 
reicliende Palliativmittel, Xocli ehe ein Jaln- seit dem Thätigkeitsbeginn 
der Bank verflossen war, wandte sich die Direclion an den Landesaus- 
.schuss, welcher übrigens gelegentlich der Berathungen über die Geschäfts- 
ordnung die Anforderungen kaufmännischer Zweckmässigkeit steiferen, 
seine Controle erleichternden Gebarungsformen hintanzusetzen geneigt 
war, mit Vorschlägen, welche die Absicht verfolgten, der Bank selbst im 
Vorschusswege *) ausreichende Geldmittel zuzuführen, damit dieselbe in 
die Lage komme, ihre Creditnehmer vor Übervortheilungen bei der Ver- 
wertung der Pfandbriefe zu schützen. Dabei dachte die Bankdirection 
nicht an den Ankauf für eigene Rechnung, sondern hauptsächlich an 
die Belehnung der Pfandbriefe. Es sollte ihr nämlich die Möglichkeit 
geboten werden, die auf Grund der bewilligten Darlehen zu emittieren- 
den Pfandbriefe mit einer bestimmten Quote ("'s) des Nominalwertes zu 



') Überhaupt galt liach einem Promemoria des S. Schlesinger (nnchmaligen Prager Biitscn- 
Itammcrpräsidcntcn) an die Bank (Oolaber 1866) die BörscnnotieruDg der böhin, Hypolliekcu- 
bani-Pfundb riefe für nichl unEÜQs'iB- Nur setzte der kleine Mann da« Papier tum Borscncoursc 
Dicht ab. 

*) Wohl halle der Landlag den Lande sau sächnsa ermächtigt, der Bank aus ihren Reia- 
erlriignissen rückialilbare Vorschüsse t\> gebeti, wobei jeduch nur an die Koslcn der Einrichlung 
u[u] anfänglichen Regie gedacht wurde. 
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belehnen, wenn die betreffenden Creditnehmer sie zum Verkaufe je nach 
der Marktlage nicht unter einem bestimmten Verkaufspreis ermächtigen. 
Der Belehnungszinsfuss sollte dem Zinsfusse der Pfandbriefe gleich sein, 
und lediglich eine kleine Provision (Vs Procent) bedungen werden, dafür 
aber der Verkauf zum erreichbaren Höchstpreise provisionsfrei erfolgen. 
Es wurde zu diesem Behufe ein in zwei Jahresraten falliger, vom fünften 
Jahre ab nach Auszahlung der zweiten Rate verzinslicher und in fixen 
Pauschalsummen rückzahlbarer Vorschuss von fl. 400.000 gefordert. Aller- 
dings eine in dieser Höhe kaum nothwendige Summe. Allein der Landes- 
ausschuss lehnte den Vorschlag ab. So blieb die Bank auf ihre eigenen 
Mittel, die Eingänge aus den Regiebeiträgen, die infolge der Voraus- 
zahlung der Zinsen und der Postnumerando-Zahlung der Pfandbriefcoupons 
jeweils verfügbaren bescheidenen Geldquellen beschränkt. Erst allmählich, 
indem die aus diesen Quellen fliessenden Mittel den eigenen Ankauf von 
Pfandbriefen zu vorübergehender Geldanlage, daneben auch für Reserve- 
fondszwecke in fortschreitend grösserem Umfange ermöglichten, kam die Bank 
in den Stand, durch eigenen Ankauf der Pfandbriefe auf einen angemessenen 
Cours einzuwirken und die Pfandbriefverkäufe nach den Absatzgelegen- 
heiten einzurichten. Bis dahin mussten zahlreiche Creditnehmer sich zu 
Lasten bequemen, welche den optimistischen Erwartungen, namentlich in 
Rücksicht des Einflusses der Landesgarantie auf den Preis der Pfand- 
briefe, beiweitem nicht entsprachen. Der Umstand, dass trotzdem Be- 
w^erber kamen, beleuchtet wohl am besten die damaligen Verhältnisse 
des Hypothekarcredites im Lande. Allerdings ist nicht zu verkennen, dass 
der damalige EflFectenmarkt zufolge der zahlreichen grossen Emissionen 
von Staatsschulden- und anderen Papieren Material genug besass, dass 
das Angebot der letzteren auch den Preis der Pfandbriefe drückte, dass 
übrigens der geringe Spielraum, den die Coursbewegung des vorherrschend 
zu Anlagezwecken prädestinierten Pfandbriefes bot, auch dem Interesse 
der Geldmarktmächte weniger Anreiz bot, als die der Speculation bessere 
Chancen eröffnenden Effecten, ganz abgesehen von dem Umstände, dass 
Papiere eines nicht auf Gewinn .abzielenden Concurrenzinstitutes schon 
dieser Eigenschaft wegen in manchen Kjreisen auf besondere Förderung 
kaum rechnen konnten. Trat nun zu den in der Art der Darlehensgewäh- 
rung und Pfandbriefemission der nicht auf Gewinn berechneten Anstalten 
begründeten geschäftlichen Beengungen, auf welche noch weiter zurück- 
zukommen sein wird, eine denselben nicht Rechnung tragende Vernach- 
lässigung der nothwendigen commerciellen Anforderungen, so konnte für 
die Creditwerber und damit auch für die Popularisierung der noch allent- 
halben neuen Einrichtung das nicht erreicht werden, was unter den 
gegebenen Verhältnissen möglich war. 

Allein schon die Thatsache, dass die Idee einer derartigen Anstalt 
mit Aussicht auf Verwirklichung in Verhandlung gezogen werden konnte, 
daneben w^ohl auch die Lust auf dem Gebiete der neugeschaffenen Formen 
der Landesautonomie sich zu bethätigen und schliesslich die mannigfacli 
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fühlbaren credit wirtschaftlichen Missstände, dies alles bot Anreiz genU||f 
zu ähnlichen Projecten. So sehen wir bereits 1862 in Mähren'), 1S63 in 
Xiederösterreich *), Oberösterreicli ') und Steiermark ') Anträge auf Er- 
richtung von Landeshypothekenbanken auf der Tagesordnung der Landtage. 
In Mähren wurde zwar noch 18G3 die Noth wendigkeit der Errichtung 
anerkannt, allein das Project nicht weiter verfolgt, in Steiermark 18Ö4 
bereits ein Statiitenentwurf genehmigt, jedoch infolge des Anerbietens der 
Steiermärkischen Sparcassa, eine Pfandbriefanstalt selbst zu erricliten, 
nicht zur Ausführung gebracht. In Ob er Österreich fanden zunächst Ver- 
tagungen statt, bis im Jahre 1868, nachdem die Angelegenheit durch 
eine Petition der Landwirtschafts-Gesellschaft neuerdings angeregt worden, 
ein formeller Übergang zur Tagesordnung einen melir als zehnjährigen 
Stillstand in der Frage einer Landesliypothekenbank für Oberösterreich 
herbeiführte. Aus den Verhandlungen geht hervor, dass nicht ein reines 
Pfandbriefinstitut geplant wurde, sondern eine Hypothekenbank, welche, 
mit einem Fonde ausgestattet, auch Bardarlehen gewähren könnte. Für 
die endliche Abweisung waren der Mangel an Geldmitteln behufs der 
nothwendigen Dotation der Anstalt und der niedrige Cours der Pfandbriefe 
anderer Anstalten ausschlaggebend. 

So hatte denn nur der 1S65 im sc hl esisclien Landtage eingebrachte 
Antrag auf Errichtung einer Landeshypothekenbank auch Erfolg, wenn- 
gleich erst nach recht heftig^er Bekämpfung. Die (Tründe der Opponenten 
stützten sich hauptsächlich auf die Kleinheit der beantragten Anstalt und 
auf die vermöge des unbeträchtlichen Umfanges der muthmasslichen Pfand- 
briefausgabe zu befürchtende geringe Absatzfähigkeit des Pfandbriefes. 
Die Statuten erlangten im Jahre 1867 die Allerhöchste Genehmigung und 
die Anstalt begann im selben Jahre ihre Wirksamkeit*). 

Mit der Gründung der schlesiachen Landesbodencreditanstalt trat 
in der Entwickelung der Landesanstalten für Hypothekarcredit einem?hr- 
jährige Pause ein. Es hatte bereits fast den Anschein, dass die Entwicke- 
lung des Hypothekenbankwesens in Österreich ganz andere Bahnen ein- 
schlagen wolle, dass die capitalistische Untemelimensform, die Form der 
Actienge seil Schaft den Steg davontragen werde über die auf strenge 
Gebarungsregeln angewiesene, kaufhiännisch nicht genug elastische Form 
der nicht auf Gewinn abzielenden Landesanstalt. 



') CbroDologische Übersicht aller Antifige, Berichte und BescUüsac bei Voilnafib 3. a, O. 

*) Obersichl aller in Niederöstcrreieh »cit 18G3 geführten VerbBodluayen in Nr. LXXIIl 
Beil. zu dea stenogr. Prot, des niedcröst. Landtages. VI. Wahlperiode. 

■) Übersichtliche Darstellung der trübetcn Stadien im Oberösterr. Landesausschussberichle. 
Beil. II vom J. 1880. 

*) Gedenkbuch der Bteiemiarli. Sparcaaso, P, Og, Zl ff. Derselben Quelle ist lu entnehmen, 
dus bereits im J. 1855 in der Handelskammer von Grai Beratbungen über die Gründung einer 
Hypothek cnbanlt gepllogen wurden, allein die Sparcasse erklärte, die Geschäfte lU übernehmen. 

') Stenogr. Piol. des schlts, Landtages vom l. und 5. December 1HG5, 9. Februar 1866, 
36. Angu« und 2. September iSfjS. Die SUtuteu erfuhren schon in den Jahren l8f.B und 18G') 
einige Änderungen. 
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Österreich besass, abgesehen von der Nationalbank, bis 1853 über- 
haupt keine Actienbank. Erst mit der Gründung der Niederösterreichischen 
Escompte-Gesellschaft (1853) und der drei Jahre darauf erfolgten Eröffnung 
der grossangelegten Schöpfung der Creditanstalt für Handel und Gewerbe 
beginnt die Entfaltung des einheimischen Actienbankwesens, das gleich 
im nächsten Jalirzehent, nachdem unser Actienrecht durch die Einführung 
des Handelsgesetzbuches auf modernere Grundlagen gestellt worden, durch 
die Entwickelung von Industrie und Handel angeregt, einen ungeahnten 
Aufschwung nimmt. 

Die noch spärlichen Gründungen von Actienbanken vom Jahre 1856 
bis 1863, im ganzen vier, gelten ausschliesslich gewerblichen und Handels- 
interessen. Erst im Jahre 1864 wächst dem Bodencreditinstitut der 
Nationalbank eine neue Schöpfung hinzu, der es beschieden sein sollte, 
eine namhafte Position auf dem einheimischen Geldmarkte zu erringen, 
die K. k. priv. allgemeine österreichische Bodencreditanstalt. Die Vor- 
bereitungen zu ihrer Gründung fielen, wie bereits erwähnt, zeitlich zu- 
sammen mit den Verhandlungen über die Errichtung der Hypothekenbank 
des Königreiches Böhmen. Von letzterer unterschied sich das neue 
Actieninstitut nicht bloss durch die Form der Unternehmung und die 
mit derselben zusammenhängende Gewinntendenz, sondern auch durch 
den Umstand, dass es keine sogenannte reine Hypothekenbank war, 
sondern mit dem Hypothekar credit und dem Rechte der Pfandbrief- 
emission noch verschiedene andere Geschäfte verband. Zunächst ge- 
statteten derselben ihre Statuten nebst der Gewährung von Hypothekar- 
darlehen auf unbewegliche Güter (auf lange und kurze Frist, gegen Ruck- 
zahlung auf einmal oder in Raten oder Annuitäten) noch die Gewährung von 
Darlehen an Landes-, Bezirks- und Ortsgemeinden nicht nur gegen hypo- 
thekarische Sicherstellung, sondern auch gegen blosse Sicherstellung der 
Verzinsung und Rückzahlung mittelst Umlagen. Und auf Grund aller dieser 
Geschäfte war die Anstalt berechtigt, Pfandbriefe oder andere Schuld- 
verschreibungen auszugeben. Ein späterer Statutenzusatz dehnte den Kreis 
der darlehensfahigen Subjecte auf juristische Personen überhaupt aus, unter 
derselben Voraussetzung von hypothekarischer oder Umlagendeckung. Das 
Gesellschaftscapital sollte vorzugsweise diesen Geschäften einschliesslich der 
Escomptierung und Belehnung der eigenen Pfandbriefe und Schuld- 
verschreibungen dienen. Nebstdem wurde aber der Bank die Berechtigung 
ertheilt zur Entgegennahme von Geldern gegen Cassascheine, zum Conto- 
correntgeschäft, sowie zur Verwendung der aus diesen Geschäften 
fliessenden, für das Hauptgeschäft nicht erforderlichen Cassenbestände 
zum Wechselescompte und zur Belehnung österreichischer Staatspapiere. 
Letztere Bestimmung fand aber späterhin wiederum eine Ausdehnung 
auf Belehnung, Erw^erbung und Verkauf börsenmässig notierter Wert- 
eflfecten überhaupt, was der Anstalt schliesslich ermöglichte, sich am 
EflFectenhandel und an Emissionsgeschäften im grossen Stile zu be- 
theiligen. Endlich trat noch dazu die Berechtigung zur Unterstützung von 
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Bodeiiverbesserunj^en und Bauten durch Creditge Währung' an die bezüglichen 
Unternehmunffen. Die Verbinduni^ des banktechnisch verwandten soy. 
Communal- und Melitirationscredites mit dem Hypotiiekarcredit erscheint 
liier zum erstenmale in die Statuten einer österreichischen Actienbank auf- 
genommen. Aber eme formelle Scheidung des Pfandbrief geschäftes von den 
übrigen statutenmässigen Geschäftszweigen, wie selbe bei der National- 
bank naturgreniäss geboten erschien, fand nicht statt. Damit war ein neuer 
Bankentypus in Osterreich eingeführt, an dessen Vorbild unter mannig- 
facher Abweichung sich später die meisten neuen Gründungen anlehnten. 
Und das fiel in eine Zeit ungewöhnlicher und ungesunder Speculations- 
lust, für welche die Absicht solider Geschäftsentwickehmg unter über- 
legter Anpassung an die vorhandenen Creditbedürfnisse überwiegend 
weniger galt, als Gründungsprofite und das Börsenspiel. So sehen wir 
denn plötzlich in der Masse neuerstandener Banken, mit welchen die Zeit 
des -ungeahnten volkswirtschaftlichen Aufschwunges« Österreich beglückte, 
namentlich aber in den Jahren 1871 bis 1873, und zwar überwiegend in 
Wien eine Menge entstehen, welche sich dem Firmawortlaut gemäss als 
Bodencreditinstitute jiräseutierten '). Alle besassen das Recht der Pfand- 
briefen) ission. 

Nicht ohne aufmunternden Einfluss auf die Lust zu Bankgründungen 
dieser Art, war — nebst dem Gesetze vom 10. Juli 1865 über die 
Gebürenbegünstigungen der Creditgeschäfte betreibenden Anstalten'), 
dann der bereits erwähnten Verordnung des Staats- und Justiz -Ministeriums 
vom 28. October [865 über die solchen Anstalten zukommenden Aus- 
nahmen von den allgemeinen Justizgesetzen*) — rücksichtlich der An- 
stalten für Boden credit gewiss auch das Gesetz vom 2. Juli 1868, welches 
den von Bodencreditanstalten unter staatlicher Genehmigung und unter 
staatlicher Aufsicht ausgegebenen Pfandbriefen das Recht der Verwendung 
zu pupillarsicheren Anlagen allgemein gewälirt hat. Die Absicht des Gesetz- 
gebers gieng dahin, dem Hypothekarcredit durch Sicherung des Absatzes 
der Pfandbriefe Förderung angedeilien zu lassen. Indessen war bei dem 

'I Von den bfiiiglkheE GründungcD entfielen nSmlich auf Wien: K., k. priv. Öster- 
reichische HypQlhckenbank (1868), Hypothekarcredit- uud Vorschussbaak (1868), Öster- 
reichische Central-Boden-CredilanstiU, ActiengcscUachatt (nr Hypothekarcredit, Üsterr. 
Hypolhekar-RenteabuDk, Wiener Hypolhekeccassa, Industrie- und Boden credtlbank, Rcilcredit- 
bank IsiiiDiiillich 1871 gegründet), Wiener Boden -CrEdilgeaellschaft und österreichische Immobiliar- 
Credilanstalt(l873;ii auf die Lünder: Galiiische Acticn-Hypothekenbaok (I860), Mährische 
Bodencreditunstalt. Mährieclie Hyputhekentiank (1R71), Credit fonvier für das Königreich Böhmen, 
Böhmische Hypothekar-Retiteubmik, BShtnischc Bodencredit-Geiellscbaft. Galidsche 
Boden creditanslalt. loneröitcrrcichischc Boden creditanstall lu Grax (»ämmtliche 1872). Von alien 
haben nur die hier mit gesperrt gedruckter Firma angeführten die Kriais von 1B73 überdauert. 
die Böhmische Boüencredil- Gesell Schaft verüel aber 1884 in Concurs. 

*) Verordnung über Ausführung and th eil weise Ausdehnung dieses Gesetzes vom iG. Januar 
1666. Verlängerung der Wirksamkeit durch Gesetz vom 14. Deeember lS(i6, 

•) Bis dahin wurden nümlich die justiirechllichen Ausnahmen, sowie die gebürenrechl- 
Utdieii Begünstigungen für Creditinstitute nur im Wege eines Specialprivilcgs ertheill, dessen 
Publicieiung im Reiclisg«set2 blatte uatcr Abdruck der beiüglichen Stslutenparagraphe erfolgte. 
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völligen Mangel eines dem Interesse der Sicherheit der Pfandbrief- 
forderungen Rechnung tragenden Pfandbriefrechtes diese Massregel nicht 
ohne Gefahr. Das zeigt schon der nähere Einblick in die Statuten der 
erwähnten, zahlreich errichteten Actienbanken. 

Was nämlich in den Statuten vieler dieser Banken auf den ersten 
Blick auffallt; ist der ziemlich weite Umkreis von Geschäften, zu deren 
Betrieb dieselben befugt erscheinen. Manche der letzteren stehen mit 
dem hypothekarischen Darlehensgeschäfte in gar keinem Zusammenhange, 
dabei sind einzelne entschieden riskanten Charakters. Überwiegend findet 
man unter den statutarischen Befugnissen den Ein- und Verkauf von un- 
beweglichen Gütern, nicht beschränkt auf die selbstverständlichen Fälle, 
wo dies zur Sicherung eigener Forderungen oder zu eigenem Gebrauche 
der Anstalt geboten ist. Daneben auch die Befugnis zur Pachtung und 
Bewirtschaftung von Liegenschaften. Einzelne Statuten gestatten nebst 
Investierungen von Landwirtschaften mit Maschinen und anderem Betriebs- 
inventar, die Übernahme der Einrichtung landwirtschaftlich-industrieller 
Unternehmungen, wohl auch Parcellierungen erworbener Grundcomplexe, 
Gewährung von Vorschüssen auf Producte und Erträgnisse des Bodens 
gegen Verpfandung derselben. In einigen Fällen findet man auch das 
Recht, Hypothekarforderungen durch Übernahme der Bürgschaft für die 
Erfüllung der bezüglichen Verbindlichkeiten zu versichern. Nicht einmal 
die Erwerbung und der Betrieb von Bergwerken, sowie die Investierung 
von solchen hat gefehlt. 

Nebst der Befugnis zur Ausführung von Bauten kommt femer die 
Berechtigung zur Gewährung von Baucrediten vor und bezeugt den Zu- 
sammenhang mit der damaligen städtischen Baubewegung, die den Anstoss 
zur Gründung der berüchtigten Baubanken jener Zeit gegeben hatte. In 
der That war in den Bestimmungen über den Geschäftskreis mancher 
damaligen Actien-Hypothekenbank gleichzeitig das ganze Baubanken- 
geschäft implicite enthalten^). 



*) Um ein zwar auffallendes, aber dennoch nicht ausnahmsloses Beispiel anzuführen, 
wählen wir den »Credit foncier für das Königreich Böhmen«, eine nach kurzem Bestände 
schmählich verkrachte Bank (Statut vom Jahre 1872). Der statutenmässige Wirkungskreis der 
Gesellschaft umfasste folgende Geschäfte: i. Die Erwerbung von unbeweglichen Gütern und die 
Weiterveräusserung derselben, sei es im ganzen, sei es in Theilen für eigene Rechnung, sei es 
allein, sei es unter Bildung von Cohsortien; 2. den commissionsweisen Kauf, Verkauf unbeweg- 
licher Güter im ganzen oder in Theilen für fremde Rechnung; 3. die Übernahme von Ver- 
mögensrangierungen unter Realsicherheit und die damit verbundenen Finanzoperationen; 4. die 
Pachtung grösserer Grundcomplexe, sowie die Weiterverpachtung, sei es im ganzen, sei es in 
Theilen, eventuell unter Bildung von Consortien, sowie die N'erausgabung von Genussscheinen. 
6. Vermittelung von Pachtung \md Verpachtung für fremde Rechnung; 6. die Ausführung von 
Bauten, sei es für eigene oder für die Rechnung des Staates, von Städten oder sonstigen Ge- 
meinden gegen Sicherstellung entweder auf Immobilien oder auf die jährlichen Umlagen; 7. die 
Gewährung von Darlehen gegen grundbücherliche Sicherstellung auf unbewegliche Güter; 8. die 
Gewährung von Vorschüssen auf grundbücherliche Forderungen mittelst Supereinverleibung auf 
dieselben und die Erwerbung solcher Forderungen; 9. die Verausgabung von verzinslichen 
Obligationen über die unter i, 6, 7 und 8 angeführten Geschäfte bis zum fünffachen Betrage 
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Die Möglichkeit der Fructificierunjr verfüg-barer Cassabestände 
durch bestimmte leicht realisierbare Anlagen muss wohl bei einem der- 
artig-en Unternehmen, auch wenn es sich bloss auf das pfandbriefinässige 
Hypothekenge seh äft bescliränkt, gewahrt sein, umsomelir dann, wenn es 
mit einem namhaften eigenen Capital arbeitet. Allein hier war vielfach 
das Element des Credit mobilier derart stark in den Vordergrund des 
Interesses gestellt, dass mitunter das Hypothekar-Darlehensgeschäft (in 
dem bisherigen soliden Sinne) nur fast als Mittel zu diesem Zwecke in 
Betracht zu kommen schien. 

Ein zweiter Umstand ka.nn in zahlreichen Statuten aus der gründungs- 
freudigen Zeit kaum übersehen werden. Während diejenigen der älteren 
Actienbanken pJationalbank, Bodencreditanstalt) in besonderen Abschnitten 
die bei iliren Hypothekargeschäften zu beobachtenden tlrundsiitze über 
die belelinbareu und von der Belehnung ausgeschlossenen Objecte, die 
Bewertungsgrundsätze, Belehnungsgrenren, die Pfandbriefembsion u. dergl, 
in mehr oder weniger ausfrilirlichen Paragraphen entlialten, findet sich 
in manchen Statuten der ersten Siebziger- Jahre hierüber fast gar nichts vor. 

Bei dem starken Zusatz anderweitiger, mit dem Hypothekar-Dar- 
lehensgeschäfte durchaus nicht zusammenJiängender, dafür aber das Risico 
nicht wenig steigernder sonstiger Geschäfte, welcher in den Statuten 
allenthalben hervortrat, war es natürlich, dass irgend welche Garantien 
gegen eine die Sicherheit der Pfandbriefe gefährdende Gebarung desto 
dringender waren. Hatte man schon seinerzeit für die Pfandbriefausgabe 
der Xationalbank, die einen namhaften Theil ilires Betriebsfonds speciell 
für das Hypotliekar-Darlehensgeschaft reservieren durfte, dennoch ein 
Maxlmalmass der Pfandbriefemission, ausgedrückt durch ein Multi]Jlum 
dieses Specialfonds, vorgeschrieben, so war etwas Ahnliches natürlich 
desto raelir gerechtfertigt bei Unternehmungen, die ihr Actiencapital zu 



de» effecliv cingezahllcn Actiencnpilales (rs folg! die Bestimmung über Valula und Mimmal- 
appointB. AusBlEllung auf bestimmte Rückzahlungsfristen oder auf Verlosung); 10. die Gewährung 
von Darlelien an Slädle und sonstige Gemeinden nicht nnr ge);en liypothekanschc Sicheislellung 
innerhalb der unter Punkt 7 angegebenen Giemen, sondern auch ahne Hypothek gegen Sieher- 
ilellung auf Umlagen; 11. die commissionsweise Negocüerung von Staats-, Städte- and Gemcindr- 
anlehen und die Emission der beiüglicheu Obligationen; 12. die Investierung von Laodvritt- 
schafteu mit Maschinen und anderem Betriebsinventar; die Übernahme der Einrichtung land- 
wirtschaftlicb-induslricller Unternehmungen; 13. die Ausbeutung von mineralischen Schätien des 
Grundes und Bodens, die Bildung von Bergwerks genossen« chaflen. die Investierung von lierg- 
werken; 14, die Gewährung von Vorschüssen auf Erzeugnisse des Grundes unil Bodens unter 
Verpfändung derselben: [5. die Verwendung von verfügbaren Cassabeständen zur Gewährung 
von Vorschüssen auf an der Börse notierte EITecten, sowie lur Escomplierung banknihiger 
Wechsel; l6. die Betreibung des CoQloconEntgeBehiiflcs in der Art, dass über bares Guthaben 
durch Anweisung bis iur Erschöpfung verfügt werden kann; 17, die Verausgabung von ver- 
zinslichen auf den Überbringer lautenden Cassas che inen im Betrage von mindealena 0. 50 ö. W, 
mit bestimmter V'crfellieit oder zahlbar nach Kündigung im doppelten Betrage des eingeiahlten 
Actiencapitales nach von der Staatsverwaltung genehmigten Forraularien, — Allerdings war ein 
Aclicacapilal von fl, 24,000.000 für diese Zwecke in Aussicht genororaen, doch sollte die Ge- 
sellschaft als constituiert angesehen werden, ^vcun l^.ooo Actlen zu Q. 200 einguahlt würden. 
GcBch. d. Land- u, Fanlwlrtacli. 1. Bd. 3'J 
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mannigfachsten Engagements verwenden durften. So finden wir denn 
allenthalben Bestimmungen in den Statuten, welche den Höchstbelrag 
der gevStatteten Pfandbriefemission in einem bestimmten Verhältnis zum 
eingezahlten Actiencapital ausdriicken. 

Am weitesten war diese Grenze festgesetzt für die Allgemeine öster- 
reichische Bodencreditanstalt; bei welcher die Gesammtsumme der auf 
Hypotheken, dann an Landes-, Bezirks- und Ortsgemeinden gewährten Dar- 
lehen den dreissigfachen (dabei aber die dem Wechselescompt gewidmete den 
doppelten) Betrag des bar eingezahlten Actiencapitals nicht überschreiten 
darf. Bei den übrigen Banken, deren Errichtung dem Culminationspunkt 
der Gründungsspeculation näher stand, deren Geschäftskreis auch über- 
wiegend den eben zuvorgeschilderten Charakter hatte, war nicht der 
Höchstbetrag der gewährten Darlehen, sondern der zu emittierenden 
Pfandbriefe (einschliesslich der auf Grund von Communaldarlehen 
auszugebenden) mit einem Multiplum des eingezahlten Actiencapitales 
begrenzt. Dieses Vielfache war angesetzt bei einigen mit zwanzig (Central- 
Bodencreditbank, Realcreditbank, galizisclie Actien-Hypothekenbank), 
bei anderen mit zehn (Actiengesellschaft für Hypothekarcredit, Hypothekar- 
credit- und Vorschussbank, Wiener Hypothekencassa), bei einigen nur mit 
fünf (Credit foncier für das Königreich Böhmen, Hypothekar-Rentenbank). 

Doch noch ein anderes Princip kam bei einigen der neuen Actien- 
banken für Hypothekarcredit zur Geltung, das am schärfsten den 
Unterschied gegen die Landesinstitute, sowie gegen die Hypothekar- 
abtheilung der Xationalbank im Punkte der Pfandbriefemission markiert, 
indem es der Geltendmachung des geschäftlichen Interesses an der 
günstigen Verw^ertung der Pfandbriefe einen noch viel weiteren Spielraum 
eröffnet. Das ist die Befugnis zur Vorausemission eines bestimmten 
Betrages von Pfandbriefen. Der in allen Statuten vorkommende Grundsatz, 
dass die Gesammtsumme der ausgegebenen Pfandbriefe den gesammten 
Betrag der gewährten Darlehen nicht überschreiten dürfe, erfahrt hier 
eine Ausnahme. 

So erscheint die Allgemeine österreichische Bodencreditanstalt er- 
mächtigt, Pfandbriefe für höchstens zwei Millionen auf später zu erwerbende 
Hypotheken anticipando auszugeben ; der Österreichischen Central-Boden- 
creditbank, sowie der Actiengesellschaft für Hypothekarcredit war die 
Vorausemission bis zum einfachen Betrage des eingezahlten Actiencapitales 
gestattet. Damit verbunden ist aber die Bestimmung, dass ein dem 
Nominalbetrag dieser Pfandbriefe gleichkommender Betrag entweder in 
Barem oder in Effecten, denen gleichfalls eine Realsicherheit zugrunde 
liegt, mit der speciellen Widmung für die Deckung dieser Pfandbriefe 
in der Depositencassa der Anstalt hinterlegt werde ^). 



*) In den Statuten der Actiengesellschaft für Hypothekarcredit war diese Clausel an die 
Beschränkung geknüpft, dass dieselbe nur für den Beginn der Wirksamkeit und bloss, solange 
die Hypothekarforderungen der Gesellschaft den Betrag von fünf Millionen Gulden nicht über- 
schreiten, Geltung habe. 



Zu alledem kam die bunte Vielg-estaltigkeit der Pfaiidbrieftypen. 
Wir finden neben innerhalb längerer Zeiträume verlosbarer auch solche 
mit fixen Rückzahlungsterminen, neben solchen mit dem Versprechen 
einfacher Rückzahlung zum Nominalbetrage auch solche mit dem Ver- 
spreclien einer Prämienaufzahlung-. 

Die Idee, auf den Pfandbriefeurs belebend einzuwirken durch die 
Inaussichtstellung von Prämie naufzahlungen auf die verlosten Pfandbriefe, 
war nicht erst von den Actienbanken ausgegangen. Sie findet sich, 
beispielsweise, schon in den Statuten der böhmischen Landes-Hypotheken- 
bank, gebunden allerdings an die Bedingung, dass der Reservefonds eine 
bestimmte Höhe erreicht, denn wo sollen sonst bei Anstalten, welchen 
die Gleichheit des Zinsfusses fiir die Darlehen und die Pfandbriefe vor- 
geschrieben ist, die Mittel hiezu gefunden werden ? Einzelne Actienbanken 
waren mit ähnlichen Zusagen ebenfalls gekommen. Es handelte sich in 
allen solchen Fällen überhaupt nur um massige, in einem bestimmten 
Procentaatz des Pfandbrief-Xominalbetrages ausgedrückte, für alle verlosten 
Pfandbriefe gleiche Prämien. 

Es blieb der Phantasie der Emissions künstler nur noch ein Mitte 
übrig, die Prämiierung ausgeloster Pfandbriefe nicht mit gleichen Sätzen, 
sondern in der Art eines Lotterieanlehens mit verschiedenfach abgestuften 
Gewinstbeträgen. Das Aufbringen eines solchen Planes blieb jedoch 
einer späteren Zeit vorbehalten, wir wollen dasselbe jedoch des säclilichen 
Zusammenhanges wegen hier gleich erwähnen, um das Gesammtbild zu 
vervollständigen. Es waren dies die zwei grossen Serien der 3procentigen 
Prämien Schuldverschreibungen der K. k. priv. allgemeinen österreichischen 
Bodencreditan stall vom Jahre 1880 und i88q, in beiden Fällen zu 
400.000 Stücken a fl. 100 mit zahlreichen Verlosungs- und Gewinst- 
ziehungen, an welche auch die bereits zur einfachen Tilgung ausgelosten 
Nummern mittelst Gewinstscheiiien theilnehmen, daher auch der Curs 
ein äusserst günstiger. 

Dies ist — in vielleicht noch zu allgemeinen Umrissen — das Bild 
der vielgestaltigen Formen, welche das Actienbankwesen in das Gebiet 
des hypothekarischen Pfandbrief credit es in Österreich eingeführt hat. 

Noch einen anderen Typus von Creditinstituten für Hypothekarcredit 
— neben den Landes- und den Actienbanken — brachte die seit der 
zweiten Hälfte der Sechziger -Jahre mächtig angefachte GrrÜndungslust 
auf den Plan, einen Typus, der dem älteren galizischen Vorbilde von 
1841 am nächsten steht, nur bezog sich die Wirksamkeit der bezüglichen 
Anstalten auf den Kleingrundbesitzer, Als erste dieser Art ist die K. k. 
priv. galizische Rusticalcreditanstalt zu nennen, deren Structur darin 
bestand, dass jeder ihr als Mitglied beitretende Kl ein grün dbe sitz er 5 Procent 
der empfangenen Darlehens summe, aber wenigstens fl, 10 als Stammantheil 
leisten musste, und wälirend der Mitgliedschaft, sowie drei Jahre nach 
Aufliören derselben für alle Verbindlichkeiten der Anstalt bis zur Höhe 
seiner Stammantheile, nebstdem aber mit sämmtlichen, demselben Bezirke 

39' 
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angehörenden Mitgliedern bis zum fünffachen Betrage derselben solidarisch 
für die seitens der Anstalt im Bezirke ertheilten Darlehen haften musste. 
Die von dieser Anstalt emittierten öprocentigen Schuldbriefe mit 1 5jähriger 
Umlaufszeit nahmen verhältnismässigen Antheil an 70 Procent des Rein- 
gewinneS; für welchen es angesichts des Umstandes, dass die von der 
Anstalt gewährten Darlehen mit 12 Procent verzinst wurden, immerhin 
einige Chancen gab. Trotzdem gelang es nicht, diesen Schuldnerverein 
für die Dauer leistungsfähig zu erhalten. Im Jahre 1884 trat derselbe in 
Liquidation. Drei Jahre später ereilte einen anderen genossenschaftlichen 
Versuch dieser Art ein ähnliches Schicksal. Das war die als registrierte 
Genossenschaft mit unbeschränkter Haftung 1873 errichtete Allgemeine 
Agricultur-Creditanstalt für Galizien und Bukowina, welche zwar ebenfalls 
kein reines Hypothekar-Creditinstitut war, aber mit Hilfe von innerhalb 
15 Jahren rückzahlbaren Schuldbriefen Kleingrundbesitz em annuitäts- 
mässig tilgbare Hypothekar-Darlehen gewährte. Abgesehen von der Haftung 
des Gründungscapitales (fi. 150.000), des Reservefonds und der pfand- 
rechtlich sichergestellten Forderungen, war noch subsidiär die Solidar- 
haftung der Hypothekarschuldner vorhanden, und zwar in erster Reihe 
der demselben Vorschuss-Bezirksvereine angehörenden Mitglieder, endlich 
aller übrigen. 

Neben den bereits erörterten drei Gruppen von Pfandbriefinstituten, 
welche in dem hier behandelten Zeitabschnitte emporkamen, wären noch 
die Pfandbriefanstalten einiger Sparcassen zu erwähnen. Doch wollen 
wir dieselben im Zusammenhange mit dem Hypothekarcredit der Spar- 
cassen überhaupt in Behandlung ziehen. 

Nicht nur die Actienbanken, auch die Sparcassen, deren Zahl ja 
schon in den Jahren 1860 bis 1863 eine raschere Zunahme aufweist, ver- 
mehrten sich besonders stark in der Grründungsepoche 1868 bis 1873. 
Bis Ende 1873 war ihre Zahl auf 260 gestiegen, eine einzige ist in dem 
letzteren Jahre eingegangen; mit Schluss des Jahres 1875, mit welchem 
der hier behandelte Zeitabschnitt schliesst, betrug die Gesammtzahl der 
in Wirksamkeit stehenden 289, so dass im Durchschnitt bereits eine auf 
18*87 geographische Quadratmeilen und auf 73.931 Einwohner entfiel^). 
Die locale Vertheilung derselben war allerdings entsprechend dem wirt- 
schaftlichen Entwickelungsgrade der einzelnen Länder nicht wenig 
divergent. Es entfielen nämlich auf 

Sparcassen 
Niederösteireich 58 

Oberösterreich . .' , , . . 28 

Salzburg 2 

Steiermark 44 

Kärnten 7 



daher eine auf 




geogr. 




Quadratmeilen 


Einwohner 


6*21 


37-168 


7-78 


26.571 


65-07 


76.892 


9-27 


26.619 


26.92 


48.339 



^) Ehrenberger: »Die österreichischen Sparcassen in den Jahren 1866 bis 1875« 
Statistische Monatsschrift, U. Jahrg., S. 474 fi^ 



geogr. 
Sporcassen Quidra Im eilen Einwohner 

Kraan z 90-71 334 51* 

KüsKnland 2 7J'5; 308440 

Tirol und Vorarlberg 12 44 'SO 7443^ 

Böhmen 73 1-03 72,948 

Mähren 33 12-24 62.664 

Schlesien . 13 719 42406 

GalUien 12 IlB-Bl 492.785 

Bukowina i i^'r^l 543-140 

Dalmaticn 2 II6-6B 33l-')58 

Die zahlreichsten Sparcassen entstauden also gerade in denjenig-en 
Ländern, in welchen auch das Bankwesen einen bedeutenderen Auf- 
schwung- genommen hatte, und entsprechend der Zunahme des Einlagen- 
standes, der Ende 1875 die Summe von fl. 589,000.000 erreicht hatte, 
nahm auch das llauptactivgeschäft der Sparcassen, die Gewährung von 
Hypothekar-Darlehen, einen grossen Aufschwung. Das erhellt aus nach- 
stehender Vergleichung des Hypotliekar-Forderungsstandes der öster- 
reichischen Banken ') und der österreichischen Sparcassen am Schlüsse 
der unten angeführten Jahre (in Millionen Gulden) : 

1870 1871 1872 1873 1874 1B75 

Banken 233-93 23878 loi'^S 345'40 37" 82 384-70 

Sparcassen 1B2-45 217-68 25894 302-86 351-47 389-71. 

Dabei ist aber zur richtigen Beurtheilung des thatsächlich errungenen 
Übergewichtes der Sparcassen in dieser Richtung hervorzuheben, dass 
von den fl. 384,700.000 hypothekarischer Bankforderungen am Schlüsse 
des Jalires 1875 nur bei der Nationalbank über fl. 44,000.000 auf Ungarn 
entfielen, bei der Bodencreditanstalt ebenfalls über fl. 40,000,000, so dass 
die Gesammtsumme der den Banken gegenüber österreichischen Hj-pothekar- 
Schuldnern zustehenden Forderungen kaum fl. 300,000.000 erreichte. Unter 
Berücksichtigung dieses Umstandes kann man wolil sagen, dass die Spar- 
cassen trotz der gleichzeitigen mächtigen Entfaltung des Bankwesens 
und gerade im Höhepunkte dieser Entfaltung innerhalb des anstaltlichen 
Hypothekarcredites in Bezug auf den Umfang des Geschäftes den ersten 
Rang sich erobert haben. 

Gegenüber dem Ende 1875 mit fl. 630,000.000 ausgewiesenen gesammten 
Verwaltungsvermögen der Sparcassen repräsentieren ihre Hypothekar-Dar- 
lehen 6 1 ■S4Procent. Auch der durchschnittliche Antheil der Hypothekar-For- 
derungen an den Gesammtactiven der Sparcassen war in den verschiedenen 
Ländern sehr ungleich. Während derselbe in Dalmatien nicht viel über i Pro- 
cent betrug, im Küstenlande i9'75, Bukowina 41*91, Kärnten 44-49, ICrain 
51 -30, Gaiizien 51 "40, erreichte er in Schlesien 87-94, Mäliren 78'23, .Salzburg 
77*70, Steiermark 70*93 Procent; in den übrigen Ländern war die Abweichung 
vom Staatsdurchschnitt nach oben oder unten nicht belangreich. 

'. Ehrenberger: -Üsterreichs Bank- und Creditiastitule in den Jahren 1S7O bis 1876., 
Stalislische MonatSBchrift, IIl. Jahrg. S. 4G7 u. 468, 
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Es waren auch die neuen Sparcassen fast durchwegs städtische An- 
stalten, die, nachdem sie nun selbst in kleineren Landstädten Eingang 
gefunden, im eigenen Geschäftsinteresse sich dem ländlichen Grundbesitz 
mehr zuwenden mussten, als die älteren. 

Inzwischen hatte sich aber doch auch der Creditinstitutscharakter 
der Sparcassen theilweise geändert. Zunächst wurde schrittweise von 
dem ursprünglichen Sparcassencharakter insoweit abgewichen, als die 
einstige Beschränkung auf die Annahme kleinerer Spareinlagen entweder 
durch höhere P'estsetzungen des Einlagemaximums gelockert oder praktisch 
nicht beobachtet, beziehungsweise mannigfach umgangen wurde. Damit 
streiften die Sparcassen die Eigenschaft eigentlicher Sparanstalten ab und 
wurden Depositenbanken, welche bei Entgegennahme grösserer Einlagen 
auch die Folgen der grösseren Flüssigkeit derselben öfter tragen mussten. 

Bei dem hohen Antheil, welchen an den Activen der Sparcassen 
die Hypothekardarlehen hatten, konnte es dann freilich nicht wunder- 
nehmen, dass die Regierung bereits im Jahre 1873 sich bemüssigt sah, 
sämmtliche Landesregierungen anzuweisen, dass dieselben auf die Spar- 
cassen wegen der allzu grossen Ausdehnung des Hypothekarcredites ein- 
schränkend einwirken. Ein weiterer Unterschied lag aber in dem Um- 
stände, dass die Sparcassenunternehmer eben überwiegend Gemeinden 
waren, für welche die Höhe des Reinertrages nicht gleichgiltig war. 
Denn diese erblickten in den Sparcassen ein Mittel der Besserung ihrer 
finanziellen Lage, sei es indirect, indem die Sparcassen durch wohl- 
thätige Aufwendungen zu localen Zwecken den Gemeinden einen Theil 
der Lasten abnehmen konnten, sei es direct, indem unter gewissen 
Voraussetzungen, wenn beispielsweise der Reservefonds eine bestimmte 
Höhe erreicht, ein Theil des Reinertrages den Gemeindefinanzen un- 
mittelbar zufliessen kann. Darin lag vielfach der eigentliche Grund der 
Bewerbung um die behördliche Genehmigung zur Errichtung der Spar- 
cassen. Diese Tendenz, verbunden mit der durch die Vermehrung der 
Sparcassen natürlich sich ergebenden Concurrenz, hatte ein Interesse an 
namhaften Einlagezuflüssen zur Folge, welche nur durch höheren Ein- 
lagenzinsfuss gefördert werden konnten. Hierin standen den Sparcassen 
anfangs noch die gesetzlichen Bestimmungen über den Zinsfuss gerade 
im Hypothekar-Darlehensgeschäfte im Wege. Durften die Darlehen nicht 
über 5 Procent verzinst werden, so mussten die Einlagen niedriger ver- 
zinst werden. So begegnen wir denn auch Bestrebungen zwecks Auf- 
hebung der gesetzlichen Zinsfussbeschränkungen ^). Die Verordnung des 



') Eine diesnillige Petition wurde 1865 von der Budweiser Sparcasse angeregt, der sich 
44 Sparcassen aus Böhmen, Mähren und den beiden Österreich anschlössen. In der Petition 
wird ausdrücklich um Gestattung öprocentiger Zinsen für Hypothekar-Darlehen angesucht, damit 
die Einlagen mit 5 Procent verzinst werden könnten. Die Petition fand im Abgeordnetenhause 
i Resolution vom II. Mai 1865) Unterstützung. Vgl. »Rückblick auf die Gründung und Ent- 
wicklung der Budweiser Sparcasse in den Jahren 1854 bis 1880«, Budweis 1880, S. 24 
bis 28. 
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Staats- und Justiz-Ministt'riums vom 28, October 1865, welche die staat- 
Hcli be auf sichtigen Creditanstalten überhaupt von den gesetzlichen Zins- 
fussbeschränkungen befreite, kam diesen Bestrebungen zustatten und 
WTirde die gewonnene Freiheit auch reichlich ausgenützt. Zwei Dritt- 
theUe der Ende 1875 bestandenen Sparcassen hatten bei Hypothekar- 
darieheu den öprocentigen Zinsfuss, nur 17 einen niedrigeren, der Rest 
einen höheren bis zu 8 Procent. In der Regel fand wohl der gleiche 
Darlehenszinsfuss bei allen Arten von Hypotheken Anwendung, ganz aus- 
nahmslos dürfte sie kaum gewesen sein '). 

Belangend nun die Bedingungen der Darlehensgewkhrung von Seiten 
der Sparcassen, so war natürlich für alle die Vorschrift des Regulativs 
vom Jahre 1844 massgebend, welches allmähliche Tilgimg vorschreibt. Es 
gibt aber eine zweifache Art, in welcher die Sparcassen, um der Vor- 
schrift zu entsprechen, die Abzahlung vorschreiben. Die erste ist die bei 
den Pfandbriefanstalten aller Art einzig' übliche, die der Annuitätstilgung, 
wobei die regelmässige (halbjährige) stets gleiche Pauschalleistung des 
Schuldners nebst der Zinsrate auch die Amortisationsquote begreift, so 
dass mit jedem Halbjahre der auf die Tilgung entfallende Betrag immer 
grösser und der dem jeweils verbleibenden Restcapitale entsprechende 
Zinsenbetrag immer geringer wird. Diese Annuitätstilgung drang wohl 
bei den grösseren Sparcassen durch, wobei jenem Vorbilde gemäss die 
Amortisationsgrundquote minimal mit i Procent festgesetzt,' höhere nach 
Wunsch der Partei zugelassen oder in bedenklicheren Fällen selbst von 
Seiten der Anstalt vorgeschrieben wurden. Allein diese Einrichtung wurde 
bei den kleineren weniger beliebt, vielmehr eine andere Art ihnen und 
ihren Clienten bequemer gefunden, das ist die sogenannte Tilgung mit 
fixen Capital squoten. Hiebet verpflichtet sich der Schuldner, jedes halbe 
Jahr einen fortwährend gleichbleibenden Betrag auf Abzahlung des 
Capital es nebst den auf den jeweils verbleibenden Capitalsrest ent- 
fallenden Zinsen zu entrichten, so dass seine Leistung von Halbjahr zu 



') Wir bcailien allcriliags aus ctwns späteter Zeil Belege differenter BchamUung dci 
slädtischen Hypolhcken um Sit« der Sparcnsse und der •auswärtigen'. So sctitc die Gemeinde- 
sparcasse von Graz vor iBSo den ZiDsfass für die Hypotheken inneiholl) des t'umi 



der 



Stadt Graz mit 5'/f, Pir auswärtige 
Herabs etiun gen die Viprocentige Diflfeti 
über ihre ijj^hrige Thatigkeit 1S60 
brainische Sparcasse eu Laibach aus ei 
lehen auf Realitäten in ICrain u. s. it., 
nicht übersteigen, nie höher zu veninsi 
samkeil der Krainer Sparcassc. Laibac 
Spi 



6 Procent fest, hielt dann auch noch bei den späteren 
HZ aufrecht. Denkschrift der Gemeinde- Sparcasse in Graz 
bis l8<)4. (Graz) S. tl. HiugeECD hat i. B. die 
em Jubiläums anlasse lESl den Beschluss gefasst, Dar- 
sowoh! die bestehenden als künftigen, welche II. 300 
1, als zum Einlagern insfu SS. Denkschrift über die Wirk- 
1B95, S. 20. — In einer sehr eingehenden kritischen 
Erörterung der d.imaligen Sparcassengebarung (,Dr. G. Haberraaon: >Die Sparcassen als 
Hypothekar-CredilAnslalten. im »Jahrb. f. ösleir. Landwirte«. Jahrg. 1880) warde das rasche 
Überhandnehmen des üprocentigen Einingenzinsfusscs bei den Sparcassen dem Umstände zu- 
g-^schriebcn. dass nach Aufhebung der "Wuchcrgesetie der sogenannte gesellliche Zinsfuss mit 
6 Prcicent feslgesctzt wurde, AuaschUggebcnd war dieser Umst;ind gewiss nicht, was ja die 
fpätere Entwickelung geicigt hat: der grösste Einflass mus« dem Bestreben der rasch sich ver- 
mehrenden ■Landsparcassen, Einlagen an sich zu ziehen, lugeschrleben weiden. 
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Halbjahr kleiner wird. Für die Anstalten selbst ist diese Tilgungsart aus 
dem Grunde bequemer, weil sie die bei der Annuitätstilgung jedes halbe 
Jahr nothwendige Auflheilung des Tilgungs- und Verzinsungsbetrages 
vermeiden lässt ^). In solchen Fällen ist es dann auch leichter, dem 
Schuldner gegen blosse Zahlung der Zinsen vom aushaftenden Capitals- 
reste einen Aufschub der Abzahlungen zu bewilligen, was bei flüssigem Geld- 
stande auch häufig zu geschehen pflegt, freilich kann aber eine solche »wilde 
Rückzahlung« auchleicht den Geist derOrdnungbeim Schuldner untergraben. 
Soweit ersichtlich, fand bei allen Sparcassen der Grrundsatz der 
Vorhineinzahlung der Zinsen seitens der Schuldner Eingang. Mit Rücksicht 
auf die Postnumerando-Leistung der Einlagenzinsen ergibt sich hieraus 
ein Vortheil an Zwischenzinsen, welcher zu dem rohen Gewinne aus der 
überwiegend einprocentigen Differenz des Einlagen- und Darlehenzins- 
fusses hinzutritt. Allerdings waren auch in der Berechnung derTilg^ngs- 
pläne unserer älteren Landeshypothekenbanken diese Zwischenzinsen 
nicht berücksichtigt worden. Doch war hier die Lage insofeme doch eine 
andere, als bei der Gleichheit des Darlehens- und des Pfandbriefzinsfasses 
fast lediglich der Regiebeitrag die Deckung der Verwaltungskosten und 
der Reservefondsbildung gewährte, dieser aber jeweils nur vom un- 
getilgten Capitalsreste entrichtet wurde, sohin (ganz abgesehen von 
späteren zeitlichen Einschränkungen der Leistung desselben) eine stetig 
abnehmende Einnahme bildete. Bei den Sparcassen liegt aber in der 
gleichbleibenden Differenz des Einlagen- und Darlehenszinses eine dauernd 
gleiche Quelle der Regiedeckung und des reinen Gewinnes, welche um 
den — allerdings mit der fortschreitenden Abzahlung abnehmenden — 
Eingang an Zwischenzinsen erhöht wird. Tritt noch hinzu, dass die Spar- 
cassen trotz der erwähnten factischen Höhe der Activ- und Passivzins- 
Differenz alle gesetzmässig vom Gläubiger zu tragenden Lasten (Gebüren) 
auf den Schuldner überwälzten ^), so sind natürlich die in jener Zeit 
zunehmenden Klagen über die Darlehensbedingimgen der Sparcassen 
leicht begreiflich. Der praktischen Bethätig^ng nach hatten sich die 
Sparcassen auf Seiten ihrer Activgeschäfte von Anfang an als Hypotheken- 
anstalten entwickelt, während die öflfentlichrechtliche Normierung vorzugs- 
weise das Passivgeschäft — die Einlagenentgegennahme — ins Auge 
gefasst hatte, das Interesse der Einleger voranstellte und um dessent- 
willen die Sparcassen mit verschiedenen Privilegien ausgestattet hat. 
Dieser Gesichtspunkt blieb im ganzen massgebend, trotzdem sich that- 
sächlich der creditanstaltliche Charakter der Sparcassen, wie bereits 
erwähnt, geändert hatte. Namentlich wurde es aber am Lande schwer 
empftmden, dass der nicht unbeträchtliche Gewinn, dessen ausgiebigste 
Quelle eben das Hypothekargeschäft war, der Stadtgemeinde allein zufloss, 
welcher die Sparcasse angehörte und welche daher ein Interesse an der 

*) F. A. Graf: »Das Spareinlagen- und Hypothekar-Darlehensgeschäft unserer Sparcassen, 
dargestellt auf Basis der Controlbuchung«, Brunn 1895, S. 91 ff. 
') Vgl. Habermann, a. a. O. 
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Au frechterli altling eines hÖlieren Darlehenszmsfusses zu Ungunsten der 
ländlichen Hypotliekarschuldner besass, aus iiirer Hoherbelastung die 
Mittel städtischer Entfaltung zog. Als Correctiv dagegen -wurde unter 
anderem proponiert, ea sollte von gesetzeswegen Vertretern der Sparcassa- 
schuldner die Theilnalime an der Sparcassen Verwaltung eingeräumt, die 
Ver4\-endung der Reinerträge nicht lediglich zum N'utzen der betreffenden 
Stadtgemeinde gestattet, sondern nur zu gemeinnützigen Zwecken des 
Bezirkes erlaubt sein u. s. w.^). 

Ein gewisser Vortheil lag für die Darlehensw erber bei Sparcassen 
im Gegensatze zu den an strengere Förmlichkeit gebundenen Landes- 
hypothekenbanken darin, dass die Sparcassen, soweit dieselben wenigstens 
bei ihren Darlehensgewährungen im näheren Umkreis ihres Standortes 
verblieben, wegen der leichteren und genaueren Kenntnis der betreffenden 
Hypotheken und Darlehenswerber relativ höliere Siunmen an Darlehen 
bewilligen konnten, als jene selbst im Falle der dann oft kostspieligen 
Schätzung. Auch dieser Vortheil, abgesehen von den schon erwähnten 
Bequemliclikeiten, zu welchen noch alle Vorzüge der Nähe für die Dar- 
lehenswerbung und die periodischen Leistungen der Abzahlung und 
Verzinsung hinzutreten, blieb und bleibt, trotz aller berülirten Klagen 
und Einwendungen, einer der massgebenden (jiründe, welche die Spar- 
cassen zu den gesuchtesten Quellen des Hypothckarcredites gemacht haben 
und immer noch machen. Alle selbstverständlichen Vortheile der Unkünd- 
barkeit und geringeren Zinsenlast, welche die nicht auf Gewinn berechneten 
Hypothekenbanken bieten, pflegen ilm nicht wettzumachen. 

Entschieden ungünstig waren für die Bedürfnisse des Hypothekar- 
credites die, sei es durch politische Ereignisse, sei es durch Geldmarkt- 
bewegungen herbeigeführten Schwankungen im Zu- und Abflüsse der 
Einlagen und die mit letzteren in Zeiten der Zufluss Stauungen oder 
gesteigerten Creditanforderungen verbundenen Zinsfusserhöhungen. Kün- 
digungen von Hypothekarf orderungen scheinen zwar von Seiten der 
Sparcassen, selbst gelegentlich namhafterer Verlegenheiten selten vor- 
gekommen zu sein, jedenfalls aber zeitweilige Einschränkungen, oder 
selbst vorübergehend gänzliche Einstellungen des Hypothekarcredit- 
geschäftes^, Zinsfusserhöhungen aber trafen nicht bloss neue, sondern 
auch die bisherigen Schuldner, was in Rücksiclit der letztgenannten bei 



') Habcrmanu, a. o- O. — Auderweitiße Klagen aus damaliger Zeit, wie i. B., dasB die Verainsung 
des Darlehens nicht erst vom Zeitptinlite der Zuiahlung, sondern schon von dem der Bewillieung er- 
folgen müsste, so dass während der oft langwierigen iwischenieitigen Gnindblichroaoipnlationen eine 
grosse, gani Jin gerechtfertigte Last dem Schuldnet aufgehalst wurde, dürfen kaum generalisiert werden. 

Da sich diese wohl selbstverständlichen Thsisachcn nicht leicht aus der Uniahl von 
JahrwrechnungsabschlüsEcn von Sparcassen, die übrigens nicht immer von nusführlicheren Sach- 
verhalts dar st eil un gen begleitet sind, herausheben lassen, so möge nur auf beispielsweise Belege 
hingewiesen werden, welche In den verschiedenen, oft chronikenartig iusammcagcstelUcn Gedenk- 
bächern u. dergl. einzelner älterer Sparcassen angeführt werden. So in der früher angeführten 
Denkschrift der Böhmischen Sparcasse, S. z\, 33, 42, 52 ; in dem Gedenkbuch der Steier- 
märkischen Sparcasse, S. 63, 53 : Budweis 37. 
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Pfandbrief Instituten ausgeschlossen ist. Diese können wohl durch Kündigung- 
oder Conversion von dem Sinken des Zinsfusses Nutzen ziehen, werden jedoch 
von dessen Steigen in Bezug auf die bisherigen Schulden nicht berührt. 
Die Unannehmlichkeiten, welche für die Sparcassen selbst dadurch 
entstanden, dass sie zeitweilig die Darlehensgewährung auf Hypotheken 
einstellen mussten, was bei Wiederaufnahme dieses Geschäftes einen desto 
grösseren Andrang von Gesuchen zurP'olge hatte, und die Klagen, welche 
diesfalls, sowie wegen der Zinsfusserhöhungen erhoben wurden und den 
Begehren nach Errichtung von derartigen Störungen nicht ausgesetzten 
Hypothekenbanken Nalirung gaben, waren die Ursache der Errichtung 
von mit den Sparcassen verbundenen Pfandbriefanstalten'). Die erste 
dieser Art war die Pfandbriefanstalt der Steiermärkischen Sparcassa in 
Grraz (1865), welche, wie bereits oben bemerkt wurde, bestimmt war, die 
Aufgabe der schon beschlossenen Landeshypothekenbank zu übernehmen. 
Im Jahre 1869 folgte die Erste österreichische Sparcassa in Wien. (Ur- 
sprüngliches Statut vom 20. December 1868.) Die Pfandbriefanstalt der 
Bukowinaer Sparcasse wurde 1875, diejenige der Ersten mährischen 
Sparcassa in Brunn erst 1892 errichtet. Der Hauptzweck war immer, 
abgesehen von der Verhinderung des Entstehens eines concurrierenden 
Landes-Pfandbriefinstitutes, ein Sicherheitsventil zu schaffen für Zeiten, 
wo ein ungünstiger Stand des Einlagen-Zu- und Abflusses den regel- 
mässigen Fortgang des Hypothekardarlehens-Geschäftes stört. Auch fLir 
die Darlehensuchenden war der Schutz vor den Zinsfussänderungen, so- 
lange eine Aufwärtsbewegung des allgemeinen Zinsfusses bestand, bei 
der den Hypothekenbanken nachgebildeten Unkündbarkeit der betreffenden 
Sparcassendarlehen, ein Anreiz, Pfandbriefdarlehen zu wünschen, was den 
Aufschwung dieser Geschäfte während jener Periode erklärlich macht. 
Sonst war die Einrichtung nicht ganz derjenigen der Landeshypotheken, 
banken, sondern mehr derjenigen der Actienbanken angepasst. Das 
Maximum der Pfandbriefausgabe wurde in ein bestimmtes Verhältnis zu 
dem diesem Geschäfte speciell gewidmeten Sicherheitsfonds gebracht 
(dasselbe wurde mit dem Zwanzigfachen dieses Fonds festgesetzt). Die 
Festsetzung der jährlich vom Schuldner zu leistenden Abschlagszahlungen 
und des Zinsfusses wurde dem Übereinkommen des Schuldners mit der 
Anstalt überlassen, wobei zwar die Zuzählung der Valuta in Pfandbriefen 
erfolgt, aber unter gleichzeitigem Rückkaufe der Pfandbriefe zu einem 
vereinbarten Curse-). Dieses Verfahren, das der Sparcasse gestattet, im 

*) Sehr klar kennzeichnet die citierte Denkschrift: >Fünfzig Jahre der Steiermärkischen 
Sparcassa«, S. 86, den Sachverhalt, indem sie schreibt : Sparcassa und Pfandbriefanstalt konnten 
nun in ihrer Verbindung allen Anforderungen des Realcredites genügen und die Nothwendigkeit, 
das Darleihensgcschäft zeitweise einstellen zu müssen, hatte aufgehört. 

') Ausdrücklich in den Wiener Geschäftsbestimmungen. Im Grazer Statut heisst es 
lediglich: Der Darleihenswerber hat kein Recht, als Darleihensvaluta etwas anderes als Pfandbriefe 
nach deren Nennwerte zu verlangen. Nach dem Sinne der bezüglichen Statutenbestimmungen 
Hess die Pfandbriefanstalt der Ersten österreichischen Sparcassa auch Abzahlungen mit fixen 
Capitalsquoten zu, während die Steiermärkische bloss Annuitätstilgung vorschreibt. 
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Falle des Bedarfes durch Verkauf der Pfandbriefe sich die nötliig'en 
Barschaften zu verschaffen, kommt zwar im Wesen auf dasselbe hinaus, 
wie wenn derSparcasse lediglich das Recht eingeräumt würde, auf Grund 
bereits ausstehender Hj'pothekarforderun^en in irgendeinem späteren 
Zeitpunkte und bis zu gewissen Grenzen Pfandbriefe zu emittieren'), 
allein bei letzterem wäre der Vortheil der Unkündbarkeit wenigstens 
formell ausgeschlossen. Die Regierung gieng aber auf solche Projecte 
ebensowenig ein, wie überhaupt seit 1875 auf das Begehren anderer 
Sparcassen um Gewährung des Rechtes zur Pfandbriefemission, aus- 
genommen den Fall von Brunn. Einen wirklich namhaften Umfang haben 
Pfandbriefdarlehen lediglich bei der Ersten österreichischen Sparcassa 
in AVien erreicht, und dies nur vorübergehend. Von 2'405 Millionen Gulden 
im Jahre 1869 stie^ der Betrag derselben unausgesetzt bis zum Jahre 1879 
(35-220 Millionen Gulden), um von da ab bei unveränderter Aufrecht- 
haltung eines einzigen Pfandbrieftypus von sVa Procent in grossen 
Sätzen zu sinken, so dass Ende 1897 nur ein Rest von fl. 43.761 ver- 
blieben ist. Auch bei der Steiermärkischen .Sparcassa erreichte der Stand 
der Pfandbriefdarlehen imjahre 1879 seinenHöhepunktmit 6'955 Millionen 
(julden und gieng allmählich bis auf vier Millionen Gulden (1895) zurück, 
obgleich im Verlaufe der Jalire nach den 5 '/s procentigen auch Pfandbriefe 
mit 5, 4V» und endlich 4procentigem Zinsfusse zur Emission gebracht 
wurden. Ganz geringfügig blieb immer der Stand der Pfandbriefdarleiien 
der Bukowinaer Sparcassa und nur bei der jüngsten, der mährischen, 
erreichte derselbe nach fünfjährigem Bestände der Anstalt Ende i8g6 
die Summe von i2'33o Millionen Gulden 

Eine wirklich nennenswerte Rolle spielte also in dem hier behan- 
delten Zeitraum nur eine Sparcassen-Pfandbriefanstalt, gerade bei der- 
jenigen Sparcasse, welche vermöge ihres eminent grossstädtischen Sitzes 
ihre gewaltigen Mittel vorzugsweise dem städtischen Hypothekenbesitze 
zuwendet. Es ist die Erste Österreichische Sparcassa zu Wien. Ihr Stand 
an bar gegebenen Hypothekar-Darlehen'), welcher 1822 mit fl. 11g.176C.-M. 
begann, hatte nach zehnjährigen Abschnitten folgenden Umfang: 
Ende 1831 . fl. 4.326.909 C.-M. 

> 1842 • 13,960.838 » 

> '85= • 17.835.127 • 

I8f>2 26,979.146 ö. W. 

■ 1872 ■ 41,391,897 . . 

> 1875 • 69,304.087 . . 



') Einen solchen Flnn verfolgte anfangs der SJeliiiEer-Jnhrc die Böhmische Spaicassa 2U 
Piag (DenkschriO, S. 62I, n-obei nichl die Absicht vorl.ig, ein PfaEdbriefgeachäft in der Weise 
ins, Leben ta rufen, um Darlehen auf Hypotheken auch mittelst Pfandbriefen zuiühlcn zu können. 
Der Zweck der Pfandbricfausgnbe ist vielmehr, durch Verkauf oder Verpfändung der Pfandbriefe 
die nothigcQ Barmillel zur Befriedigung der Einleger dann ta schaffen, wenn deren Anforderungen 
um Rückzahlungen in einem solchen Masse steigen sollten, dti» die einer rascheren Realisierung 
lugSngüchen Fonds bieiu nicht mehr ausreichten. 

*) Einschliesslich der narlehen an Gemeinden. 
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Rechnen wir den Stand der Pfandbriefdarlehen mit fl. 26,244.732 
hinzu, so stand diese Sparcassa als Hypothekargläubiger fast auf gleicher 
Höhe mit der Österreichisch -ungarischen Bank, überragte fast um 
30 Procent die Osterreichische Bodencreditanstalt und fast um 100 Procent 
die an Geschäftsumfang in jener Zeit nächststehenden, die Hypotheken- 
bank des Königreiches Böhmen und. den Galizischen Bodencredit- Verein 
sowie die Böhmische Sparcassa in Prag. Doch kam dies, wie bemerkt, 
weitüberwiegend dem Häuserbesitz zustatten. 

Eine nur halbwegs genaue Angabe des Verhältnisses, in welchem 
sich die Hypothekar-Darlehen der Sparcassen auf die hier hauptsächlich in 
Betracht kommenden Kategorien von Liegenschaften — Häuser, land- 
und forstwirtschaftlichen Gross- und Kleinbesitz — vertheilen, ist leider 
unmöglich zu geben. Unzweifelhaft nahm die relative Bevorzugung des 
städtischen Besitzes in dem Masse ab, als sich die Zahl der Sparcassen 
vermehrte und solche auch in eigentlichen Landstädten errichtet wurden ). 
Auch die Beschränkung auf den nächsten Umkreis des Sparcassesitzes 
hat namentlich seit Anfang der Siebziger- Jahre vielfach aufgehört, indem 
der zunehmende Einlagenandrang und die Bequemlichkeiten der Anlage 
in grösseren Satzposten zu Belehnungen auch auf weite Entfernungen 
reizten. So finden wir seit jener Zeit Darlehen auf entfemtgelegene 
grössere Güter und Häuser nicht nur innerhalb des Landes, sondern auch 
in anderen Kronländem. Alpenländische Sparcassen fanden zahlreich 
Gelegenheit zu Hypothekar- Anlagen in Wien und Umgebung, doch selbst 
in Böhmen, ebenso einzelne mährische in Niederösterreich. 

Bevor wir uns der nächsten Zeitperiode unserer Eintheilung zuwenden, 
wollen wir kurz einen Blick werfen auf zwei Institutionen, deren nähere 
Behandlung einem besonderen Abschnitte dieses Jubiläumswerkes zukommt. 
Hier ist lediglich deren Bedeutung für den Hypothekarcredit hervor- 
zuheben. Es sind dies die Creditgenossenschaften (Vorschusscassen) 

*) Leider be?teht die bei den Landesanstalten und bei einigen Actienbanken eingeführte 
sehr lobenswerte Übung, in ihren Jahresberichten die Vertheilung ihres Forderungsstandes nach 
den betreffenden Besitzkategorien ziffermässig anzugeben, bei den Sparcassen nicht. Von den 
seltenen Ausnahmen wollen wir hier eine anführen, die St ei ermärkische Sparcassa. Nach der ihrer 
Denkschrift beigeschlossenen Übersicht betrugen ihre Darlehen auf Hypotheken in Steiermark selbst: 

Anlegungen 1825 bis 1874 Stand Ende 1874 

Anzahl , ^^''J^\ ^, Anzahl . ,^,f ^^ „. 
in Gulden ö. W. in Gulden ö. \V. 

Auf landtäflichen Gütern 518 5»5o8447 232 2,320.732 

> Grazer Stadthäusern 2.772 6,974.164 i«396 3»635.496 

^ Landrealitäten 15779 13.424.356 ii.ooo 7,871.987 

• Montanentiäten 27 1,139.859 12 462.459 

Hypotheken in Steiermark . . . 19. 096 27,046.826 12.700 14,290.655 

Dazu kamen mit Ende 1874 noch auf Häusern in Wien fl. 100.000, Hypotheken in Kärnten 
fl. 2099. Um spätere Wiederholungen zu vermeiden, stellen wir zum Vergleich sofort den Stand 
von Ende 1895 daneben. Derselbe betrug: Landtafelgüter 1,174.162, Grazer Häuser 7,054.766, 
Landrealitäten fl. 13,878.168 dazu noch fl. 4,698.403 auf H>'potheken ausserhalb Steiermarks, 
wovon fl. 4,605.682 auf Häuser in Wien. 



Schutze-Delitzscher Factur, dann die aus den ehemaligen Getreide- 
Contributionsfonds g-eschaffenen Institutionen. 

Was die erstgenannten anbelangt, so hat die Zeit des idlgemein 
belebten Strebens und Hastens nach aus^ebi^er und vielfaltiger Credit- 
organisation natürlich auch ilire Entwickelung rasch gefördert. Doch 
gebricht es uns an einer sorgsam gepflegten Statistik für diese Zeit, um 
für den vorliegenden Zweck ausreichende Aufschlüsse schöpfen zu können. 
Erst der allmähliche Zusammenschluss zu grösseren Verbänden hat jene 
fleissigen und wertvollen statistischen Jaliresberichte ermöglicht, welche 
von den bezüglichen Verbandsleitungen herausgegeben werden'). 

Die ursprüngliche Absicht der Begründer des Vorschusscassenwesens 
gieng wohl, auch soweit ländliche in Betracht kommen, nicht dahin, dass 
hier vorzugsweise Hypotliekarcredit gepflegt werde. Am meisten that es 
noth um den Personal credit, Kür die kleingewerblichen Kreise war der- 
selbe vielfach einzig und allein nöthig und in der Form genossenschaft- 
licher Organisation mit persönlicher Solidarhaftung unter relativ günstigen 
Bedingungen auch einzig erreichbar. Allein auch für den kleineren länd- 
lichen Grundbesitz, hauptsäclilich wo derselbe in engerer Beziehung zur 
landwirtschaftliclien Industrie stand, war Personalcredit in früher nicht 
vorhandenem Umfange nÖthig geworden. 

Allein ebensowenig wie die Sparcassen bei ihrem anfänglichen 
Charakter verharrten, blieben auch die Vorschusscassen lediglich in jenen 
Geleisen, welche ihnen die Absicht der Begründer vorgezeichnet hatte. 
Die Förderung des wirtschafthchen Wohlstandes bestimmter Berufsgruppen, 
in erster Reilie auf dem Gebiete des Productionscredites, blieb vielfach 
nicht ihr Leitstern und die durch das Gesetz vom q, April 1873 für sie 
geschaffene Form wurde gerade in den wirtschaftlich fortgeschrittensten 
Ländern zur Untern ehmungsform für locale Creditinstitute, sagen wir 
Kleinbanken, welche allen möglichen Creditbedürfnissen nach Zulass ihrer 
Mittel zu dienen bereit sind, mitunter selbst ohne Beschränkung auf die 
Genossenschaftsmitglieder, Letztere wird ohnedies zu einem nur formellen 
Erfordernis, wenn eben jeder ohne Rücksiclit auf seine Berufseigenschaft 
im Momente des Darlehenserapfanges Mitglied wird, was einfacli durch 
den Abzug des die Mitgliedschaft begründenden Antheilsbetrages von 



') Es sind dien namenllicli der seit 1S74 regelmässig herausge geben e •KDCEllik stuwariyizeä 
«arobkowyeh i gospodarciych v Galicyi i. W. Ksi^stwic Kjakowskifim«, ursprünglich von Alfred 
Zgärski, jetit die unter dem Namen Statystyka slowarzysieii etc. von Narcyi Ulmer redigierten 
Jaliresberichte (bis jetil 23 Jahrgänge); femer die früher nur gelegentlich, seit 1884 regelmüssig 
veröfTentlichle iStatistika täluzen üeEkych v Öechdch, na MoravS a ve SIeiskui. redigiert von 
Jos. Schreycr, dem Hisloriographcn der ciechoslavi sehen VorschuBscaaBen (Dijiny svfpomocnfcli 
iiloÄcn Ccsk^ch, Prag 1891): endlich die nach iwei vorausgegangenen Versuchen Zillers (1873 
und 18B1) nunmehr seit 1893 von Karl Wrabcli herausgegebenen Jahresberichte über die 
dem Allgemeinen Verbände der auf Selbsthilfe beruhenden deutschen Erwerbs- Und Wittschnlts" 
genossen Schäften angehörigen Genossenschaften. Die vom Verbände der slovenischen Vorschuss- 
CSBSCD heniusg^^gebenen Jahresberichte: Lelopis slovenskich posojilnic, haben mit 1896 den 
7- Jahrgang erreicht. 
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der zuzuzählenden Valuta bewerkstelligt wird. Auf diese Weise kamen 
zahlreiche Vorschusscassen, namentlich in Böhmen und Mäliren, dazu, 
hypothekarischen Häusercredit zu bewilligen, eventuell im Range nach 
den Forderungen von Hypothekarbanken und Sparcassen. Nicht bloss 
Darlehen auf schon fertige Häuser, auch Baucredite wurden gewährt. Am 
Lande aber trat, wobei wir allerdings hauptsächlich wieder die genannten 
Länder im Auge haben, eine das Hinneigen zur Pflege des Hypothekar- 
credites begünstigende AVendung namentlich nach der Krisenzeit ein, 
nachdem die Pflege des Wechselcredites, speciell im Zusammmenhang mit 
industriellen Unternehmungen (Zuckerfabriken u. dergl.) manche Schäden 
und einzelne, wenn auch wenige Zusammenbrüche herbeigeführt hatte. 
So hat, wie noch an weiterer Stelle gezeigt werden soll, in einzelnen 
Ländern der Hypothekarcredit im Geschäftsbereiche der Vorschusscassen 
überhandgenommen, vielfach in einer angesichts der freien Kündbarkeit 
der Einlagen nicht unbedenklichen Weise zumal, wenn bei der Concurrenz 
der Sparcassen oder Hypothekenbanken hypothekarische Forderungen 
gegen die durchschnittlich höhere Verzinsung nur durch Erweiterung der 
Einschuldungsgrenze mit oder ohne Rangsnachtheil erworben werden 
können. Allerdings wird . die Gefahr durch die genauere Kenntnis 
der persönlichen und materiellen Verhältnisse der Creditwerber ge- 
mindert. 

Was nun die Modalitäten der Creditgewährung selbst betrifft, so ist 
überwiegend die Form der specifischen Annuitätstilgung schon aus dem 
Grunde unthunlich, weil es meistens an einem zur genauen Berechnung* 
der Tilgungspläne geeigneten Verwaltungspersonale gebricht. So wird 
nothwendigerweise nur die Abzahlung mit fixen Capitalsquoten vereinbart, 
oder auch diese nicht, so dass die Tilgung, bei beiderseits freier halb- 
jähriger Kündigung der ganzen Schuld, dem Ermessen des Schuldners 
anheimgestellt und lediglich nach Bedarf und Umständen von der Vor- 
schusscasse selbst auf Theilabstattungen gedrungen wird. Für den 
Schuldner ist auch hier die freie Tilgung eine Annehmlichkeit, in drückenden 
Lagen eine bei anderen Anstalten unerreichbare oder nicht so leicht erreich- 
bare Wohlthat, aber im ganzen gewiss kein Mittel, um den nothwendigen 
Ordnungssinn im Gebiete des Schuldenwesens zu heben. 

Durch die Hervorhebung dieser Mängel soll gewiss nicht das grosse 
Verdienst bestritten werden, das sich die Vorschusscassen im Vereine 
mit den Sparcassen um die erfolgreiche Bekämpfung des ländlichen 
Wuchers, der am schwersten den Bauer bedrückte, allgemein^ besonders 
aber in den Nordländern und unter diesen in erster Linie in Galizien 
erworben haben. In den ersten Jahrzehnten ihres Bestandes und Wachs- 
thumes hat die P>eude an diesem Erfolge manche kritische Erwägung 
zurückgedrängt. Es ist ein Zeichen gesunder Entwickelung, wenn in der 
neueren Zeit diesen und anderen vorhandenen Gebrechen kritische, auf 
Reformen abzielende Erwägung zugewendet wird, nicht bloss von Aussen- 
stehenden, sondern innerhalb der Interessentenkreise selbst. 
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Im Wejje der Landesgesetrgebung wurden in Böhmen, Mähren und 
ScMesien') in den Jahren 1863 und 1864 die 1849 in landesfurstliche 
Behördenverwaltung übernommenen Cuntributions-Getreidefonds, inMähren 
rugleich die Contribulions-Geldfonds der Selbstverwaltung' der Theilaehmer 
zu dem Zwecke überwiesen, um nach Umsetzung der noch vorhandenen 
Getreidevorräthe in Geld aus diesen Fonds Personal- und Hypothekar- 
credite an die Tliellnehmer zu gewähren. Xur drei dieser Fonds io Böhmen 
erwarben das Recht zur Entgegennahme von Einlagen und wurden also 
zu Creditinstituten umgestaltet. Alle übrigen in Bölmien und sämmtliche 
in Mähren verblieben bis zu der späteren Umgestaltung lediglich auf die 
creditmässige Gebarung mit dem Stammcapital beschrankt, konnten dem- 
nach auch dem landwirtscliafUichen Hypothekarcredit keine nennenswerte 
Förderung angedeihen lassen. 

Es ist jedoch, ehe wir uns den seit 1875 eingetretenen Veränderungen 
zuwenden, noch eines gesetzgeberischen Eingriffes zu gedenken, welchen 
die Unzukömmlichkeiten des Pfandbriefwesens bei den Actienbanken ver- 
anlasst haben. 

Bei dem ständischen Credttinstitut in Galizien, sowie bei den 
ersten zweiLandeshj'pothekenbanken, welche in den ersten See hziger-Jaliren 
erriclitet wurden, also durchwegs reinen Hypothekenbanken, war ein selir 
klares, wenn auch subsidiäres Garantie Verhältnis für die Verbindlichkeiten 
dieser Anstalten, welche sich ja in der Hauptsache auf die Verzinsung 
und statutenmässige Tilgung der Pfandbriefe beschränkten, festgestellt. 
Es lag in der Xatur der Sache, dass auch die Hj*pothekenbanken auf 
Actien, zumal sie überwiegend nicht reine Hypotliekenbanken waren, 
bestrebt waren, den Pfandbesitz em wenigstens den Anschein einer specielien 
Garantie zu bieten. .So finden wir denn, wenn auch nicht in allen, so doch 
in manchen der bezüglichen Satzungen eine fast stereotyp dem Vorbilde 
aus den Statuten der Allgemeinen österreichischen Boden creditanstalt 
nachgebildete Clausel, welche den Pfandbriefbesitzem einen Anspruch 
auf vorzugsweise Befriedigung aus den hypothecierten Capitalien, dem 
sonstigen zur Deckung der Pfandbriefe bestimmten Vermögen u. dergl. 
in Aussicht stellte. Sehr zweifelhafte Bestimmungen, da dieselben denn 
doch -niir einen persönlichen obligatorischen Anspruch gegenüber der 
Anstalt auf thatsächliche Einräumung- dieses Vorzugsrechtes und eventuell 
auf Schadenersalz zu bewirken imstande sind, zumal es niclit ausgeschlossen 
erscheint, dass die Anstalt selbst über diese Vermögensobjecte {durch 
Cessionen, Pfandrechtseinräumungen} entgegenihren Statutenbestimmungen 
verfügt, oder aber insbesondere, dass Dritte an den zur vorzugsweisen 
Deckung der Pfandbriefe bestimmten Vermögensobjecten Rechte erwerben 
können, oline dass es den Pfandbriefbesitzern möglich wäre, diese letzteren 
oder die von der Anstalt selbst getroffenen Verfügungen mit Erfolg zu 



') Vgl. Dr. Fiedler: •I-»nilwir(«eh«flUche Vorschusscasscn uud Contributionsfomis«, MiscHer- 
UlbTicL, Üslerr. StaalawÖTteibnch, S. (128 fT., luwie den ireileien AbEchailC dieses Jnbiläumswerkes. 
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bestreiten^)«. Namentlich war aber für den Fall des Concurses kein Mittel 
vorhanden, das statutenmässige Vorzugsrecht wirksam zur Geltung zu 
bringen, was bei Banken, die sich auf das Hypothekargeschäft nicht be- 
schränkten, die Gefahr steigerte. So boten denn die Leliren der Krisis 
dem Gesetzgeber den Anlass, hier einzugreifen, und zwar nicht nur im 
Interesse der Pfandbriefgläubiger, sondern vornehmlich auch, um der 
gesetzlich eingeräumten Verwendbarkeit der Pfandbriefe zu pupillarsicheren 
Anlagen durch Ausschluss der erwähnten Gefahren kräftigere rechtliche 
Stützen zu gewähren. Diesem Vorhaben verdanken ihre Entstehung zwei 
Gesetze, welche bei allen ihnen noch anhaftenden Mängeln dennoch 
einen schätzenswerten Fortschritt unseres Realcreditrechtes bilden. 

Es sind dies die Gesetze vom 24. April 1874, Nr. 48 und 49 R.-G.-Bl. 
Das erstangeführte hat den Pfandbriefanstalten die Disposition über die- 
jenigen Objecte, welche der vorzugsweisen Deckung der Pfandbriefe zu 
dienen haben und als solche in den Statuten bezeichnet werden, entzogen. 
Die Anstalten können ohne Zustimmung des Regierungscommissärs (durch 
Mitfertigung der bezüglichen Urkunden) keine rechtsgiltige Verfügung 
über die bezüglichen Objecte treffen ; die Zustimmung darf aber nicht 
ertheilt werden, wenn dadurch die Deckung der Pfandbriefe beeinträchtigt 
würde. Ebenso können Gläubiger der Anstalt, deren Ansprüche nicht aus 
Pfandbriefen entspringen, eine Execution nur unbeschadet des Vorzugs- 
rechtes der Pfandbriefgläubiger erwirken. Das zur Bewilligung der 
Execution competente Gericht hat von jeder gegen Vermögensobjecte 
einer Pfandbriefanstalt geführten Execution den Regierungscommissär 
von amtswegen zu verständigen, welcher, wenn es sich um eines der 
obenangeführten speciellen Deckungsobjecte handelt, das Gericht behufs 
entsprechender Einschränkung der bewilligten Execution hievon in Kenntnis 
zu setzen und wenn er die Rechte der Pfandbriefgläubiger für gefährdet 
erachtet, die Bestellung eines gemeinsamen Curators zwecks Vertretung 
derselben zu erwirken hat. Im Concursfalle bilden die statuteng emäss 
zur vorzugvsweisen Befriedigung der Pfandbriefgläubiger bestimmten Objecte 
eine besondere, zunächst diesem Zwecke dienende Masse. Auch ist im 
Concursfall ein gemeinsamer Pfandbriefcurator von amtswegen zu bestellen. 
Ebenso kann jeder, dessen Rechte in ihrem Gange durch den Mangel 
einer Vertretung der Pfandbriefbesitzer gehemmt würden, die Bestellung 
eines solchen gemeinsamen Curators verlangen. Sind als besondere Caution 
für die vorzugsweise Befriedigung der Pfandbriefgläubiger Vermögens- 
objecte bestellt, an welchen ein bücherliches Recht erworben werden 
kann, so ist deren Cautionseigenschaft in den öffentlichen Büchern auf 
Grund einer von der Anstalt auszustellenden Erklärung einzutragen. Die 
Löschung des Cautionsbandes kann nur über Erklärung des Regierungs- 
commissärs erfolgen, dass das belastete Vermögensobject aufgehört habe. 



*j Pavlicek: >Das Pfandbriefrecht €, Wien 1895, S* 53 ff* Hier auch die einheimische 
und fremde Literatur des Pfandbriefrechtes und eine kritische Darstellung des weiter im Texte 
erwähnten Gesetzes. 
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als Caution für die Befriedij^amj,' der Pfaiidbriefj^läubig er zu dienen. 
Wenn bares Geld oder Wertpapiere als Caution bestellt sind, so sind 
dieselben abgesondert unter Mitsperre des Regierungscommissars zu 
verwahren. Zur pupillarsicheren Anlage ungeeignete Wertpapiere können 
als Caution nicht bestellt werden. Bei Landesanstalten, für deren Ver- 
bindlichkeiten das Land selbst haftet, obliegen die ebenerwähnten Pflichten 
des Regierungscommissärs dem Landesausschusse, beziehungsweise dem 
von diesem abgeordneten Commissär. 

Das zweite Gesetz bezieht sich überhaupt auf die gemeinsame 
Vertretunji der Rechte der Besitzer von auf Inhaber lautenden oder durch 
Indossament übertragbaren Tlieilschuldversclireibungen und die bücher- 
liche Behandlung der für solche eingeräumten Hypothekarrechte. Es 
behandelt die Fälle der vorzunehmenden Bestellung, die Competenz zur 
Bestellung oder zur Stellung diesfälliger Begeliren, die Kundmachung der 
erfolgten Bestellung, die Kosten der Curatel u, s, w. 

Es ist dem erstbehandelten Gesetze zwar der Vorwurf gemacht 
worden, dass die Anwendbarkeit desselben auf die vor Eintritt seiner 
Wirksamkeit schon bestandenen Anstalten keine zwingende sei, wenn 
die betrefl^enden Anstalten zur vorzugsweisen Befriedigung ihrer Pfand- 
briefgläubiger bestimmte Obj'ecte in Üiren Statuten nicht namhaft gemacht 
haben. Immerhin hat aber das Gesetz einen entschiedenen Fortschritt 
bedeutet gegen den früheren Zustand. Praktisch hat dasselbe seither fast 
ausschliesslich auf neuerrichtete Landesanstalten Anwendung finden 
können, welche in ihren Statuten nebst der subsidiären Landesgarantie 
specielle Pfandb riefe autionen namhaft gemacht haben — denn die Neu- 
errichtung von Actienhypothekenbanken, sowie von Hypothekarschuldner- 
Vereinen auf der Basis der Solidarhaftung kam seit der Krisis zum 
Stillstände. 



IV. Seit 1875. 

1. Entujickelung und neue Ziele den liandesanstalten. Ihre 
Gesehäftsregeln. 
Wenige von den zahlreiciien Actienbanken, welche zur Vermittelung 
des Hypothekarcredites mit Hilfe der Pfandbriefausgabe befugt waren, 
vermochten also den schweren Umschlag der Verhältnisse, welcher seit 
Mai 1873 eingetreten war, zu überdauern. Ende 1875 bestanden ausser 
der Hypothekarcredit- Abtheilung der Üsterreichisch-ungari sehen Bank nur 
noch 8 (in Wien 5!, von diesen gerieth in den folgenden Jahren allmählich 
noch die Hälfte in Liquidation oder Concurs, während bis auf den 
heutigen Tag nur eine einzige, die Bukowinaer Boden -Credit- Anstalt, 
neu errichtet wurde. Dafür beginnt mit dem Jahre 1875 ein neuer Ab- 
schnitt in der Gründung von Landesbankinsti tuten. Zwar fielen noch in 
die Zeit der lebendigen Actienbank-Gründungen vereinzelte Versuche 
letzterer -Art, aber die noch nicht genug auftnuntemden Erfolge der 
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ersten Landesbanken, der wirtscliaftsliberal«,' Zug der Zeit und die fort- 
schreitende Expansion der Actienbanken erschwerten die Entscheidung,''). 
In besseres Fahrwasser kamen die bezüghchen Bestrebungen erst nach 
den Ereignissen des Jahres 1873. Schon in diesem Jahre Avird in Mähren 
der dort bereits öfter verhandelte Antrag erneuert; auf Crrund der im 
Jahre 1875 j^enehm igten Statuten erötfnet im Jahre 1876 die Hypotheken- 
bank der Markgraf Schaft Mäliren iiire AVirksamkeit. Im Jalire 1880 entsteht 
in der fiodencreditanstalt der Markgrafschaft Istrien die vierte reine 
Hypothekenbank als Landes an statt. 

Mit der »Landesbank des Königreiches Galizien und Lodomerien 
nebst dem Herzogthume Krakau« kommt dann im Jahre 1882 ein neuer 
Typus von Landescreditinstituten auf. Denn der Wirkungskreis dieser 
Bank ist niclit lediglich auf die Vermittelung des Hypothekarcredites 
bescliränkt, sondern umfasst einen ziemlich weiten Umkreis von (ieschaften, 
so u. a, den Communal credit, die Function einer Creditcentral stelle 
für die kleineren Geldinstitute (Spar- und Vorschusscassen), wozu neuestens 
noch der Eisenbahn credit hinzutrat. Der galizischen Landesbank (jedoch 
mit Ausschluss des Hypothekarcredites mit Pfandbriefemission) steht in 
Bezug- auf den weitläufigen Geschäftskreis am nächsten die 1890 eröffnete 
»Landesbank des Königreiches Böhmen- , die als Institut für Melioration s- 
credite noch in einem weiteren Tiieile dieser Arbeit behandelt wird. Ein Jahr 
vor der letztgenannten Bank trat die erste alpenländische Landesanstalt für 
Hypothekarcredit ins Leben — die "Xiederösterreichische Landes- 
Hypothekenanstalt- — und ihr folgte zunächst die von Ob er Österreich. 
In beiden Ländern zogen sich die Verhandlungen über die Errichtung 
dieser Anstalten längere Zeit hin. Was nämlich bei früheren Anlässen 
nicht der Fall gewesen war, trat hier zutage, die Einsprache der Spar- 
cassen, welche durch Abhaltung von Spare assentagen und CoUectiv- 
eingaben gegen die vermeintliche Bedrohung ihrer Interessen durch die ge- 
planten Landesanstaltsgrün düngen remon.strierten und für sich in Anspruch 

'I So z. B. in Mähten. Aolasslich einer Eingabe der Mahri seh -scli lesischen Ackerbau- 
Gesellschaft legte der Landes susEchuss iSCiS item Landtage eioen die Gründung eiaer Lande«- 
onstnlt befürwurtenden Beriebt vor. Trotz der Wiener Aclieubanken und der II Sparcas^en 
Mährens, hieäs es, sei dem hypothekarischen Crcditbedürfnis im Lanilc nicht entsprechend gedient. 
Die grossen Actienbanken seien für den lündUchcn Credi (suchen den viel zu weit, in Bezug auf 
gerinj^ere Dailehea schon der Kosten n-cgen )jar nicht zugänglich, der Zinstuss der Hypütheknr- 
Darlchcn bei Sparcassen nicht unter 7 — B Procent, die Mittel der vun >vielcQ Iheuerca Händen« 
venvaltelen Contributionsfundc nicht ausreichend. Im nächstfolgenden Jahre wurde aber durch 
einen zum Theil das Gcgeniheil behauptenden Bericht des Laudesausschusses ein ablehnender 
Beschluss des Landtages pruviiciert. In letzterem Berichte wird u. a. die Zweckmässigkeit der 
Kirichtung einer Hypothekenbank auf Kosten und unter Haftung des Landes mit ilem Hinweise 
auf die bevorstehende Errichtung einer Aclienh^-pothekeubank in Brunn bekämpft, wobei der 
LaudcsausschuBS ju bemerken nicht uolcrhcss, es scheine ihm princ ipiell richtiger, die Errichtung 
und den Betrieb von Credit Instituten Tiivat Unternehmungen zu überlassen, welche in der Lage 
sind, weit schwunghafter und ausgedehnter Creditgeschäfle zu betreiben, als dies für Landes- 
jnslitutc möglich ist, und hicdurch bei grösserer Ertrags fähiglteit aucii den credilsuchenden 
Parteien günstigere Bedingungen zu ijewühren. 
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nahmen, den Interessen des Hypotliekarcredites vollauf zu g-enüyen. 
Ein lebhafter Wtederhall dieses Streites pflanzte sich namentlich in die 
oberÖsterreichische Landtaj^sstube fort'), wo die auffallende Erscheinung 
zutage trat, dass die Regierunjr zu wiederholten malen für die Evrichtung 
einer Landesliypothekenbank sich aussprach, während die Majorität des 
Landtages, darunter die Vertreter landwirtscliaftlicher Interessen, gegen 
dieselbe auftrat. Gerade wegen des eingehend erörterten Pro und 
Contra im Hinblick auf die Sparcassen sind die in den Jahren 1880 bis 
1883 geführten L an dtagsde hatten nicht ohne Interesse. Im Jahre 1895 wird 
das Statut der Kärntnerischen Landeshypothekenbank genehmigt, im 
nächsten Jahre ihre Wirksamkeit eröffnet. In demselben Jalire wurde 
die Landescuiturbank der Markgrafschaft Mähren (für Communal-, 
Meliorations- und Eisenbahncredit) und die Communalcreditanstalt des 
Landes Schlesien begründet, beide der Geschäftsführung der Directionen 
der in diesen Ländern bereits bestehenden Landeshypothekenbanken zu- 
gewiesen, während Niederösterreich 1897 die Communalcreditgewährung 
seiner Landeshypothekenanstalt Statuten massig einverleibt hat. Im August 
1. J, wurde die Bodencreditanstalt des Königreiches Dalmatien, deren 
Statuten schon seit 1887 genehmigt waren, in Zara eröffnet. 

Damit ist jedoch bloss die Reihenfolge der schon in Wirksamkeit 
stehenden Landescreditinstitute erschöpft. Neue Gründungen stehen 
bereits in einem fortgeschrittenen Stadium. Im October 1897 hat das Statut 
der Hypothekenbank des Landes Vorarlberg die kaiserliche Genehmigung 
erlangt. Im Februar i8q8 hat der Landtag von Tirol den Statutenentwuri" 
einer Landeshypothekenanstalt, welche ihre Wirksamkeit im Jahre 1900 
eröffnen soll, genehmigt. In Steiermark schwankt nach dem Ergebnis 
der letzten Landtagsverhandlungen noch die Wage der Entscheidung*), 
aber das Vorhandensein einer intensiven Bewegung zu Gunsten der Er- 
richtung einer Landeshypothekenbank haben diese Verliandiungen be- 
wiesen. 

So sehen wir gerade in der neuesten Zeit die Institution der Landes- 
banken, die vor mehr als dreissig Jaliren in Böhmen ihren Anfang ge- 
nommen, dann, Istrien ausgenommen, nur in den Sudetenländem allmählich 
Eingang gefunden hat, seit Errichtung der niederösterreichischen Landes- 
hypothekenanstalt auch in den Alpenlandem hoffnungsvoll eindringen, 
also in den Ländern, welche sich unter den österreichischen Ländern des 
relativ niedrigsten Zinsfusses der Hypothekar-Darlehen erfreuen. Und 
dies alles inmitten eines reich verzweigten Netzes von ziemlich blühenden 
Creditinstituten, an welchen es zur Zeit der ersten Gründung der 



') In Nieiierösleireich belebte dt 
Jahre 1885 (XX\^II. der Be[l. zu den 

'1 Den Ansloss gab ein im Jahr 
Höhe des Hypothekariinsfus^ci 



iclbc namcEllich die Verhandlungen der Eiperlise vom 
iienoEr. Ptol. VI. Wahlperiode!. 

1884 im Landlage gesIcUtcr Antrag, welcher mit der 
: begründel wurde. Die letzten Debaltea im Landtage 
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Hypothekenbanken noch allenthalben ganz gemangelt hat. Alle diese kleinen 
Institute, die Sparcassen und auf Schulze-Delitzscher Grundlage erricli- 
teten Creditgenossenschaften, gewähren auch Hypothekarcredit. Wenn 
trotzdem die Nothwendigkeit von Landeshypothekenanstalten empfunden 
wird, so hat das seinen Grund gewiss auch in der Würdigung der un- 
kündbaren Hypothekenschuld mit AnnuitätvStilgung, für welche durch die 
in gemeinwirtschaftlichem Geiste wirkenden Landeshypothekenbanken 
die volkswirtschaftlich rationellste Einrichtung getroffen wird. Gewiss 
handelt es sich dabei auch um noch billigeren Credit. Allein das 
ausschlaggebende Motiv bleibt unter Vereinigung beider Vortheile 
die Umwandlung bereits bestehender kündbarer Schulden in unkündbare 
im Wege der Conversion. Es wäre gewiss interessant, das Vordringen 
dieses Motiv es auch in den Einrichtungen der älteren Anstalten zu ver- 
folgen. Wir müssen uns begnügen, dasselbe im Gegenhalte zu den näher 
besprochenen Motiven der ältesten Gründung an einigen Stellen aus den 
Motiven der jüngsten Gründungen zu beleuchten, und wir wählen dazu 
zwei äusserst interessante Kundgebungen. Die erste entnehmen wir 
dem Berichte des niederösterreichischen Hypothekenbankausschusses im 
Jahre 1887, die zweite den Motiven des jüngsten Tiroler Entwurfes. 

In dem erstgenannten^) heisst es: »Was namentlich den Punkt, 
betreffend die principielle Nützlichkeit eines solchen Landesunter- 
nehmens anbetrifft, so lässt die ziffermässige, jede einzelne Hypotheken- 
anstalt Niederösterreichs namentlich erwähnende BeweivSführung keine 
Zweifel mehr übrig, dass, wie immer die Zinsfussbewegung des Geld- 
marktes sich gewStalte, die Landesanstalt in der Regel ein halb bis ein 
Procent billigere Darlehen gewähren kann, als die concurrierenden An- 
stalten. Es ist hiedurch die ganz mit Unrecht aufgestellte Behauptung 
widerlegt, als mache der flüssige Geldstand die Errichtung eines Landes- 
untemehmens überflüssig. Ganz im Gegentheil ist dieses Moment ein 
Hauptbeweggrund für die Errichtung der Anstalt, denn sie allein ist 
imstande, die Conversion des Lastenstandes in Niederösterreich schnell 
zu ermöglichen und dem Schuldner die Möglichkeit zu sichern, die 
folgenden 50 Jahre von dem heutigen billigen Zinsfuss Nutzen zu ziehen. 
Die vollständig irrige, aber leider vielfach verbreitete Meinung, als wären 
diese Landeshypothekenanstiilten vor Jahren nur darum gegründet worden, 
um den Grundbesitz aus Wucherhänden zu befreien, und als wären diese 
Landesanstalten uns heute nicht mehr nöthig, wo ja alle Geldinstitute, 
namentlich die Sparcassen, ohnedies (xeld in Überfülle für den Grund- 
besitz zur Verfügung stellen — diese Meinung verdient eine ernste Be- 
richtigung. 

Allerdings sind die Landesanstalten auch höchst wohlthätig als 
Regulatoren des Zinsfusses Aber diese Landesanstalten sind nicht 



*) LXXX. der Beilagen zu den stcnogr. Prot, des niederösterreichischen Landtages. — 
VI. Wahlperiode. 
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nur ein Schutz für den Grundbtt-sitz in schweren, und namentlich politisch 
bewegten Zeiten der allg-emeinen Geldnoth, nein, wenn der Zinsfiiss sinkt, 
bewähren sie sich wiederum nacli einer anderen Seite als höchst segens- 
reiche Institution; denn diese Anstalten allein können dem (rrundbesitze 
den gegenwärtigen billigen Zinsfuss auf 50 Jahre gewährleisten und diesem 
Schuldner verbleibt trotzdem noch das ihm zustehende Kündigungs- und 
Conversionsrecht, um jede weitere Chance einer noch so tiefgehenden 
Zinsfussdepression auszunützen. Es ist ja ganz selbstverständlich, dass 
beispielsweise die Sparcassen, wegen der ihren Einlegern gegenüber 
eingegangenen kurzfalligeu Rückzahlungsverpflichtungen, Hypothekar- 
Darlehen mit halbjähriger Kündigung zu elocieren, dem Grundbesitze 
diese Vortheile der Garantie nicht bieten können.» 

In dem Tiroler Ausschussberichte') heisst es bei ganz ähnlicher 
Tendenz: >Die Hauptaufgabe der Landesanstalt besteht darin, eine den 
besonderen Verhältnissen und Bedürfnissen des landwirtschaftlichen Be- 
triebes entsprechende Form der hypothekarischen Verschuldung einzu- 
fuhren — die kündbare durch die amortisierbare Hypothek zu ver- 
drängen. Wenn es gleichzeitig gelingt, den Zinsfuss der pupUlarsicheren 
Hypotlieken zu ermässigen, so ist das ein weiterer erfreulicher Erfolg, 
dessen Erreichung jedoch in zweiter Linie steht und von voraus nicht 
berechenbaren Factoren abhängt.« Und nachdem einiger schwebender 
Zeit- und Streitfragen der Agrarpolitik Erwähnung gemacht worden, 
heisst es weiter: -Mögen diese Anregungen zu was immer fiir einem 
Resultate führen, so steht doch für alle Fälle unsere Überzeugung fest, 
dass jede irgendwie erfolgversprechende Lösung der landwirtschaftlichen 
Verse huldungsfrage die planmässige, möglichst allgemeine Conversion 
der bestehenden kündbaren in an lortisi erbare Hypotheken voraussetzt. 
In der Durchführung dieser Conversion weit mehr, als in der Gewährung 
neuer Darlehen ist der wahre Lebenszweck unserer Landesanstalt zu er- 
blicken Unsere Anstalt soll und wird sich kümmern, sie wird die 

Botschaft der Schuldentilgung hinaustragen in alle Bezirke des Landes, 
sie wird, wie Mohammed zum Berge, zum Bauern kommen und ihm die 
Botschaft der unificierten, niedrigst verzinslichen, unkündbaren und durch 
kaum merkliche Abzahlungen tilgbaren Bodenverschuldung ins Haus 
bringen.' Die -besonderen Sendboten« und -tauglichen Hilfsorgane« dieses 
Werkes sollen die Raiffeisen-Cassen sein; durch ihre Vermittelung soll eine 
planmässige, gemeindeweise vorschreitende Action ins Werk gesetzt 
werden. Selbst vor anfanglichen Zuschüssen des Landes, um diesen 
Erfolg zu ermögliclien, wird nicht mehr zurückgeschreckt. 

Xach dem Vorausgeschickten zählen wir somit im gegenwärtigen 
Jubiläumsjahre in den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern 
zwölf Landescreditinstitute unter zehn Directionen. Keines dieser Institute 
beschränkt den Wirkungskreis seiner Creditvermittelung lediglich auf die 
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Land- und Forstwirtschaft. Sämmtliche Hypothekenbanken f^ewähren näm- 
lich auch Darlehen auf j^^ewisse Kateg-orien städtischer Realitäten. Die 
böhmische Landesbank, die mährische Land esc ulturb an k und die sclile.sische 
Communalcreditanstalt betreiben J I eh orations credit, die Landesbank von 
Böhmen betreibt Statuten gemäss auch die Vermittelunji- von Conversionen 
der Hj-pothekarscliulden und besorgt die banktechnischen Operationen 
des zur Förderunjf des landwirtschaftlichen Genossenschaftswesens gegrün- 
deten Landes-Jubiläumsfonds. Sowohl diese Bank als aucli die galizische 
Landesbank dienen als Creditcentralstellen der Sparcassen und Credit- 
genoasenschaften zugleich den Bedürfnissen des landwirtschaftlichen Per- 
sonalcredites. Xebstdem befasst sich letzt^renannte auch mit ParceUierungen 
grösserer Complexe behufs Bildung von Kleinwirtschaften. 

Für die folgende Darstellung kommen sämmtliche Landescredit- 
anstalten lediglich insoweit in Betracht, als sie den Zwecken des land- 
und forstwirtschaftlichen Realcredites dienen. 

Die Übereinstimmung der Motive, welchen die (rründung sämmt- 
licher den Hypothekarcredit betreibenden Landescreditanstalten entsprang, 
sowie das gleiche Verhältnis dieser Anstalten zu den Oi^anen der Landes- 
autonomie erklärt die nahezu typische Gleichartigkeit ihrer Satzungen 
und creditteclmischen Einrichtungen. Abweichungen betreffen in der Regel 
nur untergeordnete Einzelheiten. 

Gegenüber den capitalistischen Unternehmungen für Bodencredit- 
vermittelung tritt bei sämmtlichen diesen Landesanstalten der Mangel 
der Gewinnabsicht in den Vordergrund. Der Ausschluss dieser Ab- 
sicht beherrscht nicht etwa bloss als akademisch ausgesprochene Tendenz 
die Errichtung, sondern prägt sich in bestimmten grundlegenden Ein- 
richtungen aus. In dieser Richtung kommt vorerst in Betracht die aus- 
nahmslose Bestimmung der Statuten, dass die Darlehen nur in Pfand- 
briefen gewälirt werden dürfen, deren Zinsfuss jederzeit gleich sein muss 
dem Zinsfusse der denselben zur Grundlage dienenden Hypotliekar-Dar- 
lehen. Die Pfandbriefe werden aber je nach Wunsch der Parteien entweder 
diesen oder ihren Mandataren unmittelbar ausgefolgt oder übernimmt die 
Bank die börsenmässige Verwertung derselben, wobei sie den ganzen 
cursmässigen Erlös, eventuell mit Abzug einer äusserst massigen \'erkaufs- 
provision ausfolgt'). Da auf diese AVeise für die Bestreitung der Ver- 
waltungauslagen und die unausweichliche Bildung von Reservefonden ander- 
weitig vorgesorgt werden musste, so ergab sich die Xothwendigkeit, die 

') Dieser Grundsati wurde bei tecliniach sonst verwandten Darlehensgesch.iften anderer 
Landescreditanstalten freilich seilen durchbruchen. So hat t. B. die bühmische Landesbuik rück- 
sichllich ihrer Communaldarlehen die freie Wahl, dieüe Darlehen bar oder in ihren Communal- 
schuld scheinen lu gewähren. Zwar ist auch da die Gb er ein st immun g des nominellen Zinsfusses 
des Darlehens und der auf Grund desselben emittierten Scheinu vorgeschrieben, aber der Bank 
die Möglichkeit geboten, mit dem Daileheuswerber einen vom börsen massigen abweichenden, d. i. 
niedrigeren Zuzühlungscurs zu vereinbaren. I-Aoe derartige Mö^liclikeil ist bei den Landeshypo- 
thekenbanken gruadsätilich ausgeschlossen. 
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Schuldner zu einem Re^iebeitraye (in manchen Statuten auch Reyie- und 
ReservefondsbeitrafT genannt) zu verpflichten. Dieser wurde bis auf zwei 
Ausnahmen ') mit einem bestimmten Procentbruchtheil von dem jeweils 
noch nicht getilgten Capitalsreste festgesetzt, u, zw, anfänglich ohne Be- 
schränkung auf bestimmte Zeit und ausnahmslos für alle Darlehen ohne 
Unterschied der Höhe. Dies blieb die Quelle sowohl für den gesammten 
Verwaltunga aufwand als auch für die Reservefondsbildung, wozu einzig 
noch der Zinsenvortholi aus der Vorhineinzahlung der Darlehenszinsen 
undderPostnumeranduentrichtungderCouponzinsen, dann zufällige Gewinne 
aus Cursveränderungen der im Anstaltsbesitz zu vorübergehender An- 
lage befindlichen Wertpapiere, aus rechtzeitig nicht behobenen Coupon- 
zinsen oder Capitalien ausgeloster Pfandbriefe u. dergl, kommen. Allein 
die allmähliche Ansammlung von Reservefonden, wenn dieselben auch noch 
die vorgesclmebene Höhe nicht erreicht haben, hat es vielfach gestattet, 
unter Verzichtleistung auf die raschere Erreichung des letztgenannten 
Zieles den Wünschen der landwirtschaftlichen Bevölkerung nach einer 
Erleichterung der Lasten entgegenzukommen und die Erhebung des Regie- 
beitrages zeitlich zu beschränken. Demgemäss ist der dermalige Zustand 
folgender: Der festgesetzte Regiebeitrag wird bei Zuzählung des Dar- 
lehens von dem ganzen Betrage desselben, und die späteren Jahre von 
dem zu Beginn des Jahres noch nicht getilgten Darlehensreste entrichtet, 
u. zw. in Böhmen Vi Procent einscliliesshch der ersten Leistung nur 
durch 8 Jahre (schon seit 187g); in Mähren bei Darlehen bis fl. 5000 
Viu Procent, bei höheren Vis Procent halbjährig, im ganzen nur durch 
10 Jalire; in Niederösterreich V« Procent halbjährig im ganzen durch 
10 Jahre, jedoch mit Ausnahme aller in der ursprünglichen Höhe fl. 3000 
nicht übersteigenden Darlehen, welche gemäss Landtagsbeschlusses vom 
Jahre ißg; von jedem Regiebeitrage befreit sind — bisher die weitest- 
gehende Erleichterung in dieser Richtung. Bei den übrigen Anstalten 
ist eine zeitliche Beschränkung der Regiebeitragsentrichtung bisher nicht 
eingetreten und konnte bei den jüngeren auch nicht platzgreifen. Es 
werden bei jeder halbjährigen Zinsrate gezahlt: in Schlesien 'Vmo Pro- 
cent, in Oberösterreich, Kärnten, Vorarlberg und Tirol V'a Procent. 
Das Statut der galizischen Landesbank gestattet bei pfandbriefmassigen 
Hypothekar-Darlehen dieser Anstalt, ausser dem vom Landesausschusse 
festzusetzenden Regiebeitrage noch eine einmahge Inscriptionsgebür von 
V* Procent des Nominalcapitales zu erheben. 

Bei den schon länger bestehenden Anstalten wird jedoch gelegent- 
lich der weiter noch näher zu besprechenden Conversionen, wenn die- 
selben die bei der betreffenden Landesanstalt selbst contrahierten Dar- 
lehen betreffen, wie es scheint, allgemein die Zeit, während welcher von dem 
ursprünglichen Darlehen der Regiebeitrag entrichtet wurde, eingerechnet. 



■) Nämlich Jsirien, wo 0.15 Proccnt, und Dalmalien, wa 0'25 Ptocent vi 
liehen D«ileheiiscapilale während der ganzen Tilgungsieit entrichtet -werden. 



_l 
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Der bei dieser Sachlage in mäwSsigen Grenzen erzielbare reine Ge- 
bamngsüberschuss fliesst in den Reservefonds, eventuell mehrere aus 
lediglich formellen Gründen getheilte Reservefonde (Böhmen). Zunächst 
sind in allen Statuten in Bezug auf die Höhe der Bildung des letzteren 
bestimmte Grenzen festgesetzt, theils mit fixen Summen (Böhmen 
fl. 4,000.000, Mähren fl. 1,000.000, Istrien fl. 100.000), überwiegend 
in Procenten des Nominalbetrages der im Umlauf befindlichen 
Pfandbriefe (Schlesien 5 Procent, Nieder-, Oberösterreich, Kärnten, 
Dalmatien, Tirol 4 Procent; Vorarlberg 4 Procent, jedoch nicht weniger als 
fl. 30.000). Für die sichere Anlage des Reservefonds ist durch besondere 
Statutenregeln vorgesorgt. Aus der Vielseitigkeit der Geschäfte der 
galizischen Landesbank ist es wohl erklärlich, dass bei derselben die 
Reservefondsbildung nach anderen Grundsätzen geregelt erscheint, als 
bei den reinen Hypothekenbanken. Es wird hier ein Theil des reinen 
Jahresgebarungsüberschusses (40 Procent) zur Vermelirung des Grund- 
fonds der Bank, 20 Procent zur Bildung einer Specialreserve für Pfand- 
briefe verwendet. Für den Zeitpunkt, wenn der Reservefond die vorge- 
schriebene Höhe erreicht, ist in Böhmen die Verwendung des Jahres- 
überschusses zur Ertheilung von Prämien im Höchstbetrage von 10 Pro- 
cent an die ausgelosten Pfandbriefe statutarisch vorgesehen, w^obei der 
hiezu nicht benöthigte Rest den Landesfinanzen zugute kommt ; in Schlesien 
ist die Verwendung zu Landesculturzwecken nach näherer Bestimmung 
des Landtages gestattet, in allen übrigen Ländern wird überhaupt die 
Verwendung zu Landeszwecken in Aussicht genommen. Allein bei der 
zunehmenden Tendenz, die Regiebeiträge ganz zu beseitigen, bei der 
Belastung, welcher emzelne der Landeshypothekenbanken durch Über- 
nahme der neuen Rentensteuer auf ihre eigene Rechnung behufs Auf- 
rechthaltung eines günstigen Pfandbriefeurses sich unterzogen haben, und 
bei den noch weiter zu erwähnenden Bestrebungen, den Darlehenswerbem 
Kosten zu ersparen, haben diese Bestimmungen einen rein akademischen 
Charakter. 

Das vorstehend Geschilderte wurft zugleich ein klärendes Streifliclit 
auf einen bei der Beurtheilung der Stellung und Aufgabe der Hypo- 
thekenbanken bisher wenig berücksichtigten Umstand. Gewiss ist kein 
wirtschaftspolitisch stichliältiger Grund vorhanden gewesen, behufs Er- 
möglichung billiger und unkündbarer hypothekarischer Darlehen für den 
städtischen Gebäudebesitz in gleicher Weise wie für den land- und forst- 
wirtschaftlichen Grundbesitz Landescreditinstitute als öffentliche Unter- 
nehmungen zu errichten. Indessen haben die durchschnittlich hohem Dar- 
lehen auf städtische Hypotheken auch eine nicht zu unterschätzende Ein- 
nahme an Regiebeiträgen zur Folge gehabt, damit ein rascheres Tempo 
in der Bildung der Reservefonds, infolgedessen auch die frühere Be- 
schränkung der Regiebeitragspflicht ermöglicht. Es ist in dieser Richtung 
nicht wenig bezeichnend, dass die niederösterreichische Landeshypotheken- 
bank, trotz ihrer relativen Jugend, in die Lage kam, die weitestgehende 
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Eins eil ränkimy dieser Pflicht eintreten zu lassen. Insoferne wird die 
gleiche Behandlung der städtischen und ländlichen Hypothekar-I>arlehen bei 
den Landeshypothekeiibanken, solange die Regiebeiträge überhaupt aufrecht 
bleiben, ein dem ländlichen Grundbesitze vortheilbringendes Moment sein. 

Innerhalb des durch diese Einrichtungen gesteckten Rahmens war 
und ist es Zweck der Landesbanken, als Bodencreditinstitute ilire Credit- 
hilfe rationell und thunlichst billig dem weitestmöglichen Kreise von 
Creditbedürftigen in einem mit den Anforderungen der Sicherheit verträg- 
lichen Umfange zugänglich zu machen. 

Tilgungsplanmässige Darlehensabzahlung gilt als ausnahmsloser Gmmd- 
satz, die auf das Mindestmass berechneten Tilgungspläne sind zumeist ' 
den Statuten als Bestandtheil derselben angeschlossen '). 

In den älteren Statuten wurde die Tilgimgsgrundquote (Tilgungs- 
quote der ersten Annuität) ausnahmslos mit wenigstens i Procent fest- 
gesetzt, so dass beispielsweise bei einem 5procentigen Darlehen die 
Annuität mindestens 6 Procent betragen musste; höhere Annuitäten konnten 
freilich, aber nur um den Betrag ganzer Procente vereinbart werden, 

Es wurde diese iprocentigeGxundrate als das Mindestmass im Interesse 
der Schuldner selbst angesehen, vm die Abtragung di^r Schuld hri dem 
ursprünglich fijnfprocentigen Zinssatze beiläufig innerhalb der durch- 
schnittlichen Lebensdauer einer Generation zu veranlassen. Erst in der 
neuesten Zeit, als die Schuldennoth der Landwirte unter dem Drucke 
der herrschenden Krise die möglichste Herabminderung der laufenden 
Verbindlichkeiten zum wichtigeren Gesichtspunkte machte, wurde durch 
.Statutenänderungen der älteren und in der ursprünglichen Statutenfassung 
der neueren Hypothekenbanken die Zulässigkeit einer Amortisations- 
Grundrate von nur '/» Procent zugelassen. Hiedurch natürlich, namentlich 
bei den mittlerweile eingefülirten niedrigen Zinssätzen (4, 3 Vi Procent), erfuhr 
die planmässige Tilgungszeit eine selir namhafte Erweiterung. Während 
jedoch in Mähren und .Schlesien die Zulässigkeit der Vsprocentigen 
Amortisations- Grundraten ausdrücklich vorbehalten blieb für Darlehen auf 
landwirtschaftliche Realitäten, haben die Statuten der Landeshypotheken- 
banken von liöhmen, Nieder- und Oberösterreich, sowie Kärnten auch 
die Darlehen auf städtische Hypotheken von diesem Vortheile nicht aus- 
geschlossen; ähnlich die Statuten von Dalmatien, Tirol und Vorarlberg. 

Das allmähliche Fallen des landesüblichen Zinsfusses hat bei den älteren 
Banken {Böhmen, Mähren, Sclüesien) auch entsprechende Änderungen 
an dem Zinsfusse der Darlehen, sowie der entsprechenden Pfandbrief- 
kategorien zur Folge gehabt. In Böhmen, Mähren und Schlesien trat 
die Nothwendigkeit dieser Änderung während des Bestandes der dortigen 

Hypothekar- Darlehen der Lamlcsbank des Königreiches 
reit ßeslatlet sind, »als dies nicht in den staluteomÖssigeD 
des Königtciches Böhmen gehört«. Auf Grund derselben 
Set bei Meüoratioiis JatleheD i siehe den Schlu95abschnitl 



') Eine An^nahuie bilden dii 
Böhmen, welche dieser Bank nur inaa 
Wiikangskreis der Hypothekenbank 
irerdeo keine Pfandbriefe emittiert üu 
dieKT Abhandlting). 
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Hypothekenbanken zweimal ein. In Böhmen wurden 1882 4procentige, 
1896 3V2procentige Darlehen, beziehungsweise Pfandbriefe creiert. In 
Mähren, woselbst anfänglich, das ist vom Jahre 1876 an bis 1881 noch, 
5V2procentige Verzinsung bestand, wurden 1881 5procentige, 1884 daneben 
auch 4percentige Pfandbriefe emittiert; ähnlich in Schlesien, wo neben 
den ursprünglichen 5procentigen seit dem Jahre 1882 Pfandbriefe zu 
4V2, und seit 1886 solche zu 4 Procent eingefülirt wurden. In Galizien 
bestehen 4V2- und 4procentige Pfandbriefdarlehen, in Nieder- und Ober- 
österreich, woselbst mit 4procentigen der Anfang gemacht wurde, gelangten 
die ersten Pfandbriefe zu 3 V2 Procent erst 1897 zur Emission; Kärnten 
besitzt zunächst nur solche zu 4, Dalmatien zu 4V2, Istrien von An- 
beginn nur zu 5 Procent; Vorarlberg will 4procentige Pfandbriefe, 
Tirol nur solche zu 3^/2 Procent emittieren. Die Emission der hölier 
verzinslichen Pfandbriefe wurde bei den vorgenannten älteren Ajistalten 
nicht sofort mit der Einführung der niederverzinslichen Titres sistiert. 
Da nämlich die Darlehen nur in Pfandbriefen gewährt werden, daher die 
bücherliche Eintragung der Schuld nacli dem Nominalwerte erfolgt, so 
entsprach dem Cursunterschiede der bezüglichen Pfandbriefkategorien 
eine verscliiedene Nominalbelastung und es lag nahe, dem Darlehens- 
werber je nach seinem Vortheile die Wahl zu belassen. So stand 
beispielsweise am i. September 1896 der Curs der 4procentigen Pfandbriefe 
der böhmischen Hypothekenbank auf 99.85, der Curs der 3V2procentigen 
auf 93.50, es entsprach somit jedem 1000 fl. baren Erlöses ein Nominal- 
capital von fl. 1001*50 bei Realisierung des Darlehens in 4procentigen, 
von fl. 1 069*5 2 bei Realisierung desselben in 3^/2procentigen Pfandbriefen. 
Wo der Darlehenswerber mit Rücksicht auf die Belehnungsgrenze seiner 
Realität, oder, wie bei Cessionen und Conversionen, durch die im Range 
nachfolgende Post beengt ist, wird das Herausschlagen einer höheren 
Barsumme bei gleichem Nominalbetrage der zu intabulierenden Schuld für 
ihn oft bestimmend sein, wenn er sich zu einer Barausgleichung nicht 
entschliessen will oder kann. Wo solche Umstände nicht vorwalten, 
bringt die Realisierung des Darlehens in Pfandbriefen von niedrigerer 
Verzinsung Vortheile, sei es vermöge der geringeren laufenden Last, 
wenn auch bei grösserer Tilgungsdauer, oder, unter der Voraussetzung 
der gleichen Annuität, vermöge des resultierenden Minderbetrags der 
aus der Verzinsung und Tilgung entspringenden Gesammtlast. Dabei 
spielt namentlich die günstigere Cursbildung der unter Pari abgegebenen 
niedriger verzinsliclien Pfandbriefe keine geringe Rolle. Die Möglichkeit 
der eventuell baldigen Auslosung zum Nominalwerte und des dadurch 
realisierbaren Gewinnes wird nämlich im Curse weit über jene Grenze 
escomptiert, welche dem mathematischen Ausdrucke dieser Wahrscheinlich- 
keit entspräche^). 

') So ergab beispielsweise bei den obenaufjeführten Cursen die thatsächliche Verzinsung 
eines 4procentigen Darlehens 4*006 Procent, diejenige des jVjprocentigen 3743 Procent. Die 
Summe der Gesammtleistungen behufs Verzinsung und Tilgung beträgt für je fl, looo baren 
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Bei demselben Zinslusse und gleicher Annuität i.st trotzdem bei allen 
hier in Rede stellenden Anstalten die Zeitdauer bis zur gänzlichen 
Abtragung der Schuld nicht gleich, was davon abhängt, ob die Zinsen 
der halbjährig im vorhinein zu leistenden Annuitätsbeträge sofort in 
Anschlag gebracht werden, oder erst nach Ablauf des bezüglichen Halb- 
jahres. So beträgt die normale Tilgungsdauer bei 5 Procent Annuität 
(4procentiger Verzinsung) in Böhmen 41, in Mähren, Schlesien, Nieder- 
und Oberösterreich bloss 40 Jalire, während bei den 3Viprocentigen Dar- 
lehen bei 4 Procent Annuität insgesammt die planmässige Tilgungsdauer 
59 Jahre umfasst. Überhaupt hat die Am ort isations -Grundrate von ^'a Pro- 
cent unter dem Einflüsse der obenberührten Umstände solche Bedeutung 
gewonnen, dass sich die böhmische Hypothekenbank schon nach Einfuhrung 
der 3' sprocentigen Pfandbriefe veranlasst sah, für ihre seit 1882 nur 
mit 5 Procent Annuität zulässigen 4proceiitigeu DarleJien im Jahre 1898 
auch die Tilgungs-Grundrate von '/», also die Annuität von 4'/a Procent 
zuzulassen '), 

Bei allen Landesbanken wird, wenn durch die bisher geleisteten 
Annuitäten der vierte Theil des Darlehens bereits getilgt wurde, über 
Verlangen des Schuldners ein neuer Tilgungsplan für den Rest zu- 
gestanden. 

Ziemlich abweichend sind die statutarischen Bestimmungen über den 
zulässigen Minimalbetrag der seitens der Landeshypothekenbanken zu 
gewährenden Darlehen. Derselbe ist festgesetzt in Böhmen mit fl, 500'), 
in Mähren und Istrieu mit fl, 200, bei den übrigen Banken mit fl, 100 
Während weiter anfänglich an dem Grundsatze festgehalten wurde, nur 
durch loo theilbare Summen als Darlehen zu bewilligen, was namentlich 
für die kleineren Grundbesitzer von Nachtheil war, ist durch die Ein- 
fülirung von Pfandbrief- Appoints zu fl. 50 (100 K) nun nahezu allgemein die 
Möglichkeit geboten, durch 50 theilbare Guldensummen zu bewilligen. Immer- 
hin ist der Antheil der Darlehen unter fl. 500 an der Gcsammtzahl ein relativ 
nicht beträchtlicher. So betrug mit .Schluss des Jahres i8g6 in Mähren 
unter der Gesammtzahl von 1777 Darlehen die Zahl der zu fl. 200 aus- 
gegebenen ig, zu fl. 300 bis 400 358; in Niederösterreich unter 51 7O Posten 
die Zahl der in Betragen bis fl. 300 gewährten Darlehen 178, von 
fl, 350 bis 500 230, in Oberösterreich in den gleichen Kategorien wohl relativ 
und absolut mehr, nämlich 228 beziehungsweise 350 unter 3317. 

Noch grösser erscheinen die Abweichungen in Bezug auf diL* Fest- 
stellung der Belehn ungsgrenzen. Für die hier lediglich in Betracht 



Darlehenserlöae! 
conti ger Annuit 
fi. 158-56 weniger. 

') Der Erfolg war übcrrnsehei 
Gesammtbetiage von nahciu G Millii 

*) Doch gilt diese Schiaoke b' 
Ford eruD gen der Bank. 



:en Falle bei 5 Procent Annuität fl. 3057-45 '1° iweilen 
VorauEsetiung veninslicher Anliige der jährlicli ersparten 



Binnen nicht mehr als drei Monaten haben Darlehen im 
1 Kronen auf diese Umwandlung reflecliett. 
für neue Darlehen, nicht fiir Converlieruagen der eigenen 
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kommenden land- und forstwirtschaftlich genutzten Grrundstücke und die 
zugehörigen Baulichkeiten wird mit Ausnahme von Galizien die Belehnungs- 
grenze, unter Einrechnung der auf die Realität bücherlich eingetragenen 
im Range vorhergehenden Passiven, mit Zweidrittel des Wertes fest- 
gesetzt, nur bei Grundstücken, rücksichtlich deren die Execution auf die 
Substanz gesestzlich unzulässig ist, in Niederösterreich auch bei Wein- 
gärten, wenn der angenommene Wert durch die Anpflanzung bedingt 
ist, bleibt dieselbe auf ein Drittheil des Wertes beschränkt. Was die 
Wertsermittelung des Ghrund und Bodens selbst betrifft, so wird in allen 
Statuten neben der Wertsermittelung nach dem Catastralreinertrage auch 
die Ermittelung durch Schätzung zugelassen. Im ersteren Falle wird ein 
statutarisch festgestelltes Multiplum des Catastralreinertrages der zur 
Hypothek angebotenen Grrundstücke als deren Wert angenommen. Nach 
den gegenwärtig geltenden Statutenbestimmungen wird als solcher ange- 
nommen: in Mäliren und Schle^sien der fünfundzwanzigfache, in Böhmen 
der vierundzwanzigfache, in Istrien, Nieder-, Oberösterreich, Kärnten, 
Dalmatien der zwanzigfache Catastralreinertrag. In Tirol und Vorarlberg 
soll zwar Schätzung die Regel bilden, doch in Tirol auch der zwanzigfache 
Betrag, in Vorarlberg ein vom Landesausschusse für die verschiedenen 
Gegenden und Culturgattungen zu bestimmendes Vielfaches des Catastral- 
reinertrages als Bewertungsbasis zulässig sein. Bei Waldland wird jedoch 
in Böhmen und Mähren anstatt des vierundzwanzig-, beziehungsweise 
fünfundzwanzigfachen auch nur der zwanzigfache Catastalreinertrag ge- 
rechnet, in Vorarlberg bloss ein Viertel des Wertes gewährt. Dabei wird 
jedoch in Böhmen, Schlesien und Istrien auf Gebäude, Nebengewerbe, 
Fundus instructus, sowie sonstige Rechte und Accessorien keine Rücksicht 
genommen, während es in Mähren dem Ermessen der Direction und des 
Landesausschusses, in den beiden Osterreich und Kärnten dem Ermessen 
des Bankcuratoriums überlassen ist, ob und welche Rücksicht auf dieselben 
zu nehmen sei. Was die Wertsermittelung durch Schätzung betrifft, wird 
dieselbe in der Regel durch Sachverständige der Bank auf Kosten des 
Darlehenswerbers vorgenommen, zu welcher Schätzung in einigen Ländern 
ein Vertrauensmann des Landesausschusses beizuziehen ist. Da von den 
Parteien die Schätzung nur zu dem Behufe verlangt wird, um ein grösseres 
Darlehen als im Wege der Bewertung nach dem Catastralreinertrage 
erlangen zu können, so ist es klar, dass dieser Vortheil vorwiegend den 
grösseren Ghrundbesitzem zugute kommt, zumal bei der Schätzung auch 
die mit der Wirtschaft verbundenen und mit dem Ghrund und Boden die 
bücherliche Einlage theilenden Wohn- und Industrialgebäude mitberück- 
sichtigt werden können, während bei dem kleineren Besitze die Kosten 
der Schätzung die Aufnahme des Darlehens unverhältnismässig vertheuem. 
Hierin liegt der Grrund, warum neuester Zeit verschiedene Mittel in 
Anwendung gebracht wurden, um dem Kleinbesitze entweder die Kosten 
der Schätzung zu ermässigen oder mit Umgehung der Schätzung die 
Möglichkeit einer höheren Belehnung zu bieten. In erstgenannter Richtung 
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wurde in Mähren die Einrichtung getroffen, dass bei Gesuchen, wo als 
Darlehen nicht melir wie fl. 5000 und nicht mehr als der Betray des 
fünfundzwanzigfachenfbezieliunpsweise zwanzigfachen) Catastrah-einertrages 
verlangt wird, die Werterhebung mittelst eines Fragebogens erfolgt, 
welcher lediglich von dem Vertrauens manne des Landesausschusses aus- 
zufüllen ist, was, wie augegeben wird, meist kostenlos bewerkstelligt 
wird. In Schlesien wurde den mit der Vermittelung von Hypothekar- 
Darlehen bei der dortigen Landesanstalt betrauten Raiffeisen'schen Spar- 
und Vorschussvereinen das Reclit eingeräumt, dem Landesaus seh uase aus 
dem Kreise ihrer Mitglieder vertrauenswürdige Personen namhaft zu 
machen, aus welchen der Lande sau sschuss Schätzmänner wählt, die bei 
den Schätzungen neben einem von der Bank entsandten Fachmanne 
intervenieren. Da die erstgenannten in der Regel Männer der nächsten 
Nachbarschaft sind, werden die Kosten vermindert. In Nieder Österreich 
übernimmt, namentlich in Fällen theüweiser oder gänzlicher Abweisung 
des Darlehensgesuches, die Anstalt die Schätzungskosten auf eigene 
Rechnung, in Oberösterreich wird es überliaupt als Ausnahme bezeichnet, 
dass »die Partei für die Schätzungs vor nähme eine kleine Gebür zu 
entrichten hat«. In Tirol soll es der Anstalt fi-eistelien, sich zum Behufe 
der Schätzung der Gemeindevor stehungen, der landwirtscliaftlichen Ge- 
nossenschaften, besonderer Sachverständiger, der Gerichte oder ilirer 
eigenen Seh ätz m ei ster zu bedienen. Abweichend von diesen Einrichtungen 
hat sich aber die Hj-pothekenbank des Königreiches Böhmen entschlossen, 
um die Nothwendigkeit von Schätzungen bei land- und forstwirtschaft- 
lichen Grundstücken einzusciiränken, eine im Mai 1898 genehmigte 
Statutenänderung zu beantragen, gemäss welcher die Bank berechtigt 
wird, bei Darlehensbewilligungen ohne vorausgegangene Schätzung über 
den Betrag von zwei Drittheilen des vierundzwanzigfachen, und zwar bis 
zu zwei Drittheilen des dreissigfachen Catastralreinertrages zu gehen, 
wenn aus den der Direction vorliegenden Behelfen erhellt, dass hiemit 
zwei Drittlieile des wirkliclien Wertes nicht überschritten werden. Es 
ist dies der erste Fall, wo die alten, auf purer Tradition beruhenden Be- 
wertungsgnindsätze auf Grundlage des Catastralreinertrages durchbrochen 
wurden durch Aufstellung eines erweiterten Rahmens für die discretionäre 
Machtbefugnis der Direction. Für die drei Alpenländer kommt übrigens 
zu Gunsten der Landwirtschaft noch der Umstand in Betracht, dass gemäss 
der Statuten ihrer Landeshypotheken an stalten die Belehnung von Gebäuden 
nicht beschränkt ist auf zinssteuerpflichtige Häuser (wie in Böhmen, 
Mähren und Schlesien) und dabei nur auf Häuser in Ortschaften von 
einer bestimmten Einwohnerzahl (Böhmen, Mäliren). 

Von den hier näher angefülirten Regeln weichen die Bestimmungen 
der galizischen Landesbank betreffs Belehnung und Bewertung ziemlich 
weit ab. Die Belehnungsgrenze ist mit der Hälfte des Wertes der 
Hypothek festgesetzt; den Wert selbst ermittelt die Bank, wenn besondere 
Schätzung nicht verlangt wird, -mit Berücksichtigung des hundertfachen 
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Betrages der Grundsteuer, der Catastralertragsschätzungen, der ortsüblichen 
Grundkaufpreise; der Pachtzinsen, der Familientheilungen und der durch- 
geführten gerichtlichen Schätzungen«. Allerdings ist dabei zu beachten, 
dass die galizische Landesbank ein über das ganze Land ziemlich dicht- 
verzweigtes Netz von Nebenstellen (Vorschussvereine und Sparcassen) 
besitzt — 63 am Schlüsse des Jahres 1896 — durch welche die Ein- 
reichung der Darlehensgesuche erfolgt und deren Informationsdienst der 
Bank jedenfalls wohl zustatten kommt. 

Vergleicht man die im vorstehenden geschilderte Geschäftspraxis 
der Landesanstalten für Bodencredit, so findet man, dass auch die neueren 
im ganzen nicht abgewichen sind von jenen Organisationsgrundsätzen, 
nach welchen die ersten, nicht auf Gewinn berechneten Anstalten ein- 
gerichtet worden waren. Indem sie jenen fortgeschrittenen Grad der 
Loslösung des Darlehens- und des Emissionsgeschäftes, wie wir denselben 
bei den Actienbanken beobachten konnten, nicht acceptierten, repräsen- 
tieren sie unter den österreichischen Bankanstalten für Bodencredit das 
conservativere Element. Uire Verfahrungsart bringt ihnen eine gewisse 
Beengung, der Vortheil der Darlehensnah me für den Schuldner ist ab- 
hängig von dem jeweiligen Cursstande ; der Anstalt selbst bietet ihr 
Verfaliren keinen Speculationsspielraum, es wäre denn, dass sie bei 
eigenem Ankauf der Pfandbriefe von den Darlehensnehmern, welcher nach 
dem jeweiligen Cursstande erfolgt, speciell, wenn dieser Ankauf zum 
Zwecke vorübergehender Anlage disponibler Barschaften erfolgt, am 
Curse einiges gewinnen oder verlieren kann. Der ungünstige Einfluss 
der ebenbemerkten Beengung für den Schuldner weicht aber in dem 
Masse, in welchem die nicht auf Gewinn berechneten Anstalten in die 
Lage kommen, über disponible Barschaften zu verfügen, denn diese 
stellen sie in die Lage, eine Nachfrage nach Pfandbriefen zu unterhalten 
und damit auf eine gleichmässige Preisgestaltung einzuwirken. Sind sie zu 
Beginn ihrer Wirksamkeit nicht durch eine besondere Dotation in die 
Lage versetzt, diesen Einfluss auszuüben, so sind sie in den Anfangen 
eben im Nachtheil gegen die Actienbanken, welche mit ihrem Betriebs- 
capital operieren, dabei eventuell noch den Vortheil der Vorausemission 
ausnützen können. An dem sich hieraus ergebenden Vortheil für den 
Pfandbriefpreis können natürlich die Actienbanken ihre Darlehensnehmer 
bei Feststellung der Darlehensbedingungen in dem Masse participieren 
lassen, in welchem es das Risiko des hier weit mehr mitspielenden 
Speculat?onsmomentes und die Gewinntendenz (Dividendeverlangen) zulassen. 
Nun schwindet aber die concurrenzmässige Bedeutung dieses Vorsprunges 
gegenüber den nicht auf Gewinn berechneten Anstalten in dem Masse, 
in welchem die letzteren infolge genügender anfanglicher Dotationen 
oder infolge erreichter grösserer Geschäftsausdehnung, sowie infolge 
möglichwerdender Übernahme eines Theiles der Regiekosten auf die 
Erträgnisse des Reservefonds selbst in die Lage kommen, auf den 
Pfandbriefeurs einzuwirken. In dieser Stellung finden wir gegenwärtig 



die meisten unserer Landeshypothekenbanken und sie ist der Erklärun^s- 
grund für die Tliatsachen, welche wir durch Veryleichun)^ des Standes 
und der Entwickelung- beider Gruppen kennen lernen. 

2. Gegentuäftigei' Stand des sinstaltliehen HypothekaPCfeditea. 

Am Schlüsse des Jährest 895 besassen an hypothekarisch!'« Forderungen: 

die üsterreichischen Sparcasaen fl. i,o68,6zo.$qi 

die Pfandbriefanstalten ') und zwar: 

aj der Landesbanken . . H. 24g,85o.205 

^J der Actienbanken . . • 301,502.510 

c) der Schuldnervereine . - 101,839.391) 

a^ der Sparcassen .... 14,007.400 

in Summa - 667,199.514 

die registrierten Vorschusscassen (rtmd) ■ 136,130.000 

die landwirtschaftlichen Bezirksvorschuascassen 

(Böhmen) .- 12,549.314 

die cumulativen Waisencassen ■ 77,522.765 

die Versicherungsanstalten - 59,590.588. 

Sollen jedoch diese im >^anzen zwei Milliarden Gulden 5. W. über- 
steigenden Beträge ein annähernd richtiges Bild gewähren von dem Um- 
fange des anstaltlichen Hypotliekarcredites innerhalb der im Reichs- 
rathe vertretenen Königreiche und Länder, so ist vorerst bei den 
Actienbanken ein Betrag von mehr als fl. 200,000.000 in Abzug zu 
bringen, denn nur die jenseits der Leitha aushaftenden hypothekarischen 
Forderungen von drei Wiener Actienbanken, welche über die territoriale 
Vertheilung ihrer elocierten Hypothekarcapitalien kein Geheimnis beob- 
achten*), haben Ende 1895 diese Summe erreicht. Ebenso dürfte ein 
namhafter Theil der Hypothekar-Forderungen der österreichischen Ver- 
sicherungsanstalten auf Liegenschaften in Ungarn entfallen. Allerdings 
besitzen ausser den zur Pfandbriefausgabe befugten noch andere öster- 
reichische Actienbanken mitunter nicht unbeträchtliche Hypothekar- 
Forderungen, welche jedoch in den Bilanzen unter allgemeinen Bezeich- 
nungen inbegriffen sind und nicht selten lediglich unter die Rubrik der 
sogenannten gedeckten Credite fallen "). 

■) In diesen Ziffern sind bei den Actienbanken auch iwei nichl belangreiche Posten von 
Pfand briefTordcnineen cnthallcn, welche den noch nichl abgewickelten Activen einer in Concurs 
ecTalhencn Bank (Brihmische B öden credi (gesell schaft, deren Pfandbiiefanslalt die Anglo-öslei- 
reicbische Bank übemommen hat) und einer in Liquidation atehenden (Galizischc Bodcncredit- 
uutall) angehören. Ebenso bei den Schuldnervereiaen die Reste hj-poLhekarisclier Fotdeninjjen 
(sammt bedeutenden Annuitätsrückständen) der in I.iiguidution stehenden K. k. priv. galizischen 
Rusticalcreditanstall. — Da bei der Drucklegung für einielne der oben angeführten Gruppen 
neuere Daten noch nicht vorlagen, musste der Vergleichbarkeil vrgen auf das Jabr l8'.)5 zurück- 
gegriffen werden. 

*) Österreich! seh -ungarische Bank, Bodencredilanstall, Central-Bodencreditbank. 

T In den Ausweisen der ofiicieüen Statistik (Österreichiselic Statistik, Österreichisches 
statistisches Handbuch) ist der hypothekarische Forderungsstand und Pfandbrief Umlauf der Banken 
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Gegenwärtig ist also der hypothekarische Forderungsstand der 
Sparcassen mehr denn zweimal so hoch, als derjenige der Pfandbrief- 
anstalten und gut dreimal so gross wie der nicht auf Gewinn berechneten 
unter den letzteren (zu diesen sind eben weder die Actienbanken, noch 
auch die Pfandbriefanstalten der Sparcassen zu rechnen). Die Sparcassen 
sind der Hauptfactor unseres anstaltlichen Hypothekarcredites und werden 
es lange noch bleiben. Unter dem Zwange der Concurrenz, welche haupt- 
sächlich von den Landesanstalten ausgeht und namentlich, wenn die Con- 
vertierungsaction der letzteren intensiv anhält, werden sie dem Hj'po- 
thekarcredit vermuthlich durch immer billigere Bedingungen entgegen- 
kommen müssen und damit wiederum auf die Vorschusscassen einen 
Druck ausüben. 

Eine Tendenz in dieser Richtung ist bei ihnen walirzunehmen, und 
zwar nicht so sehr an dem fortschreitend sinkenden Durchschnittszinsfusse 
der Hypothekar-Darlehen, denn dieser konnte sich trotz des sogenannten 
gesetzlichen Zinsfusses dem Einflüsse der allgemeinen Zinsfussbewegung 
nicht entziehen, als vielmehr an dem Sinken der so oft zum Zielpunkte 
der Kritik genommenen Differenz zwischen dem Zinsfusse der Einlagen 
und dem der Hypothekar-Forderungen. 

Verfolgen wir nämlich diese beiden Erscheinungen während des 
Jalirzehntes 1886 bis 1895, so kommen wir für alle österreichischen Spar- 
cassen (Dalmatien ausgenommen) zu nachstehendem Bilde: 





Durchschnittszin 


sfuss 


Differenz des Einlsgen- 




der Hypothekir-Da 


riehen 


und Darlehenszinsfusses 




(Procent) 




fProcent) 


1886 


5'-^3 




0-963 


1887 


3-216 




0-952 


I8S8 


5 180 




0-948 


1889 


5-084 




0-933 


1890 


4-97I 




0-896 


I89I 


4-905 




0-869 


1892 


4869 




0-861 


1893 


4" 80 2 




0-860 


1894 


4756 




0-844 


IS95 


4702 




0826 



Allerdings ist diese Bewegung nicht eine in allen Ländern gleich- 
massige, ja, in einigen Ländern stossen wir sogar auf eine conträre. Unter 
Beschränkung auf das Anfangs- und Endjahr des ganzen Zeitraumes ge- 
langen wir nämlich zu folgendem Ergebnis: 



weit höher angcgebt-n. als hier im Texte: so beispielsweise für 1895 zusammen mit 804, be- 
ziehungsweise 796 Millionen Gulden. Es sind aber die Communal-und die auch nicht immer hypo- 
thekarischen Mcliorationsdarlehen, beziehungsweise die correspondierenden Schuldbriefe mit 
inbegriffen. Unsere Daten sind daher nach dem Compass (für 1807; zusammengestellt. Die 
ZifTer für die registrierten Vorschusscassen ist dem »Österreichischen statistischen Handbuch«, 
endlich diejenige für die böhmischen landwirtschaftlichen Bezirksvorschusscassen dem böhmischen 
Landtags Bericht Nr. 429 der I. Jahrcssession des Landtages von 1895 entnommen. 
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Durchschnitts- 

zinsfuss für 

Hypothekar-Darlehen 

1895 



1886 
4-824 



Niederösterreich . . 
Oberosterreich . . 

Salzburg 5*000 

Steiermark 5*062 

Kärnten 4'944 

Krain 5*500 

Küstenland . . 5*000 
Tirol und Vorarlberg 4733 

Böhmen 5*4^4 

Mähren 5-454 

Schlesien 5*1 n 

Galizien . . . . 6-130 
Bukowina . . . 5-500 



4-357 

4-318 
4-611 

4-801 

4775 
4'8oo 

5-333 

4-407 

4-741 
4722 

4-682 

5-812 

5-625 



daher 

im Jahre 1895 

weniger (— ) oder 

mehr (-f) um 

— O-811 
—0-506 
—0389 

— 0-261 

— 0-169 

— 0-700 

—0-326 
-0683 

—0732 
— 0-429 
—0-318 



Differenz 
des Einlagen- und 
Darlehenszinsfusses 
1880 

O-911 
0706 



0-875 
0-906 
0-944 
1-500 
1*500 
0766 
1-047 

0-954 
0-972 
1-282 
1000 



1895 
0-625 

0-535 
0*655 
0-782 
0-775 
0-800 

1-833 
0-644 

0-918 

0-837 

0-812 

1-401 

1750 



daher 

im Jahre 1895 

geringer (— ) oder 

höher (-f ) um 

— 0-286 
0-171 

— 0'220 
—0-124 

— 0-169 

— 0-700 

+0-033 

— 0-122 
—0-129 
— 0-117 

— 0'l60 

+0'7so 



Die drei Länder, in welchen die Differenz des hypothekarischen 
Darlehens- und des Einlagenzinses der Sparcassen eine Veränderung zu 
Ungunsten der Schuldner genommen hat, sind gerade diejenigen unter 
allen hier angeführten, deren Sparcassennetz im Verhältnis zur Fläche 
und Bevölkerung am schüttersten steht. Es entfielen nämlich von den 
Ende 1895 bestandenen 488 österreichischen Sparcassen auf 



Xicderösterreich . . . 
Oberösterreich . . . 

Salzburg 

Steiermark 

Kärnten 

Krain 

Küstenland . . 
Tirol und Vorarlberg 

Böhmen 

Mähren 

Schlesien 

Galizien . . . . 
Bukowina . . . 
Dalmatien 



Zahl 

74 

44 

9 

15 
10 

5 

3 

15 
158 

62 

mm m0 

28 



daher 
Quadratkilometer 

267-89 
272-36 

794*77 

415-33 
1032-73 

1991-20 

2656-00 

1952-33 
328-79 
358-42 

233-95 
2^0j-j^f/ 

6417-27 



eine auf 

Einwohner 

38.661 
18.423 
19.968 

24.5^9 

36.826 

101.233 

62.579 
38.112 

37 943 

28.833 

250.27^ 

344059 
280.225 



Der Durchschnittsantheil, welcher den Hypothekar-Darlehen an dem 
Gesammtstande der Sparcassenactiven zufallt, hat sich seit 1880 um 
einig-es gehoben; damals betrug derselbe 57*87 Procent aller Activen, 
Ende 1895 aber 60*20 Procent. Freilich weichen in dieser Richtung die 
bezüglichen Durchschnitte in den einzelnen Ländern nicht wenig ab. 
Doch wollen wir diesen Umstand im Zusammenhang mit dem Antheil 
der Hypothekar-Darlehen an den (xesammtactiven bei den registrierten 
Vorschusscassen, der nach den Sparcassen und Pfandbriefanstalten aller 
Art nächst wichtigsten Quelle des Hypothekarcredites, in Betracht ziehen. 
Es stellt sich (für die Sparcassen mit Ende 1895, für die Vorschusscassen 

Gesch. d. Land- u. Forstwirtsch. I. Bd. 4^ 
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mit Mnde 1S94) der Procentantheil der hypothekarischen Forderungen 
an den (iosammtuctiven nachstehendermassen dar: 

Registrierte 
Sparcassen Vorschusscassen 

Schlesien 6804 12-98 

Salzburg; 64-69 18-07 

Mähren 64*57 32*21 

Böhmen 6368 40*76 

Steiermark 61*48 0*84 

Xiefleröstcrrcich 60*72 I9'58 

Galizicn 55*^5 ^'OO 

Oberösterreich 54*34 ii*55 

Tirol und Vorarlberg 53 '80 4*05 

Kärnten 5068 16-71 

Krain 4605 18*15 

Küstenland 44*44 0*84 

Bukowina 42 29 I*l8 

Gesammtdurchschnitt 6020 29*55 

Der besagte Procentantheil ist also bei den Sparcassen selbst in 
dem Lande, wo er die niedrigste Verhältniszahl erreicht (Bukowina), immer 
noch höher als der höchste bei den Vorschusscassen (Böhmen). Was 
aber Böhmen und Mähren betrifft, so f^Ut der her\^orragende Antheil 
der Hypothekar-Darlehen der dortigen Vorschusscassen in erster Reihe 
auf Rechnung der cechoslavischen. In demselben Jahre, für welches 
obige Zusammenstellung gilt, haben die cechoslavischen Vorschusscassen 
Böhmens, Mährens und Schlesiens, welche ihre Ausweise der Jednota 

V 

zalozen v Cechäch, na Morave a ve Slezsku liefern, 55*54 Procent ihrer 
Activa in Hypothekar-Darlehen (abzüglich der gedeckten Credite) angelegt 
gehabt*), während die 122 Vorschussvereine, über welche die Statistik 
des Allgemeinen Verbandes der auf Selbsthilfe beruhenden deutschen 
Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften in Österreich *) Ausweise bringt 
(1896), nur einen Antheil der Hypothekar-Darlehen von 30*37 Procent an 
der Gesammtsumme ihrer Activen auswiesen. 

Versuchen w^ir nur noch eine nähere Würdigung des Verhältnisses 
der geschäftsthätigen Actien- und der nicht auf Gewinn berechneten Banken. 
Iliefür können wir überwic^gend schon die Ziffern der letzten Rechnungs- 
abschlüsse in Anschlag bringen. Der hypothekarische Forderungsstand 
betrug Ende 1897, und zwar — soweit der Nachweis bei den Actien- 
banken vorliegt — auf Hypotheken im Gebiete der Reichsrathsländer 
(in Gulden ö. AV.): 



V 

*) Statistika zalozen ceskych v Cechdch, na Morave a vc Slezsku. Jahrgg. XI. Prag 1895. 

') Jahresbericht für 1896 über die dem Allgem. Verbände der auf Selbsthilfe beniheaden 
deutschen Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften in Österreich angehörigen Genossenschaften. 
Von Karl Wrabetz. Wien 1897. 
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A. Landesbanken. 

Böliinen (Hypothekenbank) 1115,248.792 

Mähren 55,100.750 

Schlesien 10,888,522 

Nie der Österreich 59i792.397 

OberÖsterreich 10,887,428 

Kärnten 1,137.711 

Galizien 39,959.792 

Istrien . . 3,248.643 

Im yanzeii . . 300,264.035 

ß. Actienbanken. 

Osterreich isch-uagarischc Bank . , 19,213.358 

Allgemeine Osterreichische Boden creditanstalt 12,590.559 

Central-Bodencreditanstah 10,357.437 

Osterreichische Hypothekenbank 9,063.772 

Galizische Actienhypothekenbank 53,983.900 

BukoTivinaer Budencreditanstalt . . . 3.744.984 

Im ganzen . . 108,954.010 

Rechnen wir zu der ^-.Summe noch den fl. 106,718.900 betragenden 
Forderungsstand des Galizischen Bodencreditvereines, so ergibt sich der 
gesammte Forderungsstand der nicht auf Gewinn arbeitenden Anstalten 
mit fl. 406,982.935. Derselbe übersteigt also denjenigen der Actienbanken 
um ^82 Procent. 

Dass dieses Verhältnis nicht immer so geartet war, verstünde sich 
schon ans dem Umstände, dass zahlreiche der unter A genannten An- 
stalten jüngeren Ursprunges sind. Indessen wäre damit auch der Kern 
der Sache nicht erschöpft, denn das bedeutungsvollste Factum ist der 
Rückgang des Hypothekarge Schaftes der österreicliischen Actienbanken 
(oder besser gesagt: derjenigen von Wien) im diesseitigen Reichsgebiet. 

Auffällig tritt das zunäclist auf bei der Österreichisch-ungarischen 
Bank. Es entfielen von ihrem Hj-pothekar-Furderungsatande am Schlüsse 
der Jahre Gulden : 

1SC5 1875 1885 iSi)? 

auf die Reichsrathsländer . 27,294.296 43,675,036 24,596.360 19,213.358 
auf Ungarn (einschliesslich 

Croatien-Slavonien) . . . 36,316.862 52,488.774 64,762.853 119,220.881 

Von den Ende 1897 auf die diesseitigen Länder entfallenden 
fl. 19,000.000 kommen über fl. 4,000.000 auf Niederösterreich, über 
8,000.000 auf Galizien und mehr als 5,000.000 auf die Bukowina, doch 
geht nun ebenfalls in diesen Ländern, ausgenommen Bukowina, der hypo- 
thekarische Forderungastand der Österreichisch-ungarischen Bank zurück. 

Ein ähnliches Bild bietet uns auch die zweite grosse Bank — die 
K. k. priv. Allgemeine Österreichische Bodencreditanstalt. Vergleichen 
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wir den Stand ihrer Hypothekar-Forderungen am Schlüsse der Jahre 1870 
und 1897, so ergibt sich, dass elociert waren Gulden: 

1870 1897 

in den Reichsrathsländern 19,725.927 1^,590.559 

in den ungarischen Ländern 27,568.964 75,466.213 

Auch von jenen fl. 12,590.000 entfallen fl. 6,820.000 auf Galizien und 
die Bukowina. 

Die Erklärung dieser Thatsache hat schon vor einem Jahrzehnt 
G. Leonhardt in seiner Schrift »Die Verwaltung der Österreichisch- 
ungarischen Bank 1878 bis 1885')« mit ungeschminkter Offenheit dar- 
gelegt, indem er sagte: »Ungeachtet der durch die Creierung der 4^2- 
und 4procentigen Pfandbriefe herbeigeführten günstigeren Darlehens- 
bedingungen zeigt der Stand der Darlehen seit dem Jahre 1879 eine 
.... rückgängige Bewegung, welche im wesentlichen auf die Ent- 
wickelung der auf die Erzielung von Gewinn-Cberschüssen nicht 
angewiesenen Landeshypothekenbanken, femer darauf zurück- 
zuführen ist, dass durch die Disposition des Geldmarktes in dieser Epoche 
die Pfandbriefe vieler anderer Hypothekarinstitute jenen hohen Cursstand 
erreichten, der durch lange Zeit der Bank (d. i. der Österreichisch- 
ungarischen) vorbehalten war. Da sich hiedurch die Darlehensbedingungen 
anderer Hypothekenbanken günstiger, die Concurrenz derselben wirksamer 
gestaltete, konnte dies auf den Darlehensstand der Österreichisch- 
ungarischen Bank nicht ohne Rückwirkung bleiben. *c 

Damit ist die führende Rolle der Landeshypothekenbanken 
auf dem Gebiete des Hypothekarcredites in Österreich loyal anerkannt, 
und in Anbetracht dieses für die Gegenwart und Zukunft so bedeutungs- 
vollen Umstandes wollen wir den Ergebnissen dieser Anstalten eine 
nähere Würdigung angedeihen lassen, zumal deren Jahresberichte (von 
denen der Österreichisch-ungarischen Bank abgesehen) an vergleichs- 
fahigem Material die reichsten sind und würdig befunden werden können, 
unseren besten statistischen Publicationen zugezählt zu werden. 

Eine Beurtheilung der Wirksamkeit der österreichischen Landes- 
creditanstalten als Hypothekenbanken hat mit dem Umstände zu rechnen, 
dass nur fünf von diesen eine mehr als zehnjährige Thätigkeit aufweisen, 
nur zwei unter den letzteren eine schon dreissigj ährige. Stricte länder- 
weise Vergleiche wären daher schon aus diesem Grunde ausgeschlossen. 
Es bleibt des Beobachtungswerten auch dann noch genug. 

Indessen ist eine Bemerkung vorauszuschicken. Die volkswirtschaft- 
liche Bedeutung von Creditanstalten öffentlichen Charakters, wie der in 
Rede stehenden, darf nie lediglich nach der absoluten oder relativen 
Grrösse ihres ziffermässig ausgedrückten Geschäftsumfanges beurtheilt 
werden. Sie setzen sich zum Theil ganz andere Pflichten, als die auf 
Gewinn ausgehenden und dessentwillen errichteten; sie haben auf Kreise 



>) Wien 1886, S. 56. 
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Bedacht zu nehmen, welche für den Gewinnzweck der letzteren nicht die 
nöthige Anziehuntjfskraft besitzen. Aber noch mehr. Der Höhepunkt der 
Bestrebungen der erstgenannten ist nicht eben darin zu erblicken, dass 
sie alle einschlägige Creditvermittelung möglichst an sich reissen. Sie 
haben noch eine andere Aufgabe zu erfüllen, nämlich durch die edelste 
Art von Wettbewerb, zu welchem sie gegenüber den ähnliche Geschäfte 
betreibenden Erwerbsuntemehmungen berufen sind, auf diese letzteren 
einen volkswirtschaftlich sehr gesunden Druck zu üben, damit dieselben 
in den Einrichtungen und Bedingungen ihrer C red itge Währung den Be- 
dürfnissen ihrer Clientel thunlichst entgegenkommen. Es ist von einzelnen 
der hier behandelten Landesanstalten zuweilen gesagt worden, dass sie 
mehr ein Amt, als eine Bank seien. Man pflegt dies allerdings mit dem 
Tone des Vorwurfes auszusprechen gegenüber der mitunter etwas schwer- 
fälligen Geschäftsführung, die selbst wiederum durch einzelne starre Vor- 
schriften und verwickelte C om p et enzbe Stimmungen der Statuten ver- 
schuldet ist. Indessen hat das Wort noch einen anderen tieferen Sinn. 
Es handelt sich in der That um ein öffentliches Amt, das diese Anstalten 
innehaben als wirtschaftspolitische Institutionen, welche durch die Tendenz 
und Art ihrer Geschäftsbehandlung eine FülirerroUe im Bereiche der 
bezüglichen Creditorganiaation üben sollen. Das lag, auch wenn klar 
nicht ausgesprochen, in dem Zwecke ihrer Errichtung, in der Natur ihrer 
Mission. Sonst wären sie eben überflüssig gewesen. Und es kann nach 
den angeführten Ziffern nicht geleugnet werden, dass sie diese Führer- 
rolle, die Ausübung eines wirtschaftlich gesunden Zwanges thatsächlich 
geübt haben und noch intensiver auszuüben sich anschicken. Mit genauen 
statistischen Belegen lassen sich solche Einflüsse freilich schwer erhärten. 
Aber jeder, der Gelegenheit gehabt hat, den verschiedenen bestehenden 
Gestaltungen der Creditorganiaation näher zu treten, findet dieselben 
diu'ch die Erfalirung bestätigt^). 

Allerdings zeigen die auf Seite 639 angeführten Ziffern, dass der 
Stand der in rationellster Weise gewährten Hj-pothekar-Darlehen — nämlich 



M Ein eclalanles Beispiel rührl Waller Schiff (a. u. O., S. 94) an, wie sofort nach 
dem Inslcbenlretcn der Niederöslenciclli sehen Landesanslalt die Ersic östetrcichisehe Sparcasse 
eine Herabsetzung des Zinafusses für Hypothekar-Darlehen nnd AusdehnuDg der Rückiahlun^s- 
frist (bis zu 56 Jahren) bewilligt hat, nnd iwar auch rücksichllich der besiehenden Darlehen. 
venn die Schuldner dämm ansuchen. Im selben Halbjahre folgten dinn noch lehn andere Spar- 
cassen mit Zinsfussherabsetzuntjen. Ein gleiches b'acluni erzühlt der iBericht über die Thäligkeit 
dei oberÖBterTeichiBchen Landtages und Landesausschussesi, iSoä, S. 41: >Schon im ersten Ge- 
schäftsjahre der Anstalt (der oberösterreichischen Land eshypothekenmi stall) hat sich die Zinsen- 
last nicht nur (Ür diejenigen Schuldner vermindert, welche ihre hoher verzinslichen Darlehen in 
minder verzinsliche Anstallsdarleheo convettiett haben, sondern auch für viele andere Schuldner 
jener Crcditinatitute, welche infolge Errichtung der oberösterreichischen Landeshypothekenanstall 
den Zinsfuss (ür Datlehen herabgesetzt haben und ihren Hypothekarschuldnem auch sonst 
günstigere Bedingungen gewährt haben.« Die Einführung der '/»pro centigen Tilgungsgrundrale für 
die 4prr>cenligen Darlehen der böhmischen Hypthekenhank hat sofort die gleiche Einführung bei 
den beiden Sparcassen l'rage zor Folge gehabt. 
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-r.it forrr.»riI«=^ Unkündbarkeit und planmä^siß'er Zwanji>til^iinif — nur etwa 
i»^n ^:htf^n Theil df-^ bücherlichen Ge>ammtla:?>ten^tande5 aller im Reichs- 
ritlirr v«=-rtretenen Koni^^reiche und Lander ausmacht. Es ma^f nicht weiter 
:n ErörteniniT i^ezoi^en werden, we>halb die urerade in neuerer Zeit so 
'jtz airltatori^sch ins Treffen ifefiihrten Zahlen über den jeweilii;;'en Stand 
1»^ bücherlichen Gesammtbelastun:^ von dem thatsachlichen Stande der 
Bela.'irünir nicht unwesentlich abweichen. Jedenfalls weit mehr als vielfach 
inj^enommen wird, und eine über den Unterschied des bücherlichen und 
:ntol;^e von Xichtloschung^en^Doppelzähluni^en bei Simultanhypotheken etc.- 
thatiachlicheii La-stenstandes anzustellende, wenn auch stichprobenweise 
Untersuchung^ würde höchstwahrscheinlich überra-^chende Resultate zutag^e 
rordem ■ . Auch wenn es uns auf diese Weise g'eläng'e. den Procentantheil 
der ankündbaren, der Zwang'stili^ung' unterworfenen Anstaltsforderung"en 
am Gesammt-^tande der bücherlichen Lasten überhaupt in ein wahrscheinlich 
weit vortheilhafteres Licht zu setzen, an der Thatsache, dass selbst ein 
;ahTzehnteIan;rer Bestand einzelner Landeshypothekenbanken das Verhältnis 
nicht voUiif umzukehren vermochte, wäre damit nichts C'^ändert. 

Eben dies fuhrt uns aber auf einen anderen sehr bedeutunüfsvollen 
L'mstand. Wenn wir uns z. B. die Schilderung* des Creditmangels er- 
innerlich machen, welche bei der Errichtunvr der ältesten unserer Landes- 
h\*pothekenbanken eine so grosse Rolle unter den Motiven gespielt hat, 
v> müsste es auffallen, wie relativ gering der Geschäftsumfang dieser 
Bank noch weit über ein Jahrzehent ihres Bestandes hinaus eigentlich 
war. Es betrug nämlich die durchschnittliche Jahressumme der gewährten 
Darlehen 

1S65 bis 1S60 ü. 4.101.440 

1870 > 1874 - 4.57S.020 

1875 » 1870 y 5.763.080 

1880 » 1884 . . • . . » 7.060.000. 

L"nd doch hatte die Bank in der ersten Zeit ihres Bestandes noch 
weit weniger mit den Spar- und Vorschusscassen, die erst allmählich auf- 
kamen, zu concurrieren, als mit geldleilienden Einzelnen, und das waren 
oft auch Leute, die sich recht hohe Procente zahlen Hessen. Erst in dem 
nächsten Ouinquennium (18S5 bis iSSo steigt der Jahresdurchschnitt auf 
fl. io,So6.88o: hieran hatten jedoch schon die Conversionen ihren aus- 
schlaggebenden Antheil. 

Bei den mährischen Sparcassen waren zur Zeit der Gründung 
der dortigen Landesh}-pothekenbank vielfacli noch 7- bis Sprocentige, 
einzeln selbst höhere Zinssätze bei H\-pothekar-Diirlehen üblich. Dennoch 
konnte die Bank in den ersten fünf Jahren ihres Bestandes bei einem 
Zinsfusse von 5^* Procent nicht mehr D;irlehen an Mann bringen 



^ Die für die Hypothekenbank des Konijxreiches Höhmen bücherlich eingetragenen Forde- 
rungen dürften massig gerechnet den thatsüchlichen Be>tanvl wenigstens um 20 Procent über- 
'trigen. Bei den meisten Sparcassen- und Vorscbusscassentorvlerungen» welche Annuitats- oder 
nxer (Jaotentilgung unterliegen, muthmasslich noch mehr. 




als durchschnittlich jährlich fl. 1,454,100, und noch nach Einführung des 
Sprocentijren Pfandbriefes, dessen Emission 1 88 1 beginnt, blieb bis 
einschliesslich 1884, wo der 4procentige creiert wurde, der jährliche 
Durchschnittsbetrag an Darlehen dieser Gattung nur fl. 1,567.880, Erst 
1885 bis i8go steigt der Jahresdurchschnitt über den dreifachen Betrag 
der früheren Durchschnitte. Der Durchschnittsbetrag des einzelnen Dar- 
lehens war dabei 1876 (^'/ä Procent) fl. 2995, 18S1 (5 Procent) fl. 3052, 
1884 (4 Procent) fl. 21.922 und stieg bis 1886 auf fi. 34.811, um dann 
wiederum ziemlich rasch zu sinken. Das sind gar nicht auffallende, viel- 
mehr nur sehr leicht begreifliche Thatsachen. Unzählig sind nämlich die 
Ursachen, welche den Creditbedürffcigen veranlassen — auch wenn er von 
dem Dasein und den Darlehensbedingungen der Landeshypothekenbanken 
genauere Kenntnis hat, was durchaus nicht immer der Fall ist — dem 
etwas theuereren Credite der nah erliegenden -Spar- und selbst der Vor- 
schusscasse den Vorzug zu geben. So zunächst die durch die Entfernung 
und die dadurch verursachte Correspondenz {oder Reise) bedingten höheren 
Kosten der Information und rechtsfreundlichen Hilfe, eventuell einer 
Schätzung, nebstdem die Unbequemlichkeiten der periodischen Zahlungen 
am entfernten Orte, der Pfandbriefmanipulation u. s. w. Locale Einflüsse, 
namentlich, wenn geschäftliche Interessen von Mittelspersonen mitspielen, 
üben einen mächtigen Einfluss. Alle diese Momente fallen umso stärker 
ins Gewicht, je kleiner das Darlehen ist, um welches es sich eben handelt. 
Es ist also ganz natürlich, dass die Anziehungskraft jeder Landeshypo- 
thekenbank im umgekelirten Verhältnisse steht mit der Entfernung vom 
Creditbedürftigen. Jede besitzt im engeren Umkreise ihres Sitzes die 
stärkste Anziehungskraft, welche sich selbst monopolartig gestalten kann 
für die in den statutenmässigen Einschuldungsgrenzen einer solchen Bank 
sich bewegenden Creditbedürfnisse. Mit der Entfernung wird diese An- 
ziehungskraft durch die soeben erwähnten Hindernisse fortschreitend ab- 
geschwächt. Dies bestätigen in den Jahresausweisen der Landeshypo- 
thekenbanken die interessanten Ausweise über die Örtliche Vertheilung 
ihrer Hypotheken und namentlich der gewöhnflchen landwirtscliaftlichen 
im Gegensatze zu den städtischen und landtäfHchen. Bei den beiden 
letztgenannten Besitzkategorien überwindet nicht nur die durchschnittlich 
bessere Information ihrer Eigenthümer als Creditbedürftiger, sondern auch 
die durchschnittlich höheren Beträge des Darlehensbedarfes das Hindernis 
der Entfernung und relativen Kostenhöhe. 

Selbst in einem so kleinen Lande, wie Schlesien, gelangen wir über 

die locale Vertheilung der Darlehen an den nichtlandtäflichen Grundbesitz 

zu nachstehendem Bilde. Ende 1896 besass die dortige Landesboden- 

[, Kreditanstalt im Bereiche Schlesiens') an Grund und Boden der letzt- 

Venannten Art durchschnittlich 



') Nicht gerechnet erscheinen nämlich die in die augrcr 
I der Statuten gewährten, ziemlich sporadischen Sarlehen, 



ndeu Bezirke Mührens gemUs' 
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hypothekarische im Durchschnitts- 
Fordeningen betrage von Gulden 

in II Gerichtsbezirken, deren Hauptort nicht 

über ^okm von Troppau entfernt ist . 134 2262 

in 1 1 Gerichtsbezirken, wo diese Entfernung 

nicht über Sohn beträgt 49 21 71 

in 2 Gerichtsbezirken, wo diese Entfernung 

über So k7n ausmacht 52 2781 

Hier sind sämmtliche noch ausstehend gewesene Darlehen, also 
5- bis 4^2" und 4procentige, und zwar in der ursprünglichen Höhe ge- 
zählt. Es zeigt sich bereits, wie in den entfernteren Bezirken die Durch- 
schnittszahl der Darlehen abnimmt, in den noch entfernteren aber auch 
die Durchschnittssumme des einzelnen Darlehens höher, also das Hindernis 
für kleinere Creditbedürftige grösser ist. 

Für Mäliren gestattet uns der Bankausweis für den städtischen und 
nicht landtäflichen Besitz eine ähnliche Gruppierung, jedoch nur nach 
politischen Bezirken, wobei die Landeshauptstadt noch ganz ausgeschieden 
wird. Es betrug in den Bezirkshauptmannschaften, deren Sitz von Brunn 
entfernt ist 

der ursprüngliche Durch- 

die Durchschnittszahl der v •** u ^ j -c» j 

Schnittsbetrag der Forderung 

hypothekar. Forderungen .^ ^^,^^^ . ^,^ 

nicht über ^okm 301 2729 

über 40 bis Sokjn 181 2866 

über So km 88 3042 

Hier ist das Bild so beredt, dass es keines Commentars bedarf. 

Für Böhmen besitzen wir leider keine ähnliche Zusammenstellung 
nach Gerichts- oder politischen Bezirken, sondern lediglich nach den alten 
13 Kreisen (die Stadt Prag abgesondert ausgewiesen), was bei der ver- 
schiedenen Configuration der letzteren und der nicht immer centralen 
Situierung des Kxeishauptortes keine so präcise Behandlung zulässt. 
Dennoch ist das Bild der localen Vertheilung der Forderungen der Landes- 
hypothekenbank nicht uninteressant. Wir ziehen wiederum nur den länd- 
lichen Grundbesitz mit Ausschluss des landtäflichen in Betracht. Ende 1 897^) 
entfielen von den diesbezüglichen Hypothekar-Forderungen der genannten 
Landesanstalt nach der ursprüglichen Höhe auf den 

Prager Kreis 5570 Posten im Gesammtbetrage von fl. 19,108.616; 

sechs Kreise, deren Hauptort nicht über 80 k?n von Prag entfernt ist, 
10.892 Posten im Gesammtbetrage von fl. 26,621.526; 

sechs Kreise, deren Hauptort über So km von Prag entfernt ist, 
5713 Posten im Gesammtbetrage von fl. 12,089.376. 



'j Wir nehmen die bereits bekanntgewordenen Ergebnisse für 1897 ^^^ Grundlage, da 
sie uns weiterhin gestatten, auf die mittlerweile in grösserem Umfange gewährten Darlehen zu 
3V2 Procent Rücksicht zu nehmen. 
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Indessen lassen sich diese Thatsachen noch von einer anderen Seite 
beleuchten. Die Beschwerlichkeiten der Zug'änglichkeit der Landeshypo- 
thekenbanken für den kleineren Grundbesitz treten nämltch noch plastischer 
zutage, wenn wir nach den Rnchnung'saus weisen dieser Anstalten das 
Verhältnis betrachten, nach welchem sich die Gesammtsummen ihrer aus- 
stehenden Forderuni^en, und zwar zunächst noch ohne Rücksicht auf den 
Zinsfuss vertheilen auf die Besitzkategorien: Häuser, landtäfliche Güter, 
übriger Grundbesitz. Dieses Verhältnis stellt sich in Gulden ö. AV. für 
das Ende 1896 {Böhmen 1897) folgendermassen dar: 

, .,,,.. . „ .. Bbrlgsr l»nd- und 

Häuser andlSt loher Besili , ..,.„,_ -v ,. 

torslwirlBChiftl. Gmndbesiti 

BShmcn 28.851.118 50,2:!J.6J4 S7.J87954 

SchUäicn 3,oBi).ooo 2.922,600 6,536.000 

Möhrea 14,346,800 19,0(13.300 15,842.050 

GaJizien') 20,000.910 13.585.033 3.556-S66 

Niederösteneich 4I.374750 2,518.600 9.^75 500 

OberÖstciteich 3,613.150 357ö'>o 6,365.550 

In Procenten ausgedruckt stellt sich dieses Ziffembild so dar: 

landl^riiclio sonstiger 

linusir GUlor BesJlz 

Böhmen 2fi6 36'83 4J-01 

Mähren 2<)-S$ 38-3 1 3 ''84 

Schlesien , . 1462 23-30 5l'o8 

Galiiien . 53'9o 36-60 •y-^o 

Niederösterreich 78-22 4*65 17-12 

Oberösterreich 34-55 364 6l'9S 

Eine einfache Vergleichung dieser Zahlen ist natürlich schon durch 
den Umstand ausgeschlossen, dass die Vertheilung des land- und forst- 
wirtschaftlichen Grundbesitzes in den verschiedenen Ländern nicht die 
gleiche und auch die Bedeutung des städtischen Häuserbesitzes ira Ver- 
gleiche zum ländlichen Grundbesitze eine verschiedene ist. In Nieder- 
österreich drückt begreiflicherweise die Betheiligung Wiens am Forderungs- 
stande der dortigen Landeshypotheken anstatt das relative Gewicht der 
beiden übrigen Besitzkategorien nieder, andererseits lässt dort, sowie in 



') Der Ausweis der golizisehen Landesbank thcilt die Gruppen ein: HSoser, G-Bter, KJein- 
beiibE. Uoler Gütern ist überhaupt GrosEbesitz verElanden. Eben dabei ist aber zu beachten, dass 
der landtäfliche Gruudbesiti in Galiiien seine eigene Bodencreditanslalt, den bereits «wähnten 
Galiiiächen Boden credit verein besitit, dessen hypotheltarischc Fordeningcti Ende 1895 11. 101,886.740 
betrogen. — Bei den Actienbanken ist eine derartige Gesaroratübersicht uncrzielbar, wenn auch 
einEclne den Stand detailliert ausweisen. Indessen ist das Verhältnis für den Kleingrundbesilz 
durchwegs ungünslig. Die ÖsterTeicbiscb-unHarische Bank weist 1B97 von 11. 19,231.358 ihres 
diesseitigen Hypothekar-Datlehenstandes nur 75.388 auf KJeingrundbesiti aus. Die AIlBemeine 
österreichische Boden credilanstalt gab 1897 kein Darlehen auf KJeingrundbesitte aus. Die Buko- 
wiDaerBodencredilanstall weist Ende 1897 vom Gesammtslande per fl. 5,380.700 aus: 38 Procent auf 
landlüflichem, 42 Procent auf Kleingrundbesili, 20 Procent nut Häusern. Die Galiiische Actien- 
Ilypothekenbank hat von 11. 5,519.600 im Jahre 1897 gewährte Darlehen 11. 2,635.300 auf land- 
täfliche Güter, II. 1,276.500 auf Realitäten in Lemberg, den Rest von H. 1,607.800 auf >RealiäteD 
in der Provinn ausgethan, worunter ofTenbar aach etädtischE inbegriffen Bind. 



J 
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Oberösterreich, das geringe Alter der Landeshypothekenbanken es er- 
klärlich erscheinen, dass der daselbst gegenüber den vier Nordländern 
allerdings weniger mächtige grosse Grundbesitz schon früher aus anderen 
vortheilhaften Quellen Credit schöpfen konnte. Ganz entschieden ent- 
spricht in den erstgenannten vier Ländern der verhältnivsmässige Antheil 
des »sonstigen Grundbesitzes* gegenüber demjenigen des städtischen und 
landtäflichen den that sächlichen Verhältnissen des Umfanges, Ertrages 
und Wertes nicht. Wir wollen von Galizien mit Rücksicht auf die Eigen- 
thümlichkeiten seiner Agrarverhältnisse absehen. Aber selbst das gegen- 
über Böhmen und namentlich Mähren für den ersten Blick so günstige 
Verhältnis in Schlesien wird leider etwas getrübt, wenn man die relativen 
Antheile unserer drei Besitzgruppen an den verschiedenen Zinsfuss- 
kategorien der Hypothekar-Darlehen der dortigen Landesanstalt ins 
Auge fasst. 

Stellen wir uns zu diesem Behufe vorerst den Gesammtstand der 
Hypothekar-Forderungen der österreichischen Landeshypothekenbanken am 
Schlüsse des Jahres 1896^) nach den Zinsfusskategorien übersichtlich zu- 
sammen (in Gulden ö. W.) : 



s^'t^'o 



5°" 



4'/i"/o 



4 '0 



3% 



Zusammen 



Böhmen . . . 

Schlesien . . . 
Mähren . . . 
Istrien .... 
Galizien . . . 
Niederösterreich 

Oberösterreich 

Kärnten . . . 



— ' 10,190.060 

— j 1,191.388 
200.163 , 1,224.487 

— I 3.163.803 



1.039.795 



99,058.743 I 1,534.094 
8,495.381 

43,272.555 



37,097.410 

52,266.631 

9.953.097 
215450 



69.821 
25.849 



110,782.898 

10,726.565 

41,707.206 

3,163.803 

37,097.410 

52,336.453 

9.978.947 

215.450 



Kehren wir nun zur Frage der Vertheilung der Hypothekar-Forde- 
rungen der Landesanstalten auf die einzelnen Besitzkategorien nach der 
Zinsfusshöhe zurück, so finden wir zunächst in Schlesien, dass dort Antheil 
haben in Procenten der bezüglichen Capitalsummen : 

Häuser 

an den 5% Darlehen I7'I7 

» » 4V»"/o > 1497 

» 4% » 26-30 

Allerdings ist die Zahl und der noch ausstehende Betrag der 5- und 
4V'«procentigen Forderungen, welche hier in ihrer ursprünglichen Höhe 
gerechnet erscheinen, nicht bedeutend, wie aus der vorausgeschickten 

^) Dieser Zusammenstellung und den weiter folgenden Berechnungen sind die Rechnnngs- 
ergebnisse für 1896 zugrunde gelegt, da diejenigen für 1897 zum Theile erst nach der Ablieferung 
des Manuscriptes in die Hände des Verfassers gelangten, daher nur theilweise benützt werden 
konnten. 



landtäfliche 
Grundstücke 


sonstige 
Grundstöcke 


0-00 
16-02 
34*99 


82-83 
69-06 
38-68. 



Tabelle ersichtlich. Allein die Tliatsache bleibt unberührt, dass dor rela- 
tive Antheil des kleineren Grundbesitzes an dem Gesammt stände der 
Darlehen in dem Masse abnimmt, in welchem der Zinsfuss der Darlehen 
niedriger wird. Auch Uohmen bietet eine ähnliche Erscheinung. Es betrug 
hier der Antheil an der Gesamnitsumme der Darlehen der bezüglichen 
Zinsftisskategorien {nach dem ursprünglichen Capitalsbetrage) bei 



D D.irlclieu . . 1,907.800 fl. (i3-46"/d) 
n . . . 26.181.9zl . (23-l8°/(i) 

r/o . . . 761.406 . ( 8'34"/o) 



Inndianiclien 

GUIern 

4R5.7DO fl. ( y^i'U) 

4i,r,45.642 . 137-I3%) 

7.778.203 . (84-34"^.-) 



sonsllgem 

Grundbesitz 

1,775,200 fl. (83-10%) 

.4,8in,534 . (jg-öS'/r,) 

»03-218 . ( 7-49%) 



Die 84'24 Procent, welche von der Gesammtsumme der 3'''gprocen- 
tigen Darlehen auf den landtäflichen Besitz entfallen, betreffen bloss 
86 Posten, d. i. bloss i2"5 Procent der Gesammtzahl der einschlägigen 
Darlehen. 

Eür Mähren gestaltet sich aber das Bild, im einzelnen überhaupt 
von den erstangeführten abweichend, noch ungünstiger für den »sonstigen 
Grundbesitz-. Die relativen Antheile betragen hier: 



5'(a"/o Darlehen 8-17 17 4- 74'40 

i°'« ' =2-3» — 77Ö8 

4'"i • 3000 3975 20-^6 

Es kommt jedoch in diesen, sowie in den obigen Daten für Böhmen 
und Schlesien bereits der Erfolg der Conversionen zum Ausdruck und 
wir gelangen damit zur Betrachtung jener besonders erwähnenswerten 
Phase in der neuesten Entwickelung der österreichischen Landeshypo- 
thekenbanken, welche gekennzeichnet ist durch die schon bei Errichtung 
der neueren in den Vordergrund gestellten Motive und bei den älteren 
durch ihre jüngster Zeit ergriffenen Massnahmen, Es wird nämlich den 
oben erwähnten Umständen, welche dem kleineren tmmdbesitzer den 
Zugang zur Landesanstalt, sei es bei Bewerbung um ganz neue Darlehen, 
sei es nicksichtlich der Conversion älterer erschweren, eingehendere 
Beachtung geschenkt und Mittel zu deren Bewältigung gesucht. 

Bei Conversionen, und zwar selbst bei Conversionen von Darlehen, 
welche bei der Landesanstalt selbst aufgenommen worden sind, in 
niedriger verzinsliche, noch mehr allerdings bei Conversionen im Cessions- 
wege spielen bei grösseren Schuldbeträgen die Kosten der Durchführung 
gegenüber den zu erzielenden Ersparnissen keine namhafte Rolle, während 
sie allerdings bei kleineren Schuldposten die mögliche Ersparnis oft für 
viele Jahre gänzlich aufzehren können, und es mu.ss die Divergenz in der 
VerzinsungsViöhe des alten und des neuen Darlehens eine sehr namhafte 
sein, wenn die Convertlerung sich als lohnend erweisen soll. Wenn aber 
auch die Banken durch Bekämpfung der Unkenntnis und mannigfache 
Erleichterungen die Conversionen kleinerer Posten fördern können und 
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thatsächlich zu fördern sich bemühen, so können sie doch die volkswirt- 
schaftlich wünschenswerten Erfolge in vollem Masse erst dann erzielen, 
wenn das Gesetz selbst ausgiebiger zuhilfe kommt, als es bis jetzt 
geschehen ist. 

Es war gewiss ein gesunder agrarpolitischer Gedanke, die Umwand- 
lung höher verzinslicher bücherlicher Schulden in niedriger verzinsliche 
mit oder ohne Wechsel des Gläubigers durch gebürenrechtliche Be- 
günstigungen, sowie durch Erleichterungen des grundbücherlichen Ver- 
fahrens zu fördern ^). Die gebürenrechtliche Begünstigung nahm ihren 
Anfang durch das Gesetz vom ii. Juni 1881, R.-G.-Bl. Nr. 59, und ist 
gegenwärtig durch die Gesetze vom 3. März 1889, R.-G.-Bl. Nr. 30, und 
vom 26. December 1893, R.-G.-Bl. Nr. 209, normiert. Die in der That 
nicht unbedeutenden Erleichterungen sind in Rücksicht der Sache selbst 
an die Bedingung geknüpft, dass eine dauernde Herabsetzung der Zinsen- 
last (einschliesslich der Nebenleistungen, wie Regiebeiträge u. dergl.) um 
wenigstens V4 Procent eintrete, dass eine Kündigung vor Ablauf von 
sechs Jahren ausgeschlossen bleibe, freilich unbeschadet der statutarischen 
Kündigungsvorbehalte der Sparcassen und Hypothekenbanken, endlich 
dass das neue Darlehen wirklich zur Tilgung der älteren Forderung ver- 
wendet werde. In Bezug auf die betheiligten Gläubigersubjecte haben die 
Begünstigungen nur dann Anwendung zu finden, wenn die neue Forderung 
bei einer zur öffentlichen Rechnungslegung verpflichteten Anstalt oder 
unter öffentlicher Aufsicht stehenden Stiftung, Kirche, Fonds, Verein, 
Körperschaft, geistlicher oder weltlicher Gemeinde begründet wird, wenn 
auch die alte (zu convertierende) einem wie immer gearteten Gläubiger, 
also auch einer Einzelperson, zustand. 

Sonach liegt den genannten Gesetzen die wirtschaftspolitisch wohl will- 
kommene Tendenz inne, die Übertragung grundbücherlicher Forderungen 
unter der Voraussetzung gleichzeitiger Lastenermässigung auf solche Gläu- 
biger zu fördern, bei welchen die Unkündbarkeit, wenn nicht geradezu 
satzungsgemäss ausgeschlossen, so doch wenigstens factisch in der Regel 
gesichert ist. Leider hat in der anderen Richtung, nämlich in Betreff der 
Erleichterung des grundbücherlichen Verfahrens bei Conversionen, das 
Gesetz vom 14. Juni 1888, R.-G.-Bl. Nr. 88, dieser Tendenz nicht Rechnung 
getragen. Es lässt diese Erleichterungen nur dann Anwendung finden, 
wenn die Convertierung entweder ohne Wechsel des Gläubigers bei 
einer zur Ausgabe von Pfandbriefen befugten oder bei sonst einer unter 
öffentlicher Aufsicht stehenden, statutenmässig Creditgeschäfte betreibenden 
Anstalt erfolgt, oder wenn bei Wechsel des Gläubigers beide, der alte 
sowohl als der neue Gläubiger, Anstalten der vorgenannten Arten sind. Es 
kann hier nicht unsere Aufgabe sein, auf die berührten Erleichterungen 



*; Die lebhafteste Anregung hiefür kam aus Galizien, wo sich der Bodencreditverein 
äusserst eifrig und frühzeitig der Sache annahm und selbst Anstoss gab zu mannigfachen dies- 
bezüglichen Resolutionen. VgU Ostroiyiiski. a. a. O., S. 266 u. fF. 



des Verfahrens detailliert einzug-elien. Dieselben sind für solche Fälle von 
besonderer Wichtigkeit, wo der zu convertierenden Forderung andere 
im Rang^e nachfolgen, weil die Durchfuhrung der Conversion unabhängig 
gemacht wird sowohl von der Mitwirkung des bisherigen als auch von 
freiwilligen Vorrangsbewilligoingen der naclifolgenden Gläubiger. Compli- 
cierte Vorgänge und damit verbundene Kosten werden erspart. Durch 
die grundsätzliche Beschränkung der Anwendbarkeit der besagten 
Erleichterungen auf die Forderungen, welche unter öffentlicher Aufsicht 
stehenden Cr editan stalten zustehen, wurden diese Vortheile gerade dem 
verschuldeten ländlichen Mittel- und Kleinbesitze vorenthalten, der relativ 
am meisten bei solchen Gläubigern Schuldner ist, welche nicht unter die 
vom Gesetze aufgestellte Kategorie fallen, aber ihren Credit in der Regel 
nur zu höheren Zinssätzen und mit Vorbehalt vollkommen freier Kündigung 
gewähren. Im Gegensatze zu den früher berührten Gesetzen über die 
Gebürenbegünstigungen bei Conversionen, wurde somit durch das Gesetz 
vom 14. Juni 1888 aus Gründen, die theils einer bestimmten rechtswissen- 
schaftlichen Auffassung des Tlypothekarr echtes, theils Besorgnissen vor 
Missbräuchen entsprangen, lediglich eine zeit-, mühe- und kostenerspa- 
rende Bevorzugung der grösseren Schuldner geschaffen. Diese Einseitig- 
keit zu beheben ist seit mehreren Jahren das lebhaft verfolgte Ziel Utera- 
rischer Arbeit und von Beschlüssen agrarischer Congresse, welche ihren 
Wiederhall auch in verschiedenen Landtags-Resolutiunen fanden'). Ja, es wird 
in jüngster Zeit die Ausdehnung der Begünstigungen des Gesetzes vom 
14. Juni 1888 auf alle Conversionen ohne Unterschied der Beschaffenheit 
des früheren Gläubigers befürwortet, soweit dieselben namentlich eine 
t'Jbertragung der Forderung auf eine Anstalt bezwecken, welche statuten- 
gemäss unkündbare, planmässiger Tilgung unterworfene Darlehen ge- 
währt, selbst wenn gleichzeitig eine Zinsenherabsetzung nicht erfoJgt, 
sondern ledigüch die Unkündbarkeit bei Annuitätstilgung erreicht wird. 
Ausserdem werden namhaftere Gebürenbegünstigungen verlangt, nament- 
lich völlige Gebürenbefreiung bei Conversionen von kleineren Darlehens- 
pbsten bis Q, 1000. 

Da die Jahresberichte der Landeshypothekenbanken die Ergebnisse 
der Conversionen nicht gleichmässig ausweisen, die älteren speciell nur 
auf die Angabe über den Umfang durchgeführter Conversionen der eigenen 
älteren, höher verzinslichen Forderungen sich beschränken, so müssen wir 

'} Hervonuhebcn isl babesoodEre : Walter Schiff: »Die ConveitierunE von Hypothekar- 
ichulden und das Ösleir. Civilrecht. (Zeitschrift t. Voliis Wirtschaft, Socialpol itik in Verwaltung, 
n. Jahrgang, HeCtni Q. IV); Dr. Stephan Licht: -Die Frage der CoDverticrung der Hypothe- 
kai-Darleheo u. s. w.. [Referat, etstaltel um VI. öälerr. Agrartage rScidj; Dr. Albin Bräf: .BfimS. 
kteri Bcdi »nicnSil. (Pray iB'jG) und desselben Artikel; .Schuldcnconvertierungen. im Österr. 
Staats wöilcrbu che; Stephan Kichtcr; 'Böhmens Credilorganisation mit besonderer Berücksichti- 
gung der ländlichen Darleheoscassen vereine* (Prag 16(17}, woselbsl die bezügliche neuerlich durch 
Beschlüsse vom J. l8i)8 za Ende gefühttc Action des böhm. Landtages HnsfTihrlich behandelt 
ist. Mein dort erwäholea Prumemoria stammt nicht aus dem Jahre 1816, aondcm aus dem 
Jahre l8'i5. 
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uns — um nicht ausführliche Tabellen vorzufuhren — beifnüjren, in einer 
üVj^fr."5ichtlichen Zusammenstellung" die Summarberechnung bei den Landes- 
an:)talten nach den einzelnen Zinsfu.sr>kategorien in fünfjährigen Zeiträumen 
zur Dar.-^tellung zu bringen, worin also neue und convertierte Dariehen 
zusammen nachgewiesen sind. Die Darlehenssummen jeder einzelnen 
Zinsfus^kategorie sind in nachstehender Tabelle jeweils für sämmtliche 
die.-jfalls in Betracht kommende Landesanstalten zusammengezählt (in 
Gulden ö. W.) ;. 



Jahr 



Anzahl der 
Banken 



^ 1 <o 






1 -<■ 



V r'o 



4V* 



.1 .0 



S'«"» 



1877 



1.303.306 53.230.517 



1882 


I8H7 


1892 



1897 



^^»954.329 • 83,234.652 



193.916 



117-939 ■ i3»^53-^-6 



1.004.700 



2»485o50 65,968.001 2.033.339 55-315-350 



930.726 26,486.031 1,764244 143.314.320 



934.011 230,218,230 9,687.264 



Überfuhren wir diese Ziffern auf Procentualzahlen, so entsteht das 
nachstehende Bild: 



Jahr 



5 *'•*'/« 






4».«% 



4 <> 



3 '« '0 



1877 



2-6^ 



9735 



I 



1882 



1887 



1892 



< I 

1897 



/ 4."» 


1-98 


053 

1 



0-04 



91 


•28 


52 


•43 


15 

1 


■18 



5*35 



0-20 



1*03 



lOI 



0-37 



007 



43*96 



83-33 



90-1 



3'8i 



Bereits die im Jahre 1881 gewälirten Gebürenbegünstigungen hatten 
bei den älteren Landesanstalten die Einfiilirung von Pfandbriefen mit 



*) Die galizLsche Landesbank weist in der Bilanz den Stand der Hypothekar-Darlehen 
nicht abgesondert aus nach den beiden Zinsfusskategorien 4^2 und 4, deshalb blieb sie ausser 
Betracht. Nach der während des Druckes dieser Arbeit erschienenen, sehr interessanten Über- 
sicht der Schicksale der galizischen Landesbank seit deren fünfzehnjährigem Bestände von Dr. 
Alfred Zgorski (Bank Krajovy Krolewstwa Galicyi etc. 1883 — 1898» betrug am 30. Juli 1898 
der Stand der 400 Pfandbriefe fl. 27,628.250, der zu 4V'i°/o fl. 15,868*050. 
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niedrigerem Zinsfusse und eine ziemlich lebliafte Conversionsbewegunjf 
in Betreff ihrer eigenen höherverzinslichen Forderungen hervorgerufen. 
Man gieng dabei von der Voraussetzung aus, dass vor der Emission der 
neuen und Einziehung eines entsprechenden Betrages der alten Pfandbriefe 
{gemäss den bei der Darlehensgewährung überhaupt bestehenden (jrund- 
sätzen} die Verwandlung des Darlehens auch grundbücherlich zum Aus- 
druck kommen müsse. Natürlich stösst man da, wenn andere Gläubiger 
nachfolgen, auf das Hindernis, dass bei dem niedrigeren Curse der neuen 
niedriger verzinslichen Pfandbriefe ein höherer Nominalbetrag des neuen 
Darlehens nöthig erscheint, als der alte Darlehensrest beträgt. Folgt also 
eine im Range nachstehende fremde Forderung oder überschritte der Nomi- 
nalbetrag des neuen Darlehens die statutenmässigen Belelniungsgrenzen, 
so müsste, um die Conversion durchfuhren zu können, entweder die Ein- 
wilUgung der nachfolgenden Gläubiger eingeholt werden oder eine Bar- 
ausgleichung erfolgen. In Berücksichtigung dieses Umstandes hat später 
wohl das Gesetz vom 14. Juni 1888 den unter dasselbe fallenden Con- 
versionen, wenn die neue Forderung einem zur Pfandbriefemission be- 
fugten Crediiinstitute zusteht, gestattet, dass die Noniinalsunime des neuen 
Darlehens das alte oder dessen ungetilgten Rest um 5 Procent über- 
steigen dürfe. Doch erwies sich auch diese Bestimmung unzulänglich, 
sobald die 3Viprocentigen Pfandbriefe zur Emission gelangten. Denn 
bei ihrem HÖchstcurse von 93*50 gegenüber dem auf Pari oder wenig 
unter Pari stehenden Cin-se der 4procentigen, war ein grosserer Spielraum 
da als 5 Procent. 

Ganz anders verfuhr der galizische Bodencreditverein. Er nahm 
bei den infolge der Conversion veranlassten Einziehungen der alten und 
Neuemissionen der niederverzinslichen Pfandbriefe zunächst von der 
bücherlichen Durchfiilirung Umgang und behob solange noch die Annui- 
täten in bisheriger Hölie, bis die zur Deckung der Ausgleichssummen 
nöthigen Beträge einschliesslich entsprechender Verzinsung durch diese 
zeitweilige Melirleistung ausgeglichen waren. Dann wurde erst die niedri- 
gere Verzinsung, natürlich ohne Änderung der Capitalsumme, auch bücher- 
lich zum Ausdruck gebracht'). Sich die Alternative dieses Vorganges 
nicht gewahrt zu haben, ist wohl ein Fehler der Landesanstalten gewesen. 

Die Sparcassen haben bei Zinsfussherabsetzungen, soweit selbe ihre 
schon bestehenden Barforderungen berühren, mit derlei Beschwernissen 
nicht zu kämpfen, da die Nominalsumme nicht tangiert wird. In der Regel 
bleibt der höhere Zinssatz für alle künftigen Eventualitäten in den (irund- 
büchern stehen, nur in den Geschäftsbüchern der Anstalt wird die Er- 
mässigung des Zinsfusses und die etwa nöthige Änderung des Tilgungs- 
planes (bei Annuitätstilgung) durchgeführt. Selbstverständlich bleibt die 
Möglichkeit der Neuauflebuiig des früheren Zinssatzes kraft des treten 



1, O. Daiudie §§97- 



I der Blatulcn d« Galiiiscbeu Bodcncredit- 
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Kündigungsrechtes gewahrt; also die Dauer der Zinsfussherabsetzung 
nicht gesichert. 

Complicierter waren die Verhältnisse für die conversionsmässige 
Übertragung fremder Forderungen an die Hypothekenbanken. Sollten 
diese Conversionen sich glatt abwickeln, so war vor Erlassung des Ge- 
setzes vom 14. Juni 1888, späterhin wenigstens für die unter das Gesetz 
nicht subsummierbaren P'älle ein Aushilfsmittel nöthig, um den Gläubiger 
einstweilen befriedigen zu können, wenn er sich zur freiwilligen Cession 
oder Aushändigung einer löschungsfähigen Quittung vor Empfang der 
Valuta nicht herbeiliess, denn die Ausgabe der Pfandbriefe ist vor voll- 
zogener Intabulation nicht zulässig. Dieses Auskunftsmittel bestand in 
der Gewährung von Vorschüssen im Wege des Personalcredites zur Be- 
friedigung des alten Gläubigers. Es währte einige Zeit, ehe sich zweck- 
mässige Einrichtungen dieser Art einbürgerten, zumal die älteren Banken 
hauptsächlich die Conversionen ihrer eigenen, bisher höher verzinslichen 
Forderungen ins Auge fassten, solche mit Gläubigerwechsel jedoch selbst- 
thätig zu fördern zunächst wenigstens nicht besonders beflissen waren. 
Es war vielmehr, so z. B. in Böhmen, die Idee vorherrschend, dass die 
Vermittelungsrolle bei Conversionen mit Gläubigerwechsel anderen Credit- 
instituten zustehe. Deshalb wurde in Böhmen durch das Gesetz über die land- 
wirtschaftlichen Bezirksvorschusscassen die Vermittelung von Conversionen 
hypothekarischer Forderungen in den Aufgabenkreis dieser ländlichen 
Creditinstitutionen gestellt und noch in das Statut der Landesbank eine 
auf denselben Zweck abzielende Bestimmung aufgenommen. Die Erfahrung 
hat bald gezeigt, dass auf diesem Wege wenig erreicht wird. Sowie einst 
die Frage des Pfandbriefabsatzes erst dadurch ihre befriedigende Lösung 
fand, dass die Anstalten zum selbständigen kaufmännischen Eingreifen 
zwecks Ein- und Verkaufes sich entschlossen, ebenso trat auch ein 
frischerer Zug in die Entwickelung ihres Conversionsgeschäftes erst ein, 
als sie dazu übergiengen, durch directe Gewährung von Vorschüssen das- 
selbe zu betreiben. Das Entscheidendste in dieser Richtung unternahm 
gleich bei ihrer Grründuug die niederösterreichische Landeshypotheken- 
anstalt, welche, solange sie nicht in den Besitz genügender eigener 
disponibler Mittel gelangt war, ausser der vom Lande gewährten Dotation 
noch durch Contocorrent mit der Niederösterreichischen Escomptegesell- 
schaft und dem niederösterreichischen Landesobereinnehmeramte die 
nöthigen Barschaften sich verschaffte. Der Erfolg war in der That ein 
grosser, auf demselben beruht der rasche Geschäftsaufschwung dieses 
relativ jungen Landescreditinstitutes. Seit ihrer Grründung bis Ende 1897 
hat diese Anstalt fl. 65,444.600 an hypothekarischen Forderungen erworben, 
davon entfallen fl. 38,091.225 auf Conversionen, die hier natürlich nur 
solche mit Gläubigerwechsel sind ^). Allerdings standen hier weit über- 



^) Vgl. die Jubiläumsschrift der Anstalt: »Die Einrichtung und Entwickelung der nieder« 
österreichischen Landeshypothekenanstaltc, Wien 1898. 




wiegend nur Darlehen auf städtische Realitäten in Frage, Sehr bald fieng 
auch die schlesische Landeaanstalt mit Vorschuss gewährungen an ; heute ist 
dieser Vorgang auch bei den Landesanstalten in Böhmen, Mähren und 
Oberösterreich mit Erfolg eingeführt. Der Umfang ist aus den Rechnungs- 
abschlüssen zu ersehen. Über die diesbezügliche Geldbewegung mag 
nachstehende Tabelle eine Übersicht gewähren: 



Neugewährte 
Vorachüsäe 



Rückgeiahlte 
VorschüäSB 



Saldo mit 
Jahr« s du u« 



Böhmen (iB<)7) . . . 
Scbltsieti (1896) . . . 
Mahren (1896) . . . 
Nicderästerreich (i8i}fi) 
Oberösterreich (1S96} 



5g.320'i3 


i.HO.013-39 


1.085.925-29 


9-839 50 


5.:i47'54 


10.950-46 


43 75378 


30+.8I9-I5 


318.424-03 


70Ö.B69 94 


5,130.016-08 


5,i94.4;i-j4 


50.07770 


1,157.623-71 


1.115530 4^ 



322.408-23 

4.136-98 
30.149-— 
641-434-47 



Die Vorschüsse, namentlich von den neueren Anstalten so reiclüich 
gewährt, ersetzen den Landeshypothekenbanken das einzelnen Actien- 
h3^otliekenbanken eingeräumte Recht, gewisse maximal begrenzte Be- 
träge von Pfandbriefen vor der Gewährung der diesbezüglichen Darlehen 
zu emittieren. 

An und für sich genügt jedoch die noch so grosse Bereitwilligkeit 
zu derartigen Vorschüssen noch nicht, den, wie erwähnt, selbst durch die 
Gesetzgebung bisher unzureichend geforderten Conversionen tüchtig Vor- 
schub zu leisten, namentlich im Interesse des am schwersten durch 
Schulden belasteten ländlichen Mittel- und Kleinbesitzes. So sehen wir 
denn in jüngster Zeit die Landeshypothekenbanken nach Mitteln greifen, 
welche der letztgenannten Kategorie von Schuldnern den Weg der 
cessions weisen Conversion zu ebnen suchen. Diese Mittel sind, abgesehen 
von den Vorschüssen, insbesondere folgende : 

1 . Intensivere Agitation durch Belehrung und Aneiiening, zu welchem 
Zwecke im Jahre 1896 in Böhmen die Beihilfe der Selbstverwaltung.s- 
körper, landwirtschaftlichen Vereine und Interessenvertretungen, Bezirks- 
vorschusscassen und auch der politischen Behörden in Anspruch ge- 
nommen und um populäre Belehrung gesorgt wurde. In Xiederösterreich 
wird sich in dieser Richtung der Mithilfe der Raiffeisen-Cassen und der 
behufs Revision der letzteren das Land bereisenden Landesbeamten 
bedient ; 

2. die unentgeltliche Besorgung der auf die Intabulierung bezüglichen 
Acte (Böhmen, Xiederösterreich) ; 

3. der gänzliche Xaclilass des Regiebeitrages fiir kleinere Schuldposten 
(Niederösterreich) oder doch die Erweiterung der satzungs massigen Ver- 
schulduiigsgrenzen, um die Übernahme grösserer Schuldbeträge ohne 
Nothwendigkeit einer Kosten verursachenden Schätzung zu erleichtem 
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(Böhmen), eventuell auch kostenersparende Erleichterungen des Schätzungs- 
verfahrens, was in verschiedener Weise in Mähren, Schlesien, Xieder- 
und Oberösterreich geschieht; 

4. endlich die Schaffung von Vermittelungsorganen, welche nicht 
bloss die Information, sondern auch die Besorgung der ganzen Operation 
gegen blossen Ersatz der Barauslagen übernehmen. Als solche Ver- 
mittelungsorgane treten insbesondere die RaiflFeisen'schen Spar- und Vor- 
schussvereine auf^). Die Sache ist noch ziemlich in den Anfängen, besitzt 
aber insoferne gute Chancen des Erfolges, als die genannten Genossen- 
schaften, da sie selbst ausschliessend oder vorzugsweise für die Ge- 
währung von Personalcrediten bestimmt sind, kein concurrierendes Inter- 
esse an den Geschäften des Hypothekarcredites haben, durch die Ver- 
mittelung von Conversionen ihren Mitgliedern schätzenswerte Vortheile 
bieten und durch die Entlastung derselben ilire wirtschaftliche Lage und 
damit auch die Leistungsfähigkeit heben. Dabei besitzen die Raiffeisen- 
Cassen in iliren Verbandskanzleien für die zweckmässige Vermittelung der 
Darlehen bei Hypothekenbanken wohl verwendbare Organe, in den den 
Verbänden als Creditcentralen dienenden Banken gleichzeitig ausreichende 
Quellen für die etwa nöthigen Vorschüsse. Eine diesbezügliche Organi- 
sation wurde im Jahre 1895 von dem Central verbände der deutschen 
landwirtschaftlichen Creditgenossenschaften Mährens und Schlesiens ge- 
schaffen und steht in Böhmen in Vorbereitung. In welch hohem Grrade 
Tirol auf die Mitwirkung von Raiflfeisen-Cassen bei dem für die künftige 
Landeshypothekenanstalt in Aussicht genommenen planmässigen Con- 
versionswerke baut, ist bereits betont worden. So treten wir in eine neue 
Entwickelungsphase, wo das beispielsweise in Böhmen öfter erörterte 
Project, die lebliaftere Benützung der Landeshypothekenbanken von Seiten 
der ländlichen Bevölkerung durch ein Netz am Erfolge interessierter 
Agenturen herbeizuführen, in einfacher und zweckmässiger Weise ver- 
wirklicht werden kann. 



3. Anfänge einer Organisation des ^Vleliorationseredites. 

Projecte, welche eine landesanstaltliche Specialorganisation 
des Meliorations credit es oder die Förderung von Meliorations- 
Darlehen durch allgemeine Gesetze zum Gegenstände haben, tauchen 
in den Jahren 1880 bis 1882 in mehreren österreichischen Ländern fast 
gleichzeitig auf. Sehen wir uns nach der veranlassenden Ursache um, so 
stossen wir hauptsächlich auf zwei Tliatsaclien. 

In Deutschland w^aren nämlich kurz vorher zwei einschlägige Gesetze 
erlassen worden, das preussische Gesetz vom 13. Mai 1879 über die 



') Gegenwärtig schon in Schlesien und Niederüsterreich; über ersleres Richter a. a. O. , 
über letzteres die oben citierte Jubiliiumsschrift der Anstalt. In Niederösterreich übernehmen die 
RaifFeisen-Cassen auch die Annuitäteuabstattung für ihre Mitglieder. 
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Landescultur-Rvtitenbanken und das hessische vom 20. März 1880 
treffend die En'ächtuny einer Landescultur-Rentencassa. Xamentlich da& 
erst^fenannte hatte eine nicht uninteressante Vorgeschichte. Durch da^ 
Dotationsg-esetz vom 8, Juli 1875 war in Preussen die vollständige De- 
centralisierung des im Jahre 1850 geschaffenen staatlichen Meliorations- 
fonds durchgeführt worden. Aus diesem zufolge des so eben erwähnten 
Gesetzes an die Provinzen vertheilten Fonde durften jedoch lediglich an 
Corporationen und Genossenschaften Darlehen gewährt werden. Man 
empfand dies als eine dem Fortgange des Meliorationswesens ungünstige 
Schranke, da — nach den Angaben der Regierungsmotive zum Ge- 
setzentwurfe über die Lan d e sc ultur- Rentenbanken — der Mangel einer 
der Natur der Sache angepaasten Credithilfe Einzelwirte von volkswirt- 
schaftlich sehr erspriesslichen Meliorationsplänen abzustehen zwang. 
Dieser Erwägung entsprang die Landtagsresolution vom Jahre 1875, welche 
die Errichtung eines Creditinstutes für Drainage zwecke verlangte. Die Re- 
gierung leistete dieser Aufforderung der Sache nach in einem weit grosserem 
Umfange Folge, indem sie die Möglichkeit angemessener Credithilfe fiir 
den weitesten Kreis von Meliorations-Untemehmen zu bieten bestrebt war. 
in der Form entschied sich dieselbe jedoch auch hier für die Decentrali- 
sierung. Der Landtag gieng auf diesen Plan ein. So kam das Gesetz über 
die Landescultur-Rentenbanken als ein Normativgesetz zustande, in dessen 
Rahmen die Provinzialverbände an die Errichtung ihrer eigenen, den 
territorialen Bedürfnissen angepasston Meliorationscreditinstitute schreiten 
konnten, was einzelne alsbald auch thaten. Ein gutes Vorbild bestand 
übrigens für diese Anstalten, sowie für die gros sher.zo glich hessische 
imd später {1884) die bayerische in der schon seit 1861 im Königreiche 
.Sachsen erspriesslich wirkenden Landescultur-Rentenbank. 

Von weit grösserer "Wirkung als die in Deutschland gepflogenen 
Verhandlungen waren aber für unsere einheimischen Verhältnisse die 
Impulse, welche von dem im Jahre 1881 dem österreicliischen Reichsrathe 
vorgelegten i- Gesetz entwürfe betreffend die Förderung der Landescultur 
auf dem Gebiete des Wasserbaues«') ausgiengen. Der Entwurf selbst 
enthielt in dem § i und 2 ein über den Inhalt seiner ferneren finanziellen 
und wasserrechtlichen Bestimmungen weit hinausgreifendes Programm. 
Es hiess nämlich in § 1 : 

In Absicht auf die staatliche finanzielle Förderung von Unter- 
nehmungen, welche den Schutz des Grundeigentliumes gegen Wasser- 
verheerungen oder die Erhöhung der Ertragsfahigkeit der Gtrundstücke 
durch Ent- oder Bewässerung zum Zwecke haben, werden unterschieden: 

1. Mehorationen e r s t o r Ordnung, als o^ Reguherungen von IHüssen 
in erhebhchen Strecken, dj Ent- oder Bewässerung grösserer Landstriche 
durch bauliche Herstellungen, welche mit einem erheblichen Aufwände 
verbunden sind. 
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zu werden, mit welchen solche Darlehen in finanzieller und vielleicht auch 
in civilrechtlicher Hinsicht ausgestattet werden könnten ..... 

Es wird die Aufgabe unserer weiteren Darstellung- sein, zu zeigen, 
daas und wie das hier aufg-estellte Programm thatsächlich zur Durch- 
führung- kam. Die Classification des § i war allerdiiig-s eine etwas vage. 
Nach § j sollte in jedem Falle das Ministerium entscheiden, zu welchen der 
im i^ I bezeichneten Kategorien ein beabsichtigtes Unternehmen gehöre. 
Indessen wollen wir uns bei diesem Umstand umsoweniger aufhalten, 
als ja die angeführten Programm -Paragraphen in den definitiven Gesetzes- 
text keine Aufnahme fanden. Hingegen müssen wir einen anderen Umstand 
schon an dieser Stelle berühren. Wenn die Motive rücksichtlich der 
im § 1 behandelten sogenannten Meliorationen dritter Ordnung u. a. auch 
auf das preussische Vorbild Bezug nahmen, so war das nicht in dem 
Sinne berechtigt, als ob sich die in diesem Gesetze normierten Begünsti- 
gungen des Meliorationscredites lediglich auf solche Einrichtungen des 
Bodenachutzes und der Ertragshebung bezögen, welche mit wasserbau- 
technischen Vorkelirungen zusammenhängen. Im österreichischen Entwürfe 
ergab sich diese Einschränkung aus dem Wesen des Gesetzes, das eben 
die Förderung der Landescultur auf dem Gebiete des Wasserbaues 
bezweckte. Es ergab sich hieraus eine zu enge Fassung des Begriffes 
einer Melioration, welche, wie vrir noch sehen sollen, auch für die Be- 
stimmungen unseres jüngsten, die Förderung des Meliorationscredits 
bezweckenden Gesetzes richtunggebend blieb. 

Ganz anders jedoch das preussische Gesetz über die Landescultur- 
Rentenbanken vom Jahre 1879. Dasselbe hat die Meliorations-Unter- 
nehmungen, welche der mannigfach begünstigten Creditge Währungen von 
Seiten der genannten Rentenbankeu theilhaftig gemacht werden können, 
zwar taxativ aufgezählt, allein unter dieselben nicht bloss Ent- und Be- 
wässerungen, Uferschutz- und Teichanlagen, sowie die Errichtung und Unter- 
haltung von Wasserwegen (Flössereien) und sonstigen Wassertransport- 
anlagen aufgenommen, sondern auch Aufforstungen, Urbarmachungen öder 
Strecken, die Errichtung von Landwegen und die Einrichtung neuer ländlicher 
Wirtschaften. Das hessische Gesetz hat insbesondere noch Wiesenculturen 
und die Commassationen aufgenommen ; ähnlich auch das spätere bayerische. 
Und wie enge ist noch der Kreis dieser bei den deutschen Anstalten 
zur gesetzlich begünstigten Belehnung zugelassenen Meliorationsarten gegen- 
über dem in der englischen Improvement of Land Act enthaltenen Verzeich- 
nisse. Letztere lässt Darlehen mit privilegiertem Range zu nicht bloss für 
dauernde Uferbefestigungen, für Drainagen und zugehörige Einrichtungen 
und deren Verbesserung, für Bewässerungen und Befruchtungen mit Dung- 
wässern, sondern auch für Gemeinheitstheilungen und Einhegungen, allerhand 
Urbarmachungen, Schutzpflanzungen, Errichtung von dauernden Feldwegen, 
Eisenbahnen und Transportcanälen für landwirtschaftliche Zwecke, für 
Bodenbereinigungen, den Bau von Arbeiterwohnungen und Wirts chaftsg e- 
bäuden.Maschinenhäusern, Wasserrädern, Säge- und Mühl werken, Schächten, 
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Wasserschöpfwerken, Teichen und Wasserbehältern, Dämmen, Durch- 
stichen, Wasserleituni^en, Brücken, Wehren und Schleusen, soweit durch 
dieselben der Ertrag" landwirtschaftlich genutzten Bodens gehoben wird, 
desgleichen unter derselben Voraussetzung für die He^rstellung von Quais 
und Landeplätzen am Meere und an den Ufern schiffbarer Flüsse zur 
Erleichterung "des Transportes von Vieh, Producten, Salz und Dünge- 
mitteln u. s. w. Ja, nicht bloss zum Zwecke der Errichtung landwirtschaft- 
licher Schleppbahnen, sondern selbst behufs Zeichnung von Actien und 
Antheilscheinen öffentlicher Schienenwege und Canäle, welche über die 
Cirundstücke eines Landwirtes oder in der Nähe derselben angelegt 
werden sollen und den Ertrag ihrer Wirtschaften um mehr zu erhöhen 
geeignet sind, als zur Deckung der Zinsen und Amortisationsquoten der ge- 
zeichneten Summen erforderlich erscheint, können auf Grund des Gesetzes 
privilegierte Darlehen aufgenommen werden. 

Es ist wohl hier nicht der Ort, sich auf eine theoretische Lihalts- 
bestimmung des Begriffes landwirtschaftlicher Meliorationen einzulassen, 
was wir anderen Ortes versucht haben ^). Die angeführten Beispiele, 
sämmtlich ausländischen älteren Gesetzen über Meliorationscredit ent- 
nommen, bezeugen wohl, dass den Verfassern des österreichischen Ent- 
wurfes von 1881 nur ein Theil des vielumfassenden Gebietes vorgeschwebt 
hat. Trotzdem war ihre Leistung anerkennungswürdig, denn sie gab den 
auf die Förderung des Meliorationscredites abzielenden Bestrebungen der 
Landtage und landwirtschaftlichen Fachcorporationen einen kräftigen 
Impuls. Der im Jahre 1881 dem Landtage von Vorarlberg durch das Mitglied 
desselben, Ritter von TschavoU, vorgelegte Entwurf -) hat sich in Bezug 
auf die meritorischen Vorschriften überwiegend an das preussische Muster 
angelehnt, in Rücksicht der Verwaltungseinrichtungen an die Organi- 
sation der österreichischen Landeshypothekenbanken. P'ür die auf Grund 
der bewilligten Darlehen zu emittierenden Schuldscheine wurde unter 
besonderen Einschränkungen Staatsgarantie beansprucht, die Forderungen 
den Bank sollten im Verwaltungswege eingetrieben, ihren Geschäften 
die Stempelfreiheit, den Parteien die Befreiung von den Übertragungs- 
gebüren eingeräumt werden. Der dem steiermärkischen Landtage im 
Jahre 1882 von Seiten des Landesausschusses vorgelegte >» Gesetzentwurf 
betreffs Errichtung einer Lande»culturbank ^) « tusste wesentlich auf dem 
sächsischen Vorbilde, einzelne Paragraphen waren demselben wörtlich 
entnommen. Allerdings war aber der Kreis der seitens der Bank belehn- 



*) >Melioracni üver* iPraj^ i8<)0); * Über Meliorationscredit mit besonderer Rücksicht auf 
Oste reich« (Zeitschrift für Volksw., Social-Politik und Verwaltung, I. Bd., 2. Heft.); Art. >Melio- 
rationscrcdit* im Ostcrr. Staatswiirterbuch. 

*) Im Druck verüffcntliclit unter dem Titel: »Die Landescultur-Rentenbanken, ein Mittel 
zur Hebung der Bodencultur und zur Verbesserung der Lage der Landwirte« von R. v. TschavoU 
(ohne Jahresangabe). 

3) V. Landtags Periode, IV. Session, Beil. Xr. 19. Verhandelt in der Sitzung vom 
5. Juli 1882. 
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baren Meliorations-Untemeliniungi^n viel weiter gefasst. Der Landtay v<^r- 
hielt sicli aber dem Projecte, ja der Principfrage gej^enüber so skeptisch, 
dass er den Entwurf einfach ablehnte trotz der Betheuerung des Re^ie- 
runi^sver treters, die Regierung hege für die Errichtung sulcher Anstalten 
Sympathien. 

Keinen besseren Erfolg hatten die in den Jahren iSSi und 1882 
im Schosse des böhmischen Landesculturrathes gepflogenen Beratliungen. 
Da Böhmen, im Gegensatze zu den vorerwähnten zwei Ländern, in seiner 
Hypothekenbank bereits eine Landesanstalt fiir Bodencredit besass, so 
neigten sich begreiflicherweise die Meinungen dazu, bei dieser Anstalt 
eine besondere Abtheilung für Meliorationscredit zu errichten, und erst 
in zweiter Reihe wurde mit der Eventualität der Errichtung einer beson- 
deren Meliorationsbank gerechnet. Zu irgendeinem entscheidenden Schritte 
kam es überhaupt nicht. 

In der Folge wurde dann wohl in die Statuten der galizischen 
Landesbank die Gewährung von Meliorationscrediten aufgenommen, ohne 
jedoch für diesen Zweck besondere faclüiche Einrichtungen zu treifen. 
Schliesslich hat auch der mährische Landesau sschuss beDäufig in derselben 
Zeit, als in Böhmen bereits die Vorbereitungen zur Gründung eines neuen 
grossen Landesinstitutes, der sofort zu erwähnenden ■■ Landesbank-, im Zuge 
waren, eines seiner Mitglieder zum Studium der Landescultur-Renten- 
banken nach Deutschland ausgesandt. Der Bericht lautete in Anbetracht der 
thatsächlich nicht beträchtlichen Rechnungserfolge dieser Anstalten 
sehr skeptisch. Später wurde in das neue Statut der Hypothekenbank 
die Bestimmung aufgenommen, dass die Hälfte des Reservefonds zu 
Darlehen an das Land, Gemeinden, Strassen ausschüsse und Wasser- 
genossenschaften verwendet werden könne. 

So blieb es schliesslich dennoch dem Königreiche Böhmen beschieden, 
gleichwie rücksichtlich der Errichtung der Landeshypothekenbanken, 
auch auf dem Specialgebiete des Meliorationscredites den ersten organi- 
satorischen Versuch zu unternehmen. Es geschah dies jedoch auf keinem 
der beiden Wege, welche die Enquete des böhmischen Landesculturrathes 
behufs Organisierung des Meliorationscredites ins Auge gefasst hatte, 
also weder durch Anschluss an die bestehende Landeshypothekenbank, 
noch durch Errichtung eines für diesen Zweck ausschliesslich bestimmten 
selbständigen Landesinstitutes, sondern durch Zuweisung dieser Aufgabe 
einer neuen noch für anderweitige creditwirtschaftliche Zwecke creierten 
Landesanstalt. 

Dies war die im Jahre iS8g gegründete ■> Landesbank des König- 
reiches Böhmen«, das in Bezug auf Geschäftsumfang heute bedeutendste 
aller österreichischen Landes-Creditinstitute. Die Enichtung einer selb- 
ständigen, auf die Vermittelung des Meliorationscredites allein beschränkten 
Landesanstalt, wäre gewiss ein Fehler gewesen. England ausgenommen 
hat der Meliorationscredit noch nirgends in Europa eine so kräftige 
Entwtckelung genommen, um eine selbständige Anstalt ohne übermässige 
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Reg-iebeitra^sbelastung der Schuldner vollauf beschäftigen zu können. 
Der natürlichste Weg wäre die Vereinigxing dieses Zweiges der Credit- 
vermittelung mit den Geschäften der Landeshypothekenbank gewesen. 
Denn nicht nur handelt es sich hier um die gleiche Classe creditsuchender 
Subjecte, sondern um ganz ähnliche banktechnische Einrichtungen, wie 
namentlich Unkündbarkeit der Darlehen bei fortschreitender Zwangs- 
amortisation, die correspondierende Capitalbeschaffung im Passivgeschäfte 
der Bank durch Emission gleichfalls unkündbarer, jedoch nach Massgabe 
der Rückzahlungen verlosbarer Obligationen. Nur in zweifacher Richtung 
besteht zwischen dem Meliorations- und dem gewöhnlichen Bodencredit 
ein Unterschied. Bei letzterem geht die beabsichtigte Verwendungsart 
des Darlehens die Bank» nichts an, sie fragt nach derselben nicht, hat 
die Verwendung nicht zu controlieren, sondern lediglich die Statuten- 
massigen Voraussetzungen der Sicherheit ihrer Forderung nach dem 
gegenwärtigen Stande und Werte des Pfandobjectes zur Richt- 
schnur zu nehmen. Bei ersterem hingegen ist der Zweck von ausschlag- 
gebender Bedeutung, indem derselbe eben Abweichungen von der nor- 
malen, immerhin mehr mechanischen Beurtheilung der Sicherheitsgrenzen 
der Pfandforderung bedingt, denn bei den Meliorations-Darlehen im tech- 
nischen Sinn dieses Wortes hat der künftige durch die Melioration zu 
bewirkende Wertzuwachs in Betracht zu kommen, weshalb aber auch 
die Beaufsichtigung der Verwendung des Darlehens nothwendig geboten 
erscheint, unter Umständen auch eine dem Einzelfalle angepasste Feststellung 
des Amortisationsfortganges, worüber noch Näheres gesagt werden soll. 
Allein diese principiell wichtigen Unterschiede, welche für die feine 
Eigennatur des Meliorationscredites so bedeutungsvoll sind, bedingen 
lediglich das Eingreifen eines von den gewöhnlichen sachverständigen 
Organen (Schätzleuten) verschiedenen fachlichen Hilfsorganismus, ohne 
insbesondere ein Hindernis zu bilden, dass die Capitalbeschaffung sowohl 
des gewöhnlichen Bodencredites als auch des Meliorationscredites im 
Wege der Emission eines einheitlichen Pfandbriefes erfolge, 
zumal wenn die Creditwürdigkeit des letzteren nicht lediglich auf den 
Wert der Rückhalt gewährenden Forderungen, sondern zugleich aut 
die Landesgarantie basiert ist. Ein in vielen Beziehungen recht brauch- 
bares Vorbild hätten in dieser Richtung die» interessanten Einrichtungen 
der im Jahre 1885 errichteten oldenburgischen Bodencreditanstalt geboten. 
An dem Scheitt»rn eines ähnlichen Planes für Böhmen war die scrupelhafte 
Pedanterie dor damalig(^n Direction der Landeshypothekenbank nicht 
wenig schuld. Zum (ilücke war es für die Meliorationscredit- Einrichtungen 
dieses Landes von keinem Schaden, dass dieselben der neuen Landesbank 
einverleibt wurden. Als günstig musste jedenfalls nicht nur die Erleich- 
terung der Regic^kosten, sondern auch die Zuweisung an eine kaufmän- 
nisch viel beweglichere Bank betrachtet werden, welcher überdies andere 
in Bezug auf bankt(*chnisclie Einriclitungen verwandte Zweige zugewiesen 
wurden, wie insbesondere der Communal- und einige Jahre später der 




66, 



Eisenbahncredit mit unkündbaren, reyelmässiger Amortisation unterlie- 
genden Darlelien im Activ- und der Emission pfandbrieß-hnlicher Obli- 
gationen im Passivgeschäfte. Vielleicht wäre es nicht unzweckmässig 
gewesen, ähnlich der ebenberiihrten Möglichkeit eines einheitlichen 
Pfandbriefes, im Passivgeschäfte des Meliorationscredites einfach die 
sonst wesensgleiche Communalobligation zu verwenden, allein man 
entschied sich für eine streng abgesonderte Regelung des ganzen Zweiges, 

Bei dieser Regelung wurden vornehmlich die preussischen Vorbilder 
benützt, wenn auch mit möglichster Beibehaltung jener Einrichtungen, 
welche bei den Landeshypothenbanken bereits eingebürgert waren. 

Was den ICreis der Anlagen betrifft, welche bei der Landesbank 
des Königreiches Böhmen gemäss ilirer statutarischen Bestimmungen über 
Meliorations credit {§ 13 bis 2 j) belehn bar sind, so ist derselbe der denkbar 
weiteste. Das Statut führt, lediglich demonstrativ, Folgendes an: i. Be- 
wässerungs- und Entwässerungsanlagen und überhaupt Meliorationen 
von Ackern und Wiesen; 2. Regulierungen von Bächen und Privat- 
flüssen und Anlagen zum Uferschutze gegen Überschwemmungen; 

3. Zusammenlegung von Grundstücken und Weganlagen, welche zur 
besseren Benützung landwirtschaftlichen Grundbesitzes bestimmt sind; 

4. Bewaldung, Urbarmachung und dauernde Fruchtbarmachung bisher un- 
productiven Bodens; 5. i-Vnlage, Erweiterung oder Trockenlegung von 
Teichen, Trockenlegung von Sümpfen und dazugehörige Massnahmen; 
6. Errichtung und Erweiterung von Gebäuden zu wirtschaftlichen Zwecken, 
wie von Getreidelagerräumen und von Wohnungen für landwirtschaftliche 
Arbeiter; 7. Anlage von Gärten, Obstbaumpflanzungen, Weinbergen und 
Hopfengärten; 8, Wasserversorgungsanlagen für wirtschaftliche Zwecke 
und für Zwecke der Haushaltung; 9. Errichtung von zur Förderung der 
Land- und Forstwirtschaft dienenden Privatbahnen; 10. EiTichtung von 
Wasserstrassen und Brücken, insbesondere behufs Transportes von Feld- 
und Waldproducten u. s. w. ; 11. Anlage und Vervollkommnung von land- 
wirtschaftlichen Industrie Unternehmungen, insofeme dieselben ein Zugehör 
landwirtschaftlicher Realitäten sind. 

Schon diese demonstrative Anführung zeigt den Umfang und die 
Mannigfaltigkeit der Zwecke, deren Förderung durch zweckmässige Credit- 
einrichtungen beabsichtigt wird. Es wurde natürlich von jeder allgemeinen 
Definition abgesehen, aber die Beispiele selbst und das in einem weiteren 
Paragraphen (15) aufgestellte Erfordernis der Ertrags- und Wertserhöhung 
sind ausreichend genug, um zu beweisen, dass hier in der That, im 
Gegensatze zu den Bestimmungen des Regierungsentwurfes von 1881, 
inbegriffen war jegliche Capitalverwendung auf Grund und Boden, welche 
entweder eine ganz neue land- oder forstwirtschaftliche Ertragsquelle 
schafft oder eine relativ dauernde Grundlage der Ertragssteigerung bewirkt. 
Aber noch mehr. Während in den Motiven des erwähnten Entwurfes an 
die Errichtung entsprechender Landescreditanstalten lediglich behufs Er- 
leichterung der dort als Meliorationen dritter Ordnung bezeichneten 
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Anlagen gedacht wurde, erscheinen hier, wie aus den citierten Beispielen 
des vStatutes deutlich erhellt, unter den belehnbaren Anlagen alle drei 
Meliorationskategorien inbegriffen. Nur liegt rücksichtlich der Errichtung 
von Wasserstrassen, welche wohl vorwiegend unter die ^leliorationen 
erster Ordnung des Regierungsentwurfes von 1881 fielen, die Beschränkung 
vor (§ 13), dass Darlehen zur Errichtung derselben nur gewährt werden 
können, wenn die auf Grund derselben an die Landesbank zu erstattenden 
Leistungen durch Beiträge oder Garantieerklärungen öffentlicher Fonde 
sichergestellt sind, während bei aus Staats- oder Landesmitteln subven- 
tionierten Unternehmungen (also praktisch hauptsäclilich bei den obenbezeich- 
neten Meliorationen zweiter Ordnung) das Darlehen den durch die Sub- 
vention nicht gedeckten Rest des Kostenbetrages nicht überschreiten darf. 

Selbstverständliche Voraussetzung der Darlehensbewilligung ist die 
fachmännische Begutachtung des Planes auf Kosten des Darlehensw^erbers, 
zu w^elchem Zwecke zwar die Einsetzung eigener Bankorgane vorgesehen 
ist, bis dahin jedoch der Sachverständigenbefund des Landesculturrathes 
(beziehungsweise dessen culturtechnischen Bureaus) genügt, sofeme es 
sich nicht um Projecte handelt, welche behufs Ertheilung einer Staats- 
oder Landessubvention oder sonst einer Begünstigung von Staats- oder 
Landesorganen bereits geprüft und genehmigt sind (§ 15). 

Eine weitere Bedingung ist nicht nur die Ausführung des Werkes 
selbst genau nach dem genehmigten Plane, sondern auch die entsprechende 
Instandhaltung desselben nach eventuell im Darlehensvertrage selbst auf- 
zustellenden Regeln, deren Befolgung die Bank durch ihre Bevollmächtigten 
überw^achen kann. 

Was nun die Höhe des Darlehens selbst betrifft, so sind für den 
gestatteten Umfang desselben dreierlei Momente massgebend: 

1 . Die durch die Melioration auf Grund fachmännischen Befundes zu 
gewärtigende Ertrags- und Wertserhöhung (§ 15); 

2. innerhalb dieser (xrenzen die wirklichen Kosten der Ausführung, 
beziehungsweise der durch eine vStaats- oder Landessubvention nicht 
gedeckte Rest derselben (§ 19); 

3. die mit Rücksicht auf den Wert des Grundstückes vor der Melio- 
ration und auf die eventuell an demselben bereits haftenden bücherlichen 
Lasten statutarisch festgestellte hypothekarische Einschuldungsgrenze. In 
dieser letzteren Richtung wurde eine combinierte Formel aufgestellt 
(§ ^^)f gemäss w^elcher die hypothekarische Sicherheit als genügend er- 
achtet wird, wenn das Meliorations-Darlehen mit Hinzurechnung der auf 
der Hypothek bereits eingetragenen, im Range vorgehenden Lasten, jene 
Summe nicht übersteigt, welche gleichkommt 

aj zwei Drittheilen (bei Immobilien, auf deren Substanz die Execution 
nicht zulässig ist, der Hälfte) des gegenwärtigen Wertes der zu- 
gehörigen Grundstücke zuzüglich der Hälfte des Schätzwertes der 
in derselben (jrundbuchseinlage eingetragenen und einen selbständigen 
Nutzen gewährenden Gebäude, mit Hinzurechnung 




b) der Hälfte der nach sach verstand] j^em Befunde durcli dii 

zu bewirkenden WertserluJlmng, 

"Was die unter aj fallende Ermittelung des gegenwärtigen Wertes 
von land- und forstwirtschaftlichen Grundstücken betrifft, so sind dies- 
bezüglich gleichlautende oder analoge Regeln aufgestellt, wie im Statute 
der Hypothekenbank des Königreiches Böhmen, also entweder Cataalral- 
reinertrag (24facher, bei ausschliesslichem oder vorwiegendem Waldbestande 
Jofacher) oder Schätzwert, welch letzterer durch eine besondere Schätzungs- 
commission unter Zuziehung eines Vertrauensmannes des Land es aus Schusses 
ermittelt wird, wofeme nicht eine längstens vor drei Jahren nach den 
Vorschriften des Hj-pothekenbankstatutes durchgeführte Schätzung vor- 
liegt. Doch darf bei Zugrundelegung des Schätzwertes das Darlehen nie 
mehr betragen als den 24-, beziehungsweise 2ofachen Catastralreinertrag 
zuzüglich der beiden übrigen unter a) und h) bezeiclineten Wertquoten '). 
Die hypothekarische Sicherstellung wird aber überhaupt nur dann erfordert, 
wenn es sich nicht um ein Darlehen an eine Genossenschaft handelt, 
rück sichtlich deren den auf die Grundstücke der Genossenschafter 
entfallenden Beiträgen bis zum Betrage dreijähriger Rückstände der 
Vorrang vor allen anderen Reallasten unmittelbar nach den Öffentlichen 
Abgaben gesetzlich eingeräumt ist. Gerade in dieser letzteren Hinsicht 
kommen diejenigen wasserrechtlichen Meliorationen in Betracht, deren 
Subventionierung durch die Gesetze vom 30. Juni 1884, R.-G.-Bl. Z. 16 
und 1 7, geregelt wurde und die im Regierungsentwurfe als Meliorationen 
zweiter Ordnung charakterisiert waren. 

Was nun die sonstigen Darlehensbedingungen anbelangt, so sind 
dieselben folgende: 

I. Die Darlehen werden nach Wahl der Bank in barem oder in den 
noch näher zu berührenden -Meliorationsscheinen- in abgerundeten durch 
Hundert theilbaren Summen gegen fixe Rückzahlungstermine oder gegen 
Rückzahlung in halbjährigen Annuitäten gewährt. In Bezug auf den letzt- 
erwähnten Modus ist im Gegensatze zu den rein schematischen Formeln 
der Hypothekenbankstatuten vorgeschrieben, dass die Tilgungsquote von 
der Direction für jeden einzelnen Fall unter Berücksichtigung des Um- 
Standes zu bestimmen sei, dass die Rückzalilungsniodalität dem Zwecke, 
zu welchem das Darlehen gewährt wird, juigepasst werde. Es kann daher, 
je nach der fachmännischen Annahme, zu welchem Zeitpunkte und in 
welchem Umfange die Ertragssteigerung durch die bewirkte MeUoration 
sich einstellen wird, anfanglich von der Entrichtung einer Tilgungs- 
quote abgesehen werden, dieselbe jedoch für die Folge oder auch von 
.\nbeginn für eine Reihe von Jahren in einem entsprechend ansteigenden 
Masse vorgeschrieben werden. Aus dem obenan geführten Grunde entfiel 
auch im Statute der bei Hypothekenbanken festgehaltene Grundsatz der 
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Anticipatleistung- der Zinsen (§ 13) und die erste Verlosung der Melio- 
ration»cheinf war bis zum Ablauf von fünf Jahren gestattet, während 
die->fflbe bei den Pfandbriefen der Hj-pothekenbank und ähnlich bei den 
Communal- und Eisenbahnscheinen der Landesbank — entsprechend der 
sofort eintretenden Quotentilgiing — längstens in 1^2 Jahren nach der 
er:>ten Emission vorgeschrieben wurde. 

2. Die Darlehen sind seitens der Bank imkündbar, ausgenommen, 
wenn die vertragsmässigen Bedingungen der Zeit imd Art der Aus- 
führung oder Instandhaltung nicht eingehalten wurden, wenn der Schuldner 
wegen irgendwelcher Obliegenheiten innerhalb der letzten zwei Jahre 
fruchtlos gemahnt wurde, oder wegen Entwertimg der Hypotliek. Rück- 
sichtlich der Kündigung des Schuldners gelten analoge Bestimmungen, 
wie bei der Hypothekenbank. 

3. Die Zuzählung des Darlehens kann abschnittweise nach dem 
Fortgange der Ausführungsarbeiten erfolgen. 

Die CapitalbeschafFung für diese Darlehen seitens der Bank kann, 
aber muss nicht im Wege der nach Massgabe der Annuitätseingänge 
halbjährig verlosbaren Meliorationsscheine erfolgen. Erfolgt dieselbe aber 
nicht auf diesem Wege, so sind die nöthigen Mittel aus dem durch 
Emission der sogenannten Fondsschuldscheine beschafften Betriebsgrund- 
fonde der Bank zu entnehmen. Letztere Scheine sind überhaupt nur im Con- 
v(trsionsfalle kündbar. Die Meliorationsscheine entsprechen nicht nur in 
der rechtlichen Form und banktechnischen Behandlung, sondern auch in 
der Beziehung den Pfandbriefen der Landeshypothekenbank, dass 

1. der Darlehenszinsfuss (mit Ausschluss der Amortisationsquote) 
nicht höher sein darf als derjenige, auf welchen die Meliorationsscheine 
lauten. Wohl aber darf ein vom Landesausschusse festzustellender Regie- 
beitrag erhoben werden. 

2. Das Land haftet für die Verzinsung und Amortisierung. Xebst 
diesem für die Cursgestaltung wichtigen Momente ist noch die Möglich- 
keit der Gewälirung fixer, allerdings fünf Procent nicht übersteigender 
Prämien auf die ausgelosten Meliorationsscheine gewährt. 

Der Regelung des Meliorationscredites im Statute der böhmischen 
Landesbank musste eine nähere Besprechung zutheil werden, nicht bloss 
deshalb, weil dies der erste diesbezügliche Versuch in den österreichischen 
Ländern war, sondern auch aus dem Grunde, weil diese Regelung zu 
einer Zeit stattfand, wo das geltende Civilrecht den sogenannten Melio- 
rations-Darlehen — abgesehen von dem Privilegium der dreijährigen 
Bc^itragsrückstände bei Wassergenossenschaften — noch keinerlei gesetz- 
liches Pfandrecht eingeräumt hat. In dieser Beziehung bestand namentlich 
ein ausgeprägter Gegensatz zwischen unserem Rechte und demjenigen 
zahlreicher ausländischer Staaten, namentlich aber Englands, Frankreichs 
und Italiens, woselbst im Umfange des gesetzlich normierten Melio- 
rationscredites der hypothekarische Rangsvorzug in vollem Umfange 
eintritt. In den agrarischen Kreisen war ein Ähnliches verlangt worden, 
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als eben die gesetzliche Regelung des Meliorationscredites in Frage 
stand. Massgebend war die Ervväjfung, dass die Melioration eine Werts- 
erhöhung bewirke oder, wie der Ausdruck oft lautete, eine neue Hypo- 
tliek schaffe, auf welche die bisherigen bücherlichen Gläubiger keinen 
Anspruch haben — ein Ökonomisch ganz richtiger Gedanke, sofeme 
die Voraussetzung der WertserhÖhung im concreten Falle auch thatsächlich 
zutrifft, d. i. kein Irrthum in der Fassung und sachverständigen Beur- 
theilung des Projectes unterläuft. Eben aus diesem letztangefülirten 
Grunde nahm die preussische Regierung bei Abfassung des Gesetzent- 
wurfes über die Landescultur-Rentenbanken Anstand, auf die Forderung 
der agrarischen und sonstigen Fürsprecher des gesetzlichen Rangsprivi- 
legiums des Meliorations-Darlehens einzugehen, sie schrak vor der Ge- 
fahr einer Erschütterung des öffentlichen Vertrauens in die Solidität 
des Bodencredites zurück und führte dabei insbesondere den grossen Umfang 
der unkündbar gewährten hypothekarischen Darlehen in Preussen ins 
Feld, deren Gläubiger eben niciit in der Lage gewesen wären, even- 
tuellem Risico durch Kündigung ihrer Forderung sich zu entziehen. Dieser 
Gesichtspunkt behielt auch in den Beschlüssen des Landtages Oberhand, 
so dass lediglich für relativ rasch abzahlbare Darlehen zu Drainagezwecken 
(bei mindestens 4 Procent Tilgungsquote) ein die Abtretung des Rangs- 
vorzuges erleichterndes Aufforderungsverfaliren geregeit wurde. 

Auch in Österreich waren vom Jahre 1880 an, als sich Wünsche 
nach ausgiebiger Förderung der Meliorationen zu regen begannen, 
namentlich aber nach den verheissungs vollen Worten des Regiemngs- 
entwurfes von 1881 in verschiedenen Landtagsresolutionen und in Be- 
schlüssen verschiedener Corporationen und Enqueten Wünsche ähnlicher 
Art ausgesprochen worden, wie das eben erwähnte Petitum der preussischen 
Agrarier betreffend das Rangprivileginm der Meliorations-Darlehen. Dem 
Statut der böhmischen Landesbank hielt man später manchenorts als 
Haupteinwand eben den Umstand entgegen, dass bei der ohnehin schon 
namhaften bücherlichen Belastung des Grundbesitzes die blosse Er- 
weiterung der Einschul dun gsgrenzen nicht hinreiche, eine ausgiebige 
Meliorationsbewegung hervorzurufen. 

Thatsächlich konnte dieser Einwand nur bezüglich der von Einzel- 
wirten vorzunehmenden Meliorationen Berechtigung haben, da ja doch 
für eine sehr wichtige Gruppe von Meliorationen, nämlich die unter das 
Wassergesetz vom Jahre i86g fallenden genossenschaftlichen Regu- 
lier ungs -Unternehmung en (Uferschutz, Be- und Entwässerungen), das oben- 
erwähnte Vorzugsrecht wenigstens für die dreijährigen Beitragsrück- 
stände galt, das namentiich nach der reichlichen Deckung namliafter 
Kostentheile durch Subventionen auf Grund des Gesetzes vom 30. Juni 1884 
eine starke Sicherstellung für den im Creditwege aufgebrachten Kosten- 
rest bot. 

Auch für die durch die Zusammenlegung von Grundstücken nach 
dem Commassationsgesetze vom 7. Juni 1883 auflaufenden Kostenbeiträge 
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wurde im § 45 des genannten Gesetzes ein ähnliches Vorzugsrecht 
statuiert. 

Um jedocli trotzdem durch eine Erweiterung dieses Grundsatzes 
eine kräftigere Handhabe der Entwickelung des Meliorationscredites zu 
bieten, entschloss sich die Regierung im Sinne der Wünsche, welche im 
Jahre 1892 durch den Antrag Struszkiewicz im Abgeordnetenhause 
neuerdings zum Ausdruck gebracht worden waren, zur Vorlage eines 
Gesetzentwurfes über die zum Zwecke der Bodenverbesserung aufge- 
nommenen Darlehen (1005 der Beil., XI. Session), welcher nach th eil- 
weiser Amendierung als Gesetz vom 6. Juli 1896, R.-G.-Bl. Z. 144, ins 
Leben trat und die partielle Erfüllung der Zusage des Entwurfes vom 
Jahre 1881 bedeutet. 

Wenn von einer nur theilweisen Erfüllung die Rede sein kann, so 
hat das seinen Grund in dem Umstände, dass die sofort zu berührenden 
Begünstigungen civdlrechtlicher und finanzieller Natur nur auf eine genau 
umgrenzte Gruppe von Meliorations-Darlehen Anwendung finden sollen, 
nämlich lediglich auf Darlehen zur Ausfülirung von Bewässerungs- und 
Entwässerungsanlagen (Drainagen), sofeme die Rückzahlung derselben 
mittelst wiederkehrender Renten vereinbart wird. Für alle sonstigen unter 
diese Gruppe nicht fallenden Meliorationsarten, soweit sie beispielweise 
im Statute der böhmischen Landesbank angeführt erscheinen, verbleibt 
es beim dermaligen Rechtszustande. Den entscheidenden Grund für diese 
Einschränkung bildete die Erwägung, dass x. diese Meliorationen die wich- 
tigsten sind, welche heute eine Förderung erheischen und sich bei den- 
selben am ehesten nach culturtechnischen Grundsätzen ein Erfolg voraus- 
sehen und in seinem Werte mit annähernder Zuverlässigkeit beziffern 
lässt'<. Eben jenes Risico des Irrthums in der sachverständigen Beur- 
theilung der dauernden Ertrags- und Wertserhöhung, das auch in Preussen 
eine ausschlaggebende Rolle gespielt hatte, war also auch hier wenigstens 
für die Einschränkung massgebend. 

Die durch das neue Gesetz in dem ebenerwähnten Rahmen den 
Meliorations-Darlehen eingeräumten Begünstigungen sind, wie erwähnt, 
theils civilrechtlicher, theils finanzieller Art. 

1. Die civilrechtliche Ausnahmsstellung (§ i) besteht darin, dass 
die aus dem Darlehen begründeten Rentenforderungen eines Gläubigers, 
welche ausdi-ücklich als » Meliorationsrenten < auf dem zu meliorierenden 
Grundstücke bücherlich eingetragen werden müssen, den Vorrang vor 
allen anderen Tabularhaftungen gemessen, mit Ausnahme der landes- 
fürstlichen Steuern und öffentlichen Abgaben, sowie der auf dem Grund- 
stücke gemäss § 23 des Reichs -Wassergesetzes und § 44 des Commassa- 
tionsgesetzes bereits haftenden Verpflichtungen. 

2. Die finanzielle Begünstigung (§ 11) wird dadurch gewährt, dass 
die bezüglichen Schuldscheine und Verträge, die Empfangsbestätigungen 
über bezahlte Rentenbeträge und die Pfandrechtseintragungen für Melio- 
rationsrenten volle Stempel- und Gebürenfreiheit gemessen, sowie dass 
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die Tiir Meliorationszwecke benöthigten Catastralmappen zu ermässijftem 
Preise abgeffeben werden'), 

Begreiflicherweise haben lediglich die Bedingungen der ci vi [rechtlichen 
Begünstigung, sowie die Ausfühmngsm od alitäten der Darlehen zu weit- 
läufigeren Clausein des Gesetzes Anlass gegeben. 

Wenden wir uns zunächst zu den Voraussetzungen des Rangsvorzuges 
der Meliorationsrente. Diese betreffen: 

1. Die Person des Gläubigers. Als solcher kann nur ein öffent- 
licher Fond oder ein zur öffentlichen Rechnungslegung voi-pflichtetes 
Credit Institut in Betracht kommen. Marsgebend für diese Restriction waren 
Befürchtungen vor Missbräuchen. Wenn auch letztere durch die weiter 
festgestellten Cautelen der Wertsermtttelung, abschnittweisen Zuzählung, 
Beaufsichtigung der Ausfulirung und Instandhaltung hintan geh alten werden 
könnten, so kann doch aus der Einschränkung kein nennenswerter Schaden 
erwachsen, da Private selten zur Gewälirung langfristiger, unkündbarer 
Darlehen sich bewogen finden werden. 

2. Den Erfolg der Melioration. Dieselbe muss nach fachmännischer 
Prüfung einen die aufzuwendenden Kosten erheblich übersteigenden 
landwirtschaftlichen Nutzen in Aussicht stellen. Es genügt in dieser 
Beziehung nicht das Zeugnis eines unter Land es aufsieht stehenden oder 
selbst dem Lande direct unterstehenden culturtechnischen Bureaus, sondern 
es wird sowohl in Bezug auf den erwähnten Umstand, als auch rück- 
sichtlich der weiter zu berührenden Grenzen des Darlehensumfanges das 
Zeugnis der staatlichen Verwaltungsbehörde gefordert. 

3. Die Höhe der Darlehenssumme. Für diese sind massgebend: 

a) die Kosten der Ausfuhrung, welche in allen Fällen den unübersteig- 
liehen Höchstbetrag des Darlehens bilden; 

b) der Catastralr einer trag des zu meliorierenden Grundstückes und der 
zu bewirkende Wertzuwachs. Das Darlehen darf nämlich, um des 
Rangsvorzuges theilhaftig zu sein, das Zehnfache des Catastral- 
reinertrages des zu ameliorierenden Grundstückes, beziehungsweise 
der sämmtlichen mit demselben zu einem GrundbuchskÖrper ver- 
einigten Liegenschaften zuzüglich der Hälfte des erwarteten Wert- 
zuwachses nicht überschreiten. 

4. Die Darlehensclauseln für den Schuldner. Hier kommen in 
Betracht: 

a) Die Unkündbarkeit seitens des Gläubigers, ausgenommen den 
Fall, dass der Schuldner die für den Beginn der Ausführung fest- 
gesetzte Frist nicht einhält oder dass Naturerreignisse den Beginn 
unmöglich machen. Xach begonnener Ausführung tritt bei einseitiger 
Einstellung, Verzögerung oder Vernachlässigung nicht Ivündigung, 
sondern Vollendung im Wege der Zwangs Verwaltung ein, wogegen 
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dem Schuldner halbjährige Kündigung des noch nicht getilgten 
Capitalsrestes jederzeit freistellt. 
bj Die Verzinsung und Zwangstilgung. Das Darlehen muss durch 
die bücherlich einzutragende Meliorationsrente verzinst und amortisiert 
werden, es ist eben eine Rentenschuld. Das gestattete Höchstmass 
des Zinsfusses ist vier Procent, die Amortisationsgrundquote muss 
jährlich mindestens drei Procent betragen, wobei jedoch für die 
ersten drei Jahre die blosse Verzinsung ohne Tilgungsbeitrag ver- 
einbart werden darf. Diese gegenüber den gewöhnlichen Darlehens- 
modalitäten der Hypothekenbanken jedenfalls erschwerende Bedingung 
findet eben in der Einräumung des priviligierten Ranges ihre Be- 
gründung. Es erhellt zugleich aus den stricten Bestimmungen des 
Gesetzes, dass die bei Hypothekenbanken statutengemäss zulässige 
Ausstellung eines neuen, den Endtermin der Tilgung hinausschiebenden 
Tilgungsplanes, wofern ein bestimmter Theilbetrag des Darlehens 
bereits getilgt ist, hier als ausgeschlossen betrachtet werden muss. 

c) Regiebeitrag kann nur als Zuschlag zu der Meliorationsrente 
eingehoben werden und darf nach der Vollzugsverordnung nicht 
mehr als V4 Procent des jeweils noch aushaftenden Darlehenscapitales 
betragen, kann jedoch bei die Gesammtsumme von fl. 50.000 über- 
steigenden Darlehen vom Mehrbetrage nicht berechnet werden. 
Derselbe kommt bei der Berechnung der Kosten als Höchstausmass 
des Darlehens nicht in Betracht. 

d) Caution fürProcess- und Executionskosten kann ausbedungen 
werden, darf jedoch nach der Vollzugsverordnung bei Darlehen bis 
einschliesslich fl. 10.000 nicht mehr als zehn Procent, bei höheren 
nicht mehr als den dreifachen Jahresbetrag der ganzen ^leliorations- 
rente betragen. 

In Bezug auf die Ausführungsmodalitäten ist zunächt zu bemerken, 
dass die Entscheidung, ob die Voraussetzungen der bücherlichen Eintragung 
der * Meliorationsrente '< vorliegen, dem Gerichte zusteht, welchem das oben- 
erwähnte verwaltungsbehördliche Zeugnis vorliegen muss. Das Gericht 
kann vorher die Hypothekargläubiger des Darlehens Werbers einvernehmen. 
Natürlich können diese, wenn die vorerwähnten gesetzlichen Voraus- 
setzungen erfüllt sind, die Eintragung der Meliorationsrenten mit den an 
diese Eintragung geknüpftcin Folgen nicht verhindern. Von der erfolgten 
Eintragung sind die bücherlichen Besitzer älterer dinglicher Rechte von 
am ts wegen zu verständigen. 

Dass das Darlehen nur zu dem vertragsmässig festgestellten Melio- 
rationszwecke verwendet werden dürfe, ist selbstverständlich. Deshalb 
wird die planmässige Verwendung überwacht, was bei Meliorationen, die 
unter der Leitung eines Landes-Meliorationsbureaus erfolgen, diesem letzteren 
anvertraut werden kann, überhaupt aber stets auf eine für den Schuldner 
wenigst kostspielige.* Weise einzurichten ist. Zur grösseren Sicherung der 
planmässi gen Verw(jndung ist es g( »stattet, die Auszahlung des Darlehens 
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entsprechend dem planmässigen Fortschreiten des Werkes 

was auf Grund von Bestätigungen, beziehungsweise Anweisungen des 

überwachenden Organes vor sicli geht. 

An die vorstehenden Bestimmungen schhesat sich eine Reihe weiterer 
materiell- und formalrechtlicher an, von welchen insbesondere diejenigen 
5jlj 6 und 8 von grundsätzhcher Wichtigkeit sind. Die erstere setzt in 
Consequenz des Charakters der Rentenschuld fest, dass im Falle einer 
Zwangsversteigerung des Pfandobjectes lediglich die für die letzten drei 
Jahre rückständigen Rentenbeträge samnit etwaigen Regiebeiträgen und 
der Caution für Process- und Executiunskosten den oben erwähnten ge- 
setzlichen Vorrang gemessen, und zwar insoferne, als diese rückständigen 
Leistungen den tliatsäc Wichen Mehrwert überschreiten. Ist das Gegentheil 
der Fall, so ist auf Antrag einer Person, für welche schon vor Eintragung 
der Meliorationsrente an dem Grundstücke dingliche Rechte und Lasten 
begründet waren, das Vorzugsrecht auf den Betrag des tiiatsächltchen 
Wertzuwachses zu beschränken. 

Nach Vorschrift des ^ 8 endlich kann, wenn Xaturereignisse die plan- 
mässige Vollendung verhindern oder den erwarteten Nutzen ausschUessen 
oder erheblich schmälern, die Einstellung der Meliorations- Arbeiten verfügt 
werden mit der Folge, dass der Rentenanspruch des Darlehensgebers 
erlischt und nur die ausgezahlten Darlehensraten abzüglich der etwa schon 
erfolgten Theiltilgungen als eine höchstens mit vier Procent verzinsliche, 
halbjährig kündbare Capitalsforderung verbleiben, welcher ein Vorzugs- 
recht bloss in den Grenzen des bewirkten Wertzuwachses zusteht. 

So beschaffen sind die Grundzüge des neuen Meliorations-Credit- 
rechtes. Ziehen wir hier zur besseren Charakterisierung desselben die 
fremdländischen Muster in Betracht, so zeigen sich vornehmlich gegen- 
über dem entwickeltsten englischen folgende Unterschiede ') : 

1. In Bezug auf die Meliorations- Arten selbst, denn das englische 
Recht räumt den Rangsvorzug allen obenangeführten ein; 

2. in Bezug auf den Umfang des Rangsprivilegiums, denn dieses gilt 
für den gesammten Darlehensbetrag; 

3. in Bezug auf die zur Gewährung der privilegierten Meliorations- 
Darlehen berechtigten Subjecte, denn England kennt die Beschränkung 
auf öffentliche Fonds und öffentlich Rechnung legende Creditinstitute nicht. 

Doch wird jedermann den Unterschied zu billigen wissen, wer sich 
die Mangelhaftigkeit des englischen Hypothekem-echtes bei Abhandensein 
obligater Grundbücher vor Augen hält. Unser geordnetes Grundbuchs- 
recht, in zahlreichen Richtungen die grösste Wohlthat des Hypothekar- 
credites, legt weit grössere Rücksichten nahe. 

Allerdings wird sich der wirtschaf^spoli tische Wert des neuen (ie- 
setzes vorwiegend auf diejenigen Fälle beschränken, wo Einzelwirte aJlein 
oder in einer nichtgenossenschaftlichen Form Ent- oder Bewässerungen, 
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narr.'-ntiich Drain a^fen und \Vie>pnmeliorationen vornehmen. Auch das 
•:rri^'*.i-«';::e MeÜoralions-Cre-Iitrecht hat bei den Urainairen an'/efang'en. Es 
rlürrie rlir die Zukunft nichts im We:,''e stehen, auch bi-i un>. falls sich das 
G^rsetz bewährt, eine ähnliche Ertt'»-iterun;f sein^^r Anwenduntr eintreten 
zu la-s-jen. I-t ia eben bei uns der ire>etzlich er» Te igelte Meliorationscredit, 
;a f'ifrr rationell^- M'^liorationscredit überhaupt noch die Zukunftsmusik 
des lani- und forstwirtschaftlichen Anla^'ecredites. 

Fast '^'leici.z'^iti''' mit der Publicit-runcr des neutn Meliorations-Credit- 
^''•r-et/'v» iiaben die Statuten zweier auch fiir den Meliorationscredit 
b^-tirr.rriten Lande- er editan stalten, oder vielmehr neu creiertt-n, der Ver- 
v.aliun:/ der be>tehenden Lande>hypothekenbanken unterg'e stellten Ab- 
th^-iluncf'.-n die allerhöch>te Sanction erlangt. Es ist dies das Statut der 
Lär-de<culturbank der Marki^rafschaft Mähren vom 13. Mai iSoo und 
der Communalcreditanstalt des I-andes Schlesien- vom 22. Juli 1800. 
'jewi-> hat in beid«-n Ländern das Vorbild der »Landt^sbank des König*- 
reiche- I>öhmen wesentlichen Einflu»?> vfeübt auf dit* Beschlüsse der 
Lande -vertretunji^en von Mähren und Schlesien über die Gründung* und 
die Satzun^'-t-n der beiden n«'uen Land»-san>talt*^n. Inde>sen sind dieselben 
docii wf'it entfr-mt, eine blos>f* Copie d'-r cor respondier enden Einrich- 
tur.'^en der böhmi-^ch^n Land**sbank zu sein. Wir wollen uns demnach 
hauptsächlich auf die H*-rvorhebun;^ der L'nterschiede beschränken. 

nie '•:i*'ichz^itiir für di** VermittelunLi" dt.*s Communal- und Eisenbahn- 
credit'-.-^ bestimmte mährische Landesculturbank i^^e währt statutenmässig" 
Melioration sdarlehen nur an G'^meinden, Wassertfenrissenschaften oder 
rjolche öffentliche Concurrenz<n. w»dche mit d«'m Rechte zur Einhebung" 
von Umlagen für die Df-ckun;;jf ihrer Erfordernisse g^esetzlich ausge- 
-itattet sind . Zwar sind die Arten von M»-liorationsunternehmunüfen, 
b'rhuf-«. deren Ausführuni^^ Melir>ration>crf*dit g"ewährt werden darf, nur 
demonr^trativ auf;<ezählt. wobei ang^etührt sind : Bewässerungs- und Ent- 
wä^>erungN-' Drainage- 'Anlagen und Mcliorcitionen von Ackern und 
Wiesen überhaupt; Regulierungen von Bächen und Flüssen, sowie An- 
lagf-n für den L^fer-schutz und g^eg-en Überschwemmungen: Bewaldung"en 
und Urbarmachungen; Anlage, Erwt^terung und Unterhaltung- von 
Teichen, Trockfnh'gung" von Teichen : Weg- und Brückenanlagen. Prin- 
cipi«^*ll wären al.-so auch andere zulässig. Allein die g^etroffene Flin- 
schräiikung d^-s Kreises der hirr cn ditfähig-en Subjecte schliesst that- 
•^ächlich zahlreiche Meliorationsart^*n aus, da die Vornahme solcher von 
^ Gemeinden, Wa>'^ervrenos>enschaften und öffentlichen Concurrenzen nicht 
leicht vorkommen wird. Einzelwirte als Darleh»*nswerber erscheinen aber 
völlig ausg*-schlo.>sf'n. Fliner wohl ziemlich weitgehenden Vorsicht ent- 
sprang" dl*' liestimmung, welche di** Gewährung von Meliorationsdar- 
lehen überhaupt von d^-r i^ewillig-ung des Landesausschusses, ja wenn 
der iJarleht^nsbetrag" zuzüglich der bei demselben Schuldner aushaftenden 
]"'orderun;i'f'n (h*r Land^'>culturr<-ntenbank m«'hr als fl. 100.000 betrafen 
wird, vf»n d<*r Zustimmung des Landtages selbst abhängig- macht. 





Die Bestimmungen über das HÖchstausmass des Darlehens (Kosten, 
resp. der durch Staats- oder Landessubventionen nicht gedeckte Kosten- 
rest), die plan-, beziehungsweise vertragsmassige Verwendung, die Controle 
derselben sowie der Erhaltung des vollendeten Werkes iu gutem Zustande 
während der ganzen Tilgungazeit, über die terminweise Zuzählung der 
Darlehensbeträge, die tilgungsplan massige Abzahlung, sowie die aus- 
nahmsweise Kündigung des Darlehens von Seiten der Bank sind den- 
jenigen des böhmischen Landesbankstatuts analog. Die Zuzälilung des Dar- 
lehens muss grundsätzlich in Communal-Schuldverschreibungen erfolgen, 
für deren Verzinsung und Rückzahlung das Land haftet. Die halbjährig 
im vomhinein zu entrichtenden tilgungs plan massigen Annuitäten müssen 
den festgesetzten Zinsfuss um mindesten '/s Procent übersteigen; der 
Regie- und Reservefondsbeitrag ist mit 'Ao Procent des jeweils noch aus- 
haftenden Capitalrestes festgesetzt. Änderungen des Tilgungsplanes sind 
aus rücksichts würdigen Gründen mit Genehmigung des Landesausschusses 
gestattet. 

Die Satzungen der »Communalcreditanstalt des Landes Schlesien, 
haben von jeder Aufzählung bestimmter Darlehenszwecke Umgang ge- 
nommen. Dieselben begnügen sich mit der Aufzählung der bei der 
Anstalt creditfähigen Subjecte, als welche abgesehen vom Lande selbst 
Gemeinden, Strassenbezirke und öffentliche Concurrenzen genannt sind. 
In Rücksicht der letztgenannten wii'd weiter bestimmt, dass dieselben 
nur dann Darlehen erhalten können, wenn sie nachweislich eine derartige 
Fundierung besitzen, dass durch dieselbe die pünktliche Verzinsung und 
Rückzahlung gesichert erscheint. Xebstdem können Darlehen an die- 
selben, wenn diese zuzüglich der sonstigen zu Lasten desselben Schuldners 
aushaftenden Forderungen mehr als fl. 15.000 betragen, nur mit der 
Zustimmung des Landtages gewährt werden. Praktisch konnten in diesem 
Rahmen Meliorationsdarlehen wohl im .selben Umfange stattfinden, wie bei 
der letztbehandelten mährischen Landesanstalt. Besondere Ausführungsvor- 
schriften für dieselben sind jedoch in die Satzungen nicht aufgenommen 
worden, bleiben also speciellen Vertrags clausein von Fall zu Fall vor- 
behalten. Die Zuzählung der Darlehen erfolgt in den durch das Statut 
creierten, Landesgarantie geniessenden "Schuldverschreibungen der Com- 
munal credit anstatt des Landes Schlesien-. Der Regiebeitrag ist für die 
erste Halb Jahrleistung mit 'Vioo Procent des Darlehensbetrages, für die 
folgenden mit '"/loo Procent des nach Begleichung der diesfälligen Annuitäts- 
rate verbleibenden Darlehensrestes, die Amortisationsgrundquote mit 
1 Procent vorgeschrieben'). 

Durch die Einrichtungen der vorstehend geschilderten Landea- 
anstalten, sowie durch das Reichsgesetz über Meliorationsdarlehen wurde 

') Der VoUstäniliykeit halber ist noch zu bemerken, dass auch di* Landegbaolt von 
Galliien nach der Vcriiffeniliehung des Reichsgeaetzes vom 6. Juli i8ij6, besondere •Vorschrilten 
Lber die Gewährung von Mdiorillionsdarlehen • herausgegeben seit (iSr)?!. wclclif skb auf die 
BeJingungen dci Datlehensgcmahtmig, die niltbigen C'introlea und derßl, beschiänlien. 

43* 
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eine Summe von Normen g-eschafFen, welche durch ihre specielle An- 
passung* an die Natur des landwirtschaftlichen Meliorationswesens von 
unseren bisherigen Einrichtung'en des landwirtschaftlichen Anlagecredites 
in einer Weise abweichen, welche uns gestattet, von einem besonderen 
österreichischen Systeme des Meliorationscredites zu sprechen. Dieses 
System besteht aus zwei verschiedenen Spielarten, deren Unterschied aus den 
obenangeführten Gründen am schärfsten bei den Meliorationsdarlehen 
der Landesbank von Böhmen im Gegensätze zu den nach dem Reichs- 
gesetze vom 6. Juli 1896 gewährten Darlehen hervortritt. Die Eigenart 
der beiden genannten Spielarten lässt sichfolgendermassen charakterisieren : 

1. Darlehen mit bücherlichem Rangsvorzug, welche unter den Voraus- 
setzungen und mit den Folgen des Gesetzes vom 6. Juli 1896 seitens 
der zur öffcMitlichen Rechnungslegung verpflichteten Creditinstitute, also 
nicht bloss der I-andesanstalten, gewährt werden können, allein lediglich 
auf die Fälle von Be- und Entwässerungen anwendbar sind, allerdings 
ohne Unterschied, ob ein genossenschaftliches Unternehmen oder ein 
einzehvirtschaftliches vorliegt ; 

2. Darlehen fiir einen allerdings länderweise sehr verschieden um- 
grenzten Kreis von ^leliorationsz wecken, welche durch Landessanstalten mit 
den Vortheilen der LandevSgarantie unter allen Voraussetzungen rationellen 
landwirtschaftlichen Anlagecredites gewährt v/ erden, jedoch entweder 
überhaupt ohne hypothekarische Deckung, oder (wie in Böhmen) innerhalb 
entsprechend erweiterter statutenmässiger Einschuldungsgrenzen. Für 
Böhmen, wo in dieser Hinsicht die umfassendste Gelegenheit geschaffen 
wurde, kann bei Hinzutritt der durch das Gesetz vom 6. Juli 1896 ge- 
botenen Möglichkeit die öffentlichrechtliche Austattung des Meliorations- 
credites im Vergleiche zu Preussen als intensiver bezeichnet werden. 

Ein Bild der Erfolge kann in Anbetracht des kurzen Bestandes der 
mährischen und schlesischen Anstalt, nur in Betreff der Landesbank von 
Böhmen gegeben werden. Meliorationscredite wurden bei dieser Anstalt 
bisher nur in 32 Fällen gewährt, deren Gliederung aus nachstehender 
Tabelle ersichtlich ist: 

Gegenstand der Melioration 
Be- und EntwüsserunKen, Regulierungen von Bächen und 

Flüssen 

Errichtung und Erweiterung von Wirtschaftsgebäuden . . 

Anlage von Gärten und Pflanzungen 

Anlage und Vervollkommnung landwirtschaftlicher und 

industrieller Unternehmungen 

Land- und forstwirtschaftliche Schlcppbahncn 

Eisenbahnen niederer Ordnung 

32 2,884.700. 

Was die erstgenannte Gruppe betrifft, so entfielen von den an- 
geführten 1 8 Darlehen 1 1 auf 8 Genossenschaften im (xesammtbetrage 
von fl. 983.600, die übrigen 7 auf Einzelunternehmer in der Gesammtsumme 



Anzahl 


derselben 


der Darlehen 


in fl. ö. \V. 


18 


1.2 11.600 


3 


72.000 


5 


22.000 


3 


514 000 


I 


200.000 


2 


865.100 




von fl. 228.000. Ziehen wir die letztan geführten zwei Eisenbahn- 
darlehen ab, da diese streng nicht hieher gehören und lediglich vor der 
Einführung besonderer Eisenbahnschuldverschreibungen der Landesbank 
Statut enmässig hier Platz fanden, so verbleiben uns 30 Darlehen in der 
Gesammtsurame von H, 2,019.600. Von diesen belief sich das höchste auf 
fl. 460.000 zur Errichtung und Erweiterung von landwirtschaftlichen 
Unternehmungen bei einem GxossgTundbesitz, das kleinste zur Anlage 
eines Handelsgartens betmg fl. 800, Ähnlich wie bei den preussischen 
Landescultur-Rentenbanken ist auch hier der bisherige Erfolg ein be- 
scheidener, der das von uns gebrauchte Wort von der credit wirtschaft- 
lichen Zukunftsmusik jedenfalls gerechtfertigt erscheinen lässt. Wenn wir 
aber unsere stark vernachlässigten Wiesenculturen, unsere unzähligen 
regulierungsbedürftigen Bäche und Flüsse, die noch ganz brachliegende 
Commassation und vieles andere Einschlägige in Erwägung ziehen, dabei 
an die Verwüstungen denken, welche jaliraus jahrem die Überschwem- 
mungen anrichten, dann unterliegt es keinem Zweifel, dass sich hier ein 
grosses Feld der Bethätigung eröffnet, für welches die noch entwickelungs- 
fähigen Vorbedingungen geschaffen zu haben kein geringes Verdienst ist. 
Das, was auf dem Gebiete gewöhnliclien Hypothekarcredites mühsam 
geschaffen wurde, trägt auch auf diesem Gebiete seine guten Früchte. 




Der landwirtschaftliche Personal- und Mobiliar- 
credit in Österreich während der letzten 50 Jahre. 



Der landwiptsehaftliehe Pefsonaleredit ')• 

Von Dr. Ferdinand Schmid, Universiliitsducentcii iti Wien, 

Einleitung. 

Pie FÜTSorgt" für einen billij^en und leicht zugänj^liclien Personal- 
crt'dit hat, wie anderwärts, so auch in Österreich die landwirt- 
schaftliche Verwaltung erst in neuerer Zeit beschäftig. Solange 
die feudale Grundbesitz Verfassung bestand, liatte der in diese eingejjliederte 
bäuerliche Wirt einen gewissen Rückhalt am Grundherrn und war sein 
Creditbedürthis daher gering. Nur insoweit dasselbe durch unvorher- 
gesehene oder unabwendbare Elementar er eignisse hervorgerufen wurde, 
hatte die staatliche Gesetzgebung an manchen Orten im Anschlüsse an 
feudale Gewohnheiten durch Schaffung von Getreideschüttböden bereits 



■) Literaturvermerk : Dem Aursatze liegen in der HaupUach: die Studien zugruDdc 
welche vom Verfasaer über die RuFTeisea.Cassen und den Betriebs credit der Kleingrundbcaitier 
in der »Statisliachen Monatschrift., Neue Folge, Jalirgaog I[ und m, veröilentlicht worden 
sind und derea BenÜtiuDg für die vorliegende Abhandlung von der Redaction gestaltet wurde. 
Ausserdem ist der Verfasser durch dos liebenswürdige Entgegen kommen des Herrn Univertitätl- 
professor» Dr. v. Philippovich in die Lage gesellt worden, die VerölTentlichung des Vereines für 
Socialpolilik ober den ISodlichen Personal credit in Österreich noch vor ihrem Erscheinen einin- 
sehen und zu verwerten. Die Darstellung des wucherischen Privat- und Anstftltscrediies in Gkliiieo 
beruht auf der Schrift von Ciro: .Der Wucher. Eine socialpolitisehe Studiet (1893), womit die 
Schrift von Plattet: >Der Wncher in der BnkowJna< (1S78) und die Aufsätie von MaTic 
MiBchler in den -Deutschen Worten, von Pernerstorfer. XII. Bd., I8(J2, 5.530». tu ver- 
gleichen sind. Ausserdem ist speciell für die Darstellung der RailTeiseu-Casscn der Aafsali von 
Dr. Stößer über den gleichen Gegenstand im ■ Österreichichen Staatsworterbuch « und das Werk 
von Stephan Richter über •BöbmeDs Creditorganisalioneni (iSg;) benützt worden, worüber an 
den betreffenden Stellen das Nö-liige bemerkt ist. Die von den Landesausschüsseo und Cenli«]- 
verbänden fjr tias Johl rti'jj erstatteten Berichte konnten nicht mehr benützt werden. 




einzugreifen bej^ronneii. Erst durch die AuflfJsuntr Jer feudalen Grundbesitz- 
verfassimg kam auch in diese Verhältnisse eine vollständig-e Änderung. 
Indem die Geldwirtschaft immer melir an die Stelle der früheren Naturalwirt- 
schaft trat, der Grund und Boden einer fortschreitenden Mobilisierung unter- 
lag, die extensiven Betriebaformen einer viel intensiveren Bewirtscliaftung 
\\*ichen, die grundherrliche und die alte Gemeindeverfassung verfiel 
und eine bedenkliche Lockerung in den wirtschaftlichen Beziehungen 
der gTundbesitzenden Bevölkerung eintrat, wurde dieselbe in steigendem 
Masse in den Creditverkehr hineingedrängt, und zwar nicht allein der 
Grossgrundbesitz, sondern auch der Kleinbesitz. 

Die geeigneten Mittel zur Befriedigung der neu hervortretenden 
Creditbedürfnissft mussten erst gefunden werden. Es lag nahe, ein solches 
durch Umwandlung der alten Getreideschüttbüden in Vorschusscassen zu 
schaffen. Als hierauf die .Schul ze-De!itzsch'sclien Schöpfungen in Öster- 
reich bekannt wurden, zeigte sich das Streben, das Institut der Genossen- 
schaft auch für den Betriebscredit der Kleinuntemehmer nutzbar zu 
machen. 

Aber erst zu Beginn der Sieb zig er- Jahre beginnt die Literatur und 
die öffentliche Verwaltung sich mit der Frage lebhafter zu beschäftigen. 
Die Schriften von Marchet bereiten den Boden vor, von der nieder- 
österreichische n Landwirts chafts- Gesellschaft und dem Ackerbau- Ministerium 
werden Berathungen gehalten, langsam werden auch in Österreich die Raiff- 
eisen' sehen Darlehenscassen vereine bekannt. Der nie der österreichische 
Landtag unternimmt es im Jahre 1886, diese Vereine nach Österreich zu 
verpflanzen, und leitet damit eine Action ein, die sich rasch nach anderen 
fCronländem fortpflanzt und höchst erfreuliche Resultate zeitigt. Allein 
noch ist der Zustand der Dinge weit davon entfernt, ein vollkommen 
befriedigender zu sein., Xoch schwankt der Kampf der Parteien über den 
Vorzug der verschiedenen Genossenschaftssysteme hin und her und noch 
weniger hat sich die Organisation der neuen Contrlbutionsfonds -Vor- 
schusscassen als klaglos erwiesen. 

Noch entbehren weite Land er strecken fast jeglicher Creditorganisation, 
und gerade die weniger fortgeschrittenen Lander sind es, wo diese Lücke 
sich am empfindlichsten fühlbar macht. In weite.stem Umfange herrscht 
hier noch immer der unorganisierte Privatcredit und eine richtige Ab- 
grenzung zwischen dem Bodencredit ( Hypoth ekar credit) und dem für den 
ländlichen Kleinbesitzer oft allein passenden Betriebs-, beziehungsweise 
Personalcredit, ist da vielfach noch nicht zum Durchbruch gelangt. Gerade 
die hohe hypothekarische Verschuldung trägt aber nicht am wenigsten 
dazu bei, das Bedürfnis nach einer Organisation des Personalcredites noch 
mehr zu steigern, weil dem verschuldeten Grundbesitzer ein anderer 
Weg zur Beschaffung oder Vermehrung von Betriebsmitteln nicht mehr 
offen steht. Nach den vorstehenden Andeutungen ergibt sich für uns die 
L weitere Gliederung des Stoffes von selbst. 
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I. Der unorganisierte Privatcredit und der Hypothekarcredit als Vor- 
läufer des organisierten Personalcredites. 

Der unorganisierte Individualcredit geht historisch überall dem 
organisierten, beziehungsweise dem Anstaltscredite voraus. Vor Gründung 
und Verbreitung der Sparcassen herrschten in Osterreich, zumal in den 
Alpenländern, auf dem Gebiete des Creditverkehres vielfach patriarcha- 
lische Zustände. 

Die Bauern verfügten häufig über sogenannte anvertraute Gelder, 
die ihnen von Verwandten, Dienstboten und Nachbcim meist ohne jede 
weitere Übereinkunft geliehen wurden. In den Ländern, wo das Institut 
der Grundherrschaft ungeschwächt noch fortbestand, spielte der Grund- 
herr gegenüber den unterthänigen Bauern oft genug auch die Rolle eines 
wohlwollenden Creditgebers. 

Diese patriarchalischen Zustände sind durch den modernen Verkehr 
und die Umwälzungen in der Wirtschaftsverfassung zumeist beseitigt 
worden. Gleichwohl wird der unorganisierte Privatcredit auch gegen- 
wärtig noch immer häufig in Anspruch genommen, nur erscheint er viel- 
fach in der Gestalt von Darlehens-, Vieh- und sonstigem Wucher. Eben- 
deshalb entzieht er sich natürlich zumeist dem Auge der Öffentlichkeit 
und tritt nur dann ans Tageslicht, wenn den Strafbehörden Anlass zum 
Einschreiten gegeben worden ist. Die neuesten Erhebungen des Ver- 
eines für Socialpolitik haben aber festgestellt, dass selbst in den Alpen- 
und Sudetenländem von dem unorganisierten Individualcredite vielfach 
auch dort noch Gebrauch gemacht wird, wo dies gar nicht mehr nöthig 
wäre. 

Zum Theil sind die Motive dieses Vorgehens der bäuerlichen Be- 
völkerung in dem Streben zu suchen, die Geldaufhahme möglichst geheim 
zu halten, zum Theil ist die Erscheinung auf den Mangel an wirtschaft- 
licher Bildung und die starke Hypothekarverschuldung zurückzuführen, 
wodurch die Benützung eines anderen Credites ausgeschlossen wird. 
Sogar in Nieder- und Oberösterreich grassiert der Wucher in nicht un- 
erheblicher Ausdehnung-. In letzterem Lande erscheint er fast nur in der 
Form von Darlehenswucher, während der Waren-, Cessions-, Vieh- und 
Grundstückwucher zu den seltenen Ausnahmen gehört. 

Noch stärker tritt der Wucher in vSteiermark auf, wo er auch 
mannigfachere Formen annimmt. Üppig blüht namentlich der Viehwucher 
in den Gegenden mit stärkerem Iläuslerbetrieb. Die Überlassung von 
sogenannten »Fuhrkühen« ist w^eit verbreitet, so abweichende Züge dieses 
Institut im einzelnen zeigt. Daneben spielen der Getreide- und Grund- 
stückwucher eine Rolle. Sehr stark entwickelt ist der Individualcredit 
noch immer in Nord- und Deutsch-Südtirol, doch ist es gerade diesen 
Gegenden bis heute gelungen, eine Immunität gegen den Wucher zu 
bewahren. Im ganzen zeichnen sich die tirolischen Privatgläubiger durch 
gutmüthige Nachsicht aus. Nur in einzelnen Fällen dürften die von den 



Dorfcapitaliöten verlanjrten Zinsen oder sonstigen Arbeitsleistungen Wucher- 
geschäften sehr ähnlich sehen, und auch beim Viehhandel mag es nicht immer 
rein abgehen. Auch in Itahenisch-Südtirol kommt dip Gewährung von 
Privatcrediten noch immer und selbst in wucherischen Formen vor. Ähn- 
liche Verhältnisse herrschen in den Karstländern. In den Sudetenländem 
hat der Privatcredit zwar auf dem Gebiete des Hypothekarverkelirs seine 
Rolle so ziemlich ausgespielt, dagegen kommt ihm bei der Befriedigung 
des Personal er edites, insbesondere dort, wo Zäloznas oder andere Credit- 
vereine nicht vorhanden sind, noch immer eine ganz erhebliche Bedeutung 
zu. Über eine directe wucherische Ausbeutung der landwirtschaftlichen 
Bevölkerung wird zwar nur ausnahmsweise geklagt. Wohl aber vollzieht 
sich der Ankauf von Vieh, wie dies erst jüngst eine Erhebung des 
Veterinärreferenten der mährischen Statthalterei für dieses Land drastisch 
bestätigt hat, femer der Ankauf von Saatgut, Düngtnitteln und landwirt- 
schafthchen Maschinen häufig in wucherischen Formen, yamentlich die 
Gegenden mit tieferem Bildungsniveau, wo auch das Genossen sc Iiafts- 
wesen langsamer Fuss fasst, sind diesem Treiben ausgesetzt. 

In allen genannten Ländern spielt auch der Hypothekarcredit als 
.Surrogat des organisierten Personalcredites noch immer eine nicht un- 
erhebliche Rolle. Im allgemeinen kann man mit ziemlicher Sicherlieit 
annehmen, dass das Gros der kleinen Hypothekardarlehen für landwirt- 
schaftlichen Betriebs credit in Anspruch genommen wurde. Namentlich 
der Hypothekarcredit der Sparcassen wird vielfach in Fällen in An- 
spruch genommen, wo eigentlich ein Personal credit am Platze wäre. 
Die Unzufriedenheit der ländlichen Bevölkerung mit den Sparcassen riihrt 
nicht am wenigsten davon her. Es wird ihnen zum Vorwurf gemacht, 
dass sie sich nur schwer zu einer Herabsetzung ilires allzu hohen Dar- 
lehens zinsfuss es entschli essen, dass sie wegen der grossen territorialen 
Ausdehnung ihres Geschäftsverkehres keine Prüfung der allgemeinen wirt- 
schaftlichen Lage der Creditwerber durchführen können, und dass sie 
durch die Forderung kostspieliger Formalitäten die Creditbeschaffung für 
Darlehenswerber, die eben nur kleinere Betriebsdarlehen benöthigen, 
schlechterdings irrationell gestalten. Gleichwohl sind die Rechtsanwälte 
und Xotare nocli heute vielfach bestrebt, der Bevölkerung gerade diese Form 
des Credites durch den Hinweis zu empfehlen, dass man in einem solchen 
Falle nur Zinsen oder geringe Annuitäten zu zahlen brauche. 

Eine ganz ausschlaggebende Rolle spielt der Privatcredit in den 
beiden östlichen Ländern der Monarchie, in Galizien und in der Bukowina. 
Diese Länder sind zugleich classische Wuchergebiete, Die grauen- 
erregenden Creditverhältnisse beider Kronländer sind bereits wiederholt 
von berufener Feder so ausführlich dargestellt worden, dass es überflüssig 
erscheint, hierauf an dieser Stelle näher einzugehen, Nur einige Worte 
sollen der Vollständigkeit des Bildes wegen beigefügt werden. 

Bis zur Aufhebung der Unterthänigkeit scheinen die Verhältnisse in 
Galizien ziemlich leidliche gewesen zu sein. Und selbst als im Jahre 184S 
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der Unterthänii^keitsverband aufgehoben wurde, fielen damit noch nicht 
alle Scliranken der Verkehrsfreiheit. Noch bestand keine Freitheilbarkeit 
der Grundstücke und durch besondere Vorschriften oder durch die Praxis 
war die Verschuldung* nur bis zu einem gewissen Grade gestattet. Auch 
waren die Grundbücher und die allgemeine Wechselfahigkeit noch nicht 
eingeführt. In der Zeit nach der Aufhebung der Unterthänigkeit standen 
sich nunmehr auf der einen Seite der freie, aber geldbedürftige Land- 
mann, auf der anderen Seite aber der schwer getroffene und gleichfalls 
geldbedürftige Grundherr gegenüber. Für den Hypothekarcredit besass 
der Landmann keine Unterlage, der Grundherr aber musste alles aufbieten, 
um sich selbst durchzuschlagen und konnte daher dem Bauer in Xothtällen "^ 
nicht mehr, wie einst, unter die Arme greifen. So blieb dem letzteren 
nur die Zuflucht zum Personalcredit übrig. Er musste davon einen umso 
häufigeren Gebrauch machen, als er damals durch die Einführung der 
früher unbekannten Ubertragungsgebüren von den Rechtsgeschäften 
unter Lebenden und von todeswegen vor neue Lasten sich gestellt sah. 
Vor wucherischer Ausbeutung schützte ihn zunächst noch die Wucher- 
Gesetzgebung. Aber sclion mit der Einführung der allgemeinen Wechsel- 
fahigkeit (1850) änderte sich dieser Zustand der Dinge gründlich. In 
keinem Kronlande diente der Wechsel so häufig nur dazu, um den 
Wucher zu bemänteln und den Landmann auf die einfachste Weise zu 
enteignen. 

Schon im Jahre 1866 forderte der galizische Landtag vergebens 
eine Einschränkung der allgemeinen Wechselfähigkeit. Als die Gesetz- 
gebung sodann durch die Aufhebung der Wuchemormen (Gesetz vom 
14. Juni 1868, R.-G.-Bl. Nr. 62) und durch die Statuierung der Frei- 
theilbarkeit (Gesetz vom 27. Juni 1868, R.-G.-Bl. Xr. 79), die letzten 
Schranken der Verkehrsfreiheit beseitigt hatte, bildeten sich formliche 
Banden, um die Enteignung der Bauern im Wege von Wuchergeschäften 
geradezu systematisch zu betreiben. 

Die Hungersnoth, die im Jahre 1875 im Lande wüthete, bestimmte 
den Landtag, dem Landesausschuss die Durchführung einer Enquete behufs 
Erforschung der Ursachen der steigenden Verarmung aufzutragen. 

Da mittlerweile auf Betreiben der galizischen Vertreter im Ab- 
geordnetenhause für die beiden östlichen Länder das Wuchergesetz vom 
19. Juli 1877, R.-G.-Bl. Xr. 66, in Kraft getreten war, so wurden die auf 
den Wucher bezüglichen Antworten vorläufig beiseite gelassen und erst 
später einer Bearbeitung unterworfen, als die Berichte der Statthalterei 
und der Präsidien der beiden Oberlandsgerichte über die ersten Wirkungen 
des neuen Gesetzes beim Landesausschuss eingelangt waren. Auf 
diesem ungeheueren Materiale beruhen die bisherigen Darstellungen 
dieser Verhältnisse. Dieselben gewähren ein ebenso instructives wie 
trauriges Bild. 

Hiernach bildet der wucherische Individualcredit in Galizien durch- 
wegs die Regel. Veranlassung zur Aufnahme von Darlehen ist besonders 




im Frühjahre und im Sommer unmittelbar vor der Ernte gegeben.. Als 
häufigste Anlässe sind zu nennen: Elementarereignisse, Steuerzahlung, 
festliche Bewirtungen bei Taufen, Hochzeiten und Begräbnissen, Zahlung 
von Processkosten und Immobiliarsteuem bei Erbschaften, Mangel an 
Arbeit. Sehr häufig tragen die Darlehen den Charakter von Consumtiv- 
credit. Productive Darlehen, wie für den Ankauf von Vieh, Ackergerätlien 
und Grundstücken, für die Herstellung und bessere Ausstattung der 
Wohn- und Wirtschaftsgebäude sind seltener. 

Als Darlehensgeber figurieren zumeist Dorfjuden. Die im Lande 
bestehenden Gemeinde-Darlehenscassen, von denen später noch die Rede 
* sein wird, haben vielfach gänzlich aufgehört zu fiinctionieren. Andere 
Creditinstitute sind selten und werden nicht genügend benützt, weil die 
Bauern sich einmal an den raschen und heimlichen Credit der Privatwucherer 
gewöhnt haben. 

Hie und da gewähren die Geistlichen und noch häufiger die Gutsherren 
Credit. Auch reichere Nachbarn, Krämer, Dorfschänker und Bauern 
treten als Creditgeber auf. In der Mehrzahl der Bezirke aber sind die 
jüdischen ICräraer und Dorfschänker neben den später zu nennenden 
Wucherbanken zu jener Zeit die ausschliesslichen Geldbaaquiers gewesen 
und auch in den übrigen Bezirken haben sie ein starkes Übergewicht 
behauptet. 

Der Credit der Gutsherrschaften war im allgemeinen ganz coulant, 
Dieselben liehen entweder kleinere Geldsummen oder Getreide und 
andere Naturalien, und zwar nur selten auf Zins und noch seltener gegen 
Verpfandung des Bauerngutes. Die Rückerstattung des Darlehens geschah 
und geschieht häufig durch Leistung von Feldarbeiten auf dem heiTschaft- 
lichen Gute zu dem ortsüblichen Taglohne ohne Hinzuzahlung von 
Zinsen. Viel häiter sind die Bedingungen der anderen Privatgläubiger. 
Bei den Bauern betrugen die stipulierten Zinsen höchstens 2 4 bis 30 Procent, 
bei den Juden aber erreichten sie die Höhe von 50 bis 150 und selbst 
von 500 Procent. Manchmal waren aber die bäuerlichen Darlehensgeber 
ebensolche Wucherer wie die Juden. 

Die Darlehen wurden tlieils in Geld, theils in Naturalien gegeben 
und die Schuldner mussten meistens einen Wechsel oder Notariatsact 
darüber ausstellen. Häufig verlangte der Wucherer nocii Bürgen und 
entweder mobile Habseligkeiten oder das Gut des Schuldners zum Pfände, 
sodass im Hause mancher Dorfwucherer förmliche Niederlagen von Pfand- 
leihstücken etabliert wurden. Die Rückerstattung der Darlehen an andere 
Privatgläubiger geschah häufig in Naturalien, Wenn das Darlehen in 
barem gegeben und Rückerstattung in Getreide nach der Ernte verein- 
bart war, so bestimmte der Wucherer oft für dieses Getreide einen 
ungemein niedrigen Preis, so dass der Schuldner bedeutend mehr leisten 
musste, als er erhalten hatte. Nicht selten musste der Schuldner mehr 
Getreide versprechen, als er überhaupt auf seinem Acker gewinnen 
konnte. War das Darlehen selbst schon in Getreide gegeben, so erfolgte 
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i:-- R-ckffr-stisttun;^ des Darlehen:» durch Hinirabe «riner bedeutend in-össeren 
Men^/e od^-r auch durch Lei^-tung von Feldarbeiten, die äusserst niedrige 
ank'^rechnet wurden. Diese Form der Rückzahluni: war sehr verbreitet. 
In : Bezirken herrschte sie so i^t wie ausschliesslich, in 55 anderen 
Bezirken spielte sie neben anderen Rückzah:unifsarten eine Rolle. Ge- 
v/'":-nI:ch wurde da> Capital in Naturalien rückerstattet und die Zinsen 
durch P' eidarbeit g*-lei>tet, manchmal wurde aber auch der umgekehrte 
Vr.rifancr eint^ehalten. Durchwtirs musste der Schuldner für den Gläubiger 
bir.i^-er arbeiten als für einen Fremden. 

Das Wucher ^-e>etz vom Jahre 1S77 hat diese trostlosen Zustände^ 
die zu einer all irtr meinen Expropriation des Bauernstandes fuhren mussten, 
etwas c^'ebessert. In einzelnen Bezirken war die Wirkung des Gesetzes 
wohl u'ering. in der weitaus üben^iegenden Mehrzahl der Bezirke war 
d-:T Erfolg aber ein günstiger, ja, in m.anchen Bezirken brach zunächst 
eine formliche Panik unter den Wucherern aus. Dieselbe legte sich aber 
bald, als die Wucherer sahen, dass das Gesetz keine rückwirkende Kraft. 
äu-?5erte. Vielfach haben daher die Wucherer in der Folge, wenn auch mit 
grosserer Vorsicht. il:re frühere Thätigkeit wieder aufgenommen. Die 
I-age des Landvolkes hat sich schon darum, weil es an positiven Mass- 
nahmen zur Bekämpfung des Wuchers felilte, nicht immer besser gestaltet. 
Häutig trat vielmehr geradezu Creditnoth ein. Die Bauern schlugen 
ihr Vieh und das (ietreide auf dem Halme los. um nur das Frühjahr zu 
überdauern, oder wandten sicli an die ^lerichte. damit die Wucherer 
niciit die Hand von ihnen wevrziehen mochten. Die Wucherer selbst hin- 
wiederum forderten nunmehr durclnvegs pünktlichste Einhaltung der 
Rat^n. pfandweise Übergabe von lirund- oder Viehstücken und hohe 
Ri^icoprämien. Wer keinen Credit erlangen konnte, dem blieb zumeist 
nichts übrig, als zum Verkauf des Viehes oder zur Zerbröckelung seines 
Grundbesitzes zu schreiten, wobei der Wucherer häutig als Käufer auf- 
trat. Überdies wurden auf beiden Seiten bald allerlei Praktiken angewendet, 
um da> Wuchergesetz zu umgehen. 

Mit die>en Privatcreditgebern theilten sich in die Auswucherung des 
Landvolk* 'S m».-hrere Banken, welche den kleinen Grundbesitzern zu über- 
mässigen Zinsen Hypothekarcredit gewälirten. Dazu zählten namentlich die 
Ru-ticalbank, die ruthenische Bank, die Krakauer Bodencreditanstalt, die 
Lerr.berger Vorschusscasse .kasa zaliczkowa» und der Lemberger städtische 
Treditverf-in. Die traurigste Berühmtheit hat die Rusticalbank erlangt. 
Di'-elbe hat während der Zeit ihres Bestandes ^iSoS bis IS84^ 
über 70.000 Darlehen in der ( iesammtsummme von fast tl. 15.000.000 
♦-rtheilt, den anderen Banken den Weg der Ausbeutung gewiesen. 
-chlie>slich nahezu 000.000 Joch im liesammtwerte von beiläufig 
fl 27,000.000 mit Hypotheken belastet. Jeder zwanzigste galizische 
Bau-.-r war bei ihr verschuldet und fast 30 Procent aller öifentlichen Ver- 
steigerungen rührten von ihr her. Die durchschnittliche Hohe eines 
Darlehens betrug circa fl. 200 und der Zinsfuss stieg bei kleinen 
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Darlehen auf 18 und bei Einrechnung der Verzugszinsen auf zi^t Procent. 
Da aber die Verzugszinsen wegen Nichteinhaltung der Termine sehr 
anwuchsen, so war der galizische Bauer der Bank meist 4o'/3 Procent 
zu zahlen verpflichtet, wozu dann noch allerlei betrügerische Manipula- 
tionen kamen. 

Ähnliche Schilderungen sind auch für die Bukowina schon öfters 
geliefert worden, und die im Literaturvermerk angeführten Schriften ent- 
halten in dieser Beziehung reichhaltige Angaben. 

Für beide ostliche Länder hat die Krage der Organisation des 
bäuerlichen Credites eine viele andere Probleme überragende Bedeu- 
tung und sie steht daher auch — wenigstens in Galizien — ununter- 
brochen auf der Tagesordnung der Land es Vertretung. Die Bestrebungen 
der letzteren gehen namentlich auch dahin, den bäuerlichen Hypothekar- 
credit, der noch eine unverhältnismässige Ausdehnung besitzt, durch 
eine zweckmässigere Organisation des Personaler edit es auf das richtige 
Mass zurückzuführen. In der Frühjalirssession des Jahres 1895 hat der 
Landtag den Lande saus schuss beauftragt, hierauf bezügliche Vorschlage 
zu erstatten und der vom Landesausscliuss am 13. December 1895 vor- 
gelegte Bericht enthält mancherlei wertvolle Anregungen, die immerhin 
die Aussicht eröffnen, dass die Vorherrschaft dos wucherischen Privat- 
credites auch in Galizien in nicht allzu ferner Zeit gebrochen werden wird. 
Unter den bereits vorhandenen Formen des organisierten Personalcredites 
die richtige auszuwählen oder unter Anlehnung an die bestehenden 
Verhältnisse eine neue Organisation zu schaffen, ist die Aufgabe, deren 
Lösung hoffentlich bald gelingen wird. 

Zu den bestehenden Formen des organisierten Personalcredites wendet 
sich nunmehr unsere Darstellung. Wir wollen hiebei die historische 
Aufeinanderfolge zugrunde legen. 



II. Entstehung und Fortbildung; der Contributionsfondscassen 
in den Sudeteniändern, 

Die Entstehung der Contributionsfonds hängt zusammen mit der 
aus der Grundherrschaft fliessenden Verpflichtung der Dominien, ihre 
Unterthanen in Nothfällen zu unterstützen. Ausserdem sollten die Fonds 
im Falle ihrer Erstarkung dazu dienen, den Unterthanen ihre Steuerlast 
zu erleichtem und andere Auslagen, die im Interesse derselben waren, 
zu bestreiten. Man unterschied zwei Arten, Körnerfonds und Geld- 
fonds. Durch die ersteren sollte das zum Anbau nÖthige Getreide 
sichergestellt und aus ihren Mitteln den Unterthanen in Fällen von Noth 
durch Vorschüsse von Saatkorn ausgeholfen werden. Für andere .Aus- 
lagen der bezeichneten Art hatten die Geldfonds aufzukommen. 

Die ersten Spuren der Contributionalonds finden sich bereits um die 
Mitte des vorigen Jahrhundertes. Die Einrichtung der Körnerfonds wai- 
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zunächst nur facultativ, sie entstanden ohne Einflussnahme der Staats- 
verwaltung" durch die Anordnung" einzelner Grundobrigkeiten. In dem 
für Mähren erlassenen Systemalpatente vom Jahre 1748 wurde ihre Er- 
richtung den (xrundobrigkeiten durch die Staatsregierung empfohlen. 
Aber erst durch das Patent Josefs II. vom 9. Juni 1788 erfolgte die 
allgemeine Einführung des Institutes in den Sudetenländern. Damach 
sollten alle Gemeinden unter Aufsicht der Landesstellen, der Kreisämter und 
der Landesbuchhaltungen Getreidevorräthe sammeln, welche aus den vier 
Fruchtgattungen Weizen, Roggen, Gerste und Hafer zu bestehen hatten. 
Jeder Unterthan, der Ackerbau treibt, soll den dritten Theil seines Saat- 
bedarfes auf den Schüttkasten der Gemeinde führen und dieses drei 
Jahre hindurch fortsetzen, damit nach dieser Zeit in jeder Gemeinde ein 
Vorrath bestehe, der zur Bestreitung einer Winter- und Sommersaat aus- 
reiche. Den Steuercassen wurde ge^stattet, aus den entbehrlichen Barvor- 
räthen den Bedarf an den vier erwähnten Körnergattungen mit Zustimmung 
der Kreisämter anzukaufen und den Unterthanen auf diese Art den Ankauf 
des Getreidevorrathes zu erleichtern. Die Obrigkeiten sollten zur Er- 
richtung der Fonds das Ihrige beitragen, und auch die Staatsverwaltung 
versprach auf ihren Gütern mit gutem Beispiele voranzugehen. Für die 
Sicherheit der Vorräthe hatten die Obrigkeiten in demselben Masse zu 
haften wie für die landesfürvStlichen Steuergelder. Die Verwaltung der 
vSchüttböden oblag den Steuereinnehmern. Ihre Aufgabe war es ins- 
besondere, den Vorrath alle Jahre an zuverlässige LTnterthanen aus- 
zuleihen und diese Darlehen sammt Zinsen nach der Ernte wieder herein- 
zubringen. Das Ausmass der Zinsen war anfangs auf ein Achtel der ausge- 
liehenen Menge festgesetzt, was 12' j IVocent gleichkam. Später wurde 
der Zinsfuss auf die Hälfte, nämlich auf 6^ 1 Procent, herabgesetzt. Die ein- 
gehenden Zinsbeträge sollten zur Vermehrung der Fonds dienen und die 
dadurch entstehenden Überschüsse mit Bewilligung der Kreisämter ver- 
kauft werden. Das hiefür erlöste (xeld war in öffentlichen Fonds oder 
gegen ausreichende Sicherheit bei Unterthanen verzinslich anzulegen. 
Neben den Getreidefonds waren auch Geldfonds dadurch entstanden, 
dass die Obrigkeiten grössere Steuerbeträge auf die Contribuenten auf- 
theilten, als nach dem Jahrescontingente erforderlich gewesen wäre, und 
diese Überschüsse zu besonderen Fonds ansammelten. Die Staats- 
regierung gestattete diesen Vorgang, weil auf diese Art den Unter- 
thanen in schlechten Jahren die Contributionen erleichtert werden konnten. 
Das josefinische I^atent vom Jahre 1788 bestimmte, dass die Über- 
schüsse der Kömerfonds verkauft und der Erlös in die Contributions- 
steuercassen hinterlegt werden sollte. Aus di(^sen beiden Quellen entstand 
das Vermögen der Geldfonds, welches immermehr anwuchs, so dass 
ihre Einkünfte auch zur BestnMtung anderer Auslagen verwendet werden 
konnten. An Stelle der später untersagten Steuermehrauftheilungen 
wurden von der Staatsv(»rwaltung 2 Procent der wirklich eingehobenen 
Steuern den Fonds als Ersatz zugewiesen. Ausserdem flössen in die 




Fonds manche andere Einnahmen. Ihre Verwaltunir war so zu führen, dass 
eine drei-, beziehungsweise zweimonatliche Steuerscliätzung in den Cassen 
vorräthig gehalten werden musste, der Überschuss von Capitatien hin- 
gegen in öffentlichen Fonds oder gegen hinlängliche Sicherheit bei 
Unterthanen verzinslich anzulegen war. Bei Ausleihung der Capitalien 
an Unterthanen des einheimischen Bezirkes sollten 4 Procent und in 
rücksichts würdigen Fallen auch noch geringere Zinsen bewilligt werden. 
Ausserdem dienten die Einkünfte der Steuergeldfonds noch zur Bestreitung 
verschiedener Verwaltungsauslagen, namentlich zur Erhaltung des Sanitäts- 
personales. 

Das Jahr 1 848 erschütterte diese bisherigen Einrichtungen der Con- 
tributionsfonds. Es begann ein längeres Provisorium, Die während dieser 
Zwischenzeit erlassenen Vorschriften bezweckten vorzugsweise die durch 
die Aufhebung der Patrimonialverfassung in Wegfall kommenden Tutel und 
Verwaltung der Grundobrigkeiten zu ordnen. Bereits damals machten sich 
Stimmen geltend, welche eine radicale Umgestaltung des ganzen Institutes 
forderten und die Fonds entweder für den Staat oder zur Tilgung der 
Grundentiastungsschuld einziehen und unter die Gemeinden vertheilen 
wollten. Allein die Staatsregierung trat diesen radicalen Forderungen 
entgegen und wollte nur eine mehr zeitgemasse Ver\vendung der Fonds 
herbeiführen. Eine solche war in der That dringend nÖthig. Der Über- 
gang von der Naturalwirtschaft zur Geldwirtschaft und die Fortschritte 
in der Landwirtschaft wie im Verkehrswesen Hessen die Getreidefonds in 
üirer hergebrachten Gestalt als entbehrlich erscheinen. Die Getreidelieferung 
in die Schüttböden war umsoweniger rationell, als das aus verschiedenen 
Feldern und Jahrgängen stammende Getreide der Fonds sich für den 
Anbau nicht gut eignete und oft erst auf dem Markte verkauft werden 
musste, um für den Erlös ein geeignetes Saatgetreide zu beschaffen. Die 
Verwaltung der Geldfonds wurde in der Zwischenzeit den neuen landes- 
fürstlichen Steuerämtem übertragen, die Kömerfonds hingegen sollten an 
besondere Ausschüsse der Theilnehmer übergeben werden. 

Dieses Provisorium dauerte bis zur Neugestaltung der Länderautonomie 
zu Beginn der Sechziger-Jahre. Damit beginnt eine neue Epoche in der 
Geschichte des Institutes, die nunmehr in den einzelnen Ländern nicht 
mehr gleichmassig verläuft. 



t. Die landuiirt Schaft liehen Bezirks Vor sehusscassi 



Böhmen. 



In Böhmen hatten die Contributionsfonds infolge der josefinischen 
Gesetzgebung einen sehr erfreulichen Aufschwung genommen und 
waren nach und nach in den Besitz nicht unbedeutender Geldcapitalien 
gelangt. Diese allmählich angesammelten Gelder gehörten mit zu den 
Contributionsfonds, wenn sie auch formell getrennt als Contributions- 
Getreidegeldfonds verwaltet wurden. Daneben bestanden selbständige 
Steuergeldfonds. 



Durch das Gesetz vom q. Juli i86j, L.-G.-lil. Xr. 45, «"urde die g'anzt* 
Institution auf neue (frundlaifen gestellt. Unter Aufhebunj; des Patentes 
vom q. Juni 1788 und aller späteren Vorschriften, welche die gesetzliche 
Verpflichtung zur Aufrechterhaltung der Contributionsgetreidefonds aus- 
sprachen, ordnete das Gesetz die Umgestaltung dieser Getreidefonds in 
(ieldfonds an und befahl zugleich ihre Vereinigung mit den bestehenden 
Getrcidegeldfonds, welche durch VeriiusstTung der Getreide Überschüsse 
ttntstanden waren. Diese vereinigten Geldfonds dürfen nicht unter die 
Interessenten vt;rtheilt werden, sondeni sind unter Aufrechthaltung ihrer 
ursprüngliclu'u Widmung in Vorscliusscassen umzuwandeln. Zugleich 
wurde für diese Umgestaltung eine Reihe von Normativ vor Schriften er- 
lassen, die Feststellung der Grundzüge für dif- Organisation der neuen 
Cassen aber einem besonderen Gesetze vorbehalten. 

Dieses Gesetz erfloss unter dem 6. August 1864, L.-G.-Bl. Xr. 28. Das- 
selbe e:klärte als Theilhaber der Vorschusscassen die zeitweihgen Besitzer 
aller an den bisherigen Contributii)ns-lietreidefonds anerkannt betheiligten 
Ansässigkeiten im Verhältnisse ihres Ackerbodens nach dem josefinischen 
Catastralausmasse, insoweit hierüber kein anderer Massstab zu Recht 
besteht. Xach dem letzteren ilassstabe soll auch der Antheil an dem jalir- 
lichen Reinertrag der Vorschusscasse für die Theilhaber bemessen werden. 
Der Fonds der A'orscliusscasse ist regelmässig ein untheilbares Ganzes. 
Die ITieilhaber können jedoch nach ganzen Ortschaften oder Ortsgruppen 
aus dem bisherigen Verbände austreten, um sich mit einer anderen \'or- 
schusHcasse zu vereinigen. Iliezu ist erforderlich, dass zwei Drittheile der 
Theilnelimer dieser Ortschaft oder Ortsgruppe sich für den Austritt ent- 
scheiden und der Landesausschuss diesen Heachluss g(-nehmigt. Auch eine 
wirkliche Theilung der Vorschusscasse ist möglich, wenn die Majorität 
der Theilnelimer sich dafür ausspricht und der Landesausschuss diesem 
Beschlüsse zustimmt. 

Die Verwaltung der Vorschusscasse wird durch die Generalver- 
sammlung und eine Direction besorgt. Die Generalversammlung besteht 
aus allen Thc.-ilnehmtrm, die Direction aus wenigstens fünf Mitgliedern, 
welche von der Generalversammlung aus der Mitte aller Theilnehmer auf 
die Dauer von drei Jahren gewählt werden. Die Direction hat die laufenden 
Geschäfte der Casse zu besorgen, die Beschlüsse der Generalversammlung 
durchzuführen und in allen .\ngel<;genheiten zu entscheiden, welche nicht 
ausdrücklich der Generalverf-ammlung vorbehalten sind. Die letztere liat 
insbesondere inn<'rhalb der Bestimmungen des (iesctzes die nöthigen Ver- 
waltungsregi'ln zu entwerfen, über den (Tescliaftsorganismus, femer über 
dieAn^'ti'UungundKntliihnungvon Bedien.steten und darüber zu beschliessen, 
ob und in welchem Ausmäste den Mitgliedern der Direction eine Ent- 
hihnung zu bewilligen sei. Sie hat Wfriters in den Stand der Cas.se Einsicht 
zu nehmen und di" Jahnr^reclmungen zu prüfen. Sie kann endlich neben 
der Direction einen bi-sonriiit-n engeren .Vusschuss aus der Mitte aller 
Theilnelimer wähl<-n und dii'.sem Ausschusse t-inen Theil ihrer Rechte 
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übertragen. Die Wirksamkeit der Mitglieder dieses Ausschusses bildet 
ein Ehrenamt. 

Rück sichtlich der rechtlichen und geschäftlichen Wirksamkeit der 
Gassen bestimmt das Gesetz, dass Darlehen nicht nur auf Hypotheken, 
sondern auch auf Personalcredit gegeben werden können. Die General- 
versammlung hat darüber zu entscheiden, welche Creditform und inwie- 
weit dieselbe den Vorzug haben soll. Sie hat auch den höchsten Betrag 
eines Darlehens für jede dieser Creditformen festzusetzen. Die Bedingungen 
der Creditgewähning sind folgende: Darlehen auf Hypotheken sind bei 
ausgewiesener Pragmatical Sicherheit, welche mit zwei Drittheilen des 
hundertfachen Steuerwertes der Realität zu berechnen ist, nur gegen Rück- 
zahlung in Annuitäten von wenigstens 20 Procent jährlich zu gewähren. 
Diese 20procentigen Abzahlungen müssen nach Ablauf jedes Jahres, die 
Zinsen dagegen halbjährig im voraus an die Casse abgeführt werden, 
widrigenfalls längstens in sechs Wochen nach der Verfallszeit das ganze 
Capital sammt den schuldigen Zinsen eingeford- rt werden kann. Darlehen 
auf Personalcredit sind nur gegen eigene Wechsel des Darlehennehniers 
oder gegen Schuldscheine zu gewähren, welche von einem inländischen 
Gerichte oder Notar aufgenommen oder legalisiert sind, sich also zu einem 
raschen Eintreibungsverfahren eignen. Es bleibt der Direction überlassen, 
auch noch die Mitfertigung von Bürgen und Zahlern zu fordern. Alle Dar- 
lehen auf Personalcredit können höchstens auf ein Jahr gegeben werden, 
über welchen Zeitraum hinaus keine Erstreckung zulässig ist. Die Höhe 
des Zinsfusses bestimmt die Generalversammlung für beide Creditformen. 
Ausser den Zinsen ist von jedem Darlehen eine Provision im voraus zu 
bezahlen, und zwar bei Darlehen auf Personalcredit höchstens 'A Procent 
vierteljälirig und bei Darlehen auf Hypotheken höchstens i Procent ein- 
für allemal. 

Die Theilhaber der Vorschusscasse haben ein bevorzugtes Recht 
auf die Gewährung von Darlehen. Erst bei Abgang solcher Dar- 
lehenswerber können Darlehen auch an Xichttheilhaber gegeben werden, 
jedoch stets nur an Kleingrundbesitzer und Hausbesitzer und nur gegen 
angemessene Sicherheit, Bei Nichtmitgiiedcrn muss ausserdem Rück- 
zahlung gegen eine längstens halbjälirige Kündigung ausbedungen werden. 
Disponible Barschaften, welche auf keinem der bezeichneten Wege be- 
geben werden können, sind von der Direction fruchtbringend in der Art 
anzulegen, dass sie leicht flüssig gemacht werden können. Das Stamm- 
capital der Vorschusscasse muss ungeschmälert erhalten werden. Verluste 
sind aus dem Reservefonds und in zweiter Reihe aus dem Erträgnisse zu 
decken. Der Reservefonds wird aus der Hälfte der eingehenden Provisionen 
gebildet und ist in besonderer Evidenz und Verrechnung zu halten. Er 
soll auf eine Summe gebracht werden, welche dem zehnten Theile des 
Stammeapi tales gleichkommt. Der Reingewinn der Casse ist nach den Be- 
schlüssen der Generalversammlung entweder unter die Theilhaber zu ver- 
theilen oder in anderer Art zu verwenden. 

Cetch. d. Land. u. Porslwlnicb. I. Bd. 44 
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über vorkommende Beschwerden und Anstände entscheidet, sofeme 
nicht die Competenz der (ferichto begründet ist, in erster Instanz der 
Bezirksausschuss und in zweiter und letzter Instanz der Landesausschuss. 
Der Staatsregierung- steht es frei, zu den Verhandlungen des Ausschusses 
und der Generalversammlung Delegierte zu entsenden und in die Ge- 
barung der Direction jederzeit Einsicht zu nehmen. 

In diesen Gesetzesbestimmungen prägt sich sehr deutlich* die grosse 
Umwälzung aus, welcher die alten Contributionsfonds nunmehr entgegen- 
giengen. Bei den alten Naturalfonds traten die Rechte der Theilnehnier 
regelmässig nur dann hervor, wenn sie durch Klementarereignisse oder 
durch andere Unglücksfalle ausser Stand gesetzt wurden, iliren Bedarf 
an Saatgut zu decken. Die neuen Vorschusscassen verfolgten weitere 
Zwecke, sie sollten den Credit der Landwirte, und zwar speciell den 
Credit der Kleingrundbesitzer heben. Die Theilhaber erhielten jetzt auch 
die Verwaltung der neuen Geldfonds und einen Anspruch auf Reingewinn. 
Sie wurden aber nicht in Gestalt freier Genossenschaften organisiert, 
sondern bildeten eine Art Zwangsverband, dessen Basis der Besitz gewisser 
landwirtschaftlicher Grundstücke abgab. 

Einen anderen Weg schlug die (Gesetzgebung bei den Steuer- 
fondsgeldern ein. Das Gesetz vom 7. Juli 1864, L.-G.-Bl. Nr. 26, 
überliess die Steuergeldfonds der früheren Einzeldomänen der Gesammt- 
heit der Theilnehmer, die Steuergeldfonds der Städte aber den bezüg- 
lichen Gemeinden zur freien Verwaltung. Jeder Fonds sollte in der Regel 
als ein gemeinschaftliches Ganzes verwaltet werden. Der (xesammtheit der 
Fondstheilnehmer jeder einzelnen Ortschaft wurde aber freigestellt, mit 
ihrem Antheile aus der Gemeinschaft auszuscheiden. Die Verwaltung ist 
nach den Bestimmungen der Gemeindeordnung zu führen. Eine Ver- 
äusserung des Stammverm(*)gens darf nicht stattfinden und nur die 
Nutzungen sind zu gemeinnützigen Zwecken der Fondstheilnehmer zu 
verwenden. Zur Vertretung der Theilnehmer dient ein weiterer Ausschuss, 
der aus seiner Mitte einen engeren oder Verwaltungsausschuss bestellt. 
Wenn eine Ortschaft aus der Gemeinschaft ausscheidet oder für sich 
allein das Dominiumsgebiet gebildet hat, so vertritt die Gesammtheit der 
Theilnehmer den weiteren Ausschuss. In solchen Fällen können die Theil- 
nehmer die Verwaltung ihres Fondsantheiles auch dem Ortsausschusse 
übertragen, doch muss der Fonds abgesondert von dem Ortsvermögen 
verwaltet werden. 

Infolge dieser Gesetzesbestimmungen traten die Steuergeldfonds in 
ein engeres Verhältnis zu den (xemeinde- und Ortsverwaltungen und ver- 
loren sich vielfach durch Vermengung mit dem Vermögen dieser Körper- 
schaften. Ihr Untergang wurde noch beschleunigt, als durch das (iesetz 
vom 20. December 1881, L.-(t.-B1. Xr. 70, auch die Verwendung des 
Stammvermögens oder von Theilen desselben zu gemeinnützigen Zwecken 
gestattet wurde. ]üne solche Verwendung kann in rücksichtswürdigen 
r'ällen vom Laudesausschusse über Antrag der Bezirksvertretung und im 
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Einverständnisse mit der Stattlialterei bewillig werden, wenn sich hiefür 
drei Viertheile der Theilnehmer entscheiden, deren Antheile wenigstens 
zwei Drittheile des Stammvermögens betragen, 

Nach den Angaben der früheren Staatsbuchhaltung hatte sich das 
Vermögen der Fonds ursprüngHch (1864) auf fl. 7,202.567 belaufen. Im 
Jahre 1877 war es bereits auf fl. 3,481.053 gesunken. Damals bestanden 
37C)0 Fonds, an denen 109.281 Theilnehmer participierten. Ortschafts- 
weise vertheilt waren bereits 3400 Fonds mit einem Vermögen von 
fl, 1,660.538, so dass nur noch 390 Fonds mit einem Vermögen von 
fl. 1,820,515 ungetheilt verblieben, 

Für die vorliegende Darstellung können die Fonds nur noch inso- 
feme eine Bedeutung beanspruchen, als neuestens die Leitung der 
Raiffeisen-Vereine bestrebt ist, das Vermögen der Fonds für diese Gassen 
zu gewinnen, was nur gebilligt werden kann. 

Die Organisation der neuen Vorschuascassen befriedigte indessen 
die Interessenten durchaus nicht. Die Cassen waren der ihnen zugedachten 
Aufgabe aus Mangel an flüssigen Capitalien nicht gewachsen und die 
Verwaltung drohte durch die zu grosse Zersplitterung der Antheile, welche 
mit der Freitheilbarkeit von (irund und Boden platzgriff, zu schwerfällig 
zu werden. Die Rückzahlungsmodalitäten und die ganze Manipulation der 
Cassen entsprachen nicht den Anforderungen, welche man an moderne 
Credit Institute stellen musste. 

Es mehrten sich mit der Zeit die Petitionen an den Landtag, welche 
Änderungen der durch das Gesetz vom 6. August 1864 festgestellten 
Organisation verlangten oder nocli radicalere Wünsche enthielten. Bald 
wurde die Auflösung der Fonds in abgesonderte Cassen gefordert, da 
ihr Umfang zu ausgedehnt sei, bald auch die Vertheilung des Fonds- 
vermÖgens an die Gemeinden verlangt. Der Landesausschuss ent-schloss 
sich, dem Landtage eine Novelle zu den Gesetzen vom 7. Juli und 
6, August 1864 vorzuschlagen, wodurch den Wünschen der Interessenten 
Rechnung getragen werden sollte. Diese vom Landtage in der Session 
des Jahres 1872 angenommene Novelle gestattete den Theilnfhmem der 
Vorschusscassen den Austritt aus dem bisherigen Verbände nach ganzen 
Ortschaften oder Ortsgruppen und die Bildung selbständiger Vorschuss- 
cassen in analoger Art, wie dies den Theilhabern der Steuergeldfonds 
bereits durch das Gesetz vom 7. Juli 18Ö4 zugestanden worden war. 
Ebenso sollte der Landesausschuss das Recht erhalten, in rücksichts- 
würdigen Fällen die Verwendung des .Stamm Vermögens der Vorschuss- 
casse zu gemeinnützigen Zwecken zu genehmigen, wenn wenigstens drei 
Viertheile der Theilnehmer dafür stimmten. Ausserdem wurde der Landes- 
ausscliuss durch eine Resolution des Landtages aufgefordert, über die 
Reform der beiden Gesetze vom 7. Juli und 6. August 1S64 Erhebungen 
zu pflegen und dem Landtag hierauf bezügliche Anträge zu stellen. 

Der vom Landtag beschlossenen Novelle wurde aber die kaiserliche 
Sanctirjn nicht zutheil, weil nach Meinung der Regierung erst das 
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Resultat der vom Landtag ang-eordneten Erhebungen abgewartet werden 
sollte. 

Diese Erhebungen, welche vom Landesausschusse durch die Bezirks- 
vertretungen und von Seiten der Statthalterei durch die politischen 
Unterbehörden gepflogen wurden, ergaben einen grossen Widerstreit der 
Anschauungen. Ein Theil der Bßzirksvertretungen sprach sich für die 
unveränderte Beibehaltung der geltenden Gesetzesbestimmungen aus. Die 
Mehrzahl aber wünschte eine radicale Reform der Vorschusscassen, doch 
giengen die Anträge dieser Bezirksvertretungen wiederum sehr weit aus- 
einander. Eine kleinere Grruppe sprach sich für die gänzliche Auflassung 
der Vorschusscassen und die Übergabe des Stamm Vermögens in die 
freie Disposition der Theilhaber aus. Eine grössere Anzahl von Bezirks- 
vertretungen beantragte die ortschafts- und gemeindeweise Theilung des 
Fondsvermögens nach dem Muster der Steuergeldfonds. Eine noch 
grössere Zahl w^ünschte die zwangsweise Zusammenlegung der Gassen in 
den einzelnen Vertretungsbezirken zu landwirtschaftlichen Bezirksvorschuss- 
cassen. Die Statthalterei endlich sprach sich im Hinblick auf das oft un- 
zureichende Vermögen der Gassen für eine facultative Auflassung der 
schwachen Gassen und für die Widmung ihres Vermögens zu gemein- 
nützigen Zwecken aus. 

Die Gommission des Landtages, welcher dieses Erhebungsmaterial 
vorlag, konnte in der Session des Jahres 1874 zu keinem entscheidenden 
Beschlüsse gelangen, sondern einigte sich nur über eine Reihe von 
Grundsätzen, die vom Landesausschusse bei Ausarbeitung des Reform- 
gesetzes beachtet werden sollten. Als erster Grundsatz wurde fest- 
gestellt, dass mit Rücksicht auf die gesetzlich anerkannten privatrecht- 
lichen Ansprüche der Theilhaber auf das Fondsvermögen ein imperatives 
Vorgehen bei der Regulierung und Auseinandersetzung der Fonds ge- 
setzlich unzulässig sei, daher auch jeder Zwang bei der Zusammenlegung 
oder Zerth eilung derselben ausgeschlossen werden müsse. Weiters sollte 
die Umwandlung der Vorschusscassen in registrierte Creditgenossen- 
schaften oder andere wirtschaftliche Associationen gesetzlich gestattet 
und möglichst erleichtert, auch eine individuelle Vertheilung des F^onds- 
vermögens unter die Theilhaber ermöglicht werden, wenn diese Um- 
wandlung nicht ausführbar oder wenn die Gasse nicht lebensfähig sein 
sollte. Die Zertheilung und Zusammenlegung der künftig noch fort- 
bestehenden Vorschusscassen wollte man möglichst erleichtert und bei 
ihrer Organisation und Verwaltung Vereinfachungen eingeführt, ihnen 
eventuell auch die Annahme von Spareinlagen zur Verzinsung gestattet 
wissen. 

Diese vorstehenden Grundsätze fanden denn auch Verwertung in 
dem vom Landosausschusse ausgearbeiteten Gesetzentwurfe. Auf (irund 
eines Gommissionsberichtes genehmigte der Landtag in der Session des 
Jahres 1875 diesen Entwurf, welcher eine gründliche Revision der früheren 
Gesetze bezielte. Die Regierung glaubte aber gegenüber den im Entwürfe 



vertretenen AuflÖsunifstendenzen für den uriireschmälerten Foitbestand 
der Fonds eintreten zu sollen und perliorr es eierte auch die Zulassung 
der Annahme von Spareinlagen, da die Cassen hiefür keine aus- 
reiclienden Garantien gewährten und das Vermögen der Theilhaber 
dadurch leicht in Gefahr gebracht werden könnte. Der Entwurf erhielt 
daher ebenfalls nicht die kaiserliche Sanction und die unbefHedigenden 
Zustände dauerten fort. 

Erst mehrere Jahre später gelang es durch das Gesetz vom 22. März 
1882, L.-G.-Bl. Nr. 26, die Organisation der Vorschusscassen auf vollständig 
neue Grundlagen zu stellen. Dieses Gesetz ordnete die obligatorische 
Umwandlung der Cassen in landwirtschaftliche Bezirksvorschuss- 
cassen an. Dieselben wurden durch Vereinigung aller im Gebiete einer 
Bezirksvertretung bestehenden Contributionsfonds- Vorschusscassen ge- 
bildet. Als Zweck der neuen Cassen wurde die Förderung der landwirt- 
schaftlichen Interessen des Kleingrundbesitzes durch Creditgewährung 
und insbesondere durch Bescliaffung billigen Personal er edites erklärt. 
Der Betriebsfonds der Bezirks vorschusscassen besteht zunächst aus dem 
Vermögen der vereinigten alten Contribntions cassen. Zum Zwecke, einer 
Vermehrung des Betriebscapitaleswird den Bezirks vorschusscassen gestattet, 
verzinsliche Geldeinlagen, sowohl von den Theilliabem als auch von 
anderen Personen in laufender Rechnung oder gegen Einlagsbücheln 
anzunehmen. Zur Deckung dieser (teldeinlagen hat das gesammte Ver- 
mögen der Bezirksvorschusscasse zu dienen und es darf die Gesammtsumme 
der angenommenen Geldeinlagen den doppelten Betrag ihres Stamm- 
vermögens nicht überschreiten. Darlehen werden gewährt entweder auf 
reinen Personal credit oder auf bedeckten Credit gegen ein Accept des 
Darlehensnehmers oder gegen einen von einem inländischen Gericht oder 
Notar legalisierten oder in Form eines Notariatsactes aufgenommenen 
Schuldschein. Die Direction hat darüber zu entscheiden, ob dem Wechsel 
oder Schuldscheine noch eine zweite zahlungsfähige Person mit soll- 
darisclier Mitverpilichtung beizutreten hat. Die Bestimmung des Zinsfusses 
und der allfälligen Provision ist der Generalversammlung vorbehalten, 
welche indess diese Befugnis auch der Direction gegen Widerruf über- 
tragen kann. Die Generalversammlung hat auch festzusetzen, in welchem 
Höchstbetrage Darlehen im allgemeinen gewährt werden können. Die 
Rückzahlungsfrist darf beim Personal credit 6 Monate nicht überschreiten. 
Prolongationen können von der Direction unter Rücksichtnahme auf die 
Sicherheit der Bezirksvorschusscasse und die Verhältnisse des Schuldners 
bewilligt werden. Die Prolongationsdauer darf aber mit Einrechnung der 
ursprünglich bedungenen Rückzahlungsfrist ein Jahr nicht überschreiten. 
Die Gewährung eigentlicher Hypothekardarlehen ist von dem Geschäfts- 
kreise der Bezirksvorschusscasse ausgeschlossen. Zugelassen ist nur die 
Bedeckung des Credites durch Bestellung einer hypothekarischen Caution, 
doch darf ein solcher bedeckter Credit höchstens auf die Dauer von 
5 Jahren erhoben werden und muss in angemessenen Raten zur Rückzahlung 
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gelangen. Die Generalversammlung kann auch über die Gewährung 
von Lombard- und Warencredit auf landwirtschaftliche Producte Beschluss 
fassen. Anspruch auf die Gewährung von Darlehen haben zunächst nur 
die Theilhaber der Bezirksvorschusscasse. Bei Abgang solcher Bewerber 
können Darlehen auch anderen im Gebiete der Gasse ansässigen Kleingrund- 
besitzern bewilligt werden. Gänzlich untersagt ist den Vorschusscassen 
die Errichtung industrieller Unternehmungen oder die Betheiligung an 
solchen, der speculative Kauf und Verkauf von Wertpapieren, die Be- 
treibung von Bankgeschäften oder die Betheiligung an solchen, endlich 
der Ankauf unbeweglicher Güter, es sei denn, dass es sich um die 
Erwerbung oder den Bau eines Hauses, welches als Geschäftslocal dienen 
soU, oder um den Fall einer executiven Erstehung zum Zwecke der 
eigenen Deckung handelt. Im letzteren Fall ist auf ehesten Wiederverkauf 
des Objectes Bedacht zu nehmen. Zur Deckung von Verlusten, welche 
das Jahreserträgnis übersteigen, ist ein Reservefonds bis zur Höhe der 
Hälfte des Stammcapitales zu bilden und auf dieser Höhe zu erhalten. 
Als Mittel hiezu dienen ein loprocentiger Antheil an dem Reingewinne 
und der eigene Jahresertrag des Reservefonds. Derselbe darf nicht im 
Geschäfte verwendet, sondern muss in pupillarsicherer Art angelegt und 
abgesondert verrechnet werden. Die Verwaltungsorgane der neuen Gassen 
sind die Generalversammlung, die Direction und der Revisionsausschuss. 
Der letztere ist jetzt in obligatorischer Weise angeordnet und wird von 
der Generalversammlung aus der Mitte der Theilnehmer für die bis zur 
nächsten ordentlichen Generalversammlung reichende Zeit gewählt. Als 
Aufsichtsbehörden fungieren wie früher der Bezirksausschuss, der Landes- 
ausschuss und die politischen Behörden. Die Statthalterei hat insbesondere 
in dem Falle, als Besorgnisse wegen der Sicherheit der Spareinlagen 
sich ergeben, nach Einvernehmung des Landesausschusses die geeigneten 
Vorkehrungen zur Abwendung von Xachtheilen zu treffen. 

Ausgeschlossen von der Wirksamkeit des neuen Gesetzes blieben 
jene Vorschusscassen, welchen bereits früher kraft behördlich genehmigter 
Statuten die Annahme von Geldeinlagen gestattet war. Eine solche 
Erlaubnis hatten — wahrscheinlich durch ein Versehen der Behörden — 
die Gassen von Kolin, Melnik, Raudnitz und Protivin erhalten. Die 
letztere fiel bald weg, da sie in eine Genossenschaft umgewandelt wurde. 
Die anderen drei Gassen erhielten bedeutende Spareinlagen und gediehen 
sehr gut. Zwar durften Spareinlagen nur von den Theilhabern angenommen 
werden, allein dieselben unterlagen in ihrer Gesammthöhe keiner Be- 
schränkung und erreichten daher eine sehr bedeutende Höhe. 

So gross der Fortschritt auch war, den das Gesetz vom 22. März 
1882 durch die Schaffung der neuen Bezirksvorschusscassen angebahnt 
hatte, so machten sich doch bald nach Erlassung des Gesetzes in den 
Kreisen der Interessenten verschiedene Wünsche nach Abänderung 
geltend. Insbesondere wurde eine Erweiterung der für die Annahme von Spar- 
einlagen festgestellten Grenzen und die Zulassung des Hypothekarcredites 
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an)^estrebt. Das Gesetz vom 2. Februar 1885, L.-(t.-B1. \r. 9, kam 
diesen Wünschen entgegen und erweiterte die für die (ieldeinlayen 
festgestellte Grenzlinie dahin, dass die Gesammtsumme der angenommenen 
Spareinlagen das Fünffache des Stammvermögens der Bezirksvorschuss- 
casse mit Ausschluss des Ru-servefonds nicht überschreiten sollte. Nicht 
zu billigen war die Zulassung von Hypothekardarlehen, die fortan bis zur 
Hälfte des Stammvermögens, wenn aber keine anderen Darlehen begehrt 
wurden, sogar bis zum Betrage des Stamm Vermögens bewilligt werden 
konnten. Solche Darlehen durften nur auf landwirtschaftliche Realitäten 
gegen Rückzahlung mittelst Annuitäten in längstens 10 Jahren gegeben 
werden. Die Bedingungen für die Gewährung von Personalcredit wurden 
verschärft, indem Darlehen auf einen Personal- oder bedeckten Credit 
nur gegen einen Wechsel des Darlehenswerbers bewilligt werden sollten. 
Bei Darlehen auf einen Personalcredit musste jedem solchen Wechsel 
eine zweite zahlungsfähige Person mit solidarischer Creditverpflichtung 
beitreten. Prolongationen können von der Direction jeweils auf längstens 
6 Monate bewilligt werden. Das Verbot des Betriebes von industriellen 
oder speculativen Geschäften blieb bestehen, "doch durften die Bezirks- 
vorschusscassen in Zukunft gegen massige Provision die Vermittelung von 
Hypothekardarlehen seitens der Hypothekenbank des Königreiches 
Böhmen übernehmen und weiters wurde ihnen die Reescomptierung der 
in ilirem Besitze befindlichen Wechsel bei einem einheimischen Geld- 
institute bewilligt. 

Noch weiter wurde die Grenze für die Annahme von Geldeinlagen 
durch das Gesetz vom 7. Juni i8q2, L.-G.-BL Nr. 33, gezogen, indem 
darnach ausnahmsweise einer Bezirks vor seh usscasse in besonders rück- 
sichtswürdigen Fällen vom I.andesausscliusse im Einverständnisse mit der 
Statth alterei über Antrag des Bezirksausscliusses die Annahme von 
Geldeinlagen bis zum zehnfachen Betrage des Stamm Vermögens bewilligt 
werden kann. Nach tleniselben Gesetze soll die Rückzahlung der Hypo- 
thekardarlehen in Zukunft mittels Annuitäten in längstens 20 Jahren 
stattfinden. 

Andere Novellen waren bestimmt, die landwirtschaftlichen Vorschuss- 
cassen von Kolin, Melnik und Raudnitz in den Organismus der neuen 
Institution einzugliedern und das Vertrauen des Publicums zu den Gassen 
zu fördern. In ersterer Beziehung wurden die nöthigen Bestimmungen 
durch das Gesetz vom 18. März 1887, L.-G.-Bl. Nr. 21, getroffen. Die 
genannten Gassen wurden dadurch zwar in ihrem bisherigen Gebiets- 
umfange erhalten, behielten auch ihre abweichende Bezeichnung, wurden 
aber im übrigen den für die anderen Gassen geltenden Normen unterworfen. 
Nur sollte die Gesammtsumme der Geldeinlagen bei den landwirtschaft- 
lichen Vorschusscassen in Kolin und Raudnitz der Betrag von je 
fl. 800.000 und bei der landwirtschaftliclien Vorsch usscasse von Melnik 
den Betrag von fl. 2,000,000 niclit übersteigen, solange diese Cassen 
nicht nach Massgabe üires Stamm Vermögens auf Grund der allgemeinen 
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Gesetzesbestimmungen das Recht zur Annahme höherer Geldeinlagen 
erlangt hätten. 

In der anderen Richtung aber sind die Bestimmungen des Gesetzes 
vom 14. März 1890, L.-G.-Bl. Xr. 28, von Wichtigkeit. Dasselbe verfolgte 
zunächst den Zweck, die Bezirksvorschusscassen der Vortheile theilhaftig 
zu machen, welche die Eintragung in das Handels- und Genossenschafts- 
register den Handelsgesellschaften und Genossenschaften bietet. Die 
Directionen der Vorschusscassen können durch Beschluss der General- 
versammlung ermächtigt werden, die Originalunterschriften der zur 
Unterzeichnung der schriftlichen Ausfertigungen berechtigten Personen 
beim Bezirksausschüsse zu hinterlegen. Die Einsichtnahme in diese 
Unterschriften steht jedermann fi*ei und die Namen der betreffenden 
Personen sind vom Bezirksausschusse in der officiellen Landeszeitung zu 
verlautbaren. Auf diese Weise sollte den Gassen der Reescompte von 
Wechseln bei den grossen Bankinstituten, namentUch bei der österreichisch- 
ungarischen Bank, ermöglicht werden. Eine weitere Bestimmung des 
Gesetzes untersagte die Bestellung von Beamten der Bezirksvertretungen 
zu Cassieren oder Rechnungsführern für Bezirksvorschusscassen, wofern 
nicht die Bezirksvertretung einem diesbezüglichen Beschlüsse der Direction 
zustimmt und der Landesausschuss seine Genehmigung ertheilt. 

Trotz dieser Novellen verstummten aber die Klagen und Wünsche 
der Interessenten noch immer nicht und am 14. Juli 1892 tagte beim 
Landesausschuss eine Enqueti*, welche sich mit diesen Wünschen zu be- 
schäftigen hatte. Dieselbe bezogen sich insbesondere auf die Schwierig- 
keiten, welche durch die fortschreitende Zerstückelung des Grund und 
Bodens der Theilnehmer für die Rechnungsführung entstanden, femer 
auf die Erweiterung der Befugnis, verzinsliche Geldeinlagen anzunehmen, 
die Zulassung des Schuldscheines neben dem Wechsel beim Personal- 
creditverkehr und die Ausdehnung des Hypothekarverkehres. Die Mehrzahl 
dieser Wünsche fand Berücksichtigung in dem Gesetze vom 30. Juni 1896, 
L.-G.-Bl. Nr. 56, welches die früheren Gesetzesbestimmungen in einheit- 
licher AVeise zusammenfaSvSt und auch für die landwirtschaftlichen Vor- 
schusscassen von Kolin, Melnik und Raudnitz Geltung besitzt. Die Gassen 
erhielten nunmehr das Recht, verzinsliche Geldeinlagen bis zum zehn- 
fachen Betrage des Stammvermögens mit Einschluss des Reservefonds 
anzunehmen. Ausnahmsweise kann dieses Recht in besonders rücksichts- 
würdigen Fällen, wenn von der Direction der Casse auf Grund eines 
Beschlusses der Generalversammlung darum angesucht wird, vom Landes- 
ausschusse über Antrag des Bezirksauschusses im Einverständnisse mit 
der vStatthalterei auch noch weiter ausgedehnt werden. Die Vorschuss- 
casse in Melnik darf Geldeinlagen bis zum Betrage von fl. 2,000.000 
annehmen. Im Personalcreditverkehr ist nunmehr der Schuldschein neben 
dem Wechsel zugelassen. Darlehen auf durch hypothekarische Caution 
bedeckten Credit dürfcm aber nur gegen einen Wechsel des Darlehens- 
werbers bewilligt werden. Die Gesammtsumme der auf Hypotheken 
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ireg.'benen Darlehen darf den Betraj^ des eig^enen Vermögens der Casse 
mit Einschluss des Reservefonds und der Hälfte aller Geldeinlagen nicht 
übersclireiten. Ein der Hälfte des Stammvermögens gleichkommender 
Betrag des ganzen Betriebsfonds muss unbedingt für die übrij^en Credit- 
geschäfte der Casse verfügbar bleiben. Auf die ursprüngliche Hypo- 
thekars chuld ist jährlich wenigstens i Procent abzustatten. Bei der 
Prüfung der angebotenen Hypothek hat der 24fache Betrag des durch 
den Steuercataster festgestellten Reinertrages der Realität als Massstab 
zu dienen. 

Die vom Landesausschusse vorgesclilagenen Mittel, um der über- 
mässigen Zerstückelung der Antheile zu begegnen, wurden hingegen von 
der Landtagscommission als zu compliciert, wirkungslos und als ein allzu weit- 
gehender Eingriff in dii' Privatrechte der kleineren Theilhaber abgelehnt. 
Erwähnung verdient noch die Bestimmung des neuen Gesetzes, dass in 
allen jenen Bezirken, in welchen derzeit noch keine Bezirksvorschuascasse 
besteht, eine solche errichtet werden soll. Nach den Anschauungen der 
Landtags majori tat erscheinen nämlich die Bezirks vor schusscassen als gut 
gewählte locale Mittelpunkte, welche eine übermässige Central isation des 
Capitaies und den AbHuss desselben in die grossen Städte verhindern 
sollen. Dieser Gesichtspunkt bestimmt auch die Haltung der Landtags- 
majorität gegenüber den Wünschen der RaifFeisen-Cassen, welche neuestens 
die Ausfolgung des auf ihren Sprengel entfallenden Antlieilea des Stamm- 
vermügens der Bezirksvorschusscassen zu verlangen beginnen. Diesen 
Wünschen wird entgegengehalten, dass das durch eine solche Ausfolgung 
auf die kleinen Raiffeisen-Cassen zersplitterte Stammvermögen nur eine 
schwache .Stütze für eine kräftige locale Organisation des Credites ab- 
geben würde. 

Jedenfalls kann aber auch die jetzige Organisation der landwirtschaft- 
lichen Bezirksvorschusscassen nicht als abgeschlossen betrachtet werden. 
Sie entspricht noch immer nicht vollständig den Wünschen der nächsten 
Interessenten und noch weniger den Anschauungen der weiteren Berufs- 
kreise. Die ersteren erstreben vor allem die volle Freiheit bei Annahme 
von Geldeinlagen, die .Schaffung enes Creditmitteipunktes, als welchen 
sie die Landesbank ins Auge gefasst haben, dann eine grössere Bewe- 
gungsfreiheit beim Hypotliekarverkelir, insbesondere volle Freiheit in der 
Statuierung der Rückzahlungsannuitäten und Erhöhung der obersten Beleh- 
nungsgrenze bis zum 30 lachen Betrage des Catastralreinertrages, Die wei- 
teren Berufskreise erblicken in den Bezirks vorsclmsscassen privilegierte 
Institutionen, die nach ihrer ganzen Verfassung mit den modernen Credit- 
organisationen niclit mehr gleichen Schritt halten und die Interessen der 
Schuldner nicht genügend berücksichtigen können. Es wird die LoslÖsung 
der Cassen von den bisherigen Theilnehmem und ihre Verbindung mit 
der allgemeinen Selbstverwaltung gefordert; sie sollen als Bezirkscredit- 
institute für den Personalcredit der Kleingrundbesitzer je eines ganzen 
Bezirkes unter der unmittelbaren Verwaltung der Bezirksvertretung 
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fungieren. Endlich kann nicht unerw'ähnt gelassen werden, dass die Ge- 
schäftsthätigkeit der Gassen trotz der vorgeschriebenen Überwachung 
durch die autonomen Organe bis in die jüngste Zeit mancherlei Unregel- 
mässigkeiten aufwies, die auf innere Gebrechen der Organisation schliessen 
lassen. Namentlich haben die vom Landesausschuss auf Grund des Land- 
tagsbeschlusses vom 16. Februar 1895 gepflogenen statistischen Erhe- 
bungen mehrfache Veruntreuungen und Unordnungen bei einzelnen Gassen 
an den Tag gefordert und auch ergeben, dass die gesetzlichen Bestim- 
mungen über die Beschränkung des Hypothekarcredites nicht immer 
eingehalten werden. Die bei dieser Gelegenheit wahrgenommenen 
Mängel in der Verwaltung der Bezirksvorschusscassen überzeugten den 
Landesausschuss von der Xothwendigkeit, die Aufsicht über die Gassen 
zu verschärfen. Er beschloss in der Sitzung vom 25. November 1896 von 
dem ihm nach dem Gesetze vom 30. Juni 1896 zustehenden Rechte der 
ausserordentlichen Revision Gebrauch zu machen und beauftragte die 
Bezirksausschüsse mit Erlass vom 14. December 1896, Z. 80.284, jährlich 
mindestens zweimal unter Zuziehung eines verlässlichen Sachverständigen 
im Rechnungsfache eine gründliche Revision der ihnen unterstehenden 
Bezirksvorschusscassen durchzufuhren. 

Ganz Böhmen zählte am Schlüsse des Jahres 1895: 167 landwirt- 
schaftliche Bezirksvorschusscassen mit 200.077 Theilnehmem und Stamm- 
antheilen im Betrage von fl. 8,327.121. Reservefonds hatten 166 Gassen 
mit einem Stande von fl. 834.416. Andere Reserven (Fonds für mög- 
liche Verluste, Anschaffung eines eigenen Gebäudes u. dergl.) be- 
standen in der Höhe von fl. 73.006. Von den 167 Vorschusscassen 
nahmen im Jahre 1895 121 Geldeinlagen an. Der Stand derselben 
betrug im ganzen fl. 13,874.986. Erhoben wurden im Jahre 1895: 
fl. 11,955.926, so dass der wStand der Einlagen um fl. 1,919.060 grösser 
war als die Behebungen. Mit Ausnahme der Vorschusscasse von Friedland 
beschäftigten sich alle Gassen mit der Gewährung von Personalcredit. 
Im Laufe des Jahres 1895 wurden im ganzen Darlehen im Betrage von 
fl. 18,998.771 gegeben und im Betrage von fl. 17,442.776 zurückgezahlt, 
was eine Zunahme von fl. 1,575.995 ergibt. Im bedeckten Gredite 
wurden von 25 Vorschusscassen fl. 1,045.805 dargeliehen und bei 30 
Vorschusscassen fl. 853.035 rückgezahlt, so dass ein Zuwachs von 
fl. 192.769 resultiert. Auf Hypotheken endlich wurden von 126 
Vorschusscassen Darlehen im Betrage von fl. 2,551.492 gewährt und 
bei 150 Vorschusscassen fl. 1,240.212 rückgezahlt, daher ein Zuwachs 
von fl. 1,31 1.279 sich ergibt. Der Gesammtstand der auf Personalcredit aus- 
haftenden Darlehen belief sich am Schlüsse des Jahres 1895 auf fl. 21,298.783, 
der Gesammtstand der auf bedeckten Gredit aushaftenden Darlehen aber 
betrug fl. 1,552.963 und die Gesammtsumme der Hypothekardarlehen 
fl. 14,083.073. Der Lombard- und AVarencredit ist von keiner besonderen 
Bedeutung, denn der Stand dieser Darlehen erreichte am Schlüsse des 
Jahres 1895 nur die Summe von fl. 59.886. Die gesammten Activen 
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betrugen im Jahre lög^: fl. 4:?, 312. 713. Dieselben setzten sicli folgender- 

massen zusammen: 

Ausaeost5n.]e (Dailchen) ?.. iC'il^.yo!, 

Activcinlagen bei amlereo Anstallen ■ l.')t\2.a^6 

Wertpapiere 1)48.407 

Gcundstlicke und 

Realitäten • 844.7(17 

Cas-iabantcliafl - 043,807 

Sonstige ActivcD • 738.>t4i. 

Der Zinsfuss der Geldeinlagen schwankte im Jahre 1895 zwischen 
j^'i und 5 Procent und der Darlehenszinsfuss zwischen 3 und 6 Procent 
Der Reingewinn sämmtUcher Vorschusscassen belief sich auf fl, 4fj5.542. 
Hievon wurden fl, 87.Ö98 den Reservefonds zugewiesen, fl. 21,312 Huma- 
nitäts- nnd gemeinnützigen Zwecken zugewendet, fl. 342.516 unter die 
Tlieilnehmer vertheilt, fl. 19.044 auf Remunerationen, fl, 4068 zur Deckung 
von Verlusten und fl. 20.904 zu verschiedenen anderen Zwecken verwendet, 



2. Die ContributionsfondS'-Voi'SGhusscGis 



Mähren 



In Mähren wurde die Frage der Fortbildung der rontributionsfonds 
bereits in der Sitzung des Landtages vom 20. April 1861 durch einen 
Antrag in Fluss gebracht, welcher dahin zielte, die Fonds den Gemeinden 
zur Verwaltung zu überlassen. In der Sitzung vom 4. Februar 1S63 wurde 
über diesen Antrag Bericht erstattet luid infolgedessen sah sich die Re- 
gierung veranlasst, einen Gesetzentwurf zur Regelung der FVage ein- 
zubringen. Dieser Gesetzentwurf hielt an der Anschauung fest, dass die 
Contributions-Getreidefonds ihrer Entstehung nach ein unter gesetzlicher 
Widmung stehendes Privateigenthum der Theilhaber seien, daher mit dem 
Gemeindevermögen nicht verwechselt und unter die Theilnehmer auch 
nicht vertheilt werden dürfen. Wohl aber würde die auf dem Patente 
vom g. Juni 1788 beruhende Verpflichtung zur Aufrechthaltung der Fonds 
aufgehoben und ihre Umwandlung in Geldfonds gestattet. Die Verwaltung 
der letzteren sollte durch eine autonome Vertretung der Theilhaber (Aus- 
schüsse von 6 bis 12 Personen) geschehen. Diesen Organen wurde unter 
der Aufsicht der Bezirks Vertretung das Recht eingeräumt, über die ander- 
weitige Verwendung des Fonds, beziehungsweise über ihre Vereinigung 
mit anderen gleichartigen Fonds oder ihre sonstige Umgestaltung Be- 
schlüsse zu fassen. Iliebei war insbesondere an die Verwendung des Ver- 
mögens zur Errichtung von Bo de ncreditan stalten gedacht. Die gleichen 
Bestimmungen sollten auch für die Steuergeldfonds gelten. 

An die Stelle dieses äusserst summarisch gehaltenen Entwurfes setzte 
der Lande saus schuss zwei neue Entwürfe. Der eine derselben ordnete die 
obligatorische Umwandlung der Körnerfonds in Geldfonds an und der 
zweite regelte die aus dem Contributionsfonds zu bildenden neuen Vor- 
schusscassen. Der Landesausschuss anerkannte in diesen fiesetz entwürfen 
ebenfalls das Eigentluim der Theilnehmer an den Fonds und glaubte den 
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Grundsatz der möglichsten Schonung des Bestehenden mit dem eines 
gesunden Fortschrittes in Einklang bringen zu können. Eine fernere 
Scheidung der beiden Fondskategorien schien ihm hingegen überflüssig. 
Die Majorität des Landtages acceptierte diesen Standpunkt, obwohl es 
nicht an Stimmen fehlte, welche das Privateigenthum der Antheilnehmer 
mit dem Hinweise leugneten, dass die Getreidekömerfonds nicht bloss 
durch die Ackerland besitzenden Insassen zustande gekommen, sondern 
auch durch die Beiträge anderer Unterthanen geschaffen worden seien. 
Was nun den Inhalt der beiden Gesetze vom Jahre 1864 anbelangt, 
so wird durch das eine derselben (Gesetz vom 15. August 1864, L.-G.-Bl. 
Xr. 32) zunächst die obligatorische Umgestaltung der Kömerfonds in 
Geldfonds angeordnet. Dieselbe ist innerhalb vier Jahren zu bewirken 
und für ihre Durchführung wird eine Reihe von näheren Vorschriften 
aufLCCvStellt. Die Rechtsverbindlichkeiten der Kömerfonds werden aufrecht- 
erhalten und gehen auf die reinen Geldfonds über. Sie sind soviel als 
mögHch in Geldleistungen umzuwandeln, wenn sie aber nur auf Zeit oder 
Widerruf entrichtet werden, haben sie möglichst bald aufzuhören. Aus 
den Fonds, welche unter die Theilhaber nicht vertheilt werden dürfen, 
sind Vorschusscassen zu bilden. Als Theilnehmer sind in erster Linie, 
wenn nicht ein anderweitiger Rechtstitel vorliegt, die jeweiligen Besitzer 
jener Rusticalgründe zu betrachten, welche in den josefinischen Catastral- 
acten als Ackerboden bezeichnet sind, wenn zugleich ihre Betheiligung 
an den bisherigen Getreidefonds anerkannt ist. Zu den Theihabem sind 
auch die jeweiligen Besitzer von Dominical- und Freisassengütem zu 
zählen, insofeme und insoweit von derlei Realitäten eine Beitragsleistung 
an den Getreidefonds der Rusticalinsassen stattgefunden hat. Zum Zwecke 
der Verwaltung wählen die Theilnehmer aus ihrer Mitte einen Ausschuss 
von mindestens 6 und höchstens 18 Mitgliedern, je nach der Anzahl der 
Gemeinden, deren Insassen auf die bisherigen Körnerfonds Anspruch 
hatten. Die Wahl geschieht regelmässig auf vier Jahre, doch soll alle 
zwei Jahre die Hälfte der Ausschussmitglieder durch Neuwahlen ergänzt 
werden. Aus diesem weiteren Ausschusse geht durch Wahl ein engerer 
Ausschuss hervor, welcher aus dem Fondsverwalter und zwei oder vier 
Beisitzern besteht. Demselben obliegt die eigentliche Verwaltung des 
Fonds und die Durchführung der Beschlüsse des weiteren Ausschusses. 
Er hat insbesondere über die gesammte Gebarung genau Buch zu führen 
und alljährlich binnen zwei Monaten nach Ablauf des Jahres Rechnung 
zu legen. Der weitere Ausschuss hat die Controle und Revision der 
Rechnungen zu besorgen. Den Theilnehmem ist gestattet, unter Zustimmung 
des Landesausschusses über die Vereinigung des Fonds mit anderen 
gleichartigen Fonds Beschluss zu fassen. Die Oberaufsicht über die Fonds- 
verwaltung führt der Landesausschuss. Für die Steuergeldfonds gelten 
die gleichen Bestimmungen. 

Das zweite Gesetz (vom 15. August 1864, L.-G.-Bl. Xr. 33) regelt 
die innere Organisation der aus den Contributionsfonds zu bildenden 
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neuen Vorsclmascassen. Zweck der Gassen ist die Unterstützung der l'heil- 
haber mit Gelddarlehen. Xach Ansicht der Landesvertretung hatten die 
Körnerfonds die gesetzliche Bestimmung gehabt, durch Gewährung von 
Vorschüssen zur Deckung des Saatgutbedarfes dem Bedürfnisse der land- 
wirtschaftlichen Bevölkerung nach Personalcredit zu dienen, während 
aus den Steuerg^eldfonds Vorschüsse auf Personalcredit zum Zwecke der 
Steuerzahlung und weiters auch Darlehen auf hypothekarische Sicherheit 
zu gewähren waren. Diese Ansicht über die Widmung fand auch in der 
neuen Gesetzgebung ihren Ausdruck. Die aus den Kömerfonds gebildeten 
Vorschuascassen sollten zunächst Darlehen auf Personalcredit geben, die 
aus den Geldfonds errichteten Vorschusscassen aber die eine Hälfte Uires 
Stammcapitales für Darlehen auf Personalcredit und die andere Hälfte für 
Darlehen auf Hypotheken ver\venden. Anspruch auf Darlehen haben 
zuvörderst die im Gesetze über die Contributionsfonds {L.-G.-Bl. Xr. 32) 
bezeichneten Personen. Wird eine bei der Vorsclmsscasse betheiligte An- 
sässigkeit getheilt, so kann der Antheil der abgetrennten Grundfläche 
von der Vorschusscasse in der Matrikel regelmässig vorgeschrieben werden, 
nur bei der Wahl des Ausschusses sind die zertlieilten Grundflächen als 
ein Ganzes anzusehen. Bietet sich zur fruchtbringenden Elocierung der 
für Hypothekardarlehen bestimmten Barschaft auf die Realitäten der 
TJieilhaber keine Gelegenheit, so kann die entbehrliche Barschaft in- 
zwischen auch zur Gewährung von Darlehen auf Personalcredit an die 
Theilhaber verwendet werden. Ist auch diese Art der Anwendung un- 
thunlich, so können bei Abgang von vorschussbegehrenden Theilhabern 
auch Gemeinden und andere Kleingrundbesitzer auf die Dauer von sechs 
Monaten mit Vorschüssen betheilt werden. Im Falle die vorhandene Barschaft 
zur Gewährung der von mehreren Theilhabern einer Gemeinde begehrten 
Darlehen nicht zureicht, sind die Vorschüsse im Verhältnisse der be- 
anspruchten Darlehen zur verfiigbaren Barschaft zu leisten, Ebenso sind 
die Darlehen, wenn die Theilnehmer mehreren Gemeinden angehören, 
möglichst im Verhältnisse zum Gesamm tantheile der Theilhaber der be- 
züglichen Gemeinden an dem Stammcapitale und der denselben bereits 
bewilligten Vorschüsse zu gewähren. 

Die Darlehen auf Personalcredit dürfen die Höhe von 10 Procent, 
jene gegen Hypotheken die Summe von 30 Procent des gesammten Fonds 
der Vorschusscasse nicht übersteigen. Vorschüsse auf Personalcredit können 
entweder gegen wechselrechtliche Rückzahlungsverpflichtung oder gegen 
einfachen Schuldschein auf die Dauer von sechs Monaten gegen Voraus- 
bezahlung 5procentiger Zinsen geleistet werden. Eine Verlängerung der 
Zahlungsfrist ist nur einmal und höchstens auf weitere sechs Monate zu- 
lässig. Personen, welche des Schreibens unkundig sind, dürfen Darlehen 
auf Wechsel nicht gewährt werden. Darlehen auf Realitäten sind bei aus- 
gewiesener gesetzlicher Sicherheit gegen eine 5procentige Verzinsung 
und Rückzahlung in Jahresraten von wenigstens 10 Procent zu gewähren. 
Disponible Barschaften, welche weder auf Personalcredit, noch auf 
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Hypotheken verwendet werden können, sind einstweilen bei einem öffent- 
lichen mährischen Creditinstitute fruchtbringend anzulegen. Von dem 
jähriichen Reingewinne der Vorschusscasse werden lo Procent als Reserve- 
fonds zur Deckung allfalliger Verluste am Stammcapital zurückgestellt. 
Der restliche Reingewinn ist an die Theilnehmer der Casse nach Ver- 
hältnis der Antheile am Stammcapitale alljährlich zu vertheilen. 

Schon nach Erlassung der beiden Gesetze des Jahres 1864 machten 
sich Bestrebungen geltend, welche eine Revision derselben bezweckten. 
Bereits im August 1867 tagte in Kremsier eine Versammlung der Dele- 
gierten von 66 Vorschusscassen und formulierte eine Reihe von Wünschen, 
welche dem Landesauschusse im Petitionswege mitgetheilt wurden. Diese 
Wünsche bezielten insbesondere die Befreiung der Vorschusscassen von 
den Leistungen für Sanitätszwecke, die Bewilligung auch an Nichttheil- 
nehmer Darlehen gewähren zu dürfen, und zwar auf Personalcredit 
längstens für sechs Monate und auf Hypotheken gegen vierteljährige 
Kündigung, weiters die Erwerbung des Rechtes, dass die Bestimmung 
der Zinshöhe dem Ermessen des Ausschusses überlassen bleibe und dass 
die Gassen berechtigt sein sollten, als Mitbieter aufzutreten, wenn im 
Executionswege Realitäten verkauft würden, auf denen sie Forderungen 
versichert haben. Nachdem der Landesausschuss im Jahre 1869 die Fonds- 
verwaltungen einvernommen hatte, wurde von ihm in der Session des 
Jalires 1872 eine Vorlage eingebracht, welche die Wünsche der Inter- 
essenten im wesentliclien berücksichtigte, einer weitergehenden Umgestaltung 
der Gassen aber auswich. Zwar hatte d(»r Landesausschuss bereits wieder- 
holt in seinen Rechenschaftsberichten bei Besprechung der Erfolge der 
autonomen Verw^altung der Gontributionsfonds hervorgehoben, wie 
wünschenswert im Hinblick auf die Höhe der Administrationsauslagen 
eine mehr concentrierte Verwaltung der Fonds oder wenigstens eine 
Zusammenlegung derselben nach den Grenzen der ehemaligen Kreise 
oder der politischen Bezirke in Kreis- oder Bezirksvorschusscassen wäre 
und wie wohlthätig eine solche Vereinigung der verfügbaren Gapitalien 
wirken müsste. Mit Rücksicht auf die gesetzlich entschiedene Eigen- 
thumsfrage und die eifersüchtig gewahrte Selbständigkeit der Fonds- 
verwaltungen schreckte indessen der Landesausschuss vor dem Experimente 
einer imperativen Vereinigung der Gassen zurück, so dass die neuen 
Gesetze vom 23. März 1873, L.-G.-Bl. Nr. 30 und 31, keine grundlegende 
Änderung* der bisherigen Einrichtungen brachten. Folgende Modificationen 
verdienen hervorgehoben zu werden: Darlehen werden auch in Zukunft 
auf Personalcredit oder gegen Hypothek gewährt. Die Theilhaber der 
Vorschusscassen haben vor anderen Bewerbern den Vorzug. Dagegen 
wird die Unterscheidung zwischen den aus den Kömerfonds und den 
aus den Geldfonds gebildeten Gassen fallen gelassen. Die Gassen haben — 
was eine wichtige Änderung ist — vor allem die gegen Hypothek be- 
gehrten Darlehen zu gewähren und dann erst andere Darlehenswerber 
zu befriedigen. Die frühere Bestimmung über das Ausmass der 



Darlehen zur Hohe des ^esammten Fonds erscheint aufjfegeben. Die 
Festsetzunjr des Zinsfusses bleibt bei Darlehen der Nichttheilhaber dem 
Ermessen des Ausschusses und dem gegenseitigen Übereinkommen 
überlassen ; von Darlehen der Theilhaber dürfen nicht mehr als sechs 
Procent bedungen werden. Der Reingewinn der Cassen kann, insoweit 
er nicht zum Reservefonds geschlagen wird, mit Zustimmung der Theil- 
nehmer zu gemeinnützigen Zwecken verwendet werden. Desgleichen 
kann ausnahmsweise die Verwendung des Vermögens kleinerer mit Ver- 
bindlichkeiten nicht belasteter Fonds oder eines nichtbelasteten Theiles 
grösserer Fonds zu gemeinnützigen Zwecken bei Zustimmung der Tlieil- 
haber und Genehmigung des l.andesausschusses stattfinden. 

Die Revisionsbestrebungen ruhten auch nach Erlassung der beiden 
Gesetze vom Jahre 1873 nicht. Zwar hatte der Landesausschuss sich bemüht, 
durch Berücksichtigung der von der Kremsierer Versam mlung geäusserten 
Wünsche die auch von den Interessenten gefühlten Mängel der Cassen 
zu beseitigen. Allein die Wirksamkeit der Gesetze vom Jalire 
1864 war eine viel zu kurze gewesen, als dass alle sonstigen Mängel 
mit hinlänglicher Schärfe alsbald hätten hervortreten können. Die 
weiteren Erfahrungen offenbarten noch weit grössere Miss stände und 
überzeugten den Landesausschuss, dass die Contributionsfonds-Vorschuss- 
cassen in ihrer dermaligen Verfassung ihrem Zwecke durchaus nicht ent* 
sprächen. Im Jahre 1881 tagte daher über Einladung des l.andesaus- 
schusses neuerlich eine Versammlung von Vertretern der Cassen und 
auch das Ministerium des Inneren unterliess nicht, die Aufmerksamkeit 
des Land es aus Schusses auf die in Böhmen im Zuge befindliche Umwandlung 
der Fonds in landwirtschaftliche Bezirksvorschusscassen zu lenken. In der 
Session des Jahres 18S2 wurde denn auch dem Landtage vom Landes- 
ausschusse eine neue Gesetzes vorläge unterbreitet. Die Motive derselben 
lassen deutlich erkennen, dass der Landesausschuss die bisherigen Resultate 
der Vorschuss cassen äusserst ungünstig beurtheilte. Schon die wirt- 
schaftlichen F-rloIge zeigten ein ungünstiges Bild, indem sich das Ver- 
mögen der Cassen vermindert hatte und eine verhältnismässig bescheidene, 
3 Procent kaum überschreitende Verzinsung ergab, während für die 
von den Cassen gewährten Darlehen eine 5- bis 6proceutige Verzinsung 
geleistet werden musste. Die Vorschusscassen erfüllten ihren Zweck 
vielfach schon darum nicht, weil der grösste Theil der ausgeliehenen 
Capitalien bei denselben Schuldnern verblieb. Aus allen diesen Gründen 
hatte sich der Landesausschuss vorerst mit der Frage beschäftigt, ob es 
Iberhaupt zu rechtfertigen sei, den Contributionsfondscassen, die beim 
'ortbestand der Gesetze vom Jahre 1873 ihrer ursprünglichen Widmung 
Immermehr entrückt wurden und zu einem reinen Privatinstitut der 
Theilhaber herabzusinken drohten, auch weiterhin eine besondere gesetz- 
liche Fürsorge angedeihen zu lassen. Aber auch in dem neuen Gesetz- 
entwurfe hielt der Landesausschuss an der geschichtlichen Entwickelung des 
Institutes fest und suchte dasselbe nur durch eine erhöhte Concentration 
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der Capitalien und Erweiterung des Wirkungskreises der Cassen 
lebenskräftiger zu gestalten. Das letztere Ziel sollte insbesondere durch 
Vereinigung der Vorschusscassen in solche mit einem Stammcapitale von 
fl. 20.000 bis 30.000 und durch die Gestattung der Annahme von Spar- 
einlagen erreicht werden. In letzterer Beziehung hatte der Landes- 
ausschuss schon früher die Angliederung von Sparcassen an die Contri- 
butionsfonds -Vorschusscassen dadurch zu ßrdern gesucht, dass er die von 
den weiteren Ausschüssen nach Zustimmung der Fondstheilnehmer be- 
schlossenen Widmung von Vermögenstheilen für den bezeichneten Zweck 
für insolange genehmigte, bis der eigene Reservefonds der Sparcassen 
die statutenmässige Höhe erreicht haben werde. 

Allein diese Bestrebungen des Landesausschusses stiessen auf leb- 
haften Widerstand in den Kreisen der Betheiligten. Gegen die zwangs- 
weise Vereinigung der Vorschusscassen erhoben namentlich die Gebirgs- 
bew^ohner Opposition, da sie ihre Cassen in der Nähe haben wollten, 
gegen die Zulassung von Einlagen aber sträubton sich viele Theilhaber, 
weil sie mit ihrem Besitze den Einlegern nicht haften wollten. 

Andere Schwierigkeiten erwuchsen für die Landesverwaltung durch 
die sich mehrenden Weigerungen der Fondsausschüsse, die auf den Fonds- 
erträgnissen lastenden Verpflichtungen für Sanitätszwecke zu erfüllen. 
Die hierüber erlassenen Bestimmungen reichen bis in das vorige Jahr- 
hundert zurück und w^aren durch zahlreiche neue Anordnungen aufrecht- 
erhalten worden. Bald nach dem Übergange der Contributionsfonds in die 
neue Verwaltung begannen einzelne Fondsausschüsse die Leistungen für 
Sanitätszwecke einzustellen, so dass der Landesausschuss dieselben durch 
ein besonderes Gesetz vom 8. November 1882, L.-G.-Bl. Nr. 141, sicher- 
stellen musste. Die gleiche Verpflichtung wurdt» auch in dem Gesetze vom 
10. Februar 1882, L.-G.-Bl. Nr. 28, betreffend die Organisierung des 
Sanitätsdienstes in den Gemeinden aufrechterhalten und in dem neuen 
Gesetze vom 2. Februar 1886, L.-G.-Bl. Nr. 12, noch deutlicher gefasst. 
Hingegen sind andere Leistungen der Contributionscassen für Verwaltungs- 
zwecke entweder gänzlich entfallen oder facultativ geblieben. 

Der Widerstand der Interessenten gegen die weitergehenden Pläne 
des Landesausschusses bewog denselben davon Abstand zu nehmen und 
den Zusammenschluss der Cassen der eigenen Initiative der Theilnehmer 
zu überlassen. Doch sollten wenigstens die grcKSseren Cassen in die 
Lage versetzt werd(»n, durch die Annahme von Geldeinlagen sich weiter 
zu entwickeln. Auf diese beiden Grundgedanken beruht das CJesetz vom 
15. März 1888, L.-G.-Bl. Nr. 57. Kraft dieses Gesetzes gelten nunmehr 
für alle mährischen Contributionsfonds-Vorschusscassen, welche ein den 
Betrag von fl. 20.000 überschreitendes Vermengen besitzen und zugleich 
mehr als 100 Theilnehmer zählen, dann für solche Vorschusscassen, W(»lche 
in Zukunft vermöge ihrer natürlichen Entwickelung oder des von den Theil- 
nehmem besclüossenen Anschlusses kleinerer Cassen die gleichen Ziffern 
en-eichen werden, besondere Bestimmungen. Die betrefl"enden Casser 



können sowohl von den Theilhnbem, als auch von anderen Ptrsonen Geld- 
einlagen annehmen, für welche das ^resammte Vermögen der Vorschuss- 
cassen als Deckunfj zu dienen hat. Auch Gemeinden können nach An- 
ordnuniif des T-andesausschusses bestimmte Vorschusscassen zur Fructi- 
ficierung ihrer Barschaften benützen. Die Annahme von Geldeinlaj^en 
ist jedoch an die Bedingung geknüpft, dass die absolute Mehrheit der 
TheÜnehmer damit einverstanden ist und der Landesausschuss den Be- 
schluss genehmigt. Weiters darf die Gesammtsumme der angenommenen 
Geldeinlagen das Fünffache des Stammvermögens mit Ausschluss des 
Reservefonds nicht überschreiten. Die näheren Modalitäten der An- 
nahme von Geldeinlagen gegen Einlagebüchel müssen in einer Geschäfts- 
ordnung festgestellt werden, die der Genehmigung des Landesausschusses 
unterliegt. 

Die Höhe der Verzinsung der Geldeinlagen wird vom weiteren 
Ausschusse bestimmt und ist dem Publicum durch Anschlag in den 
Amtsioc alitäten zur Kenntnis zu bringen. In gleicher Weise muss auch 
ein auf Grund des letzten Jahresrechnungsabschlusses verfasster und vom 
Landesausschusse bestätigter Ausweis über dieGrÖsse des Stamm vei-mögens 
und des Reservefonds zur öffentlichen Kenntnis gebracht werden. Die 
Vorschusscassen, welche die Berechtigung zur Annahme von Geldeinlagen 
erwirkt haben, dürfen von den ihren Theilhabem gegebenen Darlehen 
ausser einem entsprechenden Beitrage zu dem für die Einlagen zu 
bildenden speciellen Reservefonds und einem geringen, womöglich 
'ä Procent nicht übersteigenden Beitrage zur Bestreitung der durch die 
Erweiterung der Geschäfte der Vorschu.'^scasse erwachsenden Mehr- 
ausgaben keine höheren Zinsen nehmen, als den Einlegern gezahlt werden. 
Im übrigen bestimmt der weitere .'^usschuss die Höhe des Zinsfusses. 
Die Bevorzugung der Hypothekardarlehen bleibt aufrecht. Solche Dar- 
lehen können nur auf landwirtschaftliche Realitäten gegen Rückzahlung 
in längstens lo Jahren gewährt werden. Bei der Prüfung der angebotenen 
Hypothek hat der zwanzigfache Betrag des durch den Steuercataster 
festgestellten Reinertrages als Massstab zu dienen. Die nähere Be- 
stimmung der Rückzahlungsmodalitäten steht dem weiteren Ausschusse 
zu, doch sind dieselben in der Regel in der Weise festzusetzen, dass 
alljährlich zugleich mit der Zinszahlung ein aliquoter Theil des Capitals 
zur Rückzahlung gelange, womit das .Annuitätenprincip anerkannt ist. 
Die Darlehen auf PersonaJcredit sind entweder gegen einfachen Schuld- 
schein, der vorsichtsweise mit der Intabulationsbe willigung versehen 
werden kann, auf die Dauer bis zu einem Jahre oder gegen Wechsel auf 
die Dauer von längstens 3 Monaten zu gewahren. Eine Verlängerung 
der Z3.hlungsfrist ist nur einmal und höchstens auf 6 Monate zulässig. 
Bei Wechsel darlehen, und wenn die Zahlungsfähigkeit des Darlehens- 
werbers nicht bekannt ist, hat derselbe die Mitliaftung eines als zahlungs- 
fähig bekannten Sulidarbürgen beizubringen. Der weitere Ausschuss 
kann auch unter Vorbehalt der Genehmigung des Landesausschusses 
, Gtsth. d. Land- u. Fonlwlrlsch. ]. Bd. 45 
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über die Cxewährung von Lombard- und Warencredit Beschluss fassen. 
Wichtig- ist das den Cassen ausdrücklich eingeräumte Recht, auf die im 
executiven Wege zu veräussernden, in ihrem Gebiete ^eleg-enen land- 
wirtschaftlichen Realitäten bis zur Höhe des Schätzungswertes mitzu- 
bieten. Dieses Recht besteht aber nur dann, wenn die Vorschusscasse 
an den Executen eine Forderung hat. Realitäten, welche auf solche Art 
oder zum Zwecke der Hereinbring-ung* der eigenen Forderungen von 
(-in er Vorschusscasse erstanden wurden, sind an ausübende Landwirte 
gei^-en massige Verzinsung* des Ankaufscapitales und g'egen Zahlung ent- 
sprechender Annuitäten zur Bew^irtschaftung zu überlassen. Sobald der 
Wirtschafter sich als vertrauenswürdig bewährt und einen entsprechenden 
Theil des Ankaufscapitales eingezahlt hat, soll ihm die Realität zum 
Selbstkostenpreise ins Eigenthum überlassen werden. Das Capital, welches 
in solclien Realitäten investiert wird, darf jedoch nie den fünften Theil 
des vStammvermögens der Vorschusscasse übersteigen. 

Ausserdem wurden in dem neuen Gesetze die ziemlich unbestimmten 
Aufsichtsbefugnisse des Landesausschusses rücksichtlich der grösseren 
Vorschusscassen genauer präcisiert und wesentlich verstärkt, femer auch 
den staatlichen Behörden alle jene Befugnisse eingeräumt, welche ihnen 
als Aufsiclitsbehörden der Sparcassen zukommen. 

Die Erwartungen, die an dieses (xesetz geknüpft worden waren, 
haben sich aber bisher nicht erfüllt und die Klagen über den unbe- 
friedigenden Stand der Dinge dauern noch fort. Man ist darin ziemlich 
einig, dass die Contributionsfonds- Vorschusscassen in ihrer gegenwärtigen 
Verfassung ihrer Aufgabe, dem Creditbedürfnisse des Bauernstandes und 
zunächst jenem der Th eilnehm er Befriedigung zu schaffen, nur in sehr 
bescheidenem Masse genügen. Weder den Personal- noch den Hypo- 
thekarcredit können sie in ausreichender oder riclitig^er Weise be- 
friedigen. Die hypothecierten Capitalien haben fast einen stabilen Cha- 
rakter angenommen. Die Mittel der überwiegenden Mehrzahl der 
Cassen sind gering. Nach einer Erhebung des Jahres 1883 hatten von 
434 Cassen 212 ein Vermögen von nicht mehr als fl. 10.000, 154 Cassen 
ein solches zwischen fl. 10.000 und fl. 50.000 und nur der Rest eine 
höhere Dotation. Zudem sind die Cassen nach den alten Gutsgebieten 
gebildet, die sich auf weite Strecken ausdehnten, so dass die zusammen- 
gehörigen Fonds nicht im besten Zusammenhange miteinander stehen. 
Deutsche und czechische Gemeinden sind häufig zu einem Fonds ver- 
einigt, was zu nationalen Reibereien Anlass gibt. Die Verwaltungs- 
kosten sind fast durchwegs sehr hoch und dcmungeachtet wird das 
Creditbedürfnis langsam und in unzweckmässiger Weise befriedigt. Die 
Klagen über Protectionswirtscliaft bei der Creditgewährung kehren immer 
wieder, die Verwaltung lässt trotz der Aufsicht des Landesausschusses 
die nöthige Sorgfalt und Ordnung vermissen. Die Form des Wechsels 
und die kurze Begrenzung des Personal credites auf 6 Monate oder höchstens 
ein Jahr entspricht nicht den specifischen Bedürfnissen des bäuerlichen 



Wirtachaftsbetriebes. Die Theilnahme an dti-n Fonds ist ein Privilejr 
eines bestimmten Personenkreises, so dass die Gassen verhältnismässijf 
nur wenigen zugänglich sind. Die Hoffnung, dass den Gassen auf Grund 
des neuen (Gesetzes grosse Spareinlagen zufliessen werden — man liatte auf 
60 Millionen gerechneti — hat sich als trügerisch erwiesen, zumal bisher 
überhaupt nur 15 Gassen von dem Rechte, Spareinlagen anzunehmen, 
Gebrauch gemacht haben. An Vorschlägen für die Neugestaltung der 
Gassen hat es nicht gefehlt. Insbesondere ist der Vorschlag aufgetaucht, 
es mngen die Fonds für die Zwecke der RaifFeisen-Cassen nutzbar ge- 
macht werden, ohne dass den vermögensrechtlichen Ansprüchen der 
Theilhaber nahegetreten würde. Die Fonda sollen zu diesem Behufe 
nach den Gemeinden aufgetheilt, der auf eine Gemeinde entfallende Betrag 
der betreffenden Raiffeisen- Gasse als Einlage zugeführt und die Zinsen 
dieser Einlage den Theilhabern zugewiesen werden. Bei der höheren 
Verzinsung, welche die RaifFeisen-Cassen den Einlagen gewähren, würden 
die Theilhaber dann immer noch besser fahren, als unter den jetzigen 
Verhältnissen. 

Zugleich sollen die Fondsmatriken festgelegt werden, so dass bei 
der Theilung einer Realität die an derselben haftenden Nutzungsrechte 
eingehen würden. 

Die Zahl der mährischen Contributionsfonds-Vorschusscassen stellt 
sich gegenwärtig, nachdem mehrere aufgelöst oder mit anderen Gassen 
vereinigt worden sind, auf 432. An diesen Gassen waren im Jahre 1895 
nicht weniger als 3070 Gemeinden betheiligt und die Zahl der Theil- 
nehmer betrug 117.016. Am meisten sind sie verbreitet in den Bezirken 
Znaim (40}, Datschitz {31) und Brunn (29). Das gesammte Vermögen 
der Gassen stellte sich im genannten Jahre auf fl. 12,765,707. Darauf 
hafteten Passiven im Betrage von fl. 301.249, so dass das reine Activ- 
vermögen die Höhe von fl. 12,464.458 erreichte. Die Öffentlichen Wert- 
papiere repräsentierten einen Betrag von fl. 1,440.531, auf Personalcredit 
waren fl. 3,334.409 und auf Hypotheken fl. 6,920.989 ausgeliehen. Ausser- 
dem waren fl. 361,982 bei Greditinstituten angelegt, die vorhandenen 
Barschaften erreichten die Höhe von fl. 398.929, die Interessenausstände, 
Ersatzansprüche und diverse Activen beliefen sich auf fl. 192.417, der 
Wert der Inventargegenstände endlich auf fl. 66.450. Das Brutto- 
erträgnis des Jahres 1895 wurde mit fl. 588.891 berechnet. Auf die 
Verwaltung wurden fl. 112,935, ^uf Steuern fl. 9526 und für Sanitäts- 
zwecke fl. 34.486 verausgabt. Von dem Rest wurde ein Betrag von 
fl- 43-533 '^^^ Reservefonds überwiesen und auf die Theilnehmer ent- 
fielen fl, 388.411. Der Darlehenszinsfuss betrug im Jahre 1886, wofür 
die letzten genaueren Nachrichten vorliegen, nur bei 3 Gassen 4 Procent, 
bei 210 Gassen aber 5 Procent, bei 2 Gassen 5'» Procent und bei 
39 Gassen ö Procent. Der für Geldeinlagen festgestellte Zinsfuss bewegt 
sich im allgemeinen zwischen 4 und 5 Procent. 
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3. Die Cotitpibutionsfotids in Sehlesieti. 

In Schlesien ist die Organisation der Contributionsfondscassen noch 
weiter im Rückstand geblieben als in den Nachbarländern. Das Gesetz 
vom 3. Juni 1863, L.-G.-Bl. Nr. i ex 1864, hatte zwar die durch das Patent 
vom 9. Juni 1788 ausgesprochene gesetzliche Verpflichtung zur Errichtung 
und Aufrechthaltung der Contributions-Getreidekörnerfonds beseitigt, so 
dass dieselben nunmehr in Geldfonds umgewandelt werden konnten, aber 
diese Umwandlung war lediglich facultativ. Die frühere Widmung der 
Kömerfonds und der Geldfonds blieb zunächst fortbestehen und eine Ver- 
theilung derselben unter die Theilnehmer durfte nicht stattfinden. Sowohl 
die Contributions-Geldfonds als auch die aus den Körnerfonds zu bildenden 
neuen Geldmassen sollten in die Verwaltung der Bezirksvertretungen, 
deren Schaffung damals geplant war, übergehen. Diese Organe konnten 
auch über die anderweitige Verwendung der Fonds, ihre Vereinigung mit 
anderen gleichartigen Fonds oder ihre Umgestaltung in andere Institute, 
z. B. in Bodencreditinstitute, Beschluss fassen. Da die geplanten Bezirks- 
vertretungen nicht ins Leben traten, so wurden durch ein Gesetz vom 
22. März 1866, L.-G.-B1. Nr. 17, die ihnen zugedachten Befugnisse auf den 
Landesausschuss übertragen. Im übrigen blieb aber der frühere Zustand 
bestehen, indem die Verwaltung der Kömerfonds durch gewählte Aus- 
schüsse, die Gebarung der Geldfonds aber durch die Steuerämter besorgt 
wurde. Da der Landesausschuss nicht imstande war, die im ganzen Lande 
zerstreuten Fonds zweckentsprechend zu administrieren, so entschloss man 
sich, die bei den Steuerämtern bisher verwahrten Contributions-Geldfonds 
und auch jene Geldfonds, die durch die Auflösung der Kömerfonds noch 
entstehen würden, den Theilnehmem in die eigene Verwaltung zu über- 
geben. Das Gesetz vom 30. November 1868, L.-G.-Bl. Nr. 38, regelte die 
Verfassung und die Befugnisse dieser autonomen Fondsausschüsse. Dar- 
nach bestehen die Fondsausschüsse aus 10 bis 25 Mitgliedern, welche von 
den Fondstheilhabem des Steuerbezirkes gewählt werden. Über die Mit- 
gliederzahl entscheidet der Landesausschuss, der darauf zu sehen hat, dass 
jeder Fonds des Bezirkes entsprechend seiner Grösse im Ausschusse ver- 
treten sei. Die Wahlfähigkeit und Wählbarkeit richtet sich nach den 
analogen Bestimmungen über die Gemeindevertretung. Der Fondsausschuss 
wählt aus seiner Mitte einen Obmann und Obmannstellvertreter, femer 
die Fondsverwaltung, welche unter Vorsitz eines Fondsver^valters aus zwei 
oder vier Beisitzern zu bestehen hat. Die Mitglieder der Fondsverwaltung 
sollen, wenn möglich, aus der Mitte des FondsausschuSvSes gewählt werden, 
doch kann der Ausschuss zu ^litgliedem der Fonds Verwaltung auch andere 
Personen berufen, die dann bei den Verhandlungen des Ausschusses nur 
eine berathende Stimme haben. Die Verwaltung ist also nicht nach den 
einzelnen Fonds zersplittert, sondern nach Steuerbezirken concentriert. 
Der weitere Fondsausschuss ist in Ansehung der Verwaltung der Fonds 
das beschliessende und überwachende Organ. Ihm steht insbesondere die 
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Bfschlussfassun^ über das der Fondsven\';iltunif beizugebende Personal 
und dessen Entlohnung, ferner die Prüfunj^ und Erledijfung- der Jahres- 
rechnung zu. Er hat dafür zu sorgen, dass von dem bilanzmässigen Rein- 
gewinn ein Antheil von 5 Procent in den Reservefonds hinterlegt werde. 
Der Reservefond ist auf die Höhe von 10 Procent des Stamme apitales zu 
bringen und auf dieser Höhe zu erhalten. Der übrige Reingewinn fallt 
den Theühabem nach dem Masse ihrer Antheiie zu. Die erledigte Jalires- 
rechnung ist zu veröffentlichen und ein summarischer Auszug an den 
Landesausschuss einzusenden. Der Obmann des Fondsausschusses hat 
weiters die Pflicht, unter Zuziehung zweier Mitglieder des Ausschusses 
zeitweilig, jedoch mindestens einmal in jedem Vierteljahre, die Casse zu 
revidieren. Die Fondsvpr^valtung ist das vollziehende Organ des Fonds- 
auöscliusses und liat die gewöhnlichen Verwaltungsgeschäfte zu besorgen. 
Über Beschwerden gegen Verfügungen der Fonds Verwaltung entscheidet 
der Fondsausschuss und über Beschwerden gegen Beschlüsse des letzteren 
der Landesauaschuss. 

Nachdem auf diese Weise fiir eine geordnete autonome Verwaltung 
der Fonds gesorgt war, that die Landesgesetzgebung einen weiteren 
Schritt nach vorwärts, indem durch das Gesetz vom 3. October 1869, 
L.-(t.-B1. Xr. 31, die Aufliebung der Contributions-KÖmerfonds und die 
obligatorische Umwandlung derselben in Geldfonds decretiert wurde. Die 
Verordnung der Landesregierung vom 39. März 1S70, Z. 2284,L.-G.-BI.Nr. 13, 
traf die nötliigen Bestimmungen über die Durchführung dieses Gesetzes, 
die bis Ende des Jalires 1870 beendigt sein sollte. 

Die Concentrierung der Verwaltung der Fonds nach Steuerbezirken 
entsprach aber nicht den "Wünschen vieler Gemeinden und bereits zu 
Anfang der Siebziger-Jahre machte sich das Streben einzelner Gemeinden 
nacli Ausscheidung ihrer Fonds geltend. Hiebei wurde bald geradezu die 
Vertheilung des Vermögens an die Theilhaber angestrebt, bald wenigstens 
die Vertheilung der Massen nach den einzelnen Gemeinden begehrt. Der 
Landtag verhielt sich gegenüber diesen Bestrebungen im allgemeinen ab- 
lehnend, da eine gemeindeweise Vertheüung der Fonds nur noch theuerer 
zu stehen kommen müsse und die Vertheilung des Vermögens an die 
Theilhaber durch das Gesetz ausgeschlossen sei. Im Jahre 1877 wurde 
die Frage besonders eingehend erörtert. Es wurde darüber geklagt, dass 
der eigentliche Zweck der Fonds, dem Landwirt billiges Capital zu ge- 
währen, völlig in Vergessenheit gerathen sei, indem die Capitalien grössten- 
theils in Wertpapieren oder auf Hypotheken angelegt seien und die ver- 
lieiienen Capitalien fortwährend in denselben Händen bleiben. Die Landes- 
Vertretung konnte sich zu Anfang der .achtziger- Jahre der Erkenntnis nicht 
mehr verschliessen, dass die Fonds im (rrunde für die Bevölkerung von 
geringem Nutzen seien, und sie gab die Hoffnung auf, durch neue im- 
perative Umwandlung der Fonds in Vorschusscassen für die Zukunft eine 
Änderung dieser Verhältnisse herbeifuhren zu können. In der Session 
des Jahres 1884 beschloss dalier der Landtag, den Wünschen der 
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Gemeinden entgegenzukommen und genehmigte einen Gesetzentwurf, wo- 
durch die Verwendung des Fondsvermögens zu gemeinnützigen Zwecken 
oder in allgemeinen Xothstandsfallen erleichtert werden sollte. Doch sollte in 
jedem solchen Falle die Zustimmung von drei Viertheilen der Fondstheil- 
nehmer erforderlich sein und mussten die Antheile dieser Fondsmitglieder 
wenigstens zwei Drittheile des Fondsvermögens betragen. Überdies sollte 
jeder solche Beschluss der Genehmigung der Landesvertretung unterliegen. 

Dieser (xesetzentwurf erlangte jedoch nicht die kaiserliche Sanction. 
Die Regierung gieng nämlich von dem Gesichtspunkte aus, dass die ge- 
plante Auflösung oder Vertheilung der Fonds unter die Theilhaber der 
ursprünglichen Widmung und dem Zwecke der Fonds widerspreche und 
auch in volkswirtschaftlicher Beziehung schwerwiegende Nachtheile für 
die Bevölkerung hätte, indem bedeutende Capitalien ohne nennenswerte 
Vortheile für die Interessenten ihrer bisherigen Bestimmung entzogen würden. 
Infolge dieser ablehnenden Haltung der Regierung sind die Auflösungs- 
bestrebungen der Gemeinden vorläufig zum Stillstand gekommen und ist 
der Landesausschuss vor die Frage gestellt worden, auf welche Weise 
sonst die P^ondscapitalion mehr nutzbar gemacht werden könnten. Die bezüg- 
lichen Studien haben noch zu keinem Abschlüsse geführt. In Erwägung 
steht einerseits die Frage der Umwandlung der Fonds in Vorschusscassen 
oder Bezirkssparcassen und auf der anderen Seite die Förderung der 
Raiffeisen-Cassen durch die Contributionsfonds. Die letztere Frage war 
bereits in der Landtagssession des Jahres 1888 lebhaft ventiliert worden. 
Insbesondere wird vom Landesausschusse auch die Einführung von Annuitäten 
für auszuleihende Hypothekardarlehen und die Gewährung von Personal- 
credit angestrebt, damit die festgelegten Capitalien mehr Fluctuation be- 
kommen. Diesen Bestrebungen stehen aber die egoistischen Tendenzen 
der Fondstheilhaber im Wege und es wird daher nothwendig sein, die 
Machtbefugnisse der Landesverwaltung zu stärken. 

Von den schlesischen Fondsverwaltungen besitzen bisher nur sechs 
eine eigene Cassaführung, während die anderen Fonds noch durch die 
Steuerämter verwahrt werden. Sämmtliche Verwaltungen haben für das 
Jahr 1895 ein Vermögen von fl. 1,431.061 nachgewiesen. Als im Jahre 
1894 der Vermögensstand aus Anlass einer vom Landesausschusse an- 
geordneten commissionellen Revision im Detail näher festgestellt wurde, 
ergab sich, dass nur fl. 7800 gegen Personal credit, gegen Hypotheken 
dagegen, und zwar auf Annuitäten fl. 643.068 und ohne Annuitäten fl. 442.735 
ausgeliehen waren. Der Rest des Vermögens bestand in vStaatsschuld- 
verschreibungen (fl. 224.655), in Pfandbriefen (fl. 1550), Spar cassaeinlagen 
(fl. 60.324) und Bargeld (fl. 44.493). Das Zinsenerträgnis belief sich auf fl. 59.107 
und die Verwaltungskosten auf fl. 5928. D(»r Darlehenszinsfuss betrug bei 
acht Fondsverwaltungen noch 5 und bei einer Verwaltung theihveise so- 
gar 6 Procent, bei den anderen Fonds Verwaltungen 4 oder 4^/2 Procent. 
Seither sind einige Verwaltungen von 5 auf 4^2 Procent herabgegangen. 





In den übrigen Landern der Moiiarcliie haben die Contributionsfonds 
keine besondere Verbreitung erlan;,^. Nur in Galizien und Nieder Österreich 
finden sich noch Spuren ihres Bestandes. Im ersteren Lande sind die 
Contributionsfonds in den ttemeinde-Darlehenscassen auff^^egangen, die 
ihre besondere Darstellung im folgenden Abschnitte finden sollen. In 
N'iederösterreich haben speciell die vom Fürsten Liechtenstein im 
Jahre 1713 für die Unterthanen der ehemaligen Herrschaften: Feldsberg, 
Rabensburg und Wilfersdorf gegründeten IC ö rneraufgab sacht elf onds eine 
gewisse Bedeutung erlangt, zumal auch sie von der auf die Reorganisation 
der Contributionsfonds gerichteten Action der Sechziger -Jahre erfasst 
wurden. Das Gesetz vom 8. März 1S66, L.-G.-Bl. Nr. 4, ordnete die 
obligatorische Umgestaltung der genannten drei Fonds in Geldvorschuss 
cassen an. Dieselben haben auch in Zukunft in Rücksicht auf Vermögen, 
Antheilnahme und Verwaltung abgesondert zu bestehen. Eine Vertheilung 
unter die einzelnen Fondstheilhaber oder eine andere als die im 
Gesetze bestimmte Verwendung darf nicht stattfinden. Zweck der Vor- 
schusscassen ist die Unterstützung der durch Misswachs oder Elementar- 
ereignisse in Nothlage gerathenen Theilnehmer mittelst Geldvorschüssen 
vorzugsweise zum Ankaufe von Sommergetreide. Diese Vorschüsse sind 
aus den Zinsen der fruchtbringend angelegten Capitalien zunächst auf 
Personalcredit, erforderlichenfalls unter entsprechender Bürgschaft zu 
gewähren. Der Zinsfuss der Darlehen war ursprünglich mit 5 Procent 
festgesetzt. 

Seit dem Gesetze vom 28. Februar 1890, L.-G.-Bl. Nr. 24, wird die 
Höhe des Zinsfusses jeweilig vom Landtage bestimmt und beträgt derzeit 
4 Procent, Das Vermögen der Cassen ist auf die für die Fructificierung 
des Waisen Vermögens vorgeschriebene Art anzulegen. Sobald aber zwei 
Drittheile des gesammten Stammvermögens in Hypotheken angelegt sind, 
darf, insolange dies de ■ P'all ist, keine weitere Anlegung auf Jlypotheken 
stattfinden. Eine Verwendung des .Stammcapitales der Vorachusscassen zur 
Leistung von Vorschüssen darf nur in allgemeinen Nothfällen und nur 
mit Bewilligung des Landesausschusses stattfinden. Die Verwaltung der 
Vorschusscassen wird durch einen Ausschuss der Theilhaber und einen 
Verwaltungsrath besorgt. Ersterer ist das beschliessende, letzterer das 
vollziehende Organ. Der Verwaltungsrath ist namentlich auch zu einer 
genauen Buchführung über die gesammte Gebarung der Vorschusscasse 
verpflichtet und hat jälirlich längstens binnen 4 Wochen nach Ablauf des 
Jahres Rechnung zu legen. Ein summarischer Rechnungsex tract ist dem 
Land RS ausschuss einzusenden. Derselbe hat über die Erhaltung des .Stamm- 
vermögens der Cassen und die vorschriftsmässige Gebarung zu wachen, 
zu welchem Zwecke ihm eine Reihe wichtiger Aufsichtsbefugnisse ein- 
geräumt ist. 

Die Vermögensbestände der genannten drei Vorschusscassen sind 
nicht unbedeutend, Sie beliefen sich im Jahre 18Ö5 auf fl. 332.745. Davon 
entfielen auf die Vorschusscassen : 
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Feldsberg- fl. 113.866 

Rabensburg » 162.146 

Wilfersdorf »» 56.733 

Leider ist aber diese Vermögensmasse schon durch das Gesetz selbst 
festgelegt und die Wirksamkeit der Cassen dadurch von vornherein fast 
gänzlich unterbunden worden. 



III. Die Gemeinde- und Bezirksdarlehenscassen in Galizien. 

Auch in Galizien hatte das Institut der Gemeindespeicher schon im 
vorigen Jahrhundert Verbreitung gefunden, doch galten diese Speicher hier 
stets als ein Theil des Gemeindevermögens. Einige Zeit lang war der Fort- 
bestand der Institution bedroht, indem die Staatsregierung zu Beginn 
der Zwanziger-Jahre die Auflassung der Speicher anordnete und die 
Übergabe ilires Vermögens theils an die Gemeinden, theils an die Grrund- 
obrigkeiten anordnete. Glücklicherweise wurde diese Anordnung nicht 
durchgefiihrt und im Jahre 1832 erhielt das Landesgubemium vielmehr 
den Auftrag, für die Errichtung und weitere Verbreitung der Gemeinde- 
speicher auch fernerhin zu sorgen. 

Das Jahr 1848 und die nunmehr bewirkte rechtliche Aufhebung 
des Unterthansvorhältnisses blieb auch in (iralizien nicht ohne Einfluss 
auf das Institut. Der beginnende Übergang von der Naturalwirtschaft 
zur Geldwirtschaft veranlasste den neuen Bauernstand zu einer stärkeren 
Anspannung des Personalcredites und führte zur Umwandlung der bis- 
herigen Gemeindespeicher in Gemeindedarlehenscassen. Bald wurden 
solche Cassen auch direct von den Gemeinden gegründet. Dieselben 
waren im wesentlichen Wohlthätigkeitsanstalton, da regelmässig nur jene 
Gemeindeinsassen Darlehen erhielten, die durch Elementarereignisse oder 
andere Unglücksfälle in ihrer wirtschaftlichen Existenz gefährdet waren. 
Zur Bildung und Dotierung der Cassen wurden nicht nur die Bestände 
der ehemaligen Gemeindespeicher, sondern auch andere Vermögenschaften 
der Gemeinden, wie der Erlös von verkauften Gemeindeliegenschaften, 
(TTundlastenablösungscapitalien, Cassareste des Gemeindehaushaltes u. dergl., 
verwendet. 

Die Vermehrung der Gemeindedarlehenscassen datiert namentlich 
vom Jahre 1868, seitdem die Landesverwaltung durch die Herausgabe 
von ^lusterstatuten ihre Gründung zu fördern suchte und auch die 
neu gegründeten Bezirksverwaltungen hiezu anregte. Der ganze Apparat 
der nach diesen Musterstatuten gegründeten Cassen war äusserst einfach. 
Sie gelten als Gemeindeinstitute und sind dazu bestimmt, Gelddarlehen 
an jene (xemeindemitglieder zu gewähren, welche in der Gemeinde ihren 
dauernden Wohnsitz haben, Grundstücke oder Häuser besitzen oder ein 
Gewerbe betreiben und ohne ihre Schuld derart herabgekommen sind, 
dass sie eine Unterstützung benöthigen. Die Dotation der Cassen bilden 



die von den Gemeinden gewidmeten (.Tründungssummen, die auf Grund 
der Gemeindeordnung verhängten Geldstrafen, soferne sie nicht zur Unter- 
stützung der Ortsarmen verwendet werden, zum Theil aucli die Musiktaxen, 
endlich die Zinsen jener Gemeindecapitalien, welche vom Gemeinderathe 
mit Genehmigung der Bezirksvertretung bei der Casse angelegt werden. 
Die Darlehen werden ausschliesslich auf Personalcredit gegen Bürgschaft 
in Beträgen bis zu 50, ausnahmsweise bis zu 100 Gulden gegen Rück- 
zahlung in Wochenraten im Verlaufe eines Jahres ertheilt. Nur jene 
Grundwirte, welche einmal im Jahre ihren Hauptertrag beziehen, können 
jährliche Rückzahlungsraten bewilligt erhalten. Verwaltet werden die 
Gassen vom Gemeindevorstand und zwei Cassieren, wozu anständige und 
wohlhabende Grundwirte besteilt werden sollen, Sie bilden zusammen 
die Darlehenscommission, beschliessen über die Gewährung und die Höhe 
der Darlehen und führen die Rechnungen mit Hilfe des Gemeindeschreibers. 
Ihr Amt ist unentgeltlich. Wider den Beschluss der Darlehen sc ommission 
ist Berufung an den Gemeiuderatli zulässig. Die Casse kann nur durcJi 
Beschluss des Gerne! nderath es, welcher der Bestätigung von Seiten der 
Bezirksvertretung bedarf, aufgelöst werden. In diesem Falle bleiben die 
Bestände der Casse Eigenthum der Gemeinde und nur die besondeis in 
Evidenz geführten Geldstrafen und Musiktaxen fallen an den Ortsarmen- 
fimds zurück. 

Neben den Gemeindedarlehenscassen waren vereinzelt auch Be- 
zirksdarlehenscassen entstanden, welche Darlehen für den ganzen 
Bezirk ertheilten, als Bezirks an stalten betrachtet wurden und daher auch 
Zuschüsse aus den Ersparungen des B ezi rk sh aus h altes erhielten. Doch 
war und blieb ilire Zahl immer eine geringe. 

Die Organisation der Gemelndedarlehenscassen ist bis heute noch 
zu keinem befriedigenden Abschlüsse gelangt, obwohl sie seit den 
Siebziger-Jahren fast ununterbrochen auf der Tagesordnung des galizi- 
scheü Landtages steht, ("jeklagt wurde namentlich über den hohen Zins- 
fuss der Cassen, der ursprünglich meist 10 oder 12 Procent betrug, und 
über ihre ungeordnete Verwaltung. Die Dotation der Cassen war vielfach 
sehr gering, zumal die Cassen fremde Geldeinlagen regelmässig nicht an- 
nehmen durften, und selbst diese geringen Capitalien unterlagen keinem 
Umsätze. Weder die ausgeliehenen Capitalien, noch die Zinsen wurden 
jahrelang eingefordert, so dass die Thätigkeit vieler Cassen in Ermangelung 
verfügbarer Geldmittel einfach aufhörte. Die ganze Geldgebarung und 
Buchführung befanden sich, da Gemeinde vorstand und Gemeindeschreiber 
weder lesen noch schreiben konnten, zumeist in völliger Unordnung. Ord- 
nungsmässige Scliuldurkunden wurden oft nicht ausgestellt, die Capitalien 
waren daher gerichtlich uneinbringlich und gerietlien selbst ganz in Verlust, 
Von einer Controle durch die Bezirksausschüsse konnte vielfach keine Rede 
sein, weil dieselben nicht über das erforderliche Personal verfügten. 

Zum erstenmal gelangte der galizische Landesausschuss in die 
Kenntnis dieser Verhältnisse durch eine Enquöte, die im Jahre 1873 von 
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ihm durchgeführt wurde. Infolge dieser Enquete berief der Landes- 
ausschuss eine Commission von sachkundigen Persönlichkeiten, um Vor- 
schläge zur Abhilfe zu machen. Die Commission erklärte sich, obwohl 
sie den Spar- und Vorschussvereinen im allgemeinen den Vorzug gab, 
doch für die Aufrechthaltung der Gemeindedarlehenscassen und befür- 
wortete nur die Verbesserung ihrer Verwaltung und die Verschärfung der 
Controle durch die Bezirksvertretungen. 

Der Landesausschuss acceptierte diese Vorschläge und veranlasste 
die Bezirksvertretungen, für jene Gemeindedarlehenscassen, deren Ver- 
waltung sich in Unordnung befand, besondere Delegierte zum Zw^ecke 
der Aufsicht und Scontrierung zu bestellen. Die Berichte dieser Dele- 
gierten entrollten neuerlich ein höchst ungünstiges Bild von dem Zustande 
der Gassen und der Klagen w^ar kein Ende. Die Vorschläge der Bezirks- 
v(»rtretungen, welche eine Abhilfe bezweckten, giengen sehr weit aus- 
einander und liefen selbst auf die völlige Auflösung der Gassen und 
Überweisung ihrer Gapitalien an die Spar- und Vorschussvereine hinaus. 
Andere Vorschläge giengen dahin, die Gemeindedarlehenscassen eines 
Bezirkes in die unmittelbare Verwaltung der Bezirksvertretungen zu 
übertragen oder die Administration der Gassen durch besond(»re besoldete 
Aufsichtsorgane controlieren zu lassen. Ein Theil der Bezirksvertretungen 
endlich erwartete eine Besserung der Zustände nur von einer Neu- 
gestaltung der Gemeindeverwaltung übc^rhaupt. 

Es dauerte verhältnismässig lange Zeit, bis die Staats- und Landes- 
verwaltung, welche die grosse Wichtigkeit der Gemeindedarlehenscassen 
für den bäuerlichen Personalcredit vollauf würdigten, zu der Reform- 
frage in entscheidender Weise Stellung nahmen. Auf Crrund eingehender 
Berathungen entschlossen sich beide Factoren, die zersplitterten und in 
Unordnung befindlichen Darlehenscassen der einzelnen Gemeinden zu 
Gumulativvorschusscassen zu vereinigen. Ein eigener Gesetz- 
entwurf wurde ausgearbeitet, um diesen I^lan in umfassender Weise zu 
verwirklichen. Die Vereinigung konnte entweder eine freiwillige sein 
oder es konnten solche Gemeinden, deren Vorschusscassen fehlerhaft 
oder in unlauterer Art verwaltet wurden, auch zwangsweise dem Ver- 
bände einer Gumulativcasse einverleibt werden. 

Doch sollte sich diese Vereinigung immer nur auf die Administration 
und nicht auf das Vermögen selbst erstrecken. Damit die Wirksamkeit 
der Gassen erweitert wi*rd(», sollten sie das Recht zur Annahme von 
Geldeinlagen erhalten. Ausführliche Normen waren bestimmt, eine ge- 
ordnete Verwaltung für die Zukunft zu sichern. 

Allein dieser Gesetzentwurf, der im Jahre 1880 auf Wunsch des 
Landesausschusses als Regierungsvorlage im Landtage eingc^bracht wurde, 
erhielt nicht die Zustimmung der Landtagsmajorität, und ebenso wurden 
in den beiden folgenden Jahren analoge Vorlagen des Landesausschusses 
abgelehnt. Die Wahrung der Gemeindeautonomie Hess alle anderen Ge- 
sichtspunkte zurücktreten. 



Xur eine verstärkte Ingerenz der Bezirksvertretunj^eii und die Über- 
nahme der schlecht verwalteten Gemeindedarlehenscassen in die Admini- 
stration der Bezirksverwaltungen wollte die Majorität des Landtages 
zugestehen. Nachdem eine Reihe von Novellen zur Gemeinde Ordnung 
und zum Gesetze über die Bezirksvertretungen den wünschenswerten 
Effect nicht erzielt und die über Auftrag des Landesausschusses im Jahre 
1884 erstatteten Berichte der Bezirksvertretungen abermals äusserst un- 
günstig lauteten, erfloss endlich da.s Gesetz vom iq. Juni 1887, L.-G,-Iil, 
Xr. 44. Damach können Gemeindedarleheuscassen, deren mangelhafte 
Verwaltung den Verlust eines Theiles des Stamm Vermögens besorgen 
lässt oder schon verursacht hat, femer auch jene Gemeindedarlehens- 
cassen, welche derart verwaltet werden, dass eine statu tenmässige, für 
die Gesammtheit der Gemcindemitglieder erspriessliche ITiätigkeit von 
ihnen nicht mehr erwartet werden kann, über Antrag des Bezirks- 
ausschusses auf Gnind eines Beschlusses des Bezirksrathes in die zeit- 
weilige Verwaltung des Bezirksausschusses übernommen werden. Diese 
zeitweilige Verwaltung kann der Bezirksausschuss entweder selbst fuhren 
oder durch andere von ihm ermächtigte Personen besorgen lassen. Die 
Verwaltung des Bezirksausschusses soll indcss nicht länger dauern, als 
bis die Casse in Ordnung gebracht ist. Sobald dies der Fall, lial der 
Bezirksausschuss aus eigener Initiative oder über Verlangen des be- 
treffenden Gemeinderathes die Casse wieder der Gemeinde zur Ver- 
waltung zu übergeben. 

Auf Grund dieses Gesetzes sind seither in einer bedeutenden Anzahl 
von Bezirken zahlreiche Gemeindedarlehenscassen von den Bezirks- 
ausschüssen in die eigene Verwaltung übernommen worden, doch steht 
der Durchführung der Massregel öfters der Mangel eines ausreichenden 
Beamtenpersonales hindernd im Wege und so scheinen auch jetzt die Zu- 
stände im allgemeinen noch immer recht unbefriedigende zu sein. 

Trotz der angedeuteten Mängel, welche den Cassen anhaften, darf 
ilire Bedeutung für den bäuerlichen Person alcredit nicht unterschätzt 
werden. Sie erfreuen sich jedenfalls einer grossen Beliebtheit bei der 
Bevölkerung, wie dies schon ihre beträchtliche Zahl und fortdauernde 
Vermehrung beweist. Ihr Aufschwung datiert, wie bereits erwähnt, 
namentlich seit dem Jahre 1868. War die Anzahl der Cassen in den 
Sechziger- Jahren noch eine minime, so zahlte man deren zur Zeit der 
Enquete des Jahres 1873 bereits mehrere hundert. 

Ihre Verbreitung war allerdings damals noch immer eine sehr un- 
gleichmässige und ihre Vermögensdotation oft recht unbedeutend. Seither 
ist die Zahl der Gemeindedarlehenscassen ganz bedeutend gestiegen und 
auch ihr Vermögensstand zeigt eine beträchtliche Zunahme. Im Jahre 
1895 zählte man bereits 3427 Cassen mit einem Vermögensbesitze von 
fl. 6,080.434. Da- Galizien rund 6234 Gemeinden zählt, so besitzt derzeit 
bereits mehr als die Hälfte aller Gemeinden eine Darlehenscasse und nur 
die Bezirke Biala und Krakau {Umgebung) entbehren einer solchen bisher 
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noch gänzlich. Die Bereitwilligkeit der Gemeinden zur Gründung der 
Darlehenscassen erklärt sich übrigens vielfach daraus, dass die Macht- 
haber in vielen Gemeinden hoffen, auf diesem Umwege leichter Bestand- 
theile des Gemeindevermögens in ihren Besitz zu bringen. 

Die Bezirksdarlehenscassen haben sich bis jetzt nicht recht 
zu entwickeln vermocht. Ihre Zahl beträgt derzeit bloss 15, wovon sich 
eine überdies in Liquidation befindet. Das Capital dieser Cassen betrug 
im Jahre 1895 fl. 668.275, und schon im Hinblick auf diese bescheidene 
Dotation kann den Bezirksdarlehenscassen eine grössere Bedeutung wohl 
nicht zugeschrieben werden. Dagegen werden die galizischen Gemeinde- 
darlehenscassen ohne Zweifel auch bei einer künftigen Organisation des 
bäuerlichen Personalcredites ein wichtiges Glied bilden. Eine der vor- 
nehmsten Aufgaben dieser Reform wird namentlich neben der Herstellung 
einer geordneten Verwaltung die Herabsetzung des Darlehenszinsfiisses 
sein müssen, der vielfach noch immer eine exorbitante Höhe erreicht 
und häufig bis zu 12 Procent, vereinzelt auch bis zu 15, ja selbst 
18 Procent emporsteigt. 

lY. Die Creditgenossenschaften. 

Während die Gesetzgebung und Verwaltung sich bemühten, die aus 
der früheren Wirtschaftsepoche überkommenen Institutionen den An- 
forderungen der Gegenwart mehr anzupassen, hatten in Osterreich bereits 
die modernen Creditgenossenschaften ihren Einzug gehalten. 

Als Vorläufer derselben erscheinen in den Fünfziger-Jahren die 
Privatspar- und Creditvereine. Dieselbon verbreiteten sich namentlich im 
industriereichen Grenzgürtel des nördlichen Böhmens und waren ein 
Mittelding zwischen den Sparcassen und den eigentlichen Vorschuss- 
vereinen. Sie pflegten vorzugsweise den Zahlungscredit und weniger den 
eigentlichen Betriebscredit. In der gleichen Zeit wurde bereits eine Anzalil 
von Vorschussvereinen gegründet, deren Organisation den Schulze-Delitzsch- 
schen Principien nahekam. Als enster (')sterreic]iischer Vorschussverein 
dieser Art wird der Aushilfscassaverein von Klagenfurt genannt, 
dessen Gründung in das Jahr 1851 fällt. Ähnliche Vorschussvereine ent- 
stehen in den nächsten Jahren in anderen Orten. Diese Vereine dienten 
fast durchwegs den Interessen der gewerblichen Kreise. 

Mittlorweile waren die Principien Schulzens auch in Österreich be- 
kannt geworden, die Zahl der Vorschussvereine mehrte sich langsam und 
betrug um die Mitte der Sechziger- Jahre bereits mehr als 100. An dieser 
genossenschaftlichen Bewegung nahmen nicht nur die Deutschen theil, 
sondern dieselbe ergriff bald auch die Czechen und pflanzte sich zu Ende 
der Secliziger-Jahre bereits nach den polnischen Landestheilen fort. Der 
orste czechische Vorschuss verein wurde zu Wlascliim 1858 durch einen 
Schustermeister gegründet, der die Anregung hiezu durch eine Schilderung 
von Franz Öimdcek erhalten hatte. Letzterem gebürt das Verdienst, die 
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Genossenschaftsbildung bei den Czechen in Bühmen und Mähren rase 
in Aufschwung gebracht zu haben. Die Org-anisierung und Leitung der 
Genossenschaften wurde hier bald zu einer wichtigen nationalen Aufgabe, 
und damit war die Spaltung der österreichischen Vorschussvereine in 
nationale Gruppen gegeben. 

Die Gesetzgebung kam der Genossenschaftsbewegung durch Er- 
lassung einheitlicher Normen fördernd entgegen. Obwohl das Gesetz vom 
g. April 1873, R.-G.-Bl. Nr. 70, die sociale Function der Genossenschaften 
nicht genügend berücksichtigte, so bedeutete es doch schon deshalb 
einen grossen Fortschritt, weil die österreichischen Genossenschaften 
dadurch mit einem Schlage auf die Höhe der von der deutschen Wissen- 
schaft aufgestellten Organ isationsprincipien emporgehoben wurden. Ins- 
besondere die Bestimmungen über die Haftung bedeuteten eine wesent- 
liche Erhöhung der Creditfähigkeit der neuen Genossenschaften. Die 
meisten der bereits früher begründeten Genossenschaften beeilten sich 
daher auch, sich den neuen Normen anzupassen, so dass bald nur noch wenige 
Vorschuss vereine auf der Basis der allgemeinen Vereinsbestimmungen 
bestehen blieben. In den Jahren der grossen Krise fehlte es zwar nicht 
an Zusammenbrüchen, allein im ganzen dauert die aufsteigende Bewegung 
doch fort, und auch die äussere Organisation wird immermehr zum Ab- 
schlüsse gebracht. In erster Reihe stehen hiebe! die czechischen Vor- 
schussvereine (Zdlo2nas). Dieselben schreiten bereits im Jahre 1868 zur 
Gründung einer eigenen Genossenschaftsbank {Zivnostenskd banka) und 
ersetzen im Jahre 1884 ihre bisherige lose Verbindung durch eine Ver- 
bandsorganisation nach deutschem Muster. Die im Jahre iSgi heraus- 
gegebene Geschichte der böhmisch-mährischen Vorschussvereine und die 
damalige Ausstellung boten ein rühmliches Bild schöner Erfolge, Xicht 
so rasch und aligemein waren d:e organisatorischen P'ortschritte der 
deutschen Vorschussvereine. Noch immer hält sich von dem im Jahre 1874 
geginindelen allgemeinen Verbände dieser Genossenschaften die über- 
wiegende Mehrzahl der deutschen Genossenschaften ferne, und erst in der 
jüngsten Zeit (1897} ist dem Verbände die Gründung einer Centralgeld- 
stelle gelungen. Desgleichen haben nun die slovenischen Vorschuss- 
vereine sich durch Gründung von Verbänden einen Mittelpunkt geschaffen. 

Diesen grossen äusseren Fortschritten hat aber die innere Ent- 
wickelung der österreichischen Genossenschaften nicht vollständig ent- 
sprochen. Der genossenschaftliche Gedanke wurde vielfach getrübt durch die 
Ausbildung eines verwerflichen Dividendensystem es, die Creditge Währung 
gewissen Berufsständen durch die Forderung hoher Zinsen und mancherlei 
Nebenleistungen erschwert oder ganz unmöglich gemacht, namentlich auch 
auf die specifischen Bedürfnisse der kleinen Landwirte nicht genügende 
Rücksicht genommen. Immer grösser wurde die Gefahr, dass die Credit- 
genossenschaften sich zu Banken des Mittelstandes umbilden und weite Be- 
völkerungsschichten ihrer Vortheile verlustig würden. Erst durch die 
Raiffeisen-Bewegung sind dem Genossenschaftswesen und speciell dem 
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landwirtschaftliclien (jenossenschaftswesen neue Bahnen gewiesen worden, 
und dem EinflUvSse dieser Bewegung haben sich auch die Schulze-Delitzsch- 
schen Genossenschaften nicht zu entziehen vermocht. In entscheidender 
Weise greifen nunmehr die öffentlichen Verwaltungskörper in die Ge- 
nossenschaftsgründung ein, die Einrichtungen der Anwaltschaft, des Geld- 
ausgleiches und der obligatorischen Revision gelangen unter der Agide 
der Landesverwaltungen zur Verwirklichung, und auch die Gesetzgebung 
beginnt sich wieder für das Gedeihen und die innere Fortentwickelung 
der (Genossenschaften zu interessieren. Nachdem Deutscliland mit dem 
Gesetze vom i. Mai 1889 vorangegangen, hat nunmelir auch die öster- 
reichische Regierung in jüngster Zeit (1897) dem Parlamente den Entwurf 
eines neuen Gesetzes über die Erw^erbs- und Wirtschaftsgenossenschaften 
unterbreitet, welcher bestimmt ist, dieselben in wichtigen Punkten auf 
neue organisatorische Grundlagen zu stellen. 

Nach ihrer verschiedenen Bedeutung für die Landwirtschaft gliedern 
sich die Creditgenossenschaften in folgende Gruppen: 



1. Die niehtpegistpiepten Vopsehussvepeine. 

Dieselben können heute keine erhebliche Wichtigkeit mehr be- 
anspruchen. Ihre Zahl ist seit der Erlassung des Gesetzes vom 9. April 1873 
sehr rasch gesunken und gegenwärtig bereits eine sehr besclieidene. 
Während zu Ende des Jahres 1872 943 derartige Vereine gezählt 
wurden, betrug ihre Zahl am Schlüsse des Jahres 1896 nur noch 76, Das 
Schwergewicht dieser Vereine lag immer auf dem Gebiete des gewerb- 
lichen Creditverkehres, und für die Landwirtschaft haben sie niemals Er- 
hebUches geleistet. Von den 78 Vorschussvereinen, deren Bestand für 
das Jahr 1895 festgestellt ist, haben sich nur 7 speciell mit der Gewährung 
landwirtschaftlichen Credites beschäftigt, ohne eine bedeutsame Rolle zu 
spielen. Nur 6 von diesen Vereinen haben überhaupt über ihre Thätigkeit 
Bericht erstattet. Dieselben haben ihren Sitz in den drei Sudetenländern, 
die Mitgliederzahl erreichte nur die bescheidene Ziffer von 1532 Personen, 
die gewährten Credite beliefen sich auf fl. 287.004, von ihren Aussen- 
ständen waren fl. 784.628 in Wechseln und Schuldscheinen, fl. 90.872 
aber in Hypotheken investiert. Die sämmtlichen Activen, beziehungsweise 
Passiven endlich ergaben die Summe von fl. 942.070. 



2. Die Creditgenossenschaften nach dem Systeme Sehulze*« 

Delitzseh. 

Die nach dem Systeme Schulz e-Delitzsch gegründeten Credit- 
genossenschaften behaupten gegenwärtig durch die (xrösse ihrer Umsätze 
und ihre Capitalskraft die erste Stelle. Da die berufliche Scheidung" 
des Genossenschaftswesens in Osterreich noch verhältnismässig geringe 
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Fortschritte gemacht hat, so kommen für die Landwirtschaft nicht nur jene 
Genossenschaften, welche sich die Pflege des landwirtschaftlichen Credites 
in ihren Statuten speciell zur Aufgabe gemacht haben, sondern vielfach 
auch die übrigen Cr editgenossen schatten in Betracht. Insbesondere gilt 
dies von den zunächst für gewerbliche Kreise bestimmten Genossen- 
schaften, welche in kleineren Städten und Märkten ihren Sitz haben. 
Dieselben versehen die Function der C red itge Währung häufig auch für 
die landwirtschaftliche Bevölkerung der Umgebung, Über die Wirksam- 
keit dieser Genossenschaften ein zuverlässiges Urtheil zu fällen, ist gegen- 
wärtig ausserordentlich schwer, wenn niclit überhaupt unmöglich, weil 
ihre Verhältnisse viel zu mannigfach gestaltet und überdies viel zu wenig 
publik sind. Selbst den Verbandsorganen ist es bisher nicht immer 
gelungen, vollen Einblick in die innere Gebarung mancher Verbands- 
genossenschaften zu erlangen und die Aufstellung einer halbwegs er- 
schöpfenden Statistik stösst, da das Genossenschaftsgeaetz vom Jahre 1873 
hiefür keine ausreichenden Handhaben gewährt, auf unüberwindlichp 
Schwierigkeiten. Schon die Statuten der Genossenschaften sind ausser- 
ordentlich verschieden. Manche haben mehr einen localen Charakter, 
manche dehnen ihre Wirksamkeit wiederum viel weiter, auf ganze Gerichts- 
bezirke und sehr verschiedene Personenkreise aus. 

Verhältnismässig am weitesten ist die berufliche Trennung der Credit- 
genossenschaften bis jetzt in den Sudetenländern durchgedrungen. .Sehr 
stark sind die landwirtschaftlichen Berufselemente, wie die Berichte des 
polnischen Verbandes zeigen, auch in den galizischen Genossenschaften 
vertreten, so dass ein grosser Theü derselben factisch wenigstens sich 
durchaus als ländliche Croditinstitute darstellt. Ebenso verschieden sind 
die Bestimmungen über die Annahme von Spareinlagen und die Dar- 
lehensgewährung. 

Manche alte Genossenschaften kennen eine Annahme von Spar- 
einlagen nicht, andere nehmen solche Einlagen nur von Mitgliedern an, 
viele lassen im Sparverkehre auch Nichtmitglieder zu. Ebenso abweichend 
ist auch die Darlehensgewähning normiert. Regel ist, dass Darlehen nur 
an Mitglieder ertheilt werden, doch kommt auch die Darlehensgewährung 
an Nichtmitglieder vor. Die Pflege des Persnnalcredites überwiegt bei 
den meisten Creditgenossenschaften. Im allgemeinen herrscht auch bei 
den ländlichen Genossenschaften das Wechselgeschäft vor. Die Wechsel 
werden gewöhnlich auf kurze Fristen (bis zu sechs Monaten) ausgestellt, 
die Zinsen sind im vorhinein zu erlegen. Wechselescompte sind verhältnis- 
mässig selten. Prolongationen werden ohne Schwierigkeiten bewilligt, 
vertheuem aber den Credit. Im ganzen ist diese Art des Credites ebenso 
theuer wie unzwfckmässig. Die kurzen Fristen und die fixe Bestimmung 
der Fälligkeitsbeträge passen nicht für die landwirtschaftlichen Verhält- 
nisse. Ohne Beistellung von Bürgen wird fast nirgends Credit ge- 
währt, diese Beistellung erfordert aber häufig beträchtliche Geldopfer. 
Der Darlehenszinsfuss ist für die Verhältnisse der Landwirtschaft fast 
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durchaus zu hoch bemeSvSen. Vielfach ist dies eine P'olge des hohen 
Zinsfusses der Spareinlagen. Um mit den Sparcassen concurrieren zu 
können oder um ihnen einen Vorsprung abzugewinnen, sind viele Ge- 
nossenschaften in der Erhöhung des Einlagenzinsfusses soweit gegangen, 
dass ein Darlehenszinsfuss von 6, 7 und 8 Procent nicht zu den Aus- 
nahmen gehört. 

Es ist ein schwacher Trost, wenn darauf hingewiesen wird, dass 
vor der Begründung der Creditgenossen Schäften an die Privatgläubiger 
noch höhere Zinsen gezahlt werden mussten. Auch das Streben, höheren 
Reingewinn für nationale Zwecke zur Verfügung zu haben, trägt nament- 
lich bei den czechischon Zdloznas nicht selten Schuld an der Vertheuerung 
des Credites. Dazu kommt das Haschen nach hohen Dividenden und der 
weitere Umstand, dass einzelne Genossenschaften genöthigt sind, in sehr 
ausgedehntem Masse mit fremden Geldern, die sie bei Sparcassen und 
Bankinstituten aufgenommen haben, zu arbeiten. Auf diese Weise wird 
die Regie vertheuert und die Genossenschaften sind genöthigt, um einen 
GeAvinn zu erzielen, einen Aufschlag auf die Schuldzinsen ihrer Credit- 
nehmer zu werfen. 

Ganz exceptionelle Verhältnisse bestanden und bestehen vielfach noch 
jetzt bei den galizischen Vorschussvereinen. Hier steigen Zinsfuss und Divi- 
denden öfters zu einer Höhe empor, die vom Standpunkt der westländischen 
Beurtheilung geradezu als exorbitant bezeichnet werden müssen. Dividenden 
von 10, 15, 20 und selbst 30 Procent sind keine Ausnahme und ein 
Zinsfuss von 10 und mehr Procent keine Seltenheit. Von den im Ver- 
bände stehenden Genossenschaften haben für das Jahr 1895: 65 einen 
Darlehenszinsfuss von 7 Procent, 118 einen Zinsfuss von 8 oder 8V2 Pro- 
cent, 47 einen Zinsfuss von 9 Procent, 48 einen Zinsfuss von 10 Procent, 
26 einen solchen von 12 oder mehr Procent ausgewiesen, und noch 
schlimmer steht die Sache bei den ausserhalb des Verbandes befindlichen 
Vorschussvereinen in den östlichen Landestheilen, die geradezu als 
Wuchervereine bezeichnet worden sind. 

Gegenüber diesen Mängeln und Schattenseiten der Schulze-De- 
litzsch'schen Genossenschaften dürfen jedoch auch ihre Verdienste nicht 
übersehen werden. ( Gegenüber dem unorganisierten Individual credit be- 
deuten sie jedenfalls einen wesentlichen Fortschritt, und wo sie ins Leben 
getreten sind, haben sie den Zinsfuss erheblicli herabgedrückt. Vermöge 
ihrer numerisch schwachen Vertretung in vielen Gegenden, ihrer un- 
gleichen Vertheilung und der charakterisierten inneren Gebrechen sind 
sie aber niclit geeignet, den Bedürfnissen der landwirtschaftlichen Be- 
völkerung in ausreichender Weise zu entsprechen. 

Die vorstehende Übersicht zeigt die Vertheilung und die Geschäfts- 
ergebnisse der speciell für die landwirtschaftlichen Kreise bestimmten 
Schulze-Delitzsch' sehen Creditgenossenschaften für das Jahr 1895, soweit 
eine solche Scheidung der Genossenschaften an der Hand der Statuten 
und sonstigen Behelfe durchgefülirt werden konnte. 
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'ereine nach dem Systeme 



a) Die Entwickelung' der Raifffiisen-Cassen in den einzelnen 
Ländern. 

Theoretisch bekannt geworden waren die Raiffeisen-Cassen in Öster- 
reich bereits in den Fünfziger- Jahren. In landwirtschaftlichen Fachbiättem 
und in Vorträgen wurde ihre Errichtung ventiliert. Eifrig thätig fiir ihre 
theoretische Anerkennung war namentlich Professor Dr. Gustav Marchet. 
Er trat in verschiedenen Schriften, insbesondere in dem Werke: -Zur 
Organisation des landwirtschaftlichen Credites in Österreich 1876«, warm 
iür die Vereine ein, ohne dass jedoch seine Anregungen zunächst einen 
praktischen Erfolg hatten. Zwar hatte bereits der in Wien im Jalire 1873 
abgehaltene agrarische Congress einhellig den Beschluss gefasst, dass 
die Cassenvereine nach dem Systeme Raiffeisen sich auch für die 
Österreichische Landbevölkerung als eine höchst nachahmungs würdige 
Creditorganisation empfehlen, allein auch dieser lieschluss des Agrar- 
congresses blieb ohne unmittelbares Resultat. Die Denkschrift des 
Congresses wurde vom Ackerbau-Ministerium den Landesausschüssen 
übermittelt, und die Actionen derselben kamen über die Veranstaltung 
von Enqueten nicht hinaus. Mehr Eindruck machten die Verhandlungen 
des Budapester landwirtschaftlichen Congresses vom Jahre 18S3, auf 
welchem die landwirtschaftlichen Creditverhältnisse eingehend erörtert 
und die Erfolge der Raiffeisen- Gassen i-ühmend hervorgehoben wurden. 

Erst in den Jahren 1886 und 1887 wurden in Osterreich die ersten 
Cassen nach den Raiffeisen'schen Mustersatzungen gegründet. Als die 
älteste Gasse erscheint jene von Rosawein bei Marburg in Steiermark, 
welche im Jahre 1 886 errichtet wurde. In demselben Jahre erfolgte 
auf Anregung des Kuliländer landwirtschaftlichen Vereines die Gründung 
einer Raiffeisen-Gasse zu Petersdorf in Mäliren. Diesen Gründungen 
folgte im Jahre 1887 die Errichtung neuer Gassen in Mühldorf (Nieder- 
österreich}, in Bölten (Mähren) und in Jungferndorf (Schlesien). Alle 
diese Cassen verdankten ausschliesslich der Privatinitiative ihre Entstehung. 
Eine entscheidende Wendung trat erst ein, als die Landesverwaltungen 
und einzelne Landesculturräthe die Gründung der Raiffeisen-Cassen selbst 
in die Hand nahmen. Vorangegangen sind hiebei namentlich die Landes- 
verwaltungen von Niederösterreich und Schlesien. Ihnen .schlössen sich 
bald an die Land es Verwaltungen von Oberösterreich, Tirol, .Salzburg, 
Steiermark, Kärnten und Vorarlberg, später folgten Mähren und Böhmen, 
so dass gegenwärtig nur noch wenige Länder mit ihrer Action im Rück- 
stande sind. 

In Niederösterreich hatte der Landesausschuss bereits in seinem 
in der Session 1886/87 a" den Landtag erstatteten Bericht ein eingehendes 
Programm für die Unterstützung der Raiffeisen-Cassen entworfen. Nachdem 
der Landtag am zi. Jänner 1887 dieses Programm genehmigt hatte, 



.^-i 



— 7^4 — 

wurde sofort an die Ausführung desselben geschritten. Die fördernde 
Thätigkeit des Landesausschusses trat zunächst dadurch zutage, dass von 
ihm unter Zuziehung von Experten ein Xormalstatut, femer eine An- 
weisung zur Erriclitung und Leitung von Raiffeisen-Cassen ausgearbeitet 
und durch den Druck veröffentlicht wurde. Diese Behelfe dienten nicht 
nur bei den in Xiederösterreich erfolgenden Cassengründungen als Muster, 
sondern wurden auch in anderen österreichischen Ländern bei Ausarbeitung 
der dortigen Musterstatuten benützt. Der niederösterreichische Landes- 
ausschuss Hess es übrigens nicht dabei bewenden, den Interessenten die 
Gründung von Vereinen zu empfehlen, sondern unterstützte dieselben 
auch bei der ersten Einrichtung der Cassen durch seine eigenen Beamten, 
welche an Ort und Stelle zu diesem Zwecke entsendet wurden. 

Von allem Anfang an hatte der Landesausschuss aber auch erkannt, 
dass eine werkthätige Unterstützung der Vereine nothwendig sei, wenn 
dieselben sich gedeihlich entwickeln sollten, und aus diesem Grunde die 
Gewährung von Subventionen und Darlehen an die Vereine ins Auge 
gefasst. Die Subventionierung erfolgte durch Gewährung von Beiträgen 
zu den Gründungs- und Einrichtungskosten in der Höhe von fl. 250. 
Diese Landessubventionen hatten ursprünglich den Charakter eines reinen 
Geschenkes, erst später wurde an sie die Bedingung der Rückerstattung 
im Falle der Vereinsauflösung geknüpft und auch ihre Höhe auf fl. 200 
herabgesetzt. Für die Zwecke der Subventionierung sind dem Landes- 
ausschusse vom Landtage im Laufe der Jahre ganz beträchtliche Credite 
zur Verfügung gestellt worden. Dieselben sind successive immer mehr 
erhöht worden und haben bis zum Jahre 1897 bereits die Gesammtsumme 
von fl. 100.000 überschritten. 

Darlehen wurden zu 3 Procent in der Höhe von fl. 2000 an 
capitalsarme Vereine gewährt, damit dieselben gleich vom Anfange über 
ein entsprechendes Betriebscapital verfügten. Die Mittel für die Ge- 
währung dieser Darlehen wurden zwei in der Verwaltung des Landes 
befindlichen Fonds, dem Landesreservefonds zur Förderung von 
Vorschusscassen auf Personalcredit und dem Colloredo-Manns- 
feld-Fonds, entnommen. Der erstere Fonds war im Jahre 1880 auf An- 
regung des Abgeordneten Dr. Ritter v. Mitscha, der auch den Anstoss 
zur Action zu Gunsten der Raiffeisen -Vereine gegeben, von der nieder- 
risterreichischen Landesverwaltung zu dem Zwecke gegründet worden, 
um die Sparcassen, welche, einer Anregung des Ministeriums des Innern 
folgeleistend, an die Gründung von Vorschusscassen für Personalcredit 
schreiten würden, durch (irewährung von Beiträgen zu unterstützen. 
Dieser FondwS, dessen Statuten unter dem 19. October 1881 vom Landtage 
genehmigt worden waren, hatte jedoch mittlerw^eile seine ursprüngliche 
Bestimmung eingebüsst, da die von den niederösterreichischen Spar- 
cassen gegründeten Vorschusscassen zumeist Reingewinne für die Spar- 
cassen lieferten und eine materielle Unterstützung derselben somit nicht 
mehr nöthig war. Der Fonds sollte darum einer anderen ähnlichen 
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Bestimmung, der Förderung des Pensonalcredites, zugewendet werden. 
Nach einigem Schwanken willigte der Landtag in diese Permutierung 
der Zweckbestimmung des Fonds und genehmigte in der Sitzung vom 
30. December 1887 die neuen Statuten desselben. Nach den neuen 
Statuten bleibt der Hauptzweck des Landesreservefonds, die Gewährung 
von Beiträgen an Vorschusscassen für unverschuldet erlittene Verluste, 
zwar bestehen, der Fonds hat jedoch künftig auch zur Ftirderung der 
Raiffeisen-Cassen zu dienen, welche sich auf Grundlage des vom Landes- 
ausschusse herausgegebenen Normal Statutes bilden. Die Förderung erfolgt, 
wie schon angedeutet, durch Gewährung von 3procentigen Darlehen 
im Höchstbetrage von Ü. 3000, welche längstens in zwei Jahren zurück- 
zuzahlen sind. Die Entscheidung über die Gewährung der Darlehen 
steht einer Commission zu, welche aus dem Landmarschall oder seinem 
Stellvertreter, zwei vom Lande sau ssc hu sse aus seiner Mitte und drei vom 
Landtag zu wählenden Landtagsabgeordneten besteht. Nach den in der 
Sitzung vom 14. April 1S88 vom Landtage gefassten Beschlüssen muss 
der zu unterstützende Verein dem Landesaussclmsse das Recht einräumen, 
die \'ereinsacten und Geschäftsbücher einzusehen, die Verwahrung der- 
selben zu prüfen, Geschäfts- und Cassen Überprüfungen vorzunehmen und 
alle erforderlichen Aufklärungen zu verlangen. Dem Land e saus sc husse 
steht ferner das Recht zu, jederzeit die Einberufung einer Sitzung des 
Vorstandes, des Aufsichtsrathes oder der Vollversammlung zu fordern 
und an diesen Versammlungen durch Abgesandte theilzunehmen. Zur 
Verstärkung des Landesreservefonds bewilligte der Landtag in den 
Sitzungen vom 5. October 1888 und vom 14, Jäuner 1S91 je einen Betrag 
von fl, 3000 aus dem Landesfonds. 

Dem gleichen Zwecke wie der Landesreservefonds, der nunmehr die 
Bezeichnung ■■Landesreservefonds zur Forderung von Vorschusscassen 
und Genossenschaften nach dem System Raiffeisen« führt, dient derzeit 
auch der CoUoredo - Mannsfeld - Fonds, Derselbe war dadurch ent- 
standen, dass der frühere Landmarschall Fürst Colloredo-Mannsfeld 
im Jahre 1863 seine Bezüge und auch die Abgeordnetendiäten für die Ge- 
währung von Darlehen an Grundbesitzer imd eventuell für die Errichtung 
einer Landesbodencredttanstalt gewidmet hatte. Da inzwischen die nieder- 
österreichische Landeshypothekenanstalt ins Leben getreten war, so wurde 
im Jahre 1894 mit Zustimmung des Stifters die Bestimmung des Fonds 
dahin geändert, dass derselbe fortan aus zwei Abtheilungen zu bestehen 
hat. Die eine derselben ist bestimmt zur Gewährung von Hypothekar- 
darlehen an Landwirte, der andere Tlieil de*. Fonds Vermögens in der 
Höhe von fl. 50.000 soll für Darlehen an Spar- und Darlehencassen vereine 
ver\vendet werden. 

Ursprünglich hatte der Landesausschuss aucli versucht, die Spar- 
cassen zur Forderung der Raiffeisen'sclien Cassenvereine zu bewegen. Die 
überreichen Mittel der Sparcassen, die vielfach in Wertpapieren angelegt 
werden, sollten dazu dienen, den Personalcredit der Landbewohner 
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durch Vermittf'lung' der Cassenvereine zu fcirdem, wotfe^en den Spar- 
cassen die j^TÖsseren Darlehen vorbehalten bleiben würden. Allein diese 
Bemühungen des Landesausschusses hatten keinen besonderen Erfolg. 
Wesentlich materieller Xatur ist auch die Unterstützung, welche dbr 
Landesau sschuss den Vereinen durch die Activierunj^ der Darlehencassen- 
d(-*positeneinrichtung beim Landesobereinnehmeramt zutheil werden liess- 
Der Fraye, in welcher Weise am besten fiir die Schaffung* einer Geld- 
ausgleicli stelle gesorgt werden könne, war der niederosterreichische 
Landesausschuss erst im Jahre 1894 ernstlich nähergetreten. Die 
(^TTÜndung einer solchen Stelle für die Cassenvereine war unumgänglich 
nothwendig, da einerseits diejenigen Vereine, welche Geldüberfluss hatten, 
ihre überschüssigen Gelder vielfach in Wertpapieren anlegten, die Auswahl 
derselben nicht immc^r richtig vornahmen und beim Ankauf daher Verluste 
erlitten, und es andererseits immer Vereine gab, welche Geldmangel 
hatten, ohne dass diesem durch die in ihrer ziffermässigen Höhe be- 
schränkten Vorschüsse aus dem Landesreservefonds abgeholfen werden 
konnte. Der Landesausschuss hatte zunächst die Gründung einer Central- 
cassa in (irestalt einer Centralgenossenschaft ins Auge gefasst. Da sich 
ab(*r d(*r Constituierung einer solchen (lenossenschafl verschiedene 
Schwierigkeiten juristischer und thatsächlicher Xatur entgegenstellten, 
so entschied sich der Landesausschuss dafür, den Geldausgleich zwischen 
den Vereinen in anderer Art durch Creierung einer Depositenver\i'altung 
beim Landesobereinne*hmeramte besorgen zu lassen. Die neue Ein- 
richtung trat am i. October 1894 ins Leben und ist durch eine besondere 
Instruction vom 30. August 1894, Z. 35.094, dos näht»ren geregelt. Hienach 
kann jeder Verein, welcher erklärt, sich der Einrichtung bedienen zu 
wollen, seine überschüssigen (xelder jederzeit im Wege der Postsparcasse 
an das Landesobereinnehmeramt einsenden. Letzteres legt dieselben, fall^ 
keine andere Weisung erfolgt, sofort bei der Landeshypothekenanstalt 
an oder vollzielit, wenn der Verein den Ankauf pupillarsicherer Wert- 
papi(»re wünscht, diesen Ankauf und übernimmt die angekauften Wert- 
papiere als D(»positum. Hat ein Verein (ieldbedarf, so werden demselben 
iunlagen in laufender Rt^chnung von Seiten anderer Vereine vermittelt, 
wobei j(»doch die Vereine in ihren EntSchliessungen vollkommen frei sind. 
Ist der G(»ldbedarf eines Vereines besonders dringlich, so werden bis 
zum Eintrc'ffen der Erklärungen der Vereine vom Landesausschusse bei 
dem b(;tn.*ifenden Vereine Einlagen in laufend(»r Rechnung aus den Be- 
ständen des Landesrciservefonds und d(T zweiten Abtheilung des Colloredo- 
Mannsfeld-Eonds gemacht. Von besonderem Vortheile für die Vereine 
war di(j Unterstützung, welche die niederösterreichische Landesh}^otheken- 
anstalt der Depositeneinrichtung dadurch zutheil werden Hess, dass sie 
rlif; Bestände d(r Cassenvereine von dem dem Einlagstage folgenden 
W(»rktage an mit 4 IVocent verzinste. In seinem Berichte vom 12. De- 
c(;mber 1895 konnte der Landesausschuss die starke Benutzung der Ein- 
richtung constatieren. (ihnchwohl entsprach dieselbe nicht in allen 
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Punkten den AVünschen der Cassenvereine. Die Wünsche der letzteren 
yiengen namentlich dahin, dasa der Lande sau sschuss selbständig, ohne die 
Beschlussfassung der einzelnen Vereine abzuwarten, den geldbedürttigen 
Vereinen aus den überschüssigen Beständen Einlagen bewilligen sollte. 
Der Landesausschuss scheute vor der Annahme einer solchen General- 
vollmacht, wodurch ihm die Verfügung über Geldbestände von etwa 
fl. 1,000.000 ertheilt und die einzelnen Vereine von iiirem Risico befreit 
würden, bisher zurück. Es wurde jedoch den Wünschen der Vereine 
nach Vereinfachung der Einrichtung zunächst dadurch entsprochen, dass 
die Vermittelung von Einlagen der Vereine untereinander eingestellt 
und alle von geldbedürftigen Vereinen gewünschten Einlagen aus 
dem Landesreservefonds und der zweiten Abtheilung des Colloredo- 
Mannsfeld-Fonds erfolgt wurden. Reichten die Bestände dieser beiden 
Fonds nicht aus, um alle Ansprüche zu befriedigen, so sollte der Mehr- 
bedarf vom Landes aus Schüsse bei der Landeshypothekenanstalt, welche 
hiezu die von den Vereinen deponierten Gelder verwenden konnte, be- 
schafft werden. Das gesammte Risico der Einlagengewährung .sollte 
darnach in Zukunft nicht mehr auf die einzelnen Vereine, sondern auf 
die genannten beiden Fonds fallen, welche dieses Risico übrigens auch 
schon bisher hinsichtlich der aus ihren Mitteln gewährten Darlehen und 
Einlagen trugen und hiezu kraft ihrer Statuten bestimmt sind. Da dem 
ganzen Verfahren aber eine gewisse Umständlichkeit anliaftete, so konnte 
die Errichtung einer genossenschaftlichen Central casse, wohl nur als 
eine Frage der Zeit angesehen werden. 

Gegenüber dem Gedanken, für die Cassenvereine einen besonderen 
Anwaltschafts verband ins Leben zu rufen, hat sich der Landesausschuss 
lange Zeit ablehnend verhalten. Derselbe fungierte vielmehr selbst 
als Anwalt der Vereine und hat in dieser Beziehung eine äusserst er- 
folgreiche Thätigkeit entwickelt. Diese Thätigkeit äusserte sich nicht 
allein in der Vertretung der Interessen der Vereine gegenüber den Be- 
hörden und öffentlichen Vertretungskörpern, sondern auch in den all- 
jährlichen Revisionen, die durch Landesbeamte vorgenommen und deren 
Kosten aus Landesmitteln bestritten werden. Der Umfang der Agenden 
war nach und nach so gross geworden, dass der Status der damit be- 
schäftigten Beamten vermehrt werden musste und der Landesausschuss 
in seinem Berichte vom 12. December 1895 bereits die Zusammen- 
fassung dieser zu einem besonderen Bureau beantragen konnte, 
Xeuestens (i8g8) ist nunmehr in der Haltung des Landesausschusses eine 
Änderung eingetreten, so dass an die Gründung eines Verbandes ländlicher 
Genossenschaften in Niederösterreich und einer niederösterreichi sehen 
G en o SS enschafts- Central casse geschritten werden konnte. Im Jahre 1895 
hat der Landesausschuss auch die Abhaltung eines Raiffeisen-Tages ver- 
anlasst, welcher am 2g, August stattfand, von circa 500 Theilnehmem be- 
sucht war und mannigfache wertvolle Anregungen hinterliess. Auf Wunsch 
desselben ist vom Landesausschusse auch die Herausgabe periodischer 
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Mittheilunj^^en ins Auge j^efasst worden, welche unter dem Titel: ^Land- 
wirtschaftliches Genossenschaftsblatt für Xiederösterreich- nunmehr (1898) 
zu erscheinen begonnen haben. 

Die Crründung von Untergenossenschaften erhielt in Xiederösterreich 
einen nicht unwichtigen Anstoss durch den Erlass der Statthalterei vom 
19. Juni 1893, Z. 33.838, über die Förderung des landwirtschaftlichen 
Vereinswesens und der landwirtschaftlichen Genossenschaften. Aber auch 
der Landesausschuss war seinerseits bemüht, die Hindemisse, welche sich 
der weiteren Entwickelung dieser Genossenschaften entgegenzustellen 
drohten, möglichst zu beseitigen. Ein solches Hindernis ergab sich ins- 
besondere aus der Praxis der Finanzbehörden, welche jenen RaifFeisen- 
Vereinen, die in ihren Statuten auch juristischen Personen den Beitritt 
oiff*n Hessen, die Gebürenbegünstigungen verweigerten. Dem Einschreiten 
des T.andesausschusses war es zu verdanken, dass das Finanz-Ministerium 
in seinem Erlasse vom 15. September 1894, Z. 37.659, diese Praxis 
verwarf. Fortan steht der Aufnahme von juristischen Personen unter 
die Mitglieder der RaifFeisen-Cassen kein Hindernis mehr im Wege, 
sofeme die juristischen Personen nur in dem statutenmässigen Vereins- 
bezirko ihren Sitz haben oder daselbst Grrund und Boden besitzen, und 
ist infolgedessen nunmehr den landwirtschaftlichen Casinos die Möglichkeit 
geboten, direct bei den RaifFeisen-Cassen Darlehen zum Zwecke gemein- 
samer wirtschaftlicher Unternehmungen aufzunehmen. Wie es scheint, 
sind aber die richtigen Formen für diese erweiterte genossenschaftliche 
Thätigkeit in Xiederösterreich noch nicht gefunden. Wenigstens steht augen- 
blicklich die (rründung ausgedehnter Bezirksankaufs- und ^'^erkaufsgenossen- 
schaften im Vordergrunde. Mit besonderer Energie ist neuestens die Er- 
richtung genossenschaftlicher Lagerhäuser in Angriff genommen worden. 

Die Beziehungen, welche durch die Darlehenscassen-Depositenein- 
richtung zwischen den Raiffeisen-Cassen und der Landeshypothekenanstalt 
angebahnt worden, haben die Leitung der letzteren in der jüngsten Zeit 
veranlasst, die Herstellung eines engeren Zusammenhanges zwischen 
beiden Institutionen ins Auge zu fassen. Grundsätzlich hat der nieder- 
österreichische Landesausschuss die Betreibung von Hypothekargeschäften 
durch die einz(*lnen Cassenvereine mit vollem Rechte perhorresciert und 
diesen (rrundsatz auch bisher bis auf wenige Ausnahmen aufrechtzuerhalten 
gewusst. X^achdem es der Land (\s verw^al tun g auf diese Weise gelungen, 
(*inigermassen richtigere Kenntnisse über die verschiedenen Functionen 
dc\s Hypothekarcredites und des Personalcredites in der bäuerlichen 
Bevölkerung zu verbreiten, soll in Zukunft nach der Absicht des Curatoriums 
der Landpshypothekenanstalt ein (Migerer Zusammenhang zwischen den 
beiden Creditformen dienenden Verwaltungsinstitutionen dadurch her- 
gestellt werden, dass einerseits die Organe des Landesausschusses, welche 
mit den RaifFeisen-Cassen in näherer Fühlung stehen, die Bevölkerung 
über die Verschiedenheit beider Creditformen möglichst aufklären und 
die RaifFeisen-Cassen andererseits die Vertrauensmänner nominieren, 





derF-11 die Hj-potiiekarcreditorganisatiuii bedarf, um sicher und erfolgreich 
wirken zu können. Einen wichtijreii Schritt auf dieser Bahn bedeutet 
der Erlass des Lande saus Schusses vom i. December 1896, Z. 58.4Ö3, 
wornach jene RaifFeisen- Vereine, welche oacli allen Richtungen die ent- 
sprechenden Garantien bieten, mit der Eincassieruntf der Zinsen und 
Annuitäten von Hypothekardarlehen betraut werden können. Den 
Hypothekar Schuldnern er^väc^lst dadurch eine nicht unwesentliche Er- 
leichterung, indem sie zu beliebiger Zeit Spareinlagen oder ContocoiTent- 
einladen bei den Raiffeisen-Cassen machen können, die dann für den 
erwähnten Zweck herangezogen werden. 

In Oberösterreich war die Bewegung zu Gunsten der Raiffeisen- 
Cassen bereits im Jahre 1 887 in Fluss gerathen. Sowohl der Landesculturrath 
als die Landwirtschafts-Gesellschaft befassten sich in diesem Jahre mit 
dem Studium der Frage. Mit Schreiben des Präsidiums des Landes- 
culturratlies vom i. December 1887, Z. 298, gelangte ein Gutachten 
dieser KÖrperschatt an die Land es Vertretung, worin die Einführung der 
Raiffeisen-Cassen befürwortet wurde. Die Landwirtschafts-Gesellschaft 
hatte bereits mit Beschluss vom 31. Mai 1887 den Centralausschuss be- 
auftragt, durch Sachverständige Musterstatuten und Geschäftsinstructionen 
entwerfen zu lassen und dieselben den Interessenten zur Verfugung zu 
stellen. Femer wurde vom Centralausschuss die Ablialtungvonbelehrenden 
Vorträgen durch den Gesellschaftssecretär veranlasst und von der General- 
versammlung die Summe von fl. 4000 zu dem Zwecke votiert, damit 
die neuentstehenden Vereine mit 3 procentigen Darlehen unterstützt 
werden könnten. Mit Beschluss vom 22. December 1887 beauftragte 
sodann der Landtag den Landesausschuss, die Frage der Errichtung von 
Vorschusscassen unter Zugrundelegung des Gutachtens des Landescultur- 
rathes zu prüfen und hierüber in der nächsten Landtagssession Bericht 
zu erstatten. Nachdem der Landesausschuss durch eine statistische Erhebung 
die Unzulänglichkeit der in Oberösterreich bestehenden Vorschusscassen 
constatiert hatte — es bestanden damals nur 21 Vorschussvereine, die 
sich auf 1 8 Gemeinden vertheilten und fast ausschliesslich für Angehörige 
des Handels und der Gewerbe bestimmt waren — achritt er an die 
Ausführung des vom Landtage empfangenen Auftrages. Er arbeitete 
zunächst für die Raiffeisen'schen Cassen ein Musterstatut aus, das sich 
vielfach an das niederösterreichische Vorbild anlehnte, und brachte dasselbe 
in der Session des Jahres 1 888 zur Vorlage. Weiters beantragte er für 
die neuen Cassen Befreiung von allen Landesumlagen und die Bewilligung 
eines Credites von fl. 100,000 aus dem Landesschuldentilgungsfonds, 
damit den Cassen vereinen 3procentige Darlehen bis zu fl. 2000 ohne 
Amortisationszwang gewährt werden könnten. Überdies wurde vom 
Landesausschuss ein Gesetzentwurf über Gemeindevorschusscassen verfasst, 
der dazu bestimmt war, das System des Personalcredites noch weiter zu 
vervollständigen. Der Landesausschuss gieng nämlich von der Anschauung 
aus, das aller Wahrscheinlichkeit nach die Verhältnisse im Lande nicht 
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allerorts so boschafFen sein dürften, dass auf dem Principe freiwilligfer 
Vereinigung beruhende Gassen in genügender Zahl ins Leben treten 
werden, dass hingegen das stark entwickelte Gemeindeleben in Ober- 
österreich die Errichtung von besonderen Gemeindevorschusscassen 
als ganz zweckmässig erscheinen Hesse. Die neuen Gassen, für deren 
Organisation das elsass-lothringische Gesetz vom i8. Juni 1887 in manchen 
Punkten als Muster benutzt werden konnte, sollten an die Gemeinde- 
verwaltung so eng angelehnt werden, dass dadurch eine möglichst grosse 
Einfachheit des Apparates erzielt würde. Eine zwangsweise Errichtung 
der Gassen war von vorneherein ausgeschlossen, vielmehr sollte den 
Interessenten die Wahl zwischen beiden Arten von Gassen freistehen 
und der praktische Erfolg schliesslich darüber entscheiden, ob eine 
Umwandlung der Gassen der einen Kategorie in Gassen der anderen Art 
stattzufinden habe. 

Diese im Bericlite vom 30. August 1888 entwickelten Anträge des 
Landesausschusses gelangten mit einigen anderen in der Session des 
Jahres 1888 an den Landtag und wurden durch Beschluss vom 5. October 
1888 von diesem bis auf den Gesetzentwurf über die Errichtung der 
(xemeindevorschusscassen acceptiert. (xegen diesen Gesetzentwurf waren 
von Seiten der Regierung unter Berufung auf die gesetzlichen Xormen 
über den Wirkungskreis der Reichsvertretung Einwendungen erhoben 
worden, indem es nicht angehe, geschäftliche Unternehmungen der Ge- 
meinden in einer von den einschlägigen Reichsgesetzen abweichenden 
Art nur durch ein Landesgesetz zu regeln. Der Landesausschuss Hess 
daher zunächst das Project der Gemeindevorschusscassen fallen und wandte 
seine ganze Kraft auf die Errichtung von Raiffeisen'schen Vereinen. Als 
Muster für die ganze Action diente das Vorgehen des niederöster- 
reichischen Landesausschusses. Nachdem der I^ndtag bereits in der 
Sitzung vom 5. October 1888 das für die neuen Gassen bestimmte Statut 
genehmigt hatte, wurde nunmehr (1889) vom Landesausschusse auch eine 
Anleitung zur Geschäftsführung herausgegeben und an sämmtliche Vor- 
schusscassen unentgeltlich vertheilt. Die materielle Unterstützung der 
Vereine erfolgte zunächst in Gemässheit der Landtagsbeschlüsse vom 
5. October 1888 durch Gewährung von 3procentigen Darlehen gegen 
bilhge zu vereinbarende Amortisation bis zum Höchstbetrage von fl. 2000, 
Hiezu kam bald auf Antrag des volkswirtschaftlichen Ausschusses im 
Landtage auch die Gewährung von unverzinslichen, in 5 Jahren rückzahl- 
baren Gründungsdarlehen bis zur Höhe von fl. 100. Die letzteren Darlehen 
werden noch gegenwärtig den neuentsti^henden Vereinen ausnahmslos 
bewilligt, wogegen die Gewährung d(n* Betriebsdarlehen seit dem Jahre 1 894, 
da gegenwärtig den meisten Vorschussvereinen sofort ausgiebige Bar- 
mittel zufliessen, erst auf besonderes Einschreiten stattfindet. Die Mittel 
tür die (xewährung beid(*r Arten von Darlehen bieten theils die aus dem 
Lemdesschuldentilgungsfonds bewilligte Summe von fl. 100.000, wozu in 
der Session des Jiihres 1893 neuerdings fl. 40.000 hinzu kamen, theils 
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die Credite, welche dem Landesausschusse von einigen Sparcassen zur 
Verfügung yestellt worden waren. In der Sitzung vom 5. October 188S 
hatte nämlich der Landtag den Landesausschuss angewiesen, mit den 
Sparcassen des Landes zu dem Zwecke in Verhandlung zu treten, damit 
dieselben aus itiren Überschüssen den neuen Cassen Darlehen gegen 
massige Verzinsung gewährten. Das Einschreiten des Landesausschusses 
hatte auch den Erfolg, das3 die Allgemeine Sparcasse in Linz fl. 50.000, 
die Sparcasse in Steyr fl. 20.000 und die Sparcasse in Wels fl. 10.000 
dem Landesausschusse zur Gewährung von Darlehen an Raiffeisen -Cassen 
gegen 3 procentige Verzinsung zur Disposition stellten und auch mehrere 
andere Sparcassen sich bereit erklärten, den Cassen vereinen in ihrem 
Bezirke nach Möglichkeit unter die Arme zu greifen. Keinen Erfolg 
hatte dagegen das Einschreiten des Landesausschusses bei der Regierung 
um Gewährung gering verzinslicher Staats vor Schüsse, indem das Handels- 
Ministeriura die Bewilligung von Darlehen aus den Überschüssen der 
Postsparcasse, unter Berufung auf die durch die Reichsgesetzgebung 
(Gesetz vom 28. Mai 1882, R.-G.-Bl, \r. 56, Art. III und Gesetz vom 
19. November 1887, R.-G.-Bl. Xr. 133, fj 7) festgelegte Verwendung 
dieser Überschüsse ablehnte. 

Ebenso wie in Niederösterreich ist auch in Oberösterreich der 
Landesausschuss zum natürlichen Anwalt der RaifFeisen'schen Vereine 
geworden. Auch er vertritt die Interessen der Vereine gegenüber den 
Behörden und parlamentarischen Körperschaften und hat in dieser Be- 
ziehung, namentlich als es sich darum handelte, für die Vereine Steuer- 
und Gebürcnerleichterungen zu erwirken, die Pupillarsicherheit fiir 
Spareinlagenbücher und Erleichterungen in den Legalisierungs vor Schriften 
zu eiTeichen, eine sehr erspriessliche 'l"hätigkeit entfaltet. Desgleichen 
wird die Revision der Cassen, welche Darlehen vom Landesausachusse 
empfangen, durch Landesbeamte besorgt und werden die Reisekosten 
derselben aus Landesmitteln bestritten. Die Revision der Vereine hat 
auf Grund des Landtagsbeschlusses vom 23. März 1892 jährlich zu 
erfolgen. Die nicht unbedeutenden Kosten der Revisionen bewogen den 
Landesausschuss im Jahre 1894, die Frage aufzuwerfen, ob es nicht genügen 
würde, die Revision bei gut geleiteten Vereinen nur in zwei Jahren 
vorzunehmen. Da die Cassenvereine die Bitte stellten, es möge die 
Revision auch in Zukunft alljährlich vorgenommen werden, so wurde die 
endgiltige Regelung der Angelegenheit bis zu dem Zeitpunkte vertagt, 
wo das zu gewärtigende neue Reichsgesetz über die Erwerbs- und Wirt- 
schafts-Genossenschaften und ihre Revision erflossen sein wird. 

In seiner Eigenschaft als Anwalt der Vereine war der Landesaus- 
schuss femer bemüht, den gegenseitigen Verkehr der Vereine zu fördern. 
Bereits im Jahre 1891 fand auf seine Einladung eine Generalversammlung 
der ob erösterreichi sehen Vorschusscassenvereine statt, auf welcher ver- 
schiedene Übelstände und zweifelhafte Punkte besprochen wurden. In 
den folgenden Jahren haben neuerdings solche Generalversammlungen 
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stattgefunden. Auch Bezirks Versammlungen von Mitgliedern der Vorschuss- 
cassenvereine beginnen sich einzubürgern und erweisen sich namentlich 
für die Buch- und Cassenführer als nutzbringend. Zum Zwecke der besseren 
Ausbildung dieser Functionäre beschloss überdies die im Jahre 1895 
stattgehabte Generalversammlung, in Linz einen Instructionscurs abhalten 
zu lassen, welcher Curs denn auch im Februar 1896 stattfand. Als Organ 
für seine Verlautbarungen an die Cassenvereine benützte der Landes- 
ausschuss die vom Superior im Prämonstratenserstifte Schlägl, J. Vora- 
bt*rger, herausgegebene » Selbsthilfe •<. Die Schaffung eines selbständigen 
Blattes ist auch für die Zukunft noch nicht ins Auge gefasst, vielmehr 
wurden vorläufig die Mittheilungen des Landesculturrathes als Organ der 
Vorschusscassenvereine adoptiert. 

Die besondere Stellung, welche der Landesausschuss gegenüber 
den Cassenvereinen einnimmt, hat auch in Oberösterreich ein Bedürfnis 
nach Errichtung eines Anwaltschaftsverbandes bisher nicht aufkommen 
lassen. Zwar hatte d(?r Landtag den Landesausschuss schon in der Sitzung 
vom 8. November 1890 aufgefordert, die nöthigen Vorbereitungen für 
die (Gründung eines Landesverbandes der Gassen zu treffen. Der Landes- 
ausschuss gelangte aber auf (xrund der gepflogenen Erhebungen zu dem 
Ergebnisse, dass er bereits factisch die Functionen eines Anwaltes der 
Vorschusscassen versehe, dass die Bildung eines Anwaltschaftsverbandes 
ohne gleichzeitige Errichtung einer Centralcasse nicht empfohlen und 
die ganze Frage noch nicht als spruchreif bezeichnet werden könne. 
Wesentlich bestimmend für diese Haltung des oberösterreichischen 
Landesausschusses war das Verhalten des niederösterreichischen Landes- 
ausschusses, welcher d(^m vom ersteren angeregten Projecte der Errichtung 
eines beiden Ländern gemeinsamen Landesverbandes ablehnend gegen- 
überstand. Der Landtag billigte in seiner Sitzung vom 23. März 1892 
den Standpunkt des Landesausschusses und sprach sich dafür aus, dass 
die Aufgaben eines Anwaltschaftsorganes auch in Zukunft von letzterem 
besorgt werden sollen. 

In derselben Sitzung hatte der Landtag die (rründung einer Central- 
casse zur Vermittelung des Cjeldverkehres zwischen den einzelnen Cassen 
noch abgelehnt und den Landesausschuss lediglich ermächtigt, die Ab- 
gänge und Überschüsse der Vereine zum Zwecke des Geldverkehres 
zwischen den (Einzelnen Cassen in Vormerkung zu haltt*n und diesen Geld- 
ausgleich selbst zu vermitteln. In dieser etwas primitiven Weise vollzog sich 
auch zunächst der (jeldausgleich zwischen den Cassen, nachdem der Zins- 
fuss durch Übereinkommen der betreffenden Vereine festgestellt worden. 
Der Landesausschuss hat jedoch die Studien über die definitive Organisation 
einer Geldausgleichsst(^ll(* fortgesetzt und hierüber den Landtag bereits 
in der ^Session des Jahres 1895 berichtet. Das Ergebnis seiner Studien 
lief darauf hinaus, dass (^in besonderes Bedürfnis nach einer Einrichtung 
für den Geldausgleich derz<Mt noch nicht zu bestellen scheine. Sollte aber 
der Landtag gleichwohl ein solches Bedürfnis anerkennen, so würde sich 
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am meisten eine Institution empfelileii, welche die Vortlieile der iiiedei-- 
österreichischen Darlehenscassen-Depositenanstalt, die Anlehnung: an die 
Lande shypothekenanst alt, wie sie in Mähren, und die bank.mässi(^e Ein- 
lage von anderweitig nicht verwendeten Barschaften, wie sie in Steier- 
mark bestehe, in sicli vereinigte, und zwar wäre die Darlehenscassen- 
Depositeneinrichtung am zweckmässigsten nicht mit der Landescasse, 
sondern unmittelbar mit der Landeshypotliekenanstalt in Verbindung zu 
bringen. In der Sitzung vom icj. Mai 1896 erklärte sich das Curatorium 
der Landeshypothekenbank bereit, durch 100 theilbare Beträge der Vor- 
schusavpreine bis zur Gesammtsumme von fl. 100.000 gegen 4procentige, 
weitere Beträge gegen 3Vsprocent!ge Verzinsung im Contocorrent zu über- 
nehmen. Die Verzinsung der Beträge bis zur Höhe von fl. 10,000 beginnt 
von dem Tage, der auf den Tag des Einlangens folgt, die Verzinsung 
höherer Beträge aber von dem vierten Werktage nach dem Tag des Ein- 
langens. Zugleich trat die Hypothekaranstalt behufs Ersparuug von Porto- 
auslagen dem Po stsparcassen verkehre bei. 

Der energischen Förderung der Untergenossenschaften stand in Ober- 
österreich anfangs der Umstand entgegen, dass nach der vom Landtag 
mit Beschluss vom 23. März iSgi kundgegebenen Ansicht juristische Per- 
sonen nicht Mitglieder von Vorschuss vereinen sein konnten, und an solche 
Personen von den Vereinen daher auch keine Darlehen bewilligt werden 
durften. Erst nachdem die gegentheilige Anschauung des niederösterreichi- 
schen Landesauaschusses dieBilligung der staatlichen Behörden erlangt hatte, 
ist auch der oberösterreicliische Landesausschuss der Frage etwas näher ge- 
treten. Auf Grund der bei der Generalversammlung der Vereine im Jahre 1895 
gegebenen Anregung beschloss er in seiner Sitzung vom 2. October 1895 
den Landesculturrath um ein Gutachten darüber anzugehen, in welcher 
Weise in Oberösterreich unter Mitwirkung der Raiffeisen'schen Cassen- 
vereine besondere Einrichtungen für den gemeinsamen Kauf und Verkauf 
landwirtschaftlicher Producte ins Leben gerufen werden könnten. Den 
Beginn der Action bildete die Gründung einer Verkaufsgenossenschaft 
der Kardenproducenten. 

In Salzburg hatte der Landesausschuss schon zu Beginn der Achtziger- 
Jahre die Veranlassung getroffen, dass ein Landes Wanderlehrer die Raiff- 
eisen'schen Vereine zum Vortragsthema nahm und die Aufmerksamkeit 
der Landwirte auf diese Form des ländlichen Personalcredites lenkte. 
Al'ein da der Landtag für eine weitere Unterstützung der Cassen zunächst 
keine materiellen Opfer bringen wollte, so vollzog sich die Entwickelung 
der Cassen sehr langsam. Der erste Raiffeisen-Vere'n (in Taxenbach) trat 
erst am i. Jänner 1891 ins Leben. In der .Sitzung vom 23. Jänner 1894 
wurden vom Landtage endlich fl. 300 zu dem Zwecke bewilligt, damit der 
Landesausschuss den neuen Cassen unverzinsliche Vorschüsse in der Höhe 
von fl. 50 gewähren könne. Allein diese geringfügige Unterstützung konnte 
natürlicli einen besonderen Einfluss nicht ausüben und es langte zunächst 
überhaupt nur ein einziges Unterstützungsgesuch bei der Landes Verwaltung 
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fin. Die im Lande* bereits bestehenden RaiflFeisen-Cassen rafften sich daher 
auf der am 30. Juni 1894 zu Brück im Pinz^au abgehaltenen Delegierten- 
versammlung zu ein(»r energischen Action auf und petitionierten beim 
Landtage sowohl um die Gewährung von ( iründungssubventionen, als auch 
um die Herstellung eines Revisionsverbandes unter der Oberleitung des 
Landesausschusses. Der Landtag bewilligte denn auch für das Jahr 1895 
ein<'n Betrag von fl. 500, diimit der Landesausschuss den neu zu gründen- 
den Raiffeisen-Cassen zum Behufe der ersten Einrichtung unverzinsliche, in 
I o Jahresraten rückzahlbare Darlehen im Betrage von je fl. 100 verab- 
folgen könne. Ausserdem wurde der Landesausschuss beauftragt, die 
(iründung eines Landesverbandes der Cassen in Erwägung zu ziehen und 
über die Art d<T Bildung und Unterstützung eines solchen Verbandes in der 
nächstem Session Bericht zu erstatten. 

Diese vom Limdtage in der Sitzung am 12. Februar 1895 gefassten 
Beschlüsse wurden vom Landesausschusse auch zur Ausführung gebracht, 
und es hob sich die Zahl d(»r Cassen rasch von 13 auf 18. Mit Landtags- 
beschluss vom 4. Eebruar iöi)0 wurden für dieses Jahr neuerlich fl. 500 
zum Zwecke der (lewährung von Darlehen an neuentstehende Cassen 
einjj>estellt und der Land(»sausschuss zughjich beauftragt, für den Fall, als 
di(* Cassen das Ansuchen wegen Übernahme der Anwaltschaft einbringen 
sollten, Anträge zu stelltMi. Auf der am 11. September 1896 in Salzburg 
stattgehabten dritten Delegiertenvi»rsammlung stellten denn auch die Cassen, 
deren Zahl um die Mitte des Jahres 189O bereits auf 20 angewachsen war, 
an den Landesausschuss das Ansuchen wegen Übernahme der Anwaltschaft. 
Infolge dieser Petition wurde in den Landesvoranschlag des Jahres 1897 
abermals ein Betrag von fl. 500 für Subventionszwecke eingestellt, dei 
Landesausschuss ermächtigt, versuchswt^ise bei (ielegenheit der Revision 
der (i(*meinden auch die Revision der Raiffeist^n-Cassen vornehmen zu 
lassen, und hiefür ein weiten^ Credit von fl. 300 bewilligt. 

In Steiermark wunh» die (iründung von ländlichen Darl(*henscassen 
bi»reits im Jahre iSoi im Landtage erörtt^rt, doch herrschte zunächst die 
Ansiclit vor, dass man mit d(Mi Sparcassen das Auslangen finden werde. 
Erst auf Anregung des Abgeordneten Karl Morre wurde die Gründung 
unil 1^'örderung von Raifl^eisi»n-Cassen in Aussicht gtMiommen. Die ent- 
schei(li»nden Beschlüsse in dit^ser Richtung wurden vom Landtag in der 
Sitzung vom j.s. April iSi)^ grfasst. Der Landesausschuss erhielt hienach 
den Auftrag, das \'erständnis für dit\se C\issen in der Bevölkerung mög- 
lichst zu verbrriten, weiters für die c\issiMivereine ein Xormalstatut aus- 
zuarbeiten und den \'t»reinen zur Verfügung zu stellen. Für die materielle 
Cntt^rstützung der Cassen wurden vom Landtage fl. 100.000 bewilligt, und 
zwar sollten aus dit'sem Cn^ditt» den auf (inuul des Xormalstatutes con- 
-»tituierten Vereinen nach Mas^gab«» der erwiesenen Xothwendigkeit unver- 
zinsliche (iründungsdarleluMi im Betrage von tl. 30 bis j^o und zum Zwecke 
der ersten C'apitalsbcsehatfung 3pn)centigi» Darlehen im 1 löchstbetrage 
von fl. 2000 gewährt werden. Ww Cnterstützung i>t an die Bedingung 
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ijeknüpft, dass sich der Verein der Oberaufsicht des Landesausschusses 
unterwirft. Überdies wurde der Landesausschuss beauftragt, den Cassen- 
vereinen bei der Grründuny; berathend an die Hand zu jrehen und ihre 
Thätiykeit alljährlich durcli einen Beamten der Landesbuchhaltung einer 
Revision zu unterziehen. Endlich sollten auch die Sparcassen des Landes 
ersucht werden, den Cassenvereinen aus ihren Überschüssen Darlehen zu 
einem niedrigen Zinsfusse zu gewähren. 

In Ausführung dieser Beschlüsse des Landtages liess der Landes- 
ausschuss durch den Landesbuclihalter die Einrichtungen der Raiffeisen- 
schen Vereine in den Nachbarländern an Ort und Stelle studieren und 
auf Grund der hiebei gewonnenen Erfahrungen unter Benutzung der ober- 
österreichischen Musterstatuten ein Nonnalstatut sammt einer tiescliäfts- 
anleitung ausarbeiten und, nachdem dasselbe in der Sitzung vom 6, Sep- 
tember 1893 genehmigt worden, an die Gemeinden versenden. Auch die 
übrigen Beschlüsse des Landtages wurden zur Durchfuhrung gebracht und 
dank diesem Eingreifen hat sich die Zahl der in Steiermark bestehenden 
Raiffeisen- Gassen rasch vermehrt. Der stei ermärkische Landesausschuss 
betheiligte sich auch an mehreren Actionen der übrigen Land es aus Schüsse, 
welche auf die Erwirkung von Begünstigungen für die Raiffeisen -Gassen 
hinzielten. .Seine Bemühungen, die Sparcassen zur Gewährung besserer 
Verzinsungsbedingungen zu bewegen, hatten zwar keinen Erfolg, dagegen 
gelang es ihm, im Juli 1895 von der steiermärkischeu Escomptebank das 
Zugeständnis zu erwirken, dass alle nicht benöthtgten Barbestände der 
Vereine vom Tage der Einlage bis zum Tage der Behebung mit 4 Procent 
verzinst werden sollen. Durch diese Massregel ist bereits in provisorischer 
Weise für die einzelnen Vereine eine Geldausgleichsstelle geschaffen 
worden. Die Vereine können jederzeit und ohne vorausgehende Kündigung 
über ihre ganze Einlage oder über Theilbeträge derselben verfügen. Der 
Geldausgleich voUzielit sich in der Weise, dass die einzelnen Vereine, 
welche überflüssige Bestände haben, vom Landesausschusse aufgefordert 
werden, demselben bekanntzugeben, ob sie geneigt seien, anderen 
Vereinen aus ihren Beständen Spareinlagen zukommen zu lassen. Ebenso 
werden diejenigen Vereine, welche Geld benöthigen, aufgefordert, dies 
dem Landesausschusse mitzutlieilen, welcher dann unter voller Wahrung 
der Ereiheit der einzelnen Vereine Spareinlagen vermittelt. Infolge dieser 
Einrichtung konnte bisher die Creierung eines förmlichen Cassenverbandes 
entbehrt werden. Wohl aber wurde im Jahre 181)7 vom Landesausschusse 
die Aufstellung eines eigenen Revisors beschlossen. Auch hat dei- 
Landtag im Februar 1897, als der zuerst bewilligte Credit der Erschöpfung 
entgegengieng, eine weitere Summe von fl. 50,000 zum Zwecke der Unter- 
stützung neuentstehender Gassen bewilligt. Ihre Zahl belief sich um diese 
Zeit bereits auf mehr als 80. Die Mehrzahl hievon befindet sich in Mittel- 
steiermark. In Ober-(Nord-)Steiermark sind die Gassen schwächer ver- 
treten und in ünter-(Süd-} Steiermark haben sie bisher überhaupt noch nicht 
recht Fuss zu fassen vermocht, da hier die auf den .Schul ze-Delitzsch'schen 
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Grundsätzen aufgebauten slo venischen Creditgenossenschaften noch fast 
vollkommen das Terrain behaupten. Als Vereinsorgan dienen die von der 
Landwirtschafts-Gesellschaft herausgegebenen «-Landwirtschaftlichen Mit- 
theilungen für Steiermark". 

In Kärnten wurde die Bewegung zu Gunsten der Raiffeisen-Cassen 
besonders vom kämtnerischen Bauembunde und der Landwirtschafts- 
(Tcsellschaft geleitet. Die Action der Landesverwaltung wurde erst im 
Jahre 1889 durch den Abgeordneten Hock ins Rollen gebracht, welcher 
in df*r LandUigssitzung vom 18. October eine Reihe von Anträgen auf 
Unterstützung der ländlichen Spar- und Vorschusscassen einbrachte. Der 
Landtag genehmigte diese Anträge mit einigen Modificationen in der 
Sitzung vom 14. November 1889. Durch diese Beschlüsse wurde der 
Landesausschuss beauftragt, den sich meldenden Credit- und Vorschuss- 
vereinen 3V2procentige Betriebsdarlehen im Höchstbetrage von je fl. 500 
zu gewähren, welche in höchstens fünf gleichen Jahresraten zurückzu- 
zahlen sind. Die Darlehen können sowohl an RaiflFeisen-Cassen, als auch 
an Vereine nach dem Systeme Schulze-Delitzsch bewilligt werden, 
falls die letzteren in ihren Statuten die wichtigeren Raiffeisen'schen 
Grundsätze adoptieren. Die Vereine müssen sich verpflichten, dem Landes- 
ausschusse alljälirlich Rechnung über ihre (leschäftsgebarung zu legen. 
Für die Gewährung solcher Darlehen wurde dem Landesausschusse gleich- 
zeitig ein Gesammtcredit von fl. 5000 bewilligt. Weiters wurde der 
Landesausschuss ermächtigt, neuzugründende Cassen durch Gründungs- 
beiträge bis zur Höhe von je fl. 50 zu unterstützen und ihm für diesen 
Zweck ein Credit von fl. 500 zur Verfügung gestellt. Endlich sollte der 
Landesausschuss auch ein Musterstatut und die nöthigen Geschäfts- 
instructionen ausarbeiten und den Interessenten zukommen lassen. 

Diese Landtagsbeschlüsse sind seither auch zur Ausführung gebracht 
worden. 

Ausserdem hat der Landtag in der Sitzung vom 29. Jänner 1896 
dem neugegründeten Verbände der kärntnerischen Spar- und Darlehens- 
cassen einen einmaligen Beitrag von fl. 50 zur Bestreitung der Gründungs- 
kosten gewährt und den Landesausschuss ermächtigt, diesem Verbände 
den zur Revision der Gemeinden bt^stellten Revisor für die Revision der 
dem Verbände angehörigen Darlehenscassen zur Verfügung zu stellen, 
sobald der Verband um die Abordnung des Revisors ansucht und dem 
letzteren die erford(»r liehe Zeit zugebote steht. 

Bisher wurde aber ein solcher Revisor noch nicht ernannt, so 
dass noch keine Revision stattfinden konnte. Auch sonst hat der Ver- 
band noch mit mancherhn Schwierigkeiten zu kämpfen. Im Frühjahre 
1896 hatten von den im Lande bestehenden 46 Cassenvereinen zunächst 
nur 6 ihr<m Beitritt zu d(^m Verbände erklärt, so dass die Schaffung 
desselben wohl als verfrüht bezeichnet werden muss. Die Entwickelung* 
der Raiff"eisen-Vereine wurde wesentlich durch die gleichzeitige Gründung 
neuer slovenischer Cassen nach Schulze-Delitzsch'schem Muster und 
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durch den Anschluss dieser Cassen an den slovenischen Verband in Cilli 
beeinträclitigt. 

In Krain entstanden die ersten Raiffeisen-Cassen im Jahre 1S94 zu 
Domegjj (pohtischer Bezirk Adelaberg) und Horjul (politischer Bezirk 
Laibach Um^^ebung). Ende 1897 bestanden bereits 30 solche Cassen, 
die streny nach Raiffeisen' seilen Grundsätzen organisiert sind und alle 
dem Verbände der krainischen Vorschusscassen (Zveza kranjskich poso- 
jilnic) angehören. Der Verband besteht seit dem Jahre 1895 und hat 
seinen Sitz in Laibach. Von den übrigen slovenischen Vors chuss vereinen, 
die ihren Mittelpunkt in Cilli (Zveza slovenskich posojilnic) haben, wird 
vielfach ein sogenanntes gemischtes System propagiert. Das Wesen des- 
selben besteht hauptsächlich in der Creierung einer zweifachen Art von 
Geschäftsanth eilen und der darauf beruhenden Verschiedenheit der Rechte 
der Genossenschafter. Der eine Theil der Geschäftsantheile ist nämlich 
niedrig gestellt (fl. i bis 2) und wird nicht verzinst. Dagegen sind die so- 
genannten Hauptantheile hoher gestellt {fl. 10 bis 20), werden in der 
gleichen Höhe wie die Spareinlagen verzinst und verleihen ihren Inhabern 
mancherlei Vorrechte, insbesondere eine grössere Stimmenanzahl bei den 
Generalversammlungen und das passive Wahlrecht für den Vorstand, von 
welchem die übrigen Genossenschafter ausgeschlossen sind. Dieses ge- 
mischte System steht im vollen Widerspruche mit den Raiffeisen- 
sclien Grundsätzen und können daher die nach demselben organisierten 
Creditgenossenschaften nicht als Raiffeisen-Cassen betrachtet werden. 

Die krainische Landesverwaltung hat mit ihrer Unterstützung lange 
Zeit gezögert. Erst in der Sitzung vom 13. Februar 1895 hat der Landtag 
den Landesausschuss aufgefordert, die Frage der Errichtung landwirt- 
schaftlicher Spar- und Darlehenscassen nach dem Systeme Raiffeisen 
und ihre Förderung durch Darlehen und Unterstützungen aus dem Landes- 
fonds zu studieren, und in einem vereinzelten Falle auch bereits einer 
solchen Casse ein unverzinsliches Darlehen bewilligt. Infolge einer 
Petition des Verbandes gieng der Landtag in der Session des Jahres 
1896/97 weiter und bewilligte eine Subvention von fl. 300 für Revisions- 
zwecke und ausserdem einen Credit von fl. 1200 behufs Gewährung von 
Subventionen und unverzinslichen Darlehen. Auch steht der Landes- 
ausschuss derzeit mit dem Verbände wegen Herausgabe einer gemein- 
verständlichen Anleitung zur Geschäftsführung in Verhandlung. 

In den Küstenländern und in Dalmatien sind die Landes- 
vertretungen mit der Action zu Gunsten der Raiffeisen-Cassen noch sehr im 
Rückstande. Im slovenischen Gebiete von G ö r z bestehen bisher nur 
Darlehenscassen nach dem System Schulze -Delitzsch. Hingegen zeigen 
die im italienischen Landestheile (Friaul) durch die Initiative des Priesters 
Don F a i d u 1 1 i gegründeten Casse rurali eine gewisse Annäherung 
an die Raiffeisen'schen Grundsätze. 

In Istrien bildet die Errichtung ländlicher Creditcassen bereits seit 
längerer Zeit einen Gegenstand der Berathungen des Landesculturrathes, 
G Bseh. a. Land-u. ForslurirtBch. I. Bd. 47 
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indess konnte bisher, wie es scheint, im Schosse dieser Körperschaft 
noch k(Mne Verständij^unj^ darüber erzielt wc^rden, ob dem Systeme 
Raiffeisen oder dem verwandten System Wolle m borg" (in Padua) 
der Vorzug zu geben sei. In der Sitzung vom 12. Februar 1898 hat 
übrigens der Landtag die Errichtung eines Jubiläumsfonds im Betrajfe 
von il. 25.000 beschlossen, aus welchem die ländlichen Darlehenscassen 
(casse rurali) unt(*rstützt werden sollen. 

In D a 1 m a t i v n endlich f(*hlte bisher jegliche Organisation des 
Personalcn^dites. T) )ch ist in jüngster Zeit (Juni iSt)6) dank der Unter- 
stützung der Stattlialterei und d(*r Landcsverwaltung in der Stadt Spalato, 
welche in ihren Vorstädten (jine übc^rwiegend bäuerliche Bevölkerung" 
aufzuweisen hat, die erste ländliche Raiifeisen-Casse ins Leben getreten 
und dies(*r Gründung sind noch zwei weitere in Verlika (Bezirk Sinj) und 
in I^ucisce (auf der Insel Brazza, Bezirk Spalato) gefolgt. 

Der Landesausschuss hat sich schon seit mehreren Jahren mit der 
Hinleitung einer Action zu (runsten der RaifTeisen-Cassen beschäftigt. Die 
^Mittel hiezu sollten die im Lande bestehenden Wohlthätigkeitscongreg'a- 
tionen bieten. Dieselben sollten nacli vorheriger Zustimmung des Landes- 
ausschusses berechtigt sein, an die RaiiTeisen-Cassen Gelder leihweise 
hinauszugeben. Allein der betreffende, auf eine Abänderung des Landes- 
g(vsetzes vom 26. Februar 1876, L.-G.-Bl. Xr. 13, hinzielende Gesetz- 
entwurf erhielt nicht die kaiserliche Sanction, da nach Ansicht der Re- 
gierung eine derartige Anlagt^ der Gelder der Wohlthätigkeitscongrega- 
tionen mit den Bestimmung«Mi des ij 194 des Patentes vom 9. August 
1854, R.-(t.-B1. Xr. 208, nicht vereinbart werden könne und es sich nicht 
empfehle, die Kaiffeisen-Cassen schon im Zeitpunkte ihres Entstehens, 
bevor dieselben auch im Volke Wurzel gr*schlag(*n, durch leihweise Zu- 
wendung öffentlicher (relder zu unterstützen. 

In dem neuesten Actionsprogramme, welch(\s die Regierung durch 
den Agriculturinspector G i o v a n n i de Z o 1 1 i für die Hebung der 
dalmatinischen Landwirtschaft ausarbeiten Hess (1897), spielen auch die 
Raiifeisen-Cassen eine Rolle, doch wird ihre Ergänzung durch besondere 
Bezirksdarlehenscassen, die von den Steuerämtern zu venvalten wären, 
als nothwendig bezeichnet. Der Landtag hat denn auch nach den Meldungen 
öflF(»ntlicher Blätter in seiner Sitzung vom 5. Februar 1898 einen Betrag 
von 11. 1000 für die landwirtschaftlichen \'orschusscassen votiert, die 
Regi(n"img um die (lewährung einer Subvention oder eines verzinslichen 
Darleh(Mis in der Hüh(i von H. 30.000 angegangen und den Landesausschuss 
beauftragt über die (rründung von Gemeinde- oder Bezirks-Darleliens- 
cassen Vorschläge zu erstatten. 

In Tirol wurde die (iründung von Raiffeisen-Cassen von der 
deutschen Section des I-andosculturrathes bereits im Jahre 1887 in Angriff 
genommen, die entscheidenden Bt^schlüsse vom ständigen Ausschusse in 
der Sitzung vom 5. Juli 1888 gefasst und bei d(M- weiteren Action im 
allgemeinen das Vorgehen des nicHleröstfu-reichischen Landesausschusses 
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zum Muster ^jenommen. Der Landtag erwies sich selir entgegenkommend 
und bewilligte in der Sitzung vom 2g. September 1888 über Ansuchen 
des Landesculturrathes fl. 1500 tür die Gewährung von Gründungs- 
subventionen im Höchstbetrage von fl. 250 an die im Gebiete der Section 
Innsbruck zur Errichtung gelangenden Raiffeisen-Cassen und ermächtigte 
ausserdem den Landesausschuas, bis zur Bildung eines Anwaltschafts- 
verbandes einen mit dem Organismus und der Geschäftsführung der 
Cassen vertrauten Beamten der Landesbuclilialtung dazu zu verwenden, 
um denselben bei ihrer Constituierung, beim Beginn der Geschäfts- 
gebarung und beim Jahresabschlüsse behilflich zu sein. Da die Nach- 
richten über die zuerst gegründeten 6 Raiffeisen' sehen Vereine günstig 
lauteten, so schritt eine ganze Reihe anderer Gemeinden zur Gründung 
solcher Cassen. In der Sitzung vom 19. November 1889 erhöhte 
der Landtag die Subvention auf fl. 3000 und bewiUigte ausserdem fl. 500 
zur Bestreitung der Auslagen, welche durch die Reisen des mit der 
Revision der C aasen betrauten Landesbuchhaltungsbeamten auflaufen 
würden. Diese Haltung des Landtages wirkte so günstig, dass die 
Gründung der Cassenvereine rasch weitere Fortschritte machte. In der 
Sitzimg vom 25. N'ovember 1S90 wurden neuerdings fl. 3000 für das Jalir 
1891, ausserdem ein Nachtrags credit von fl. 500 und ein weiterer Credit 
von fl. 100 für die Revisionszwecke unter der Bedingung bewilligt, dass 
sich ein Anwaltschafts verband bilde und die Revision der Cassen von 
diesem Verbände vorgenommen werde. Die Constituierung des Anwalt- 
schaftsverbandes fand am 22. April 1891 zu Brixen statt und seither ruht 
die Aufgabe, die Raiffeisen-Cassen einer weiteren gedeililichen Ent- 
wickelung entgegenzuführen, wesentlich in den Händen dieses Verbandes. 
Da die weitere Verwendung von Landesbeamten für die Zwecke der 
Revision sich als unthunlich erwies, so musste der Verband im Jahre 1893 
zur Bestellung eines eigenen Revisors schreiten, doch hat das Land auch 
seither einen Theil der Revisionakosten durch Bewilligung besonderer 
Subventionen auf sich genommen. Daneben sind im Landesbudget auch 
weiterhin für Gründungsbeiträge alljälirlich besondere Summen aus- 
geworfen worden. Die einzelnen Unterstützungen betrugen zunächst im 
Maximum fl. 200 und sind .seither auf fl. 150 restringiert worden. 

Eine sehr bedeutsame Schöpfung des Anwaltschaftsverbandes war 
die Gründung einer Centralcasse zum Zwecke des Geldausgleiches. Die 
Errichtung einer solchen Ausgleichsstelle war bereits auf dem zweiten 
Verbandstage, welcher im Jahre 1892 zu Sterzing abgehalten wurde, zur 
Sprache gekommen. Allein erst auf dem dritten Verbandstage zu Inns- 
bruck (1893) nahm das Project bestimmtere Formen an. Die wirkliche 
Constituierung der Casse, welche in Form einer Genossenschaft mit be- 
schränkter Haftung organisiert wurde, erfolgte am 9. December 1894. 
Sie schöpft ihre Mittel aus den Geschäftsantheilen und den Contocorrent- 
einlagen der Mitglieder, aus Beitrittsgebüren, Anlehen und sonstigen Zu- 
flüssen. Die Thätigkeit der Centralcasse begann am 1. Februar 1895. Als 
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Mityliedor ^(»hörten ihr zunäclist ausser den 5 Mitjjcliedem des Vorstandes 
und den Aufsichtsräthen 53 Gassen vereine und i Kellereigenossen- 
schaft an. Xacli den bei der Taguns^ im Jahre 1895 gefassten Be- 
schlüssen werden die Einlagen der Vereine mit 4 Procent verzinst, und 
zwar beginnt die Verzinsung der Einlagen 30 Tage nach dem Tag der 
I{inl(\gung und endet mit dem der Rückzahlung vorhergehenden Tage. 
Der Vorstand ist berechtigt, von einem einzelnen Vereine Einlagen bis 
zu il. 20.000 anzunehm«»n, doch darf der llöchstbetrag der Gesammt- 
einlagen fl. 500.000 nicht übersteigen. Für Darlehen, welche den Mit- 
ghftdern für kürz(»r(» Zeit (unter einem Jahre) gewährt werden, und im 
Contocorrentverkehre sind 4V 2 Procent, für Darlehen auf längere Zeit 
lüber ein Jahn 4V i Procent Zinsen zu entrichten, andere Genossen- 
schaften, welche nicht Mitglieder sind oder werden können, erhalten 
Darlehen überhaupt nur gegen 4V2procentige Verzinsung. An einen ein- 
zelnen Cassenverein oder eine Kellereigenossenschaft dürfen Darlehen 
oder Cnulitf» in laufender Rechnung nur bis zu fl. 5000 gegeben werden. 
Der (lesammtbetrag der vom Vorstand aufgenommenen Anlehen darf 
fl. 60.000 nicht übersteigen. Aug(»nblicklich nicht verwendete Gelder 
werden tlieils in der Postsparcasse, theils bei einem Bankliause angelegt, 
w<^lches sich vc^rtragsmässig verpflichtet hat, gegen 3^'sprocentige Ver- 
zinsung Cielder in Empfang zu nehmen und jederzeit wieder auszufolgen. 
Zu den Verwaltungskosten l(»istet das Land einen Beitrag von fl. 1800. 
Im ersten Jahre (vom i. Februar bis Ende December 1895) waren die 
(lebarungsresultate der Centralcasse gerade keine günstigen. Denn da 
(li(* Einlagen der Mitglieder, wi(^ bereits erwähnt, mit 4 Procent verzinst 
wurdf»n, der Geldbedarf der Vereine hinter den Erwartungen zurückblieb 
und es auch sonst Schwierigkeiten machte, für die (i eider der Central- 
casse eine 4 Procent übi^rsteigende Verzinsung zu erreichen, so erzielte 
die Casse nur einen sehr bescheidenc^n (lewinn, der fast nur dem Um- 
stand zu verdanken war, dass die Einlagen erst c*inen Monat nach der 
Übergabe v(*rzinst wurden. Der ganze Gewinn betrug fl. 1829*32 und 
rtjducierte sich nach Abzug des Landesbeitrages iür die Verwaltung's- 
kosten pro fl. 1800 auf fl. 29-32. Im Jahre 1896 hatte die Casse einen 
Tmsatz von fl. 1,128.755 und die Activen, beziehungsweise Passiven be- 
Hefen sich am 31. December 1896 auf fl. 493.120. 

I^ndHch hat der Verband der nordtirolischen Raiff'eisen-Cassen sich 
auch durch Abhaltung von I-ehrcursen für Zahlmeister und durch 
Propagierung des genossenschaftlichen Gedankens verdient gemacht. 
Als (^rgan des Verbandes dienen die .'Uroler landwirtschaftlichen 
Blätter". 

In Südtirol fanden die Bestrebungen zu Gunsten der RaifFeisen- 
C'assen zunächst keinen Anklang. In der Sitzung vom 29. September 1888 
hatte der Landtag d(T Parität w(\gen auch für die Trienter Section des 
r.and(\sculturrath(\s fl. 1000 bewilligt, damit aus dieser Summe Unter- 
stützungen an die in diesem (jebiete zur Entstehung gelangenden 
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Raiffeisen- odt-r verwandten Spar- und Voracliusscassen (nach ili^m Statute 
der banca cooperativa in Trient) gewährt werden können, Di"se Sub- 
vention saumme wurde in der Sitzunj; vom 19. November 1889 auf fl. 2000 
erhöht, doch gelangte liievon zunächst nur ein bescheidener Betrag 
(fl, 130) zur Verwendung, Erst in der neuesten Zeit haben die Raiff- 
eisen'schen Vereine auch in Südtirol einen [janz erfreulichen .Auf- 
schwung genommen. Ihre Zahl beträgt gegenwärtig 49. Sie sind seit dem 
Jahre 1895 in einen Verband (Federazione delle casse rurali t> dei 
sodalizi cooperativi della parte italiana della provincia T.) vereinigt, 
welcher demnächst auch zur Emchtung einer Centralcasse achreiten wird. 
Organ des Anwaltscliaftsverbandes ist das .Supplemento al Bulletino del 
Consiglio agrario. 

In Vorarlberg entstanden die ersten RaifFeisen-Cassen (zu Lustenau 
und Wolfurt) im Jahre 1889. Dieselben verdankten ihre Entstehung der 
eigenen Initiative der Bevölkerung. Doch griff die Landesverwaltung 
schon im Jahre 1890 in die Bewegung dadurch ein, dass der Landes- 
ausschuss vom Landtag in der Sitzung vom 10. November iSgo die Er- 
mächtigung erhielt, die im Lande bereits bestehenden oder neuzu- 
gründenden Cassen aus Landesmitteln mit Unterstützungsbeiträgen von 
je fl. 50 bis foo zu betheilen. Im Jahre 1893 gieng der Landtag einen 
Schritt weiter und ermächtigte den Landesausschuss in der Sitzung vom 
14. März 1893, den im Lande bestehenden Raiffeisen-Cassen für die Dauer 
der laufenden Landtagsperiode einen geschäftskundigen Berather beizu- 
stellen und denselben aus Landesmitteln zu entlohnen. 

Dieser Berather übernahm auf (irund der Beschlüsse der Raiffeisen- 
Cassen Versammlungen vom 17. August 1892 und vom i. März 1893 nicht 
nur die Berathung der Cassen bei der Neugründung, die alljährliche Re- 
vision und die Vermittelung zwischen den Vereinen und dem Landes- 
ausschusse, sondern erhielt auch die weitere Aufgabe zugewiesen, einen 
Verband und eine Geldausgleichstelle zu schaffen und die Organisierung 
gemeinsamer Einkäufe anzubahnen. Seinen Bemühungen ist denn auch die 
Gründung des Verbandes der vorarlbergischen Cassenvereine zu verdanken. 
Die .Statuten desselben, die sich an das Muster des schlesischen Ver- 
bandes anlehnen, wurden in der Versammlung vom 2g, Jänner 1895 ge- 
nehmigt, worauf der Verband am i, Juli 1895 seine Thätigkeit beginnen 
konnte. Zunächst traten 18 Cassen bei, im August i8g6 hatten sich ihm 
aber bereits 27 Cassen angeschlossen, so dass nur noch 14 Vereine ausser- 
halb des Verbandes stehen. Der Verband ist als registrierte Genossen- 
schaft organisiert und versieht auch die Functionen einer Centralcasse. 
Die gesammte Geldgebarung der Verbandscasse wird nach den Statuten 
durch eine vom Aufsichtsrathe zu bestimmende Bankanstalt oder durch 
ein anderes grösseres Geldinstitut {gegenwärtig die niederÖsterreicMsche 
Escomptegesellschaft) besorgt. Der Verband zahlt seinen Mitgliedern 
für Einlagen 3V4 Procent und gibt das Geld an die Cassen in laufender 
Rechnung zu 4'.'i Procent. Die E sc ompte je Seilschaft zahlte dem Verband 
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anfaule'S 3-* 4, später nur 3^2 und zuletzt nur noch 3^4 Procent. Xach 
den Statuten kann der Anwaltschaftsrath in dem Falle, wenn bei der 
Bankanstalt sich zu grosse Cassenbestände anhäufen, unter seiner eigenen 
Verantwortung einen Theil davon zu höherem Procentsatze anderswo an- 
legen. Da die Einlag*en bald über fl. 100.000 anwuchsen, so musste bereits 
von dieser Vollmacht Gebrauch gemacht werden. 

Der Landtag hat aucli dem Verbände seine Unterstützung an- 
gedeihen lassen, indem er mit Beschluss vom 5. Februar 1896 demselben 
für das Jahr 1895 einen Beitrag von fl. 300 und für das Jahr 1896 einen 
solchen von fl. 600 unter der Beding"ung gewährte, dass der Verband 
auch die Revision der ausserhalb des Verbandes stehenden Gassen, so- 
ferne dieselben darum ansuchen, auf seine Kosten vornehmen lasse. Diese 
Unterstützung, welche die Fortsetzung der Cassenrevisionen und die Ab- 
haltung eines Zahlenmeister curses sichern soll, ist jedoch nur als eine 
vorübergehende gedacht. Damit der Anschluss der übrigen Gassen an 
den Verband beschleunigt und d(?mse^lben die gebürende Geltung ver- 
schafft w^erde, hat der Landtag in der bereits erwähnten Sitzung vom 
5. Februar 1896 auch beschlossen, dass Gründungssubventionen vom 
Landesausschusse nur dann gewährt werden sollen, wenn die Verbands- 
leitung den Antrag auf Landesunterstützung stellt. Der Anschluss sämmt- 
licher Gassen wurde bisher durch die Furcht vor den Administrations- 
kosten und durch das Misstrauen gegen die vom Verband beliebte Geld- 
anlage bei der Wiener Escomptegesellschaft gehindert. Die Gesammt- 
zahl der Gassen betrug am Anfang des Jahres 1897 45 und seit diesem 
Zeitpunkte erscheinen auch monatliche »Nachrichten des Verbandes der 
Spar- und Darlehenscassenvereine in Vorarlberg«. 

In Böhmen reicht die (rründung einzelner RaiflFeisen-Gassen bis in das 
Jahr 1888 zurück, doch war die Entwickelung anfangs eine sehr langsame. 
Die Landesverwaltung verhielt sich verliältnismässig lange passiv. 
Petitionen und Anträge wegen Förderung der Raiffeisen'schen Vorschuss- 
cassen gelangten bereits im Jahre 1890 an den Landtag. Insbesondere 
richtete unter dem 17. November 1890 der Landesculturrath eine Petition 
an den Landtag mit dem Ersuchen, die PVage der Errichtung von 
Raiffeisen-Gassen in V(»rhandlung zu nehmen und namentlich zu erwägen, 
ob nicht bohufs materieller Unterstützung der Gassen der Überschuss 
aus der (x *barung des Grundentlastungsfonds heranzuziehen und die 
ins Leben gerufene Landesbank mit df^r Organisation und Unterstützung 
der Gassen zu betrauen wäre. Die Petition wurde auch in der Session 
des Jahres 1891 in der P(^titionscommission in Verhandlung genommen 
und dem Landesausschusse zur B(iricliterstattung zugewiesen, gelangte 
aber nicht mehr vor das Plenum des Landtages, so dass sie keinerlei 
praktisches Resultat erj^ab. 

Im Jahre 1892 wurde die Action von dem Abgeordneten Stephan 
Richter wieder aufgt^nommen. Seine in der Sitzung vom 19. März 1892 
gestellten Anträge giengen dahin, dass den landwirtschaftlichen Vereinen 
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und Casinos vom Landesausschusse im Weye des Landesculturrathes 
unentjreltlich Musterstatuten und Drucks ort enfonnularien zur Verfügung 
gestellt, in den Vereinen durch die Wanderlehrer Vorträge über die 
Raiffeisen-Casaen gehalten und für ihre Unterstützung in das Landesbudget 
fl. 5000 eingestellt werden sollten. Diese Anträge wurden der Landescultur- 
commission zur Berathung zugewiesen, von derselben näher präcisiert und so- 
hinvoniLandtageinder Sitzung vomay. April 1893 zum Beschlüsse erhoben. 

Die Durchführung der Beschlüsse war jedoch eine langsame und 
unvollständige. Die vom Landtage gewünschte Abfassung einer Anweisung 
für die Errichtung und Leitung der Vereine, sowie die Herstellung der 
nöthigen Geschäftsbücher verzögerte sich und ebenso scheiterten die vom 
Landtage anbefohlenen Verhandlungen mit der Landesbank über die den 
Vereinen zu gewährende materielle Unterstützung. Die letztere hatte 
nämhch nach den Beschlüssen des Landtages einmal durch Gewährung 
von (mindungssubventionen aus Landesmitteln in der Höhe von je 250, 
eventuell fl. 300 zu erfolgen, zu welchem Zwecke der Landtag für das 
Jahr 1894 die Summe von fl. 5000 bewilligt hatte. Überdies sollte die 
Landesbank bestimmt werden, den bereits bestehenden oder neu zu 
gründenden Cassen im ersten Jahre ihres Bestandes und im Falle dring enden 
Bedarfes Betriebs dar lehen zu einem möglichst niedrigen Zinsfusse gegen 
entsprechende Rückzahlungsmodalitäten zu gewähren. Über Einladung 
des Lande saus Schusses erklärte sich die Landesbank bereit, den RaifFeisen- 
Cassen in der gleichen Weise wie den landwirtschaftlichen Bezirks- 
vorschu SS cassen innerhalb ihrer Statuten und ihrer Geschäftsordnung 
Darlehen zu gewähren durch Escomptierung von zu diesem Zwecke eigens 
ausgestellten und nach allfälliger Vereinbarung durch die persönliche Haft- 
pflicht der Vereinsfunctionäre gesicherten Wechsel. Der Zinsfuss der 
letzteren sollte sich, wenn sie innerhalb dreier Monate fällig wären, nach 
dem Discontosatz der österreichisch-ungarischen Bank richten, bei einem 
längeren Zahlungstermin um ein halbes Procent höher sein. 

Mit einem derartigen Anbote war natürhch den Raiffeisen-Cassen 
schon deshalb wenig gedient, weil ein Zinsfuss von 4'/» bis 5 Procent für 
die Cassen sich als ein viel zu hoher darstellt. Überhaupt glaubte die 
Landesbank, dass die Organisation des landwirtschaftlichen Personal- 
credites sich weit besser und rascher durch Vervollständigung des Xetzes 
der aus den alten Contributions cassen hervorgegangenen landwirtschaft- 
Uchen Bezirksvorschusscassen vollziehen Hesse. Bei diesem ihrem Stand- 
punkte übersah aber die Landesbank nicht nur, dass die landwirtschaft- 
lichen Bezirksvorschusscassen schon wegen ihrer grossen Sprengel einen 
höchst kostspieligen Verwaltungsapparat erfordern und der bäuerlichen 
Bevölkerung bei ihrer weiten Entfernung oft schwer zugänglich spien, 
sondern sie würdigte auch die sonstige Bedeutung der Raiffeisen-Cassen 
in gar keiner Weise. 

Gleichwohl hielt die Landesbank an ihrem Standpunkte fest, auch 
als der Landesausschuss über Auftrag des Landtages zu Beginn des Jalires 
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1895 neuerliche Verhandlunjjfon einleitete*, was umso auffälliger erscheint, 
als nach einer vom Landtage beschlossenen Anderunj^ der Statuten 
(§ 2, al. /) der Landesbank auch dii» Vermitteluny und (Tewährunj*" von 
Darlehen an die in (iemässheit des ( Gesetzes vom 9. April 1873 errichteten 
Genossenschaften zukommt und der Landtag bei \ ornahme dieser Änderung" 
von der Absicht geleitet wurde, dass die Creditmittel der Bank den Klein- 
producenten (und Handelstreibenden) durch Vermittelung ihrer auf Selbst- 
hilfe beruhenden Associationen zur Verfügung gestellt werden sollten. 

Die Action der Landesverwaltung wurde dadurch wesentlich er- 
schwert, dass sie aus nationalen Rücksichten im Landtage mehrfache An- 
fechtungen erfuhr. Da sich die Raiffeisen-Cassen zunächst nur in den 
deutschen (xegenden einzubürgern begannen, so erhob sich gegen die 
Unterstützung der Gassen von czechischer Seite eine Opposition, die der 
weiteren Entwickelung der Raiffeisen-Cassen nicht gerade forderlich w^ar. 
Unter diesen Umständen fi(*l der Fördenmg der RaiflFeisen-Bewegung in 
erster Linie der deutschen Section d(»s Landesculturrathes und dem 
deutschen landwirtschaftlichen Centralv(^rbande zu. Der Landesculturrath 
forderte die Raiff^isen- Bewegung theils durch Vorträge der Wanderlehrer, 
theils durch die Einleitung einer besonderen schriftlichen Enquete über 
das ländliche Creditwesen. Der deutsche landwirtschaftliche Centralverband 
aber veranlasste die Abfassung ein»»s Musterstatutes für die in seinem 
Gebiete entstandenen Raiifeisen-Cassen und veröffentlichte dasselbe in 
seinem Verbandsorgane (>'Der deutsche Landwirt-, Xr. 21 vom i. November 
1894). Weiters veranlasste er die Gründung eines besonderen Central- 
verbandes der deutschen landwirtschaftlichen Genossenschaften Böhmens. 
Als Mitglieder können diesem Verbände, dessen constituierende Ver- 
sammlung am 2. Februar 1895 stattfand, nicht nur Raiffeisen-Cassen, 
sondern auch landwirtschaftliche Ein- und Verkaufsgenossenschaften, 
Molkerei- und Viehzuchtgenossenschaften, sowie sonstige land Wirtschaft- 
liehe ( renossenschaften angehören, und der Verband zählte thatsächlich 
bald nach seiner Gründung zu seinen Mitgliedern 51 Raiffeisen-Cassen, 
4 Ankaufs- und Verkaufsgenossi^nschaften, ferner i Flachsbereitungs- 
genossenscliaft. Das Beispiel der Deutschen fand bei den Czechen Nach- 
ahmung und am 8. December 1895 beschlossen auch die czechischen 
Cassenvereine die Cmindung eines Centralverbandes. 

\'()n Stuten di\s Landesausschusses wurden für das Jahr 1895 für 
(jründungssubventionen wii^derum ü, 5000 beantragt. Nach dem Vor- 
schlage des Landesausschusses sollten die aus Landesmitteln zu gewährenden 
Gründungsbeiträge in Zukunft nur mit ü. 100 bis 150 bemessen und zur 
Ergänzung der Summe die betreffj^nden localen Factoren (Gemeinden, 
Bezirke u. s. w.) herangezogen werden. Eine solche Herabsetzung der 
einzelnen Landesbei trägt? wurde jedocli von Seiten d(?s Landescultur- 
rathes bekämpft, weil auf die Unterstützung der (xemeinden und der Be- 
zirksvertretungen nicht ger«H^hnrt werden könne, da die ersteren zu arm 
seien und die letzt(»ren in den Raiff(»isen Cassen vielfach nur unliebsame 



Cuticurrenziiistitutf der Bezirksvorschusscassen sähen. Der Landtag Hess 
dtsahaib die vorgeschlagene Herabsetzung der einzelnen Gründlings beitrage 
fallen und erhöhte zugleich die gesammte Subventionaaumme auf fl. lo.ooo. 
In der Sitzung vom lo. Februar i8g6 bewilligte der Landtag auf Antrag 
der Lande sculturco mm ission eine Summe von H. 15.000 für die Ertheilung 
von .Subventionen in der Höhe von fl. 250 und beauftragte den Landes- 
ausscliuss, für die Verfassung einer Anweisung nach dem Muster der vom 
nie der Österreichischen Landesausschusse herausgegebenen, sowie die der 
nöthigen (leschäftsbücher und Formularien Sorge zu tragen. Die Sub- 
ventionierung sollte in Zukunft abhängig gemacht werden von der Zu- 
gehörigkeit zu einem Revisionsverbande, beziehungsweise von der Ver- 
pflichtung, sich der Revision durch die Organe des Landesaussclmsses 
zu unterwerfen. 

Ausserdem wurde derLaudesausschuss beauftragt, die Verhandlungen 
mit der Landesbank fortzusetzen und die nöthige Abänderung der .Statuten 
derselben zu veranlassen, damit sie den Raiffeisen-Cassen dienstbar ge- 
macht werden könne. 

Die Bemühungen des Centralverbandes waren zunächst vorzugsweise 
darauf gerichtet, die Revision der einzelnen Vereine durchzuführen. Um 
die Kosten der Revision zu decken, erbat sich der Centralverband sowohl 
vom Ackerbau-Ärinisterium, als auch vom Landesausschusse die Gewährung 
einer Subvention. Das Ministerium erklärte sich bereit, dem Central- 
verbände für die Beaufsichtigung der dem Verbände unterstehenden Ge- 
nossenschaften eine Unterstützung unter der Bedingung zukommen zu 
lassen, dass auch das Land eine Subvention gewähre. Der Landesausschuss 
glaubte aber mit der Bewilligung einer definitiven Unterstützung solange 
zuwarten zu sollen, bis auch die Vereinigung der czechischen Genossen- 
schaften zu einem Verbände durchgeführt sei, und beantragte darum zunächst 
nur für das Jahr 1896 die Gewährung einer provisorischen .Subvention 
von fl. 1000, Nach Überwindung mancher Schwierigkeiten gelang es 
endlich dem Centralverband«, die Frage der Revision im Mai des Jahres 
lügb dadurch zum vorläufigen Abschlüsse zu bringen, dass der deutsche 
landwirtschaftliche Centralverband die Kosten der Revision bis auf weiteres 
auf seine Rechnung übernahm, worauf in der Sitzung des Ausschusses 
des Genossen Schafts verband es vom 5. Mai iSgb zur Bestellung eines 
Revisors geschritten werden konnte. 

Weiters übernahm der Centralverband über Aufforderung des Landes- 
ausschusses die Herausgabe der Anleitung zur Gründung und Geschäfts- 
führung der Vereine mit Einschluss der nöthigen Drucksorten und For- 
mularien und traf zu diesem Zwecke ein Übereinkommen mit dem mährischen 
Centvalverbande. Diese Publication ist mittlerweile erschienen und trägt 
den Titel: -Böhmens Creditorganisationen mit besonderer Berücksichtigung 
der ländlichen Spar- und Darlehenscassenvereine nacli F. W, Raiffeisens 
System und eine Anleitung zur (rründung und Geschäftsthätigkeit der 
letzteren. Ein Hand- und Lehrbuch auf dem Gebiete genossenschaftficher 
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Selbsthilfe in der Landwirtschaft. Für den Central verband der deutschen 
landwirtschaftlichen Genossenschaften Böhmens bearbeitet und heraus- 
gegeben von Stephan Richter. Prag* iSoj.« 

Auch mit der Landesbank kam endlich im Laufe des Jahres 1896 
ein Übereinkommen zustande, demzufolge dieselbe die Functionen einer 
(jeldausgloichsstelle übernahm. Die vom Centralverband eingesendeten 
(xelder werden von der Landesbank mit 4 Procent verzinst, und zwar 
beginnt die Verzinsung im allgemeinen mit dem auf den Einlagstag" 
folgenden Werktage und endet mit dem Werktage, welcher dem Tage 
der Rückzahlung vorangeht. Xur Spareinlagen, welche im Wege des 
Postsparcassenamtes gemacht werden, sind erst vom zweiten Tage nach 
Erhalt der Anzeige des Postsparcassenamtes zu verzinsen. Beträge bis 
zu fl. 5000 werden ohne vorhergehende Kündigung jederzeit sofort zurück- 
gezahlt, für Beträge von fl. 5000 bis 50.000 ist eine dreitägige, für höhere 
Beträge eine achttägige Kündigungsfrist erforderlich. Der Darlehenszinsfiiss 
betrug anfangs 4V 2 Procent, wurde aber schon durch Verbandsbeschluss 
vom 12. December 1896 auf 4V4 Procent herabgesetzt. Die Vereine ent- 
richten für dem Geldverkehr mit dem Centralverbande eine Provision von 
'/lo Procent von der grösseren Seite dt^s Contocorrentes, im übrigen ist 
der Verkehr kostenlos. Di(i Rückzahlung der gewährten Darlehen kann 
jederzeit in beliebigen Theilbeträgen, aber nicht in Beträgen unter fl. 100 
erfolgen. 

Xeuestens ist vom Centralverbande auch die Einführung des Spar- 
kartensystemes und die Umwandlung privater Hypothekarschulden in 
Bankdarlehen in Aussicht genommen werden. Behufs Vorbereitung dieser 
letzteren Action seitzte sich der Centralverband zunächst in Verbindung" 
mit der HypothektMibank des Königreiches Böhmen und suchte durch 
publicistische Erörterungen im »Deutschen Landwirt^ auf die Bevölkerung 
aufklärend einzuwirken. 

Auf dem ausserordentlichen Verbandstage vom 26. December 1896 
(*rfolgte die Xt^uconstituierung des Centralverbandes auf Grund des Ge- 
nossenschaftsgesetzes, damit die Functionen einer Centralcasse von ihm 
besser versehen werden kimnen. Hi(fbei wurden die RaiflFeisen-Cassen und 
die bisher im gemeinschaftlich(*n Verbände befindlichen Einkaufs- und 
Verkaufsgenossenschaften in je einen b<»sonder(*n Verband vereinigt und 
nur gewisse Angolegenheit(»n, insbesondere dio Revision, als gemeinsam 
erklärt. 

Im Vergleiche zu der oben dargestellten (Organisation der deutschen 
Raiffeisen-Cassen ist jene der czechischen RaiflFeisen- Vereine noch im Rück- 
Stande, doch ist kein Zweifel, dass auch die letzteren unter der Ägide des 
jüngst (iSqö) begründeten czechischen Centralverbandes bald eine grosse 
\%*rbreitung gewinnen W(*rden. 

In Mähren entsprang die (Gründung der ersten Raiffeisen-Cassen 
ganz der freien Initiative des deutschen Bauernstandes. Die ersten Cassen- 
gründungen erfolgten in den Jahren 1S86 bis 18.SS. In den zwei folgenden 
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Jahren (iS8g und i8qo) trat ein Stillstand der Bewegung ein. Erst i^egen 
Ende des Jahres i8c)i, als die mährische Landwirtschafls-Geseltschaft durch 
ihre Wanderlehrer für die weitere Gründung' von RaifFeisen-Casaen sich ein- 
setzte, kam die Bewegimg wieder in Fluss. Bereits im Mai 1893 vereinigten 
sich die meisten (50) der damals bestehenden 55 Gassen zu einem Central- 
verbande der deutschen landwirtschaftlichen Creditgenossen schaffen und 
fortan war es dieser Verband, der durch eine geschickte Leitung am 
meisten zur Erstarkung und Verbreitung der Gassen beitrug. 

Die Landesverwaltung stand der Bewegung zunächst ebenfalls passiv 
gegenüber. Allerdings beauftragte der mährische Landtag schon in der 
Sitzung vom 7. November i8go den Landesausschuss, Erhebungen über 
den Bestand und die Gebarung der vorhandenen Raiffeisen-Cassen zu 
pflegen, nachdem der landwirtschaftliche Verein in Gross-Meseritsch um 
die Unterstützung dieser Gassen petitioniert hatte. Allein auf Grund dieser 
Erhebungen gelangte der Landesausschuss zu dem Ergebnisse, dass in 
der landwirtschaftlichen Bevölkerung weder genügendes Interesse für 
diese neuen Gassen, noch auch ein Bedürfnis für die Errichtung derselben 
bestehe, Indem das Greditbedürfhis der bäuerlichen Kreise durch die 
bäuerlichen Vorschuascassen (nach dem Systeme Schulze-Delltzsch), durch 
die Gontributionsfondscassen, welche auch Personal credit gewähren, endlich. 
sofenie es sich um langfristigen Credit handle, durch die Hypothekenbank 
befriedigt werde. 

Su wenig zutreffend diese Anschauungen des Landesausschusses auch 
waren, so behielten sie doch noch mehrere Jahre die Oberhand. Die Frage 
kam sodann im Jahre i8g4 neuerlich zur Sprache, als der Central verband, 
um die in seinen .Statuten vorgesehene Anstellung eines Instructors und 
Revisors durchzuführen, beim Landtage um eine Subvention von fl. 1500 
einschritt. Allein auch jetzt waren die Anschauungen der Landesverwaltung 
über die Einrichtung und den Nutzen der Gassen so wenig geklärt, dass 
die Petition zunächst keinen directen Erfolg hatte, sondern in der Sitzung 
des Landtages vom 24, Jänner 1894 zum Zwecke weiterer Erhebungen 
an den Landesausschuss gewiesen wurde. Auch in Mähren machte sich 
gegen die Unterstützung der RaifFeisen- Gassen, die vorerst nur in den 
deutschen Gegenden Verbreitung fanden, eine starke Opposition von Seite 
der czechisch-nationalen Partei geltend, deinen Führer eine Schädigung der 
mächtigen, zu Opfern im nationalen Interesse stets bereiten Zäloznas be- 
fürchteten. Diese Opposition trat denn auch in der Sitzung des Landtages 
vom 23. Jänner 1895 hervor, obwohl schon in dieser Session auch von 
slavischen Gemeinden Petitionen um Unterstützung von Raiffeisen-Cassen 
eingelaufen waren. Die Majorität des Landtages bewies sich jetzt ent- 
gegenkommend und bewilligte auf Antrag des Lande saus Schusses zum 
Zwecke der Revision und Instruction vom Jahre i8g5 angefangen für 
fünf Jahre eine jährliche Subvention von fl. 1000 unter der Bedingung, 
dass über die Verwendung dieser Subvention vom Centralverbande all- 
jährlich dem Landesausschusse Rechnung gelegt werde. Auf Antrag des 
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volkswirtschaftlichen Ausschusses wurde ferner der Landesausschuss er- 
mächtiLjft, bedürftijjfen Gemeinden behufs Aufbrinj^^ung der Einrichtunys- 
kosten entweder 4procentige in fiint gleichen Jahresraten rückzahlbare 
Darlehen bis zum Höchstbetrage von fl. 200 oder eine Subvention bis 
zum Höchstbetrage von je fl. 50 unter der Bedingung zu gewähren, dass 
die betreffenden Vereine entweder einem vom Lande subventionierten 
Central verbände beitreten oder sich einer Controle ihrer Gebarung durch 
den Landesausschuss zu unterziehen verpflichten. Zu diesem Behufe wurde 
dem J^andesausschusse gleichzeitig ein jährlicher Credit von fl. 1200 er- 
r)ffnet. Ein gleich hoher Credit ist auch für das Jahr 1896 zum Zwecke 
der Unterstützung der in bedürftigen Gemeinden bereits bestehenden 
oder in der Gründung begriffenen Darlehenscassenvereine in das Landes- 
budget eingestellt worden. 

Dank dieser Unterstützung von Seite der Landesverwaltung und der 
ausserordentlichen Rührigkeit des Centralv(»rbandes haben deutsche RaifF- 
eisen-Cassen in Mähren bislu^r einen li<")chst erfreulichen Aufschwung ge- 
nommen. Im Jahre 1896 zählte man bereits 133, und Ende Juni 1897 
149 deutsche Raiffeisen-Cassen, so dass nur noch im westlichen und süd- 
westlichen Mähren einzelne Lücken in der Organisation bestehen. Die 
Thätigkeit des Centralverbandes ist eine sehr vielseitige und hat sich 
bisher besonders in folgenden Richtungen bewegt: 

Der steigende Goldbedarf mancher V( greine, der sich namentlich 
mit dem Beginn der Anbauzeit bemerkbar macht und bis zur Erntezeit 
andau<*rt, veranlasste den Centralverband schon zu Anfang des Jahres 
1894 die Anl(»lmung an ein Geldinstitut zu suchen. Der Centralverband trat 
zunächst in V(»rliandlung mit der Irrsten Mährischen Sparcasse, welche 
auch die Anlehnung in der Weise gewährte, dass sie den Empfang und 
die Verausgabung dcT Geldsendungen für die Casse des Centralverbandes 
kost(»nfrei übernahm und die sich ergebenden Überschüsse mit 3V. 's Pro- 
cent verzinste. Die J Bemühungen des Centralverbandes, einen Credit zu 
erwirken, scheiterten jedoch an den Satzungen der Sparcasse, welche die 
Erthrülung eines solchen offenen Credites ausschlössen. Mit Rücksicht 
hierauf musstc? die Anlehnung an die Sparcasse fallen gelassen werden. 
Der Centralverband trat hierauf in Beziehung zu dem Wiener Bankverein. 
Die Brünner iMliale desselben übernahm die Überschüsse des Central- 
verbandes g(*gen Einräumung ein(.^r 3'* iprocentigc^n Verzinsung, vermittelte 
den Verkehr mit dijn Vereinsmitgliedern unentg(*ltlich, soweit sich der- 
selbe durch die Postsparcasse vollzitOien üess, und stellte dem Central- 
verbande den Bankcredit zu 4V 2 Procent und den Wechselcredit zu 
4V i Procent zur Verfügung. 

Der Centralverband li^'ss jedocli das Zi(jl nicht aus dem Auge, den 
Anschluss an ein gemeinwirtschaftliches Institut zu gewinnen. Er hatte 
daher auch schon in der Session des Jahn^s 1804 htnm Landtage darum 
petitioniert, dass ihm die Anh^hnung an die Hypothekenbank ermöglicht 
werde, und dtM* Landtag hatte benMts in der Sitzung vom 23. Jänner 1895 
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den Landesausschuss beauftrajrt, bei der Landeshypt'thekenbank hinzu- 
wirken, dass diese dem Central verbau de ihre Unterstützunjr und Förderung 
zum Zwecke des Geldausgleiches zutheil werden lasse. Die Verhandlungen 
des Landesausschusses mit der Hypothekenbank fanden schliesslich durch 
den Sitzung-sbeschluss des ersteren vom 30. Mai 18155 'hre Erledigung. 
Darnach werden dem Central verbände von der Hypothekenbank zur Ver- 
wertung der vom Verbände übernommenen Überschüsse der einzelnen 
Cassenvereine 4procentige Pfandbriefe, soweit der Vorrath reicht, zum 
Curse von 100 provisionsfrei verkauft und dann zu demselben Cur.se ohne 
Berechnung einer Provision wieder rückgekauft. Weiters kann der Ccntral- 
verband bei der Bank Einlagen zu 3'/* Procent unter denselben Bedin- 
gung'en machen, wie dieselben mit den Bankinstituten vereinbart sind, 
bei welchen die Hypothekenbank Gelder anlegt, jedoch nur bis zum 
Maid mal betrage von fl. 50.000, oder es können dem Verband, wenn diese 
Bedingung dem Centralverbande nicht annehmbar erscheint, Einlagen bis 
zur Summe von fl. 30.000 gegen einmonatliche Kündigung für Beträge von 
je fl. 10.000 bewilligt werden. Die dem Centralverband von der Bank 
verkauften Pfandbriefe müssen jedoch von ihm bei der Hypothekenbank 
in Depot belassen, dürfen also von ihm nicht anderweitig veräussert 
werden. 

Auf Grund dieser Vereinbarungen wurde der Geldverkelir des Cen- 
tralverbandes mit der Hypothekenbank im October 1895 eröffnet, indem 
derselben die Überschüsse der Verbandscasse zur Verwaltung übergeben 
wurden. Von der Begünstigung, den Credit der Hypothekenbank in An- 
spruch nehmen zu dürfen, wurde zunächst kein Gebrauch gemacht, da 
der Verband über beträchtliche Geldüberschüsse verfügte. Erst die un- 
günstigen Ernteergebnisse der letzten Jahre brachten darin eine Änderung 
und zwangen sogar den Verband, bei der Hypothekenbank um eine Er- 
höhung des Credites bis zu fl. 140.000 anzusuchen, die auch in der Sitzung 
des Curatoriums vom 2. Juni 1897 bewilligt wurde. 

Besondere Verdienste hat sich der Centralverband um die Förderung 
der Convertierung der bäuerlichen Hypothekarschulden und die An- 
bahnung eines engeren Zusammengehens zwischen den Raiffeisen-Cassen 
und der Hypothekenbank in Sachen des Hypothekar credites erworben. 
Bereits im Jahre 1894 wurden vom Centralverbande Einleitungen ge- 
troffen, um die Convertierung der bäuerlichen Hypothekarschuldfn im 
Wege der Belehnung anzuregen, zu vereinfachen und zu verbilligen. 
Auf dem Verbandstage zu Sternberg im Jahre iStjs wurden in dieser 
Richtung eine Reihe von wichtigen Beschlüssen gefasst. Auf Grund der 
zwischen dem Centralverbande und der Hypothekenbank getroffenen Über- 
einkunft erfolgt die zum Zwecke der Convertierung nöthige Schätzung 
der Liegenschaften durch Vertrauensmänner, welche der Centralverband 
der Hypothekenbank aus den Reihen der Vorstandsmitglieder der Raiff- 
eisen-Vereine nominiert. Diese Einrichtung hat den Vortheil, dass die 
Schätzungen gewissenhaft unter Rücksichtnahme auf die wirtschaftliche 
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Persönlichkcnt dor Besitzer, ohne Verzug und auch billig* vorgenommen 
werden, indem diese Schätzleute nur die thatsächlichen Auslagen anlässlicli 
der Schätzung verrechnen. Der Centralverband vermittelt femer den 
ganzen Verkehr mit der Hypothekenbank und mit den Gerichten zu festen 
tarifmässigen Sätzen. Während der einzelne Cassenverein dem Darlehens- 
werber die nöthigen Summen vorstreckt, behebt der Centralverband nach 
beendigter Convertierung die Darlehensvaluta bei der Hypothekenbank 
und rechnet mit dem Vereine ab. Wird die Mitbewertung der Wohn- 
und Wirtschaftsgebäude, welche bei der Hypothekenbank in Ortschaften 
unter 2000 Einwohnern wegfallt, noth wendig, damit ein entsprechender 
Behihnungswert erreicht werde, so vermittelt der Centralverband die Con- 
vertierung bei der Pfandbriefanstalt der Ersten Mährischen Sparcasse. 
Weitere Beschlüsse des Verbandstages zu Stemberg bezogen sich auf 
die I lerabsetzung des Zinsfusses der Hypotliekenbank, die Auflassung des 
R(\gi(*beitrages bei den khnneren Darlehen, die Verwendung von Post- 
sparcassen-Erlagscheinen statt der Postanweisungen zur Versendung der 
(relder an die Hypothekenbank und ev(Mituell Übernahme der Emsendung 
durch den Centralverband, femer auf die Beh^hnung der Wohn- und 
Wirtschaftsgebäude ohne Unterschied der steuergesetzlichen Qualität der 
Ortschaften bis zur Hälfte des Wertes. In der Periode 1895 wurden 
43 Convertierungen im J^etrage von fl. 192.509 mit einer Zinsenerspamis 
von fl. 2681 und in der Periode 1896 41 (Konvertierungen im Betrage 
von fl. 94.404 mit einer Zinsenersparnis von fl. 1149 durchgeführt. Wenn 
der Erfolg dieser Action des C(Mitralverbandes auch hinter den Er- 
wartung(m zurückgebli(*ben ist, so erklärt sich dies leicht aus den grossen 
Schwierigkeiten, welche einc^r solchen Procedur im Wege stehen. 

Ausserdem hat der Centralverband in den Monaten Jänner und 
August des Jahres 1896 mit Unterstützung des Ackerbau-Ministeriums zwei 
Ztihlmeistercurse abhalt(m lassen und die Einführung des Sparkarten- 
sy Sternes angebahnt. 

luidlich wurden Anstalten für die (Organisierung des gemeinschaft- 
lichen Anbaues und Verkaufes landwirtschaftlicher Bedarfsartikel ge- 
troff"en und zu diesem Zweckt» der Wanderlehrer Stanka nach Deutsch- 
land gesendet, um (\'w dortigen Einrichtungen zu studieren. Derselbe 
hat die Ergebnisse sein(»r vStudien in mehreren Broschüren niedergelegt. 
Die Thätigkeit d(^r bisher gegründeten Ankaufs- und Verkaufsgenossen- 
schaften i.>t noch nicht bedeutend, wohl aber hat der Centralverband 
selbst mit der Vermittelung des gemeinsamen Ankaufes von landwirt- 
schaftlichen Bedarfsartik(»ln bt^reits manche Erfolge erzielt. 

In den czechischt^n Land(»stheilon Mährens, wo eine umfassende und 
entsprechend docentralisierte Organisation der Zalo>.nas besteht, ist die 
Entwickelung der Raiff'eisen-Ca^sen bis jetzt noch zurückgeblieben. Die 
Bemühungen des Wanderlehrers Pavelka blieb(»n fast resultatlos. Erst 
in den hetzten Jahren ist die B(*wegung zu (lunsten der Raiffeisen-Cassen 
besondi^rs durch die (lei^tliehkeit in Eluss gebracht worden. Ein 



r 



Bedürfnis besteht in dieser Richtung namentlicli für die öf'tiichen Landes- 
theile, wo die Z41oznas nur eine lockere und ungenügende Organisation 
besitzen. Um die Mitte des Jalires i8[j6 gab es 12 czecliische Raiffeisen- 
Vereine, wovon zwei, nämlich jene von Lettowitz und Hostlowitz, schon 
im Jahre 1895 ihre Thätigkeit begonnen hatten. Dieselben schritten im 
October 1896 an die Gründung eines Centralverbandes, dessen Regi- 
strierung im Februar 1897 erfolgt ist. Die Organisation der czechischen 
RaifpL-ise n-Casscn hat eine wesentliche Forderung erfahren, indem der 
Landtag entsprechend einer Petition des neuen Centralverbandes in der 
Sitzung vom 28. Februar iSq; für die Durchfuhrung der Revision 
eine jährliche .Subvention von fl. 1000 in der Dauer von 5 Jahren ge- 
widmet und auch den Credit für die Gewährung von Gründun gsbeilrägeu 
von fl. I2QO auf fl. 2000 erhöht hat, so dass nunmehr jährlich 40 deutsclie 
oder czechische Cassenvereine mit je fl, 50 werden unterstützt werden 
können. 

In .Schlesien hatte sich die Lande-svertretung bereits Inder Sitzung 
vom 15. December 1887 aus Anlass zweier Petitionen mit der Frage 
der Unterstützung der RaifFeisen-Cassen zu beschäftigen. Die beiden Pe;- 
titionen wurden vorläufig dem Landesausschusse zur Prüfung und Er- 
stattung eine.-i Berichtes übergeben. Der Landesausschuss erstattete 
diesen Bericht bereits in der nächsten Session unter dem 23. Mai 1888 
und empfahl dem Landtage ein analoges Vorgehen wie in Xiederöster- 
reich, nur sollte die materielle Unterstützung der Vereine entsprechend 
den bescheidenen Hilfskräften des Landes sich in engereren Grenzen be- 
wegen und die Einflussnahme des Landesauschusses sich auf eine sach- 
gemässe Unterweisung' über den Zweck und die Mittel der Cassen be- 
schränken, während die weitere Entwickelung der Initiative der Gemeinden 
überlassen bleiben sollte. 

Die Anträge des Landesausschusses wurden vom Landtage in der 
Sitzung vom 5. October 1888 mit einigen Modificationen genehmigt. 
Durch diese Beschlüsse des Landtages wurde der Landesausschuss er- 
mächtigt, jenen Vorschusscassen, welche vorzugsweise die Creditbedürf- 
nisse der ländlichen Bevölkerung zu befi-iedigen bestimmt sind, gleichviel, 
ob dieselben das System Raiffeisen oder .Schulze-Delitzsch adoptiert 
haben, wenn sich ihre Thätigkeit nur auf eine Gemeinde oder zwar auf 
mehrere Gemeinden erstreckt, die letzteren aber nicht mehr als 5000 Ein- 
wohner haben, unter gewissen Bedingungen 3percentige, in 5 Jaliresraten 
rückzahlbare Darlehen bis zum Höchstbetrage von fi. 1000 zu erfolgen. 
In b er ü cks ich tigungs würdigen Fällen konnten auch Subventionen im 
Höchslbetrage von fl. 50 bewiUigt werden. Die Bedingungen der Unter- 
stützung wurden vom Landtag dahin präcisiert, dass die Statuten und 
die Gescliäftsordnung der \'ereine dem vom Landesausschus-e festzu- 
stellenden Muster entsprechen oder doch sonst vom Landesausschusse 
gebilligt sein mussten. der betreffende Verein nach Ansicht des Landes- 
ausschusses eine gedeildiche Tliätigkeit entwickeln und sich verpflichten 
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musste, dem Landesausschuss jederzeit vollen Einblick unter Vorlaye der 
erforderlichen Behelfe zu gestatten, und dass endlich die Rückzahlung* 
des Darlehens gesichert sei. Die Darlehen sollten aus dem Capitalien- 
stande und die einmaligen Subventionen aus den Jahreseinnahmen des 
Landesculturfonds gewährt werden. Die Gesammtsumme der ersteren 
durfte für das Jahr 1889 den Betrag von fl. 10.000 und die Gesammtsumme 
der letzteren den Betrag von fl. 500 nicht übersteigen. 

Die weitere Action des schlesischen Landtages hatte vorzugsweise 
die Unterstützung des neugegründeten Centralverbandes zum Gegen- 
stande. Der h^tztere wurde im Jänner 1894 nach dem Muster des 
mährischen Verbandes gegründet, und vereinigt, wie dieser, die Functionen 
des Anwaltschaftsverbandes und der Centralcasse in sich. Er umfasste 
zu Beginn des Jahres 1895 19, und zu Ende desselben Jahres bereits 
28 Cassenverc^ine. Der Landtag bewilligte dem Verbände zunächst 
in der Sitzung vom 30. Jänner 1894 einen Gründungsbeitrag von 
fl. 500, um ihm über die Schwierigkeiten des ersten Bestandes hin- 
wegzuhelfen. Diese Subvention wurde in der Sitzung vom 15. Jänner 
1895 auf fl. 800 und in der wSitzung vom 30. Jänner 1896 auf fl. 1000 
erhöht, damit der Verband seine Organisation durch Einbeziehung der 
in den slavischen Landestheilen entstehenden Gassen weiter ausbauen 
und das geplante Verbandsblatt herausgeben könne. Das letztere er- 
scheint seit dem März 1896 unter dem Titel: ^Nachrichten des Verbandes 
der vSpar- und Darlehenscass(»nvereine in Schlesien«. Im Jalire 1897 ist 
die Subvention für die Dauer der Landtagsperiode auf fl. 2300 erhöht 
worden. 

Eine sehr bedeutende Unterstützung gewährte endlich die Landes- 
vertretung dem Verbände dadurch, dass sie ihm aus Landesmitteln einen 
verzinslichen Credit von fl. 12.000 zur Erhebung nach Bedarf eröffnete, 
damit die Centralcasse auch dann dem (jeldbedürfnisse der einzelnen 
Gassen entsprechen könne, wenn ihr die nöthigen Geldbestände mangeln. 
Der Verband suchte aber zum Zwecke der Kostenersparung bald An- 
lehnung an ein Bankinstitut zu gewinnen und hat durch ein besonderes 
Übereinkommen der Bielitz-Bialaor Handels- und Gewerbebank, einer Filiale 
der böhmischen Unionbank, seine gesammte Geldgebarung übertragen. 
Die einzelnen Cassen leisten die Zahlungen unmittelbar an die Bank und 
empfangen ebenso unmittelbar von dieser Zahlungen nach vorherigem 
Einverständnisse mit dem Verbandsanwalte, der wiederum von der Bank 
von jeder über seine Anweisung erfolgenden Zahlung verständigt wird. 
Die Verrechnung der einzelnen Cassen geschieht unmittelbar ohne Ver- 
mittelung der Bankanstalt, welche zu den einzelnen Vereinen nicht in das 
Vc^rhältnis des Gläubigers oder Schuldners tritf. Auf diese Weise ist 
die Centralcasse in der Lage, einlaufende Gelder auf Grund der Credit- 
fähigkeitvsliste sämmtlicher Cassen einer derselb(^n zu leihen und einen 
Gewinn zu erzielen. Der Zinsfuss für Darlehen wurde zunächst mit 
4'^'i Procent und jener für Einlagen mit 4^1 Procent festgesetzt. Findet 
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eine Einlaye nicht sofort die angedeutete Verwendung, so erhält die 
Centralcasse mindestens die Bankzinsen vom Einlaj^stage, und zwar 3*/^, 
4 oder 4'.* Procent, je nachdem der Zinsfuss der österreichisch-unga- 
rischen Banlc 4, 4'* oder 5 Procent beträgt. Mit Beschluss vom 14. Juni 

1896 hat der Landesauschuss den erwähnten verzinslichen Credit der 
Centralcasse auf fl. 30.000 erhöht. 

Neuestens hat endlich der Verband die Vermittelung von Ilypothekar- 
credit für jene Grundbesitzer, welche Mitglieder der Verbandscassen sind, 
insbesondere auch zum Zwecke der Convertierung der höherverzinslichen 
Hypothekar*!*' orderungen nach dem Vorgange des mährischen Centralver- 
bandes in den Bereich seiner TUätlgkeit gezogen. 

Gegenwärtig ist die Zahl der Vereine in den deutschen Landes- 
theilen schon recht erheblich, doch greift die Bewegung nunmehr auch 
in die czechischen und polnischen üebietstheile über. Die Gesammtzahl 
der im Verbände befindlichen Cassen belief sich um die Mitte des Jahres 

1897 auf 63, während etwa 15 Cassen ausserhalb des Verbandes standen. 
In den ersten Stadien der Entwickelung stehen die Raiffeisen-Cassen 

noch in Galizien, so sehr gerade hier wegen des herrschenden 
Wuchers eine zeitgemässe Organisation des Personal credit es noththäte. Der 
erste RaifFeisen'sche Verein entstand in Czemichtiw (Bezirk Krakau) im 
Jahre i8go, und bis zum Beginne des Jahres 1896 waren im ganzen 
rb neue Vereine hinzugewachsen, von denen aber einer (in Gdöw, Bezirk 
Wieliczka) keine Thätigkeit entfaltete. Im Landtage hat es an Anre- 
gungen zur Förderung der Raiffeisen-Cassen nicht gefehlt, doch stand die 
Land es Verwaltung diesen Anregungen bis in die jüngste Zeit passiv gegen- 
über, indem sie von der Anschauung ausgieng, dass die im Lande bestehenden 
Vors chuss vereine nach Schulze-D elitzsch'schem Muster, da sie sich den 
Verhältnissen der ländlichen Bevölkerung in ihrer Organisation mehr ange- 
passt hätten, dieselben Dienste leisteten. Die traurigen Erfalirungen, welche 
in Galizien mit den Gemeinde vors chuss-Cassen gemacht worden sind, 
lassen es übrigens sehr zweifelhaft erscheinen, ob die Übertragung der 
Raiffeisen' sehen Institutionen auf dieses Land ohneweiters empfohlen 
werden könne. Die Lösung dieser Frage erscheint auch für das Nachbarland, 
die Bukowina, wo bisher nicht eine einzige Raiffeisen-Casse ins Leben 
getreten ist, wie überhaupt für alle in der Entwickelung der Credit- 
organisationen zurückgebliebenen Theile der Monarchie gleich dringlich. 
Wie wir hören, ist übrigens neuestens von der galizischen Landes- 
verwaltung die Einleitung einer grösseren Action zu Gunsten der RaifFeisen- 
Vereine in Aussiclit genommen worden, 

li) Allgemeine Bemerkungen. 

<ii Dl» Haltung der Staatsverwaltung 

Aus der vorhergehenden Darstellung erhellt, dass das Verdienst 

der unmittelbaren Förderung der Raiffeisen -Vereine in erster Linie den 

Landesverwaltungen gebürt. Doch hat auch die Staatsverwaltung es an 
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wohlwollendem Entgegenkommen gegenüber den Gassen nicht fehlen lassen. 
Insbesondere gilt dies von der Finanzverwaltung. Nach dem Gesetze 
vom 27. December 1880, R.-G.-Bl. Xr. 151, beziehungsweise nach dem 
Gesetze vom 14. April 1885, R.-G.-IM. Nr. 43, genossen die RaifFeisen-Cassen, 
gleichwie die übrigen Creditgenossenschaften vollständige Befreiung von 
der Erwerbsteuer und eine weitgehende Begünstigung bezüglich der Ein- 
kommensteuer. Überstieg der erzielte Reinertrag nicht fl. 300, so griff 
vollständige Befreiung von der Einkommensteuer platz, und dies bildete 
selbst bei den grössten RaifFeisen -Vereinen die Regel, seitdem der Ver- 
waltungsgerichtshof den Rechtsgrundsatz festgestellt hatte, dass jene 
Theile d(\s Erträgnisses, welche dem Reservefonde zugewiesen werden, 
aus der Besteuerungsgrundlage auszuscheiden sind. Ausserdem genossen 
die Raiffeisen-Cassen von Anfang an auf Grund der Gesetze vom 21. Mai 
1873, R.-G.-Bl. Nr. 87, und vom 27, October 1880, R.-G.-B1. Nr. i ex 1881, 
Begünstigungen in Ansehung der vStempel und unmittelbaren Gebüren, 
Allein diese Begünstigungen reichten nicht aus, falls die Entwickelung 
der Gassen nicht durch den herrschenden Eisealismus unterbunden werden 
sollte. Durch den von den Gassen statuierten Ausschluss des Wechsels 
ergab sich nämlich insofeme eine unverhältnismässige Vertheuerung der 
Darlehen, als die allein üblichen Schuldscheine und Bürgschaftserklärungen 
der Stempelscala II (Vk; des Wertes) unterlagen, während Wechselschulden 
des gleichen Betrages bei einer Laufzeit von weniger als 6 Monaten nach 
Scala I (Vir» des Wertes) zu stempeln und Wechselbürgschaften ganz 
frei waren. Infolge einer Ptitition des niederöst(?rreichischen Landesaus- 
Schusses erklärte sich das Finanz-Ministerium zu Zugeständnissen bereit, 
die im Gesetze vom i. Juni 1886, R.-G.-Bl. Nr. 91, und in der Durch- 
führungsvorschrift vom 13. Juni 1889, R.-G.-Bl. Nr. 92, niedergelegt sind. 
Di(\ses Gesetz findet Anwendung auf alle Gredit- und Vorschuss vereine, 
wenn nach den Statuten die Haftung der (xenossenschaften eine unbe- 
schränkte ist, die Wirksamkeit des betreffenden Vereines sich auf einen 
Bezirk (eine oder mehrere benachbarte in den Statuten genannte Ge- 
meinden) erstreckt, der Betrag eines Geschäftsantheiles fl. 25 nicht 
überschreitet und die (xeschäftsanthiiile entweder gar nicht oder nicht 
höher als die Spareinlagen verzinst, die Überschüsse dem Reservefonde, 
woran den AIitglied(»rn ein Anthtül nicht zusteht, zugewiesen werden, die 
Darlehensgewährung auf die eigenen Mitgliedi^rn beschränkt, die Aus- 
stellung von Wechseln liiebei ausgeschlossen ist und der Darlehenszinsfiiss 
mit Einschluss d(n* Nebeiigebüren den Zinsfuss der Spareinlagen höchstens 
um I V -' Procent übersteigt. Bei Ven^inen dieser Art sollen die gesetzlichen 
Bestimmungen hinsichtlich des Wecliselstempels Anwendung finden auf 
Schuldscheine über vom Vereine zugezähltem Darlehen mit Ausschluss 
der Urkunden über Hypothekar-Darlehen. Ausserdem wurden durch das 
<»rwähnte Gesetz den Raiffeisen -Vereinen Gebürenbegünstigungen hin- 
sichtlich der Empfangsbestätigungen über die von den Mitgliedern gezahlten 
Darlehenszinsen oder rückgezahlten Darlehenssummen, ferner die persönliche 
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Gebiirenbefrbiung hinsichtlich der Correspondpnz mit den öffentlichen 
BehÖrdt-n zugestanden. 

Dieses Gesetz erwies sich jedoch bald als unzureichend, indem die 
Gebürenentrichtung nach Stempelscala I nur solchen Schuldscheinen zu- 
statten kam, welche eine innerhalb 6 Monaten fällige Schuld beurkundeten. 
Es blieb daher den Raiffeisen-Cassen, wenn sie der Gebürenbeyünstigungen 
nicht verlustig werden wollten, nichts übrig, als kurze Fristen für die 
Darlehensrückzalilung festzusetzen oder das Gesetz dadurch zu umgehen, 
dass Fälligkeitstermine von weniger als 6 Monaten bei Schulden ausbedungen 
wurden, deren Prolongierung von vornherein klar war. Durch das Gesetz vom 
1 1. Juni i8g4, R.-G.-Bl. Xr. 1 1 1 ( Durch tührungsvorschrift vom 13. Juni 1894, 
R.-G.-Bl. Nr. 1 1 2), wurde daher das weitere Zugeständnis gemacht, dass 
Schuldscheine über die an Vereinsmitglieder gegebenen Darlehen mit 
Ausnahme der Urkunden über Hypothekar-Darlehen dann nach Scala I zu 
stempeln sind, wenn die Rückzahlungsfrist 4 Jahre nicht überschreitet. 
Innerhalb dieser Frist unterliegen auch die Prolongationen nur der 
Gebür nach Scala I. Nach demselben Gesetze kann die Finanz Verwaltung 
bezüglich jener Gassen vereine, welche nicht unter der Aufsicht oder 
Controle einer autonomen Körperschaft oder eines Genossenschafts- 
verbandes stehen, von Zeit zu Zeit Untersuchungen über die Beobachtung 
jener Bedingungen vornehmen, an welche die Gebürenbegünstigungen ge- 
knüpft sind. Alle jene Cassenvereine, welche diese Gebürenbegünstigungen 
erwirkt haben, sind von den Finanzlandesbehörden in besonderen Catastem 
zu verzeichnen. 

Weiters ist durch das Gesetz vom 11. Februar 1887, R.-G.-B1. 
Nr. 57, bestimmt worden, dass Einlagsbücbel, welche über empfangene 
und rückgezahlte Spareinlagen und über ausbezahlte und zum Capital 
hinzugeschlagene Zinsen an die Einleger erfolgt werden, ferner Empfangs- 
bestätigungen der Vereine über Zinsen und Abschlagszahlungen von 
Schuldpüsten, welche in die Einschreibbüchel der Schuldner eingetragen 
werden, gebürenfrei zu behandeln sind. 

Eine ernste Gefahr drohte den Raiffeisen-Cassen durch die Reform 
der directen Personalsteuem, Schon die generelle Befreiung der Cassen 
von der Erwerbsteuer war im Abgeordnetenhause nur mit ganz geringer 
Majorität beschlossen worden. Nach den Bestunmungen der §§ 124 und 
125 des seinerzeitigen Ausschussentwurfes sollten aber jene Zinsen und 
Renten, welche nicht durch die Erwerbsteuer getroffen wurden, der 
Rentensteuer unterliegen. Die Cassenvereine hätten darnach infolge der 
Erwerb Steuerbefreiung von allen ihren Activzinsen, insbesondere von 
sämmtlichen Zinsen der von ihnen gewährten Darlehen die Rentensteuer 
entrichten und auf diese Weise ohne Rücksicht auf Gewinn und Verlust 
eine durchschnittlich wohl doppelt so hohe Steuer entrichten müssen, als 
die Erwerbsteuer betragen haben würde. 

Der niederösterreichische Landesausschuss leitete daher im Vereine 
mit einigen anderen Central stellen der Raiffeisen-Cassen eine Action bei 
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:-rr. ^'e^etz',rebenden Kc)q)er>chaften ein, um die Aufrechterhaltung* des 
•..•r-!trhrriden Zustandes der Steuerbi'freiung- zu bewirken. In der Sitzung* 
voni o. Mai 1S05 wurde denn auch vom Abgeordnetenhause die Be- 
rr-ri-in^rder Raiffeisi*n-Cassen von der RfUtensteuer anjjfenommen. Dayeg"en 
^r.Zf:Tiie'^ru nacli dem neuen Steuergesetze vom 25. October 1896, R.-G.-BL 
N'r. 220 ijj .S4, ///. /', und i^ 125, Punkt o), die bei den RaifFeisen-Cassen 
^-'rmachten Kinlagen, beziehungsweise d»,Ten Zinsen einer Rentensteuer im 
Fietrage von i ' s I^rocent. 

Weniger entg(*genkommend hat sich bisher die Justizverwaltung' 
^'';zeigt gegenüber den Bestrebungen der Raitfeisen -Vereine, die Zu- 
*:rkennung der Pupillarsicherheit iiir die Einlagsbüchel zu erwirken. Das 
Jj-itiz-Ministerium hat vielmehr an dem Standpunkt festgehalten (Erlass 
vom 5. April 1894, Z. 3319, an den oberösterreichischen Landesausschuss); 
'ia-»s auf Seite der Pupillen kein Bedürfnis für eine solche Zuerkennung" 
vorhanden und derselben überdies die Bestimmungen des Abhandlung's- 
patentes vom Jahre 1854 entgegenstehen, wonach Pupillargelder nur in 
Staats- und gleichgestellten öfft^ntlichen Schuldverschreibungen oder in 
I fypothek^m, beziehungsweise bei Instituten, welche den Realcredit pflegen, 
anzulegen sind. Dieser Standpunkt drs Ju>tiz-Ministeriums wird nicht als 
vr>llkommen zutreffend angesehen werden kcmnen. Dass im Abhandlung^- 
patente nur die darin bezeichneten Anlagearten als zulässig bezeichnet 
wurden, erklärt sich sehr einfach daraus, dass damals der Personalcredit 
noch keine besondere Entwickelung und ( )rganisation gefunden hatte. 
Gegenwärtig haben sich aber diese Verhältnisse vollständig geändert. 
Auch hatten die (lerichte bisher die Iiinlagsbücht^l, wenn sie als Vadien 
<jrlegt wurden, zurückgewiesen, wodurch nicht nur den Parteien allerlei 
Unzukömmlichkeiten verursacht, sondern auch das Ansehen der RaifFeisen- 
Cassen geschädigt wurde, (ileichwohl hat das Justiz-Ministerium auch noch 
neuestens (Erlass vom 15. November 18(^0, Z. 18.395, an den oberöster- 
reichischen I-andesausschuss) erklärt, von s(ünem bisherigen vStandpunkt 
mindestens insolange nicht abgehen zu können, als nicht die im Zuge 
befindliche Reform des Gesetzes über die Erwerbs- und Wirtschafts- 
genossenschaften zum Abschlüsse gebracht worden wäre. In dieser 
neuesten Enunciation wurde übrigens aurli betont, dass die Frage des 
\'adienerlag<.*s mit d«.'r Pupillarsicherheit in keinem Zusammenhange stehe, 
und weder die neue Civilprocessordnung (Gesetz vom i. August 1895, 
R.-fi.-I>l. Xr. 113, § 50), noch dir» n(»ue Exc^cutionsoninung (Gesetz vom 
27. Mai 1896, R.-(V.-H1. Xr. 79, i<§ 78 und 146) Xormen enthalte, wonach 
nur die zur Anlag«? von Pupillengeldern geeigneten Wortpapiere als 
Vadien zu dienen hätten. 

Dagegen bedeutet die Verordnung d(.»s Justiz-Ministeriums vom 
iE -23. Mai 1895, R.-(t.-B1. X>. 74, eine Concession an dii» Cassen vereine. 

Dadurch wurden den h»tzteren Legalisierungs-Erleichterungen im Verkehre 
mit den Registergerichten gewährt, indt^m künftig in alltMi Fällen eine gericht- 
liche oder notarifjlle Beglaubigung einer für das Genossenschaftsregister 
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bestimmten Anmeldung iiiclit mehr als nothwendi^ erscheint, wenn 
die Anraelduny mit der firmamässigen Zeichnung' der Genossenschaft ver- 
sehen ist und die Unterschriften der die Genossenschaftsfirma zeichnenden 
Vorstandsmitglieder bei den Registeracten des Handelsberichtes bereits in 
beglaubigter Form erliegen. 

Ein sehr geringes Wohlwollen und noch geringeres Verständnis für 
das Wesen der Raiffeisen-Cassen offenbart sich in dem neuen Gesetz- 
ent\\Tirfe, welcher dem Abgeordnetenhause auf Grund der am 28, und 
29. Octüber 1895 im Justiz -Ministerium stattgehabten Enqußte vorgelegt 
worden ist. Der Eigenart der Raiffeisen-Cassen ist darin fast gar keine 
Rechnung getragen. Namentlich die beabsichtigte gesetzliciie Festlegimg 
einer Relation zwischen dem eigenen und fremden Capitale, die Ein- 
räumung eines im Sparcassenregulative des Jahres 1 844 nicht begründeten 
Monopoles an die Sparcassen durch Beschränkung des Rechtes der Raiff- 
eisen-Vereine, auf Inhaber lautende Sparcassabüchel auszugeben, das Verbot 
der Durchführung von Rettungskäufen zur Hintanhaltung des Grundstück- 
wuchers und der Betheiligung an genossenschaftlichen Waren- und Pro- 
ductionsgeschäften zur Hintanhaltung des Warenwuchers, die Einräumung 
eines zudem ganz unwirksamen Aufsichtsrechtes an die politischen Bezirks- 
behörden, endlich die Nichtbeachtung der bestehenden autonomen Organi- 
sationsformen der Raiffeisen-Cassen müssen als schwere Gebrechen des 
Reform ent Wurfes bezeifchnet werden und werden auch von den Cassen- 
leitungen selbst als solche empfunden. 

Endlich darf nicht verschwiegen werden, dass im Gegensatze zu den 
Centralstellen die Unterbehörden, insbesondere die Gerichts- und Steuer- 
behörden, sowie neuestens auch die Finanzprocuraturen, vielfach gegen- 
über den Raiffei.sen -Vereinen noch immer eine engherzige und pedantische 
Praxis befolgen, durcli welche das Entstehen so mancher neuen Casse 
verhindert würde, wenn nicht die als Anwälte fungierenden Landesaus- 
schüsse und die Cassenverbände ihre schützende Hand über die neuen 
Gebilde hielten. Sehr befremden muss insbesondere auch das Vorgehen 
einzelner Finanzprocuraturen, welche in jüngster Zeit gegen die bereits 
vollzogene Registrierung von Raiffeisen-Cassen den Recurs ergriffen, weil 
diese Cassen nicht die Concession zur Annahme von Spareinlagen von 
Seiten der Nichtmitglieder hätten und ihre Spareinlagsbüchel sich von 
jenen der städtischen Sparcassen nicht unterschieden. Doch ist hie und 
da, wie z. B. in Mähren, durch die Landesstelle dieser Vorgang bereits 
abgestellt worden. 

^) Dia Organisation dar Raiffelsen-Casssn'}. 

Die österreichischen Raiffeisen-Cassen zeigen in ihrer Organisation 
im allgemeinen eine grosse Übereinstimmung, weil die Landesv er waltun gen 
und die Centralverbände von Anfang an bemüht gewesen sind, durch 
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Vorstand, welcher aus 5 bis g Mitgliedern besteht, verwaltet und vertritt 
den Verein. Er beschliesst insbesondere über die Annahme von Einlagen, 
die Aufnahme von Anlehen und die Gewährung von Darlehen. Er hat 
alle gewagten Geschäfte zu vermeiden. Der Zahlmeister ist zugleich Buch- 
halter und Schriftführer des Vereines. Er darf weder Mitglied des Vor- 
standes noch des Aufsicht srathes sein. Der AufsichtsratJi besteht aus 
mindestens sechs Mitgliedern und hat die ganze Geschäftsführung zu über- 
wachen. Er ist befugt, die Functionäre des Vereines zu suspendieren, 
sowie den Vorstand und die Generalversammlung einzuberufen. Er ent- 
scheidet auch über die Annahme höherer Einlagen und Gewährung höherer 
oder langfristiger Darlehen (auf zwei bis vier Jahre). Die Generalversamm- 
lung hat die oberste Aufsicht und Entscheidung in allen Vereinsangelegen- 
heiten. Ihr kommt insbesondere zu: die Festsetzung des Höchstbetrages 
der Darlehen an ein Mitglied, die Bewilligung von Darlehen, welche das 
Doppelte dieses Höchstbetrages übersteigen, endlich die Festsetzung des 
Maximums uud Minimums für Spareinlagen und des Zinsfusses. 

Die Betriebsmittel des Vereines werden beschafft durch die Geschäfta- 
antheüe der Mitglieder, die Spareinlagen, Anlehen, die Beitrittsgebüren 
und die Darlehenszinsen. Die Verzinsung der Geschäftsantheiie darf in 
keinem Falle den Zinsfuss der Spareinlagen übersteigen. Über diese Ver- 
zinsung hinaus dürfen die Mitglieder keine weiteren Zinsen oder Pro- 
visionen für iiire Ge schüft an theile beziehen. Spareinlagen dürfen von jeder- 
mann gemacht, Darlehen oder Credite in laufender Rechnung nur an 
Vereinsmitglieder gegeben werden, uud zwar regelmässig nur auf kürzere 
Fristen bis zu einem Jahre. Eine Verlängerung der Rückzahlungsfrist bis 
auf die Gesammtdauer von zwei Jahren kann über begründetes Ansuchen 
des Schuldners, bis auf die Gesammtdauer von vier Jahren aber nur auf 
(_irund fallweiser Ermächtigung durch den Aufsichtsrath vom Vorstand 
bewilligt werden. Darlehen dürfen nur gegen Schuldscheine, Credite in 
laufender Rechnung nur auf Grund besonderer Verträge gewährt werden. 
Wechsel sind ausgeschlossen. Alle Darlehen müssen sichergestellt sein, 
sei es durch Bürgen, die Hinterlegung von Wertpapieren oder pupillar- 
mässige Hypotheken. Vor der Bewilligung der Darlehen ist die Credit- 
fähigkeit und Creditwürdigkeit des Darlehenswerbers zu prüfen, die be- 
absichtigte Verwendung des Darlehens festzustellen und danach die Rück- 
zalilungsfrist zu bestimmen. Für den Fall einer plötzlichen massenweisen 
Kündigung der Einlagen oder wenn der .Schuldner oder die Bürgen in 
ungunstige Vermögensverhältnisse gerathen, femer für den Fall, als das 
Darlehen zu anderen als den festgestellten Zwecken verwendet wird, 
behält sich der Verein das Recht vor, das Darlehen jederzeit bedingungslos 
in vier Wochen zu kündigen. 

Etwaige Verluste des Vereines beim Geschäftsbetriebe werden aus 
dem Reservefonds, durch Abschreibung von den Geschäftsanth eilen und 
schliesslich durch Nachzahlungen gedeckt, die für jedes Mitglied in der 
gleichen Hölie auszuschreiben sind. Der vorhandene Gewinn wird nach 
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Abzug- der etwaij^^en Zinsen für die Geschäftsantheile als Reservefonds 
angesammelt. An diesem Capital liaben die Vereinsmitglieder persönlich 
keinen Antheil ; sie können auch keine Theilung verlang-en. Der Reserve- 
fonds ist abgesondert zu verwalten und in pupillarsicheren Wertpapieren 
oder bei einem Creditinstitute anzulegen. Sobald er eine ausreichende 
Höhe erreicht hat, ist zur Herabsetzung des Darlehenszinsfusses zu schreiten. 

Weniger Übereinstimmung zeigt die Organisation der Centralstellen 
der Raiffeisen-Cassen, worüber schon oben das Xöthige bemerkt worden 
ist. Da der Anstoss zur Gründung der Vereine bald von den Landes- 
verwaltungen ausgegangen, bald wiederum auf private Initiative zurück- 
zuführen ist, so hat sich auch die Org-anisation der Centralstellen in den 
einzelnen Ländern verschieden gestaltet. So ist es gekommen, dass in 
einer Reihe von Ländern der Landesausschuss selbst die Functionen der 
Anwaltschaft versieht und eine besondere Verbandsorganisation oder 
Centralgenossenschaft nicht vorhanden ist. In anderen Ländern hingegen 
bestehen solche besondere Organisationen. Mehr und mehr zeigt sich 
das Bestreben, Anwaltschaft und Geldausgleich auf der gemeinsamen 
Grundlage einer Centralgenossenschaft nach dem Gesetze vom 9. April 1873 
aufzubauen. Doch kommt es auch vor, dass der Anwaltschaftsverband 
auf dem Vereinsgesetze des Jahres 1867 beruht und daneben eine besondere 
Centralcasse besteht. Die letztere Form der Organisation gilt noch immer 
in Deutschtirol, während in Böhmen, wie bereits bemerkt, neuestens die 
Umbildung des Centralverbandes zu einer registrierten Genossenschaft 
vollzogen worden ist. 

An einem festeren Zusammenschluss der einzelnen Centralstellen der 
RaifFeisen -Vereine hat es bis in die jüngste Zeit gefehlt. Nur von Fall 
zu Fall vereinigten sich die deutschen Centralstellen zu einem gemeinsamen 
Vorgelu*n und liaben dadurch manche Erfolge insbesondere gegenüber 
der Finanzverwaltung erzielt. Auf Anregung des Centralverbandes der 
deutschen landwirtschaftlichen Creditgenossenschaften Mährens ist nunmehr 
ein regerer Zusammenschluss der deutschen Centralstellen angebahnt 
worden. Auf seine Einladung fand am 25. und 26. October 1897 der 
erste österreichische Raiffeisen -Tag zu Wien statt. Die auf demselben 
versammelten Abgesandten der Landesorganisationen haben die Schaffung 
einer gemeinsamen Centralstelle beschlossen, welche in Wien ihren Sitz 
haben soll und in die von den (einzelnen Landesorganisationen Vertreter 
zu entsenden sein werden. Gleichzeitig wurde der niederösterreichische 
Landesausschuss mit der Aufgabe betraut, die erforderlichen Schritte zur 
Constituierung der neuen Centralstelle zu unternehmen. Die weiteren 
H(^schlüsse des erwähnten Raiffeisen -Tages, an dem übrigens auch der 
Anwalt der krainischen (slovenischen) Raiifeisen-Cassen theilnahm, betrafen 
die Zulassung der (gemeinden und die Gewährung der l^upillarsicherheit 
an die Einlagsbüchel der Vereine, die Kritik des neuen Gesetzentwurfes 
über die Ervverbs- und Wirtschaftsgenossonschaften, die Organisation 
des gemeinsamen Bezuges landwirtschaftlicher Bedarfsartikel sowie die 
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Verwt"rtu.Tig liLndwirtscliaftlicher Erzeug'nissc, endlich die 
Schaffung einer einheitlichen Statistik der Raiffeisen- Gassen. 

Wie aus den Andeutungen über die Organisation der Raiffeisen- 
Cassen Uervorg'eht, sind in Österreich die Grundsätze von Raiffeisen 
in den Normalstatuten vollständig acceptiert worden. Die organisatorischen 
Unterschiede, welche die Raiffeisen-Cassen von den Spar- und Vorschuss- 
vereinen nach Schulze-D elitz seh trennen, sind trotz mancherlei Aus- 
gleichungstendenzen doch noch immer so tiefgehende, dass wir dieselben 
an dieser Stelle noch kurz berühren müssen '} t 

1. Die österreichischen Raiffeisen-Cassen haben in der Regel einen 
beschränkten Vereinabezirk. Ihre Thätigkeit soll sich wenigstens nach 
den Xormalstatuten nur auf eine grossere oder mehrere nahe gelegene 
Gemeinden erstrecken. In Wirklichkeit kommen leider von diesen Grund- 
satze mancherlei Ausnahmen vor. In einzelnen Alpenländern (Steiermark) 
ist der Vereinssprengel ohne Zweifel zu gross. In dem beschränkten 
Vereinsbezirke liegt der gross te Vorzug- der Raiffeisen-Cassen. Eine 
gewählte Vertrauensperson der Gemeinde versieht selbst das Amt des 
Rechners und Zahlmeisters. Ein einziger Cassatag in der Woche genügt 
zur Abwickelung aller Geldgeschäfte, und diese vollzieht sich stets in 
Gegenwart des Vorstandes. Bei dem geringen Umfang der Geschäfte kann 
dem Vorstand und dem Aufsichtsrathe nicht leicht die Übersicht verloren 
gehen. Die Controle ist jederzeit möglich. Darlehen werden nur an 
Mitglieder und nur für bestimmte wirtschaftliche Zwecke gegeben. Die 
Mitglieder sind dem Vorstande oder Aufsichtsrathe genau bekannt. 

Die Vereine nach dem System von Schulze-Delitzsch haben auch 
in Österreich gewöhnlich ein viel grosseres Thätigkeitsgebiet und eine 
viel grössere Mitgliederzahl. Die Vermögensverhältnisse der Darlehens- 
werber sind daher bei diesen Vereinen niclit so klar. Dadurch wächst 
natürlich die Gefahr von Verlusten. Auch brauchen die Vereine einen 
eigenen Cassenbeamten, der bei dem grossen Geschäftsumfang nicht so 
leicht zu überwachen ist. 

2. Die Raiffeisen-Cassen sind mit wenigen Ausnahmen in allen 
Ländern zu Verbänden vereinigt, wodurch ihre Sicherheit wesentlich 
erhöht wird. Sie unterliegen fast durchwegs einer strengen Revision. 
Da überall Geldausgleichstellen errichtet sind, so haben sie keine Gelder 
raüssig liegen. Speculative Anlagen und gewagte Geschäfte sind bei ihnen 
grundsätzlich ausgeschlossen. 

Die Vereine nach dem Systeme Schulze-Delitzsch sind in Osterreich 
noch durchaus nicht allgemein in Verbände vereinigt und haben für den 
Geldausgleich noch keine genügende Vorsorge getroffen. Sie können 
sich daher nicht so leicht Geld beschaffen und suchen, wenn sie Über- 
schüsse haben, Anlagen zu möglichst hohen Zinsen, weshalb sie auch 
gewagte Geschäfte nicht scheuen. 

I) Vergl. hierüber Siephan Rithlcr a. a. O., S. 2'}ff. 
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3- Die Raiffeisen-Cassen ge währen Darlehen nur für bestimmte Ver- 
wendung-szwecke. Die Creditgewährung" ist ihnen überhaupt nur Mittel 
zur Förderung der Lage des Creditnehmers, nicht aber ein Mittel zur 
Bereicherung des Creditgebers. 

Die Vereine nach dem System Schulze-Delitzsch sind nicht gehindert, 
Darlehen auch ohne Rücksicht auf die moralische und wirtschaftliche 
Wirkung zu geben. Sie verzichten auf die erziehliche Einwirkung, welche 
mit der Creditgewährung verbunden werden kann, und beeinträchtigen 
dadurch selbst ihre eigene Sicherheit. 

4. Die Raiffeisen -Vereine lassen einen oder mehrere Geschäftsantheile 
zu, in der Generalversammlung hat aber jedes Mitglied ohne Rücksicht 
auf die Zahl der Geschäftsantheile nur eine einzige Stimme. Die Geschäfts- 
antheile werden sehr häufig gar nicht oder nur zu einem fixen Zinsfuss 
verzinst, welcher in keinem Falle höher sein darf als der Zinsfuss der 
Spareinlageh. Über diese Verzinsung hinaus dürfen die Mitglieder, wie 
schon früher erwähnt wurde, keine weiteren Zinsen oder Provisionen be- 
ziehen. Die capitalskräftigen Mitglieder des Vereines können denselben 
dalier nicht zu ihrem eigenen Vortheil ausnützen. 

Bei den Schulze-Delitzsch'schen Vereinen haben die Mitglieder so viele 
Stimmen bei der Generalversammlung, als sie Geschäftsantheile besitzen. 
Die letzteren werden nicht bloss zu einem fixen Zinsfuss verzinst, sondern 
die Dividende tritt an die Stelle des massigen Zinses, und damit ist die 
Gefahr gegeben, dass eine Jagd nach Gewinn und gew^agten Geschäften 
entsteht. Statt dass eine möglichst grosse Verbilligung des Credites erzielt 
wird, erscheint die Genossenschaft dem capitalistischen Interesse einzelner 
Mitglieder dienstbar gemacht. Infolgedessen zeigt der Zinsfuss dieser 
Genossenschaften eine steigende Tendenz, und ebenso wächst auch 
das Risico. 

5. Die Raiffeisen-Cassen schliessen den Wechsel unbedingt aus. Nur 
Schuldscheine und Darlehen in laufender Rechnung werden zugelassen. 
Die Darlehensfristen sind gewöhnlich länger bemessen. 

Die Vereine nach dem System Schulze-Delitzsch bevorzugen den 
Wechsel, bei vielen herrscht er ausschliesslich. Fristen von 3 bis 6 Monaten 
sind die Regel, häufige Prolongationen vertheuem die Schuld, 

6. Bei den Raiffeisen-Cassen ist die Zinsfussspannung durch Gesetz 
festgestellt und darf nicht mehr als 1^2 Procent betragen. Vielfach 
halten die Vereine sie aus eigenem Antriebe noch niedriger. Die Dar- 
lehenszinsen werden im nachhinein gezahlt. 

Die Schulze-Delitzsch'schen Vereine kennen keine solche gesetzliche 
E^egrenzung der Zinsfussspannung. Die Differenz zwischen dem Zinsfuss 
der Spareinlagen und dem Darlehenr>zinsfuss ist zumeist viel hoher (2, 3 
und mehr Procent). Die Darlehenszinsen müssen im vorhinein gezahlt 
werden. 

7. Bei den Raiffeisen -Vereinen sind die Stellen des Vorstandes und 
des Aufsichtsrathes Ehrenstellen. Dadurch wird die Verwaltung undinfolj^e 
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dessen auch der Credit verbillig;!. Es gibt keine Tantiemen für Vorstand 
und Aufsichtsrath und keine Beamtengehalte. Nur der Zahlmeister erhält 
eine bescheidene Remuneration. 

Die Schultze-Delitzsch'schen Vereine brauchen zu ihrer Verwaltung 
regelmässig Beamte. Ihre Regie ist viel grüaser, und dadurch wird der 
Credit vertheuert. 

8. Nach der grundsätzlichen Organisation sind bei den Raiffeisen- 
Vereinen grössere Gewinne und Verluste ausgeschlossen. Die Bestim- 
mungen über die niedrige Zinsfussspaniiung, Begrenzung der Darlehens- 
höhe, Revision und die Bildung des Reservefondes verfolgen diesen Zweck. 

Die Vereine nach dem System Schulze-Delitzsch arbeiten in viel 
grösserem Stile und adoptieren überall die wirtschaftlich-liberalen Grund- 
sätze. Verluste sind bei ihnen viel leichter und in viel grösserem Umfange 
möglich. 

9. Die Raiffeisen -Vereine beeinflussen das ganze wirtschaftliche und 
sociale Leben der Gemeindemitglieder. Sie tragen die genossenschaftliche 
Organisation in jede Gemeinde hinein. Durch ihre örtliche Organisation 
geben sie jedem Gelegenheit zum Sparen und erleichtem durch die 
Einführung des Sparkarten Systems diese Gelegenheit ausserordentlich. 

Die Schulze-Delitzsch 'sehen Vereine können eine solche erziehliche und 
moralische Wirkung wegen ihrer viel grösseren Vereinsbezirke nicht 
ausüben und auch keine Örtliche Gelegenheit zum Sparen gewähren. 

10. Die Creditgewährung ist nicht die einzige Aufgabe der Raiffeisen- 
Vereine. Sie streben auch die Organisation des gemeinsamen Einkaufes 
und Verkaufes, die Bildung von Consum-, Verkaufs-, Productiv- und 
anderen Genossenschaften an und werden dadurch zum Ausgangspunkt 
des landwirtschaftlichen Genossenschaftswesens überhaupt. 

Die .Schulze-Delitzsch 'sehen Vereine haben diese weiteren genossen- 
schaftlichen und gemeinwirtschafthchen Aufgaben Statuten massig nicht 
übernommen und streben dieselben auch tliatsächlich nicht an. Sie 
begnügen sich mit der Durchführung der Credit- und Geldgeschäfte und 
überlassen den Schuldner im übrigen seinem Schickaale. 

11. Die RaifFeisen -Vereine suchen auch in die Grundschuld- und 
Grundbesitz Verhältnisse ihrer Mitglieder durch Convertierung der Hypo- 
thekarschulden, bei Nothverkäufen und in Fällen der Güterzertrümmerung 
einzugreifen. Sie erscheinen auch in dieser Beziehung als wichtige Vor- 
läufer der geplanten zwangsberufsgenossenschaftlichen Organisation der 
Land w irts chaft. 

Die Schulze-Delitzsch'schen Vereine erfüllen diese weiteren socialen 
Functionen nicht und können dies auch nach ihrer ganzen Verfassung 
schwer thun. 



y) Bisherige Erfolge der Raiffeisen-Cassen und Aussichten für die Zukunft. 
In der kurzen Zelt ihres Bestandes haben die Raiffeisen-Cassen in 
Österreich höchst beachtenswerte Erfolge erzielt. Ihre Verbreitung ist 
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eine verhältnismässijr sehr rasche gewesen und für einzelne Lander ist 
der Zeitpunkt nicht mehr sehr ferne, wo die Maschen des Netzes voll- 
ständig ausyefiillt sein werden. Doch klaffen selbst in einigen Alpen- 
ländern noch immer jfröasere Lücken, wie insbesondere auch in Steier- 
mark und Tirol. In Steiermark bestanden im December 1896 erst 67 Cassen 
und in circa 1300 Gemeinden des Landes war keine Casseneinrichtung 
vorhanden. In Deutsch-Nordtirol zählte man im August des Jahres 1896: 
56 Cassen, während die Zahl der politischen Gemeinden 265 betrug. Die 
Indolenz und das gegenseitige Rlisstrauen der bäuerlichen Bevölkerungs- 
schichten, die Agitation gewisser Kreise, welchen der Xichtbestand der 
Cassen zum Vortheile gereicht, dann in sprachlich gemischten Gegenden 
die nationalen Gegensätze bereiten dem weiteren Vordringen der Cassen- 
vereine mancherlei .Schwierigkeiten. Am meisten verbreitet sind sie bisher 
in den deutschen Gegenden. Doch beginnen in der jüngsten Zeit auch 
die Czechen, Slovenen und Italiener dem deutschen Vorbild rührig nach- 
zustreben. Nur in den Östlichen Ländern, in den Küstengebieten und in 
Dalmatien sind die Fortschritte der Raiffeisen- Cassen bislang äusserst 
geringe gewesen und scheinen überhaupt die Vorbedingungen für ihre 
Entwickelung bei dem tiefen Bildungsniveau der dortigen Bevölkerung 
noch nicht recht gegeben zu sein. 

AVo die Cassen einmal Fuss gefasst haben, erfreuen sie sich bei 
der Bevölkerung einer ausserordentlichrn Beliebtheit und wird über ihre 
Wirksamkeit zumeist nur Günstiges berichtet. Über diesen günstigen 
Folgen dürfen freilich die manchedei Mängel, die hie und da noch hervor- 
treten, nicht übersehen werden. Die Mehrzahl der Cassen leidet an 
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GeldüberfluBS, sie sind in erstrr Linie Sjiarcassen und erst in zweiter Linie 
Darlehenscassen. Dadurch wird das richtige Verhältnis verschoben und 
es erwachsen den Vereinen mancherlei Verlegenheiten. Der Geldüberfluas 
verleitet viele Vereine zu ausgedehnten Geschäften mit Wertpapieren 
und reizt zur Pflege des Hypothekarcredites, wozu die Vereine weder 
recht berufen, noch befähigt sind. Gar häufig tritt das Bestreben her^'or, 
den Einlagenzinsfuss hocli zu halten, um die Concurrenz mit den Spar- 
cassen bestehen zu können. Auch der Darlehenszinsfuss erreicht 
vielfach noch einen Procentsatz, der mit Rücksicht auf die Grundrente 
als zu hoch bezeichnet werden muss. Ein Darlehenszinsfuss von mehr als 
4 Procent ist nicht gerade selten und selbst ein Zinsfiiss von 5 und mehr 
Procent kommt noch vor. Allerdings wird die Kostspieligkeit des Credits 
weniger empfunden, weil die Darlehens summe in der Regel klein und 
die Rückzahlungsfristen zumeist kurz sind. Überhaupt tragen die Credite 
der Raiffeisen- Gassen über^viegend den Charakter von Aushilfsdarlehen 
und die Bedeutung der Vereine ist und bleibt daher eine beschränkte. 
Für die weiteren CreditbedÜrlhi.sse erweisen sie sich als unzureichend. 

Sehr wohlthätig wirken die Cassen namentlich auch dort, wo die 
Bevölkerung seit altersher im Creditverkehr eine geringere Pünktlichkeit 
zu beobachten gewohnt war ; sie wirken hier der hergebrachten Nach- 
lässigkeit energisch entgegen. Freilich ist es noch nicht gelungen, überall 
Ordnung und Promptheit bei den Cassen selbst zu erzielen. Namentlich 
in den Alpenländem und zumal in Tirol bedarf es aller Energie von 
Seiten der Verbandsorgane, um Unordnungen in der Verwaltung und 
Buchführung zu steuern, und gegen einen Verein musste sogar mit der 
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Ausschliessung vorgegangen werden. Man hat öfters versucht, die vor- 
kommenden Nachlässigkeiten mit dem Hinweise zu entschuldigen, dass 
der Apparat der Raiffeisen-Cassen für die Buch- und Cassafuhrung viel 
zu compliciert sei, ja, den Vereinen diese Compliciertheit geradezu vor- 
geworfen und grössere Einfachheit gefordert. Allein die Erfahrung hat 
bestätigt, dass diese Schwierigkeiten wenigstens in den westlichen Ländern 
bei einer nachdrücklichen Controle der Aufsichtsorgane überwunden 
werden können und dass eine Vereinfachung des Rechnungsapparates 
schon durch die nothwendige Auseinanderhaltung der verschiedenartigen 
Gelder, welche in den Raiffeisen-Cassen zusammenfliessen und deren 
Rechtsgrundlage eine sehr mannigfache ist, ausgeschlossen erscheint. 
Alle diese Erfahrungen bestätigen zugleich die schon oben ausgesprochene 
Behauptung, dass nicht in allen Ländern Österreichs die Vorbedingungen 
für die Grründung und gedeihliche Entwickelung der Raiffeisen-Cassen 
gleich günstige sind. Es muss als eine der wichtigsten Aufgaben der 
Agrarverwaltung angesehen werden, für diese Länder eine anderweitige 
Organisation des Personalcredites zu schaffen, welche einen Ersatz für 
die fehlenden RaiflFeisen-Cassen zu bieten vermag. Die für Dalmatien 
erstatteten Vorschläge bieten einen deutlichen Fingerzeig, in welcher 
Richtung sich diese Action zu bewegen haben wird: in Anknüpfung an 
die älteren Institutionen werden an den Sitzen der Steuerämter, wo die 
ländliche Bevölkerung am häufigsten verkehrt und ihren natürlichen 
Vereinigungspunkt besitzt, unter der öffentlichen Autorität functionierende 
Bezirks-Darlehenscassen zu begründen und die Verwaltung derselben den 
Steuerbehörden zu übertragen sein. 

Über den gegenwärtigen Bestand der Raiffeisen-Cassen in den ein- 
zelnen Königreichen und Ländern und ihre Gebarung gibt die voran- 
stehende, auf das Jahr 1895 bezügliche Übersicht Aufschluss: 



V. Sonstige Institute und neuere Vorschi äg^e. 

1 . In einzelnen Kronländem bestehen von früherer Zeit her Stiftungen 
und Fonds, welche zur Ertheilung von Darlehen an Grundbesitzer ver- 
wendet werden. Dazu gehört beispielsweise in Niederösterreich die aus 
dem Jahre 1828 stammende Stiftung für verarmte Landescontribuenten 
im Betrage von fl. 80.000, aus welcher Rusticalbesitzer mit Darlehen 
betheilt werden, wenn sie durch eigene oder durch die Klrankheit ihrer 
Angehörigen herabgekommen sind. Auch die in der Verwaltung der 
Landesausschüsse stehenden Landesculturfonds dienen vereinzelt (z. B. in 
Niederösterreich) zur Ertheilung von Darlehen an Grundbesitzer namentlich 
für Meliorationszwecke. 

2. Von etwas grösserer Bedeutung sind die von den Sparcassen 
gegründeten Vorschusscassen für den Personalcredit. Die Errichtung 
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solcher Vorschusscasseii war den SparcasseQ bereits durch den Erlass 
des Ministeriums des Innern vom 20. November 1860, Z, 33.003, empfohlen 
worden. Es wurde ihnen nahegelegt, bei einem entsprechenden Stande 
des Reservefonds einen an^^emessenen Theil desselben zur Errichtung 
solcher Cassen zu verwenden. Als Zweck derselben wurde die Beschaffung 
billigen Personal credit es namentlich für den kleineren Grundbesitzer {und 
die ländlichen Gewerbetreibenden) bezeichnet. Als die Anregung des 
Ministeriums von den Sparcassen zunächst wenig beachtet wurde, sali sich 
dasselbe veranlasst, unter dem 19. April 1880, Z. 3359, seine Mahnung 
zu wiederholen. Da die Sparcassen aus Scheu vor allfaUigen Verlusten 
noch immer zögerten, so war es ein höchst erfreulicher Schritt des nieder- 
österreichischen Landesausschusses, dass derselbe durch Errichtung eines 
eigenen Landesreservefonds dieses Risico den Sparcassen abnahm. Seither 
hat die Institution immerhin einige Fortschritte gemacht. Im Jahre 1895 
bestanden bereits 122 Vorschusscassen, und nur Krain, das Küstenland, 
die Bukowina und Dalmatien entbehrten in diesem Jalire noch jeder der- 
artigen Casse. Die ältesten Vorschusscassen sind jene von Oberholla- 
brunn in Niederösterreich und von St. Florian in Ob er Österreich, die 
beide im Jahre 1862 gegründet wurden. Hierauf stockte die Errichtung 
der Cassen so gut wie ganz, indem in den Sechziger- Jahren auch nicht 
eine und in den Siebziger- Jahren nur zwei neue Cassen zur Gründung ge- 
langten. Erst unter dem Einflüsse des Erlasses vom Jahre 1880 ist 
eine aufsteigande Bewegung zu verzeichnen, die bis heute noch an- 
dauert. Im einzelnen bestanden im Jahre iSqg Vorschusscassen der 
Sparcassen in 



Ni e dero sterrei c h 
Ob er Österreich . 
Salzburg .... 
Steiermark . 
Kärnten . . . 



48 Tirol und Vorarlberg ... 2 

12 Böhmen 27 

I Mähren 8 

15 Schlesien .,.-.... i 

4 Galizien 4 



Die Organisation der Vorschusscassen ist verhältnismässig einfach. 
Die Cfründung geschieht durch Widmung eines Capitalsbe träges aus dem 
Reservefonds der Sparcasse. Hierüber fasst die Generalversammlung der 
Sparcasse den Beschluss, welcher der Genehmigung der staatlichen Auf- 
sichtsbehörde bedarf. Zweck der Cassen ist die Gewährung von billigen, 
in kurzer Frist rückzahlbaren Darlehen auf Personal credit an vertrauens- 
würdige Personen aus den Kreisen der kleineren Grundbesitzer (und Ge- 
werbetreibenden). Die Verwaltung der Vorschusscasse kann jedoch auch 
die Leistung einer besonderen Sicherheit verlangen, und zwar durch 
Stellung eines annehmbaren Solidarbürgen, durch Übergabe eines an- 
gemessenen Faustpfandes oder durch grundbücherliche Einverleibung 
einer entsprechenden Creditsumme. Die Höhe des Zinsfusses der Dar- 
lehen wird von der Verwaltung der Sparcasse periodisch den jeweiligen 
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Geldverhältnissen entsprechend festgesetzt. Die Directiven der Vorschuss- 
cassen treffen femer Bestimmung über den kleinsten und grössten Betrag 
der Darlehen ; der letztere ist für die durch Bürgschaft oder Pfand bestärkten 
Darlehen natürlich höher bemessen, als für die Darlehen auf reinen Personal- 
credit. Die Rückzahlungsfirist beträgt regelmässig sechs Monate. Prolon- 
gationen können unter bestimmten Bedingungen auch mehrmals stattfinden. 
Die Ausfolgung der Darlehen geschieht gegen Ausstellung eines Schuld- 
scheines oder auch gegen ein Accept. Die Geschäfte der Vorschusscasse 
werden von der Sparcasse besorgt, sie bildet keine besondere Anstalt mit 
juristischer Persönlichkeit, sondern nur eine Geschäftsabtheilung der Spar- 
casse. Das Erträgnis fliesst in manchen Fällen dem allgemeinen Reservefonds 
der Sparcasse zu, in anderen wird es — was melir zu billigen ist — zur 
Vergrösserung des Fonds der Vorschusscasse selbst verwendet. 

Im Jahre 1895 wurden von sämmtlichen Vorschusscassen Darlehen 
im Betrage von fl. 1,389.311 ertheilt. Diese Vorschüsse vertheilten sich 
auf die einzelnen Verwaltungsgebiete wie folgt: 



Verwaltungs- Betrag 

gebiete in Gulden 

Niedcrösterreich 495.130 

Oberösterreich 141.484 

Salzburg 25.162 

Steiermark 196.873 

Kärnten 48.918 



Verwaltungs- Betrag 

gebiete in Gulden 

Tirol und Vorarlberg 9.149 

Böhmen 187.910 

Mähren 93.684 

Schlesien 74.946 

Galizien 116.055 



Die aushaftenden Vorschüsse beliefen sich im Jahre 1895 auf fl. 1,155.522. 
Die übrigen Activen bestanden aus einer Cassabarschaft von fl. 145.454 
und Diversen im Betrage von fl. 38.949. Diesen Activen in der Höhe von 
fl. 1,339.925 standen als Passiven gegenüber die Dotationen oder Guthaben 
des Reservefonds der Sparcassen im Betrage von fl. 1,292.492, femer ein 
Gewinn von fl. 42.260 und diverse Schuldposten im Betrage von fl. 4723. 
Die folgende Übersicht zeigt die Vertheilung dieser Beträge auf die 
einzelnen Verwaltungsgebiete : 



Verwaltungs- 
gebiete 

Niederösterreich 
Oberösterreich 
Salzburg . . . 
Steiermark . . 
Kärnten . . . 
Krain .... 
Böhmen . . . 
Mähren . . . 
Schlesien . . . 
Galizien . . . 
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Aushaftende 








Vorschüsse 


Cassa 


Sonstige 


Summa 


n. 


n. 


fl. 


fl. 


440.875 


44.893 


1.096 


486.864 


88.642 


9950 


1.554 


100.146 


25.653 


4.347 


— 


30.000 


182. 161 


7.133 


9.692 


198.986 


67.690 


6.240 


— 


73.930 


6.358 




450 


6.808 


151.219 


66.665 


24.644 


242.528 


62.077 


4.662 




66.741 


39.390 


— 





39.390 


91.457 


1.564 


I.5II 


94.532 
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ObcrMteireich S^^J" 

Sdibnrfi 28,688 

Steiermark 18B.584 

Kärnten 70,306 

Ktain ä.üoä 

Böhmen 238,113 

Mähtca 63.580 

Bchlejifn 3')i'>° 
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H)8.c)86 
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6S08 
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39390 



Im ganzen spielen die Vorschusscas.sen der Sparcassen immer noch 
eine verhältmsmä.ssij|r bescheidene Rolle. Ihre Dotationen sind im all- 
gemeinen recht unbeträchtlich, die Umsätze gering, ja einzelne Vorschuss- 
cassen haben ihre Wirksamkeit wieder ein;^estellt oder sind noch zu 
keiner Thätigkeit gekommen. Speciell im Jahie 1895 haben 11 Cassen 
gar keine Vorschüsse ertheilt. Die Ursache dieser Erscheinung liegt vor 
allem darin, dass die Darlehensbedingungen der Vorschuss cassen keines- 
wegs billige sind. Der Zinsfuss beträgt ziemlich häufig noch 6 Procent, 
in einem Falle (Vorschusscasse in Tamopol) gar 8 Procent und sinkt 
fast nirgends unter 4 Procent. Im einzelnen erreichte der Zinsfuss im 
Jahre 1855 
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58 



Auch die sonstigen Darlehensbedingungen sind nicht günstige. Die 
Zahlungsdauer ist, wie bereits angedeutet wurde, verhältnismässig kurz 
(mit 6 Monaten) bemessen, ausserdem macht die Stellung der Bürgen oft 
.Schwierigkeiten und bei Prolongationen müssen alle diese Umständlich- 
keiten wiederholt, namentlich die Bürgen wieder in die Stadt gebracht 
werden. Wenn nicht eine einschneidende Änderung dieser Verhältnisse 
eintritt, so ist auch für die Zukunft von den Vorschusscassen der Spar- 
cassen nicht viel zu erwarten. 

3. Die unmittelbaren Leistungen der Staatsverwaltung und der 
sonstigen öffentlichen Körperschaften auf dem Gebiete des landwirt- 
schaftlichen Personal er edits tragen bisher fast durchwegs den Charakter 
von Notli Stands er editen oder von Subventionen zur Hebung der Landescultur. 
In ersterer Beziehung sind namentlich zu nennen die auf den Reichs- 
gesetzen vom 3. Octolier 1891, R.-G.-Bl. Nr. 150, und vom a8. März i8q2, 
R.-G.-B1. Xr. öl, berührenden Darlehen zur Reconstruction der durch 

GcBcn. d. Lind- u. Forilwirlscli. 1. Bd. ig 
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die Reblaus zerstörten Weingärten, die bald an einzelne Weingarten- 
besitzer, bald an Vereine oder Genossenschaften vertheilt werden. Auch 
einzelne Länder und Sparcassen, wie z. B. die steiermärkische Sparcasse, 
haben sich an dieser Action betheiligt. 

Einen wesentlich anderen Charakter trägt der von der böhmischen 
Landesverwaltung neuestens gegründete Landesjubiläumscreditfonds 
zur Unterstützung der kleinen landwirtschaftlichen Producenten 
an sich. Den Anstoss zu dieser Gründung gab die Prager Handels- und 
Gewerbekammer. Unter dem Eindruck einer Petition dieser Kammer, der 
bereits ein wohldurchdachter Organisationsplan beilag, fasste der böh- 
mische Landtag in der Sitzung vom 26. Februar 1896 den principiellen 
Beschluss, zur Feier des 50jährigen Regierungsjubiläums des Kaisers einen 
Landesjubiläumscreditfonds zur Unterstützung von Kleingewerbetreibenden 
und einen analogen Fonds zur Unterstützung der kleinen landwirtschaft- 
lichen Producenten im Lande zu schaffen und jeden dieser Fonds aus 
Landesmitteln mit einem in 10 Jahresraten zahlbaren Betrag von fl. 500.000 
zu dotieren. Gleichzeitig erhielt der Landesausschuss den Auftrag, über 
die Gründung und Organisation der beiden Fonds Anträge zu stellen. 

In Durchführung dieses Auftrages leitete der Landesausschuss Ver- 
handlungen mit den beiden Landesbanken (Landeshypothekenbank und 
Landesbank) ein, modificierte auf Grund der Äusserungen dieser Banken 
und einer am 4. und S.Jänner 1897 abgehaltenen Enquete das ursprüng- 
liche Project der Handelskammer und stellte darnach den endgiltigen 
Organisationsplan für die beiden Landescreditfonds fest. Nach diesem Plane 
sind die beiden Fonds selbständige juristische Persönlichkeiten. Ilir Grund- 
vermögen bildet der vom Landtag in der Sitzung vom 26. Februar 1896 
gewidmete Betrag von je fl. 500.000. Dieses Vermögen dient als Betriebs- 
capital und haftet für die Verbindliclikeiten der Anstalten. Ausserdem ist 
die Gründung eines Reservefonds in Aussicht genommen, für welchen 
einerseits ein Theil des Grundvermögens, andererseits ein Theil der 
Betriebsergebnisse vorbehalten bleibt. Der Wirkungskreis des Landes- 
creditfonds zur Unterstützung der kleinen landwirtschaftlichen Producenten 
umfasst die Gewährung von Crediten, die Vermittelung von Darlehen, 
femer die Vermittelung der Übernahme von grösseren, namentlich öffent- 
lichen Lieferungen, endlich die Ertheilung von Rathschlägen und Aus- 
künften behufs Errichtung oder Betriebes von gemeinschaftlichen Unter- 
nehmungen. Ein unmittelbarer Verkehr der Fonds Verwaltung mit den ein- 
zelnen landwirtschaftlichen Producenten findet nicht statt, sondern der 
Fonds hat die angedeuteten Aufgaben nur zu erfüllen gegenüber registrierten 
(jrenossenschaften, welche sich mit gemeinschaftlichem Verkauf, Bearbeitung 
von landwirtschaftlichen Erzeugnissen und Bedarfsartikeln, mit gemein- 
schaftlicher Beschaffung und Benützung von Werkzeugen und mit anderen 
gemeinschaftlichen Unternehmungen zur Hebung der Wirtschaft ihrer 
Mitglieder befassen, sowie gegenüber den landwirtschaftlichen Credit- 
genossenschaften, namentUch jenen nach dem Systeme Raiffeisen und 
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ihren Verbänden. Überhaupt ist die Fond.sverwaltunti berechtigt, im Weye 
dieser Vereinigungen alle Massre^feln zu treffen und Unternehmungen zu 
fördern, welche auf die Hebung des Standes der kleinen Landwirte hin- 
zielen. Die banktechnische Verwaltung des Fonds hat die Landesbank 
nach einem besonderen Übereinkommen zu führen. Die übrigen Verwal- 
tuogsgeschäfte werden von einem besonderen Curatorium besorgt, dem 
namentlich auch die Entscheidung über die Darlehensgewährung zusteht. 
In diesem Curatorium werden die beiden .Sectionen des Landesculturrathes, 
femer die betheiligten Kreise, sowie die Landesbank vertreten sein. Die 
Wirksamkeit des Fonds soll am 2. December 1898 beginnen. 

Auf die GrTÜndung dieses böhmischen Landescreditfonds hat oline 
Zweifel bereits das Vorbild der preussischen Centralgenossenschaftscasee, 
deren Errichtung durch das Gesetz vom 31. Juli 1895 erfolgt ist, in er- 
heblichem Masse eingewirkt. An Vorschlägen, welche auf die Schaffung 
eines ähnlichen Reichsinstitutes hinzielen, hat es in Osterreicli schon 
früher nicht gefehlt. Wiederholt ist bereits die Errichtung einer besonderen 
Centralgenossenschaftsbank ventiliert worden. Dieselbe wurde bald 
als eine Abtheilung des P ostspar cassenamtes, bald als eine selbständige 
Anstalt gedacht. Die energischeste Vertretung hat das Project durch 
den Abgeordneten Steinwender gefunden, der schon in der Session 
des Jalires 1891 im Parlamente mit einem derartigen Antrage hervor- 
getreten ist. Seine Vorscliläge bezielen die Errichtung einer Reich- 
genossenschaftsbank zur Förderung des landwirtschaftlichen {und gewerb- 
lichen) Genossenschaftswesens mittelst C red itge Währung. An diese Central- 
genossenschaftsbank sollen sich speciell organisierte Genossenschaften 
anlehnen. Die zu organisierenden Bankverbandsgenossenschaften können 
einen oder mehrere Zweige der landwirtschaftlichen (oder gewerblichen) 
Production umfassen ; nur Vorschuss- und Creditgenossenschaften, sowie 
Consumvereine sollen von der Creditgewähning ausgeschlossen sein. 
Im übrigen müssen die neuen Genossenschaften auf Grund des Ge- 
nossenschaftsgesetzes vom g. April 1873 als registrierte Genossen- 
schaften mit beschränkter Haftung errichtet sein, aus selbständigen 
besteuerten Landwirten (oder Gewerbetreibenden) bestehen und einem 
Verbände angehören. Ihre Bildung erfolgt im einzelnen Fall auf Grund 
eines im Verordnungswege festzustellenden Normal Statutes. Zur TheiU 
nähme kann niemand verpflichtet werden, doch steht auch niemandem 
ein Recursrecht wegen verweigerter Auftiahme zu. jede einem Genossen- 
Schafts verbände beitretende Bankverbandsgenossenschaft muss mindestens 
einen A'erbandsantheil lösen, dessen Höhe durch das Verbandstatut 
bestimmt wird. Der Erlös dieser Scheine wird von der Reichsgenossen- 
schaftsbank, beziehungsweise von deren FiMalen verwaltet und bildet den 
Grundstock des Reservefonds des Verbandes, Die für die Creditgewähning 
erforderlichen Geldmittel sollen aufgebracht werden durch einen jährlichen 
Staatszuschuss, sodann durch Ausgabe von 4procentigen einlösbaren Ge- 
nossenschaftsbankbriefen, deren Höchstbetrag durch die (jesetzgebung 
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bestimmt wird, weiters durch Depositen, Zinsenüberschüsse und verschiedene 
zufällig-e Einnahmen. Die Sicherstellung der finanziellen Verbindlichkeiten 
soll in der Weise erfolgen, dass zunächst für die Einhaltung der genossen- 
schaftlichen Verpflichtungen die Mitglieder bis zur doppelten Höhe der 
Antheilseinlage, für die einzelnen Genossenschaften aber der Verband 
bis zur Höhe des Reservefonds haftet, ein darüber hinausgehender Betrag 
endlich von der unter der Garantie des Staates stehenden Genossen- 
schaftsbank gedeckt wird. 

Der Antrag ist seither mehrfach wiederholt und zuletzt in der Früh- 
jahrssession 1897 mit einigen Modificationen wieder eingebracht worden. 
Man wird in so manchen Punkten mit dem Antragsteller nicht einver- 
standen sein können. Es ist nicht einzusehen, warum eigens neue Ge- 
nossenschaften ins Leben gerufen und nicht die bestehenden zum Aus- 
gangspunkte der staatlichen Unterstützungsaction gemacht werden sollen. 
Noch weniger erscheint der völlige Ausschluss der Creditgenossenschaften 
verständlich und auch die ausschliessliche Bevorzugung der beschränkten 
Haftung gibt zu schweren Bedenken Anlass. Der Grundgedanke des 
Entwurfes läuft überhaupt darauf hinaus, in erster Linie auf die Bildung 
von Productiv-, Ankaufs- und Verkaufsgenossenschaften hinzuwirken, 
während die preussischeCentralgenossenschaftscasse gegenwärtig eine ilirer 
wichtigsten Aufgaben in der Unterstüzung der Creditgenossenschaften er- 
blickt. Es liegt kein Grund vor, die Thätigkeit der künftigen öster- 
reichischen Centralgenossenschaftsbank auf ein so enges Gebiet zu be- 
schränken, wie es im Antrage geplant ist, und noch gewagter erscheint 
es, den bisherigen Gang der Entwicklung, wonach die Creditgenossen- 
schaften die Grundlagen der weiteren Genossenschaftsbildung abgeben, 
umkehren zu wollen. In jedem Falle bleibt aber dem Antragsteller das 
Verdienst, zuerst energisch auf eine der empfindlichsten Lücken hin- 
gewiesen zu haben, die der Organisation des Personalcredites in Öster- 
reich anhaftet und deren Ausfüllung die Staatsverwaltung nicht mehr 
allzulange wird hinausschieben können. 



Den landwiPtsGhaftliehc IWobiliarcpcditi). 

^"on IJr. Karl Adler, Ujiivcrsiläls-Piofcssor in Ciernowili. 

Die Creschichte des landwirtschaftlichen Mobiliar er edites hängt 
so enge mit der Geschichte des persönlichen Credites und mit dem 
Genossenschaftswesen zusammen und entzieht aich andererseits so 
«elfach der wissenschaftlichen Feststellung, dass thatsachlich das Lager- 
haus- und Warrantwesen als einziger, hier näher zu erörternder Abschnitt 
uns beschäftigen wird. Aber auch rücksichüich des Warrantwesens 
unterliegt der geschichtlichen Betrachtung eine so ausserordentlich kurze 
Spanne Zeit, dass für das Folgende nur eine bescheidene Aufgabe übrig- 
bleibt. Insbesondere soll versucht werden, aus der kurzen Darstellung 
dieser Geschichte Lehren für die Gestaltung der weiteren Rechts- 
entwickelung zu gewinnen. 

Die ältere Geschichte unseres Lagerhauswesens knüpft an die ämt- 
lichen Niederlagen für zollpflichtige Gegenstände an, für welche die Zoll- 
und Staatsmonopolsordnung vom Jahre 1835 eingehende, auch für das 
privatrechtliche Gebiet wichtige Vorscliriften in i^tj 51, 62, 71 bis 77, 
122, 128, 141, 328 bis 236 enthält. 

Etwa in der Mitte der Sechziger-Jahre erweckte das Beispiel Frank- 
reichs, wo das Warrantsystem mit erfolgreicher Sorgfalt seitens der 
Gesetzgebung und Regierung gepflegt wurde, auch in Österreich eine 
Bewegung, welche in Concessionsgesuchen und Eingaben kaufmännischer 
Corporationen, insbesondere der Wiener Frucht- und Mehlbörse, in denen 
die Einführung des Zweischeinsystems gefordert wurde, ihren Ausdruck 
fand, und an deren Spitze auf wissenschaftlichem Gebiete sich der Wiener 
Universitätsprofessor Dr. Franz Xeumann stellte. Wiewohl diese Be- 
wegung auch in Kreisen der Kaufmannschaft keineswegs unbestritten war, 
überreichte Professor Neumann dem Handels-Ministerium im Jahre 1865 
einen Enhvurf, welcher für die weitere Entwickelung der österreichischen 
Gesetzgebung bedeutungsvoll wurde. 

Denn dieser, dem französischen Gesetze vom 28. Mai 1868 nach- 
gebildete Entwurf enthält bereits die wesentlichsten Züge des heute 

'( Ich lohle micli gedräagl. Tut die weitgehende UnlerstüWung, welche diese Arbeit bei 
einem hoben k. k. Juslii-Mini^teiium und k. k. Haadels-^finislerium durch liberalsle Eröffnung 
dei Acten materiales der beiiiglichen Departements fand, und nwar bcsondera den Heiren k. k. 
Ministerialrat h Ritter v Zerboni - Sposetti und k. k. Minis lerinlaecielär RiUer v, Peli im 
HkndcU-MintsIerium meinen lebhanen Dank auszusprechen. 
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geltenden Gesetzes vom 28. April 1889. Er beruht, wie dieses, auf dem 
Concessionssysteme, auf dem Zweischeinsysteme, verpflichtet die öffent- 
lichen Lagerhäuser zur Veröffentlichung ihrer Tarife, allerdings nur im 
Sinne von Maximaltarifen *) und zur Unterlassung von »Handels- 
geschäften für eigene Rechnung«, welche mit der Geschäftsgebarung in 
irgend einer Beziehung stehen. 

Dieser Entwurf wurde nach Einholen eines Gutachtens des Justiz- 
Ministeriums von einer unter dem Vorsitze des Handels-Ministers Frei- 
herrn V. Wüllerstorf-Urbair stehenden Commission, welche im Handels- 
ministerium vom 6. December 1865 bis 17. Jänner 1866 tagte, genehmigt. 
Die übrigen Mitglieder der Commission waren: Hofrath v. Peter, als 
Vertreter des Finanz-Ministeriums, Hofrath v. Benoni, als Vertreter des 
Justiz-Ministeriums, Sectionsrath Bl aschier, als Vertreter des Staats- 
Ministeriums, und Sectionsrath V. Parmentier, als Vertreter des Handels- 
Ministeriums, und ausserdem der Verfasser des Entwurfes. Als Experten 
wurden in der fünften Sitzung zugezogen der Director der Creditanstalt 
V. Hornbostel und die Handelskammermitglieder Winterstein und 
M. Po Hak. 

Bei der Berathung zeigte sich, dass unter Führung des Justiz- 
Ministeriums die Opposition gegen das Zweischeinsystem überwog, weil 
dieses »mit den herrschenden Sätzen der Gesetzgebung im Widerspruche 
stehe und dessen Vortheile fraglich seien«. ThatsächÜch lag diese 
Ansicht bereits einem früher von der Wiener Handelskammer erstatteten 
Gutachten zugrunde. 

Desgleichen entwickelte sich eine lebhafte Debatte über die Frage, 
ob den öffentlichen Lagerhäusern das Recht zuzugestehen sei, mit 
lagerungsfähigen Waren Handel zu treiben und sie zu belehnen. 
Schliesslich wurde in einem zweiten umgearbeiteten Entwürfe das Ein- 
scheinsystem an die Stelle des Zweischeinsystemes gesetzt. Nachdem auf 
Grrund eines eingehenden Gutachtens des Staatsrathes und auf Grund 
von Wünschen des ELriegs-Ministeriums weitere Modificationen vor- 
genommen worden waren, wurde der Entwurf in dieser dritten Fassung 
Seiner Majestät vorgelegt und nach erfolgter Genehmigung als Ver- 
ordnung der Ministerien des Handels, des Staates, der Justiz, der 
Finanzen, des Krieges vom 19. Juni 1866, R.-G.-Bl. Nr. 86, publiciert. 
Der Vortrag, mit welchem dieses erste österreichische Sondergesetz 
über Lagerhäuser und Freilager an Allerhöchster Stelle einbegleitet 
wurde, äussert sich über die wichtigsten, bei der Berathung vor- 
gekommenen Streitpunkte, wie folgt : 

»Mit Rücksicht auf die Bestimmung der öffentlichen Lagerhäuser 
wird im § 8 des Entwurfes derlei Unternehmungen bei Verlust der Con- 
cession untersagt, mit ihrer Geschäftsgebarung in irgendeiner Verbindung 
stehende Handelsgeschäfte für eigene Rechnung zu betreiben. Hiedurch 



*) Die Ertheilung von Refactien wurde nicht beschränkt. 



wird aber nach Massgabe der Bestimmungen des Handelsgesetzbuches 
der CommUsions- und Speditionshandel als ein zwar im eigenen Namen, 
jedoch für fremde Rechnung Dritter betriebenes Handel sg-eschäft nicht 
ausgeschlossen. Diesen Instituten das Recht der Belehnunjf auf eingelagerte 
Waren einzuräumen, scheint aber weder zweckmässig noch zulässig, da 
in diesem Falle voraussichtlich die öfF(.rntlichen Lagerhäuser ihre eigenste 
Xatur verändernd, Geldinstitute, Ffandlei hanstalten würden und die von 
ihnen auszustellenden Warrants nie in der gewünschten Weise in den 
Verkehr kommen dürften. Übrigens kann es keinem Anstände unterliegen, 
dass den Lagerhausge Seilschaften über ihr Einschreiten unter den ent- 
sprechenden Vorschriften abgeänderte Concessionen für die Errichtung 
von Darlehensbanken verliehen werden.« In der Praxis wurde späterhin 
— und meines Erachtens mit Unrecht - — das Gesetz dahin interpretiert, 
dass ein Belehnungsv erbot überhaupt nicht vorhanden sei. Femer nahm 
die Praxis offenbar unrichtig an, dass ohnedies zum Behufe ihrer Gründung 
concessionierte Unternehmungen, wie Acti enge seil Schäften, einer be- 
sonderen Concession für den Lagerhau.sbetrieb nicht bedürften, 

Bemerkenswert an der hier geschilderten Entstehungsgeschichte des 
Gesetzes ist der Umstand, dass die Vertreter der Landwirtschaft bei den 
Berathungen und, soviel ich weiss, auch in der OtFentlichkeit sich nicht 
zu Worte meldeten. Was die Lagerhäuser für die Landwirtschaft bedeuten, 
oder mindestens bedeuten konnten, war damals noch unbekannt- 

Das Bedürfnis nach einer Verbesserung dieser Gesetzgebung wurde 
mit der mächtigen Xeubelebung des gesammten wirtschaftlichen und staat- 
lichen Organismus in den beiden letzten Decennien immer deutlicher 
fühlbar. Mit Erlass vom i-]. October 1882, Nr. 35.430, veranlasst das 
Handels-Ministerium eine scliriftliche Enqu&te bei Consulaten, Handels- 
und Gewerbekammern und Bezirkshauptmannschaften zur Beantwortung 
der Frage, woran es liege, dass die dem Handel so förderlichen Lager- 
häuser bei uns so wenig prosperieren, während sie sich im Auslande 
steter Vermehrung erfreuen. Die Handelskammern berichteten, wie Wert- 
heimer') mittheilt, dass die bestehenden österreichischen Lagerhäuser 
wegen des von ihnen gleichzeitig betriebenen Warenhandels, besonders 
aber wegen der monopolistischen Selbstbelehnung unpopulär seien, und 
die Bezirkshauptmannschaften meldeten auf Grund von, wie Wertlieimer 
mit Recht annimmt, unaufrichtigen Berichten der einzelnen Lagerhausunter- 
nehmungen, dass die geringe Rentabilität des Lagerhausbetriebes schuld 
an der Erscheinung sei, dass nicht leicht Unternehmer für solche sich linden 
Hessen, Heute, wo wir das Belehnungsverbot für öffentliche Lagerhäuser 
haben, ist dagegen die Erscheinung nicht zu leugnen, dass sich die L'nter- 
nehmer von dem Erwirken von Concessionen abgeschreckt fühlen und 
lieber PrivaÜagerhäuser gründen, welche dem Belehnungsverbote nicht 
unterliegen, was wieder bedeutende Übelstände im Gefolge hat. 
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Aus der Entstehungsgeschichte des geltenden Lagerhausgesetzes 
sind folgende Momente hervorzuheben, nachdem die erwähnte Action 
vom Jahre 1882 vorläufig zu keinem Resultate gefuhrt hatte. 

Die am 26. und 27. November 1885 im Handels-Ministerium statt- 
gehabte Enquete über die Bedürfnisse und Anliegen der Zuckerindustrie 
verlangte die Einführung des Zweischeinsystems und des Bankescomptes 
für Warrants nach französischem Muster. Am 28. Jänner 1886 legte Wert- 
heimer über regierungsseitige Aufforderung den Entwurf eines neuen 
Lagerhausgesetzes für Österreich, abgedruckt im X. Bande, für die Zucker- 
industrie in Böhmen vor. Im August 1886 erfolgte das unter dem Titel: 
»Der Warrant als Bankpapier« veröffentlichte Gutachten desGeneralsecretärs 
der österreichisch-ungarischen Bank, Leonhardt, welches die grösste, 
später auch bewährte Bereitwilligkeit des Institutes kundgab, dem franzö- 
sischen Muster in der bankmässigen Belehnung des Warrants unter der 
Voraussetzung zu folgen, dass der Warrant in Österreich juristisch so 
ausgestaltet werde, dass er sich gleich dem Wechsel zur Einrechnung in 
die Deckung des Notenumlaufes eigne. Am 29. März 1887 brachte der 
Abgeordnete Kaizl den Wertheimer'schen Entwurf, welcher im Handels- 
Ministerium indessen durch einen anderen ersetzt war, als Initiativantrag 
im Abgeordnetenhause ein (X.Session, 129. Sitzung). Vom 12. bis 17. De- 
cember 1887 tagte im Handels-Ministerium unter Ausschluss der Öffent- 
lichkeit eine Expertise, in welcher der seither mehrfach geänderte Ent- 
wurf des Handels-Ministeriums einer endgiltigen Redaction unterworfen 
wurde. Mitglieder dieser Expertise waren : Dr. Ritter v. Bazant, Sections- 
Chet des Handels-Ministeriums, als Vorsitzender, Sections-Chef Dr. Emil 
Steinbach, Ministerialvicesecretär Dr. Friedrich Freiherr von Call, als 
Vertreter des Justiz-Ministeriums, Ministerialrat!! Dr. Leo v. Herz, als 
Vertreter des Ackerbau-Ministeriums, Sectionsrath Dr. Theodor Hab er er, 
Ministerialsecretär Max Freiherr v. Buschmann, Ministerialvicesecretär 
Max V. Zerboni, Ministerialvicesecretär Dr. Rudolf Schuster, als Ver- 
treter des Handels-Ministeriums, ferner die Herren: David Ritter v. 
Abrahamo vicz, Reichsrathsabgeordneter, Alexander Adler, Gutsbesitzer, 
Dr. Emanuel Ebermann, Anwalt des städtischen Lagerhauses in Wien, 
Stanislaus Ritter v. Homolecz, Vicepräsident der k. k. Landwirtschafts- 
Gesellschaft in Krakau, Eduard Strasser, Director des städtischen Lager- 
hauses in Wien, Moriz Lein kauf, Secretär der Frucht- und Mehlbörse in 
Wien, Gustav Leonhardt, Secretär der österreichisch-ungarischen Bank, 
Wilhelm Nase hau er, Vorstand der Frucht- und Mehlbörse in Wien, 
Karl Packeny, Ab theilungs- Vorstand der Südbahn-Gesellschaft, Gustav 
P 1 a t e , Directionsrath der Osterreichischen Staatsbahnen, Wilhelm 
Wertheimer, F. M. Wolfbauer, Director der Allgemeinen öster- 
reichischen Transport-Gesellschaft, !Max Graf Zedtwitz, zweiter Präsident 
des Landesculturrathes in Prag, Leopold Alt mann, Mitglied des Directions- 
rathes der Unionbank in Wien, Dr. Josef Kaizl, Universitätsprofessor in Prag, 
Eduard Ziffer, Reichsrathsabgeordneter und Director der Creditanstalt 
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in Wien. Aus den Beratliunyen dieser Expertise seien einij,re der wich- 
tigsten Ausfüllrungen, welche die späteren öffentlichen Verhandlungen 
im Reichsrathe in interessanter Weise ergänzen, in der am Schlüsse der 
Abhandlung folg-enden Anmerkung angeführt. (Siehe Seite 782 und 783). 

Am lö. April 1888 gieng die Regierungsvorlage mit Motiven dem 
Ab geordneten hause zu (Xr. 5S3 der Beilagen zu dem stenographischen 
Protokolle ex 1888). Am 17. December 18S8 legte der volkswirtschaft- 
liche Ausschuss den amendierten Entwurf und den Kaizl'schen Entwurf 
(Berichterstatter V. Bilinski) vor {Nr. 711 der Beilagen). Am 30. Jänner 
7., 8., 12., 14., 16., 18. und ig. Februar 1889 fanden die Berathungen und 
die zweite und dritte Lesung und die Annahme des Regierungsentwurfes 
nach vorhergegangener Ablehnung des Kaizl'schen Entwurfes statt. Das 
Abgeordnetenhaus gab dem Gesetze seine endgiltige Gestalt (siehe die 
stenographischen Protokolle ex 188g, pag. 10405 bis 10607). 

Am 1. März 1889 fand die Zuweisung des Entwurfes in seiner jetzigen 
Gestalt an den volkswirtschaftlichen Ausschuss des Herrenhauses statt, 
welcher ihn am 28. März 1889 mit Bericht des Referenten Ereiherrn 
V. Pusswald (St. 334 der Beilagen) zur zweiten und dritten Lesung 
brachte (stenographisches Protokoll ex 188g, pag. 843 bis 851). 

Am 28, April 1889 erlangte der Entwurf die Allerhöchste Sanction. 

Am 9. Mai 1889 erfolgte die Publication mit Reichsgesetzblatt XXVII, 
Nr. 64. 

Der Erlassung des Lagerhausgesetzes folgte die des Gesetzes vom 
12. Juni 1890, R.-G.-BI. 112, durch welches der österreichisch-ungarischen 
Bank die Berechtigung ertheilt wurde, von Öffentlichen Lagerhäusern aus- 
gestellte, mit Pfandindossament nach ij 20 des Lagerhausgesetzes ver- 
sehene Lagerscheine zu escomptieren und innerhalb der durch Artikel 84 
des Bankstatutes (Gesetz vom 25. Mai 1887, R.-G.-Bl. Nr. 51) für Wechsel 
bestimmten Grenzen in die Notenbedeckung einzurechnen, wenn die Be- 
schaffenheit und Zahl der Pfandindossamente den für den Wechselescompte 
aufgestellten, jedoch nach gewissen Richtungen tlieils gemilderten, theils 
verschärften Erfordernissen entspricht. 

In der parlamentarischen Berathung') äusserte unter anderen Ab- 
geordneter Neuwirth bemerkenswerte Bedenken in gerechter Würdigung 
der Schwierigkeit und Langwierigkeit der Eintreibung des durch den 
Verkauf der Ware ungedeckten Fehlbetrages, wenn der Warrant Noth leidet. 

Wenn es der Hauptzweck des Gesetzes war, den kaufmännischen 
und landwirtschaftlichen Credit durch Zuführung einer höheren Form der 
Creditge Währung zu heben, so ist dieser sicher nicht erreicht worden. 
Österreich geliört mit Bremen, wo gleichfalls das Zweischein System besteht, 
aber wie Simon auf dem 21. deutschen Juristentage behauptet hat, noch 

') Siehe stenographisches Prototoll des Abgeordnetenhauses, X. Session 1890, pag. 15275 
bii 152141 Bericht des volksu-irlschaittichen Auaichusses Nr. 996 der Beilagen, siehe auch die 
ia Nr. 9276 der >Neuen Freien Pressec mitgelheilte Aunchuss berathung, femer Protokoll des 
Herrenhauaes, X. SeisioD iS'.)0, pag. 90 bis 96 mit Nr. 491 der Beilageo. 
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nie ein warrantmässig-er Warenlombard stattgefunden hat; ferners wenn 
ich recht berichtet bin, mit Italien zu jenen Staaten, wo der Warrant 
sich trotz eifriger Bemühungen der Regierungen nicht einbürgern konnte. 

Diese Misserfolge in einigen Ländern haben auch in der Wissenschaft 
die Ansicht von der Vollkommenheit des Zweischeinsystemes erschüttert 
und das neue deutsche Handelsgesetzbuch von 1897 hat, der Autorität 
des deutschen Juristentages und der später zu besprechenden agrarischen 
Agitation folgend, als erstes unter den Gesetzen der neuesten Zeit dieses 
System nicht aufgenommen (§ 424). Thatsächlich aber war der deutsche 
Juristentag, als er in übrigens schwach besuchter Sitzung seine Ent- 
scheidung fällte, von dem Correferenten Simon unrichtig informiert. 
Dieser wusste nicht und konnte in Ermangelung von zu jener Zeit ver- 
öffentlichten Daten nicht wissen, dass die Ei folge in Frankreich ebenso 
bedeutend waren, wie anderwärts die Misserfolge. Nach Thaller, Annales 
de droit comm 1894, Seite 55/56, betrug der Warrantescompte bei der 
Compagnie des entrepots et magasins generaux de Paris Francs 250,000.000 
im Jahre 1885. Im Jahre 1892 wurden von dem mit der genannten Ge- 
sellschaft verbundenen Comptoir des entrepots et magasins generaux 
Francs 232,000.000 warrantmässige Vorschüsse ertheilt. Die Compagnie 
des docks-entrepots du Havre beziffert den Warrantescompte im Jahre 
1893 für die bei ilir niedergelegten Waren auf Francs 147,500.000. 

Auch in Belgien sind die Erfolge gute. 

Die Ursache dieser (xegensätze liegt nur zum Theile in Umständen, 
welche keine Gesetzgebung ändern kann, so in den Qualitäten des in 
Österreich producierten und gehandelten Getreides, welche infolge ihrer 
grossen Verschiedenheiten den Lombardcredit par distance, wie es der 
bankmässige Warrantcredit doch in der Regel ist, erschweren; femer 
in der geringeren commerciellen Entwickelung und endlich in dem Miss- 
trauen der agrarischen Kreise gegen das neue Institut. 

Der Verfasser hat bereits seine Ansicht in Conrads »Handwörterbuch 
der Staatswissenschaften« s. v. Warrants dahin geäussert, dass dieses Miss- 
trauen nur in der instinktiven, in Deutschland und Österreich herrschenden 
Furcht vor der Speculation zu erklären ist. Es ist aber nicht schwer ein- 
zusehen, dass jede Ausbildung des Lagerhaus- und Warrantsystemes ganz 
überwiegend nur die Speculation a la hausse befcSrdeiTi kann, welche den 
specifisch agrarischen Interessen Vortheile bringt. Ein berechtigtes Ver- 
langen der Landwirtschaft ist es da;^egen, dass die Einrichtungen des 
Warrantsystemes so getroffen werden, dass sie in möglichst weitem Um- 
fange dem Producenten ohne Vermittelung des Händlers zugänglich sind. 
Namentlich ist das Erfordernis kaufmännischer Unterschriften für die Bank- 
fähigkeit des Warrants störend, jedoch solange nothwendig, als nicht für 
entsprechende Organisation des landwirtschaftlichen Credites gesorgt ist. 

Hier aber gerade lässt sich von den im Zuge befindlichen gesetz- 
geberischen Arbeiten, betreifend die Einrichtung von Berufsgenossen- 
schaften der Landwirte (siehe die Regierungsvorlagen Nr. 710 und 711 
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der Beilajfen zu den stenotfraphischen Protokollen des Abgeordnetenhauses, 
XI. Session i8«g, Xr. 13S«, siehe besonders Seite 16 ff. XL Session iSg6 und 
Xr. 1 14 XII. Session iSqy eine durchjjreifende Besserung erwarten, da die 
Errichtung von Lat^erhäusem und die Lombardierung des Getreides eine 
der wesentlichsten vVufgaben der neuen Genossenschaften werden soll. 
Der Hauptgrund aber, warum die erwartete Blüte des Warrants- 
wesens sich bei uns nicht einstellt, Hegt meines Erachtens in gewissen, 
noch immer vorhandenen Mängeln der so sorgfaltig vorbereiteten Gesetze. 
Ohne in der Frage, ob Concessionssystem oder Freiheit, Stellung nehmen 
zu wollen, halte ich es jedenfalls für einen Fehler, die concessionierten 
öffentlichen Lagerhäuser dem Verbote, ihre Waren zu belehnen, zu unter- 
stellen und sie somit des lucrativsten Geschäftszweiges zu berauben, 
andererseits aber den nicht concessionierten, daher auch nicht controlierten, 
minder vertrauenswürdigen Privatlagerhäusem die Belehnung zu gestatten. 
Der umgekelirte Vorgang der Gesetzgebung wäre gewiss eher begreif- 
lich. Dann aber ist der Warrant des österreichischen Rechtes meines 
Erachtens mit allzuviel juristischen Feinheiten ausgestattet, mit allzu- 
vielen Cautelen dort versehen, wo der Verkehr sich selbst schützen 
würde, ein allzuschwer bewegliches, wenig brauchbares Instrument ge- 
worden. Gläubiger und Schuldner sind alizuselir und in noch strengerer 
Weise als beim Wechselrecht an Frist und Form gebunden. Der 
Gläubiger kann die Warrantschuld nicht prolongieren, ohne Gefahr 
zu laufen, sein Pfandrecht zu verlieren. Der Eigenthümer der Ware kann 
vor Verfall der Warrantschuld die Ware nicht beziehen, ausser gegen 
bare Deckung, wobei er die Zinsen verliert. Dabei fehlt es dem Warrant 
doch an der genügenden processualen Schneidigkeit und Energie. Die 
persönliche Forderung an die Indossanten des Warrants ist abhängig 
von complicierten Verrechnungen mit dem Verkaufserlöse. Infolgedessen 
sind die Anforderungen für die Bankmässigkeit des Warrants zu hoch 
gespannt und der warrantmässige Credit dem Landmann unzugänglich, 
der nach wie vor auf die Gnade des Händlers angewiesen bleibt. Wenn 
in hoffentlich nicht zu ferner Zeit die Gesetzgebung verbessert und das 
Misstrauen der Landwirtschaft gegen das neue Institut geschwunden sein 
werden, so kann ihm auch bei uns die Blüte nicht fehlen, die es in 
anderen Ländern erreiclit hat. 

Über den Stand des Lagerhauawesens und Warrantlombards gibt 
die nachfolgende Tabelle eine Übersicht, deren Wert jedoch dadurch 
sehr beeinträchtigt wird, dass die zahlreichen selbstbelehnenden Privat- 
lagerhäuser in ihre Geschäftsgebarung der Öffentlichkeit keinen Einblick 
zu gewähren verpflichtet sind, also hier auch ausser Betracht bleiben, 
und dass auch sonst das Material keineswegs lückenlos ist'). 
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Anmerkung ad Seite 777. (Aus den Verhandlungen der Expertise des Jahres 1887.) Graf 
Zedtwitz: Der im Entwürfe gebrauchte Ausdruck »Freilager« deute darauf hin, dass öffentliche 
Lagerhäuser auch den Zweck haben sollen« Waren, welche vom Auslande kommen und ins Aus- 
lan'd gehen, ohne Zollzahlung einzulagern. Insoferne von dieser Möglichkeit bei landwirtschaft- 
lichen Producten Gebrauch gemacht wird, wäre damit eine bedeutende Schädigung der land- 
wirtschaftlichen Interessen Österreichs verbunden, denn dadurch werde es möglich, grosse Getreide- 
mengen vom Auslande vorläufig zollfrei in den öffentlichen Depots einzulagern und dieselben 
kleinweise in den inländischen Verkehr zu setzen. Der Zoll werde erst dann bezahlt, wenn die 
Waren bereits ihre Käufer gefunden haben, und auf diesen überwälzt. Hierin liege eine Er- 
leichterung der Zollzahlung durch das Freilager, welche den ganzen Zollschutz illusorisch macht, 
denn dieser Zollschutz sei hauptsächlich dadurch wirksam, dass ohne Freilager der ganze Zoll 
für grosse Sendungen sofort bezahlt werden muss, was bedeutende Capitalien erfordere. 

Director .Strasser erklärt es für unmöglich, eine Beschränkung in dieser Beziehung in 
ein Lugerhausgesetz aufzunehmen. Unserer Landwirtschaft wäre dadurch wenig gedient ; die Trans- 
portanstalten aber w^ürden bedeutenden Schaden erleiden. Z. B. rumänisches Getreide kommt 
per Donau nach Wien, wird dort transito eingelagert und per Bahn nach der Schweiz oder 
Deutschland weiter verfrachtet. Würde diese Einlagerung nicht stattfinden können, so wäre die 
natürliche Folge, dass das Getreide nicht über Österreich, sondern über den Seeweg an seinen 
Bestimmungsort gelangen würde; der österreichische Handel würde dann keinen Nutzen ziehen 
können. 

Commerzialrath JLeinkauf weist darauf hin, dass der Transito- Verkehr in Österreich 
durch die zollfreie Einlagerung jedenfalls erhalten werden müsse. Es mache keinen Unterschied 
für den Grosshandel, ob der Zoll erlegt und restituiert werde, oder ob die Waren in einem 
Freilager deponiert werden, denn die Getreidehändler verfügen über bedeutende Geldmittel. In 
einem Zwange zur sofortigen Zollentrichtung liege daher kein Schutz für die österreichische 
Landwirtschaft. Übrigens präjudiciere er die Fassung des § i, lit. a) gar nicht, denn das Finanz- 
Ministerium könne noch immer anordnen, dass der Zoll für gewisse Waren deponiert werden 
müsse. Er sei für die unveränderte Beibehaltung der Fassung des § l. 

Dr. Ebermann spricht sich entschieden gegen die Zulässigkeit von Refactien überhaupt 
aus, weil dadurch der kleine Kaufmann gegenüber dem Grosshandel benachtheiligt, oder um der 
Refactie theilhaftig zu werden, gezwungen werde, unter fremden Namen (des Commissionärs, 
Spediteurs) einzulagern. Die Refactien bei Lagerhäusern seien schädlicher als die bei Eisen- 
bahnen, denn bei diesen kommt nur der Handel auf grosse Strecken in Betracht, der ohnedies 
meist Grosshandel sei, während bei Lagerhäusern der Localverkehr massgebend sei. 

Sections-Chef Dr. Steinbach: Nach dem Gesetzentwurfe sollen die Tarife nicht der Ge- 
nehmigung unterliegen. 

Das Verbot von Refactien wäre daher illusorisch, da der gleiche Zweck durch Special- 
tarife erreicht werden könne. Überhaupt sei die Grenze zwischen Specialtarif und Refactien 
sehr schwer zu ziehen. Es müsste daher, um ein Verbot der Refactie wirksam zu machen, der 
Regierung ein massgebender Einfluss auf die Tarife eingeräumt werden. 

Graf Zedtwitz ist vom Standpunkte des kleinen landwirtschaftlichen Producenten eben- 
falls gegen Refactien. 

Commerzialrath Leinkauf: Das Verbot der Belehnung ist namentlich bei Corporationen 
sehr praktisch, denn wenn eine solche dadurch grosse Verluste erleiden würde, was leicht ge- 
schehen kann, könnte leicht das ganze Lagerhauswesen discreditiert werden. Ist aber die Be- 
lehnung nicht allgemein verboten, so sind auch die communalen Lagerhäuser durch die Con- 
currenz gezwungen. Belehnungen zu geben. Überhaupt würde dadurch, dass Kaufleute in der 
Lage sind, im Stillen Belehnungen zu entrieren, die Überspeculation erleichtert. 

Dr. Ebermann: In diesem Paragraph sind zwei Beschränkungen: I.Verbot des Waren- 
handels, 2. der Belehnung. 

Die erste Beschränkung ist ganz richtig, weil sonst das Lagerhaus Concurrent der Ein- 
lagerer wäre. Dagegen ist die zweite nicht richtig und zeitgemäss. Diese Bestimmung fand sich 
im französischen Gesetze vom Jahre 1859, wurde aber im Jahre 1870 fallen gelassen. Man 
führt zur Begründung des Verbotes zwei Gründe an. Erstens sei, wenn das Lagerhaus belehnt. 



7^3 



das Geld Ihtiieier, weil das La^cihaus andere Geldgeber au5Schlies; 
Einlagerer verlange. Dies ist nicht richtig, im Gegensätze kann dof 
geben, Weil es den Werl der Wnren kennt und für dasselbe i 
wegfallen. 

Zweitens sagt man, wenn das Lagerhaus selbst belehnt, kommt der Warrant nlclit in 
Ciiculalion. Das war früher vielleicht richtig, wii nur ein Schein BusgcGtellt wurde. Wenn 
man aber zwei Scheine beknmmt, so behält das Lagerhaus nur den Pfandscfaeic, während der 
Eigeothumsschein circulieren liann. 

Aus diesen Gründen wäre es vorthellhaft, den LugerhäuBern das Recht der Belehnung 



e und eine Macht über den 
Lagerhaus das Geld billiget 
lie Kosten fler Besichtigung 



Graf Zcdtwilx würde wünschen, duss das Recht der Belehnuog denjenigen Lagerhäusern 
gewährt würde, welche von Ländern crrichtel werden. Er habe speciell die *u errichtende 
böhmische Lande«bsnk in Prag im Auge, welche als Hauptgeschäft auch die ErrichtuDg von 
Lagerhäusern beiwecken soU. 

Zu g 32. Conimerzifllrath Naschauer: Kach dem Entwürfe kann der Inhaber des 
Warrants den Regrees gegen den Giranten eist dann nehmen, wenn die Ware verkauft ist, und 
der Erlös nicht hinreicht. Hiebet besteht aber die Gefahr, dass der Girant behauptet, der Verkauf 
sei nicht ordnungsmassig geschehen, und daraus verschiedene Einwendungen ableitet. 

Dieser Umstand ist nur geeignet, die Credit- und Circulalionsfahiglieit des Warrants za 
beeinträchtigen und den Zinsfuss für Warrants zu erhüben. 

Es wäre daher vorzuziehen, wenn dem Inhaber des Warrants die Möglichkeit offenstünde, 
die Haftung des Giranten auch in erster Linie in Anspruch zu nehmen, sobald der Protest er- 
hoben ist. 

Der Girant, weicher den Warrant zurückgelöst bat, kann die Ware dann verkaufen, und 
es ist für ihn vollkommen gleichgiltig. ob er die Differcni iwiichen dem Erlöse der Ware und 
der Pfaodschuld früher oder später ersetzt. 

Commcrzialratb Leinkauf schliesst sich der Meinung des Commerzialrnthes Kaachauer 
an, da es sich darum handle, den Reescompte zu erleichtem und die Bank eineo Warrant gewiss 
leichler accepliere, wenn sie nicht gezwungen ist, die Ware zu verkaufen und über den Verkauf 
Rechnung zu legen. 

Auch Private werden schwieriger Geld geben, wenn sie der Gefahr ausgeselit sind, liass 
der von ihnen vorgenommene Verkauf der Ware cventucU nngefochteo wird. 

Diese Schwierigkeit wird sich in einem höheren Zinsfusse ausdrücken. 

Commeriialraih Kaschauer erklärt, er habe nicht nur seine persönliche Ansicht aus- 
gesprochen, sondern dem Wunsche weileier Kreise, und zwar derjenigen Ausilruck gegeben, 
welche bei dem Warrant verkehre als Giranten fungieren werden und durch die verschärfte 
Haftung getroffen werden. 




IV. 



Geschichtliche Darstellung des land- und 
forstwirtschaftlichen Verkehrswesens. 
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Die Transportwege und Transportmittel für land- 
und forstwirtschaftlictie Producte. 



Die Entwiekelung des Stfsssenwesens in Östeffeieh. 

Vun dipl. Ingenieur Alfred Birk, Professor an der lt. k. deutschen technischen Hochschule 
in Prag. 

Wie in anderen Staaten Europas, so erweckten auch in Österreich, 
zu Beginn des aclitzehnten Jahrhund ertes die aufblühende g'e- 
werbliche und landwirtschaftliche Thätigkeit, sowie der steigende 
Verkehr und der intensivere Handel das regere Bedürfnis nach Ver- 
besseruHj^ der bestehenden Verkehrswefre. Vor allen war es Carl VI., 
der bestrebt war, an die Stelle mangelhafter Landwege, die nur eine 
dürftige Verbindung zwischen den grösseren Städten vermittelten, kunst- 
gerechte Strassen zu erbauen. Seine Nachfolger wirkten in seinem Sinne 
weiter. Carl VI. verband Wien mit dem Adriatischen Meere über Gebirge, 
die früher kaum von Karren befahren werden konnten; Maria Theresia 
und Josef II. legten die Strassen von Wien durch Mähren, Schlesien, 
(iaÜzien und die Bukowina an. Letzterer Hess auch eine Strasse von 
Landeck in Tirol über den Arlberg bis an die Grenze der Schweiz er- 
bauen; unter Lepold IL wurde die verderbliche Strassenverpachtung auf- 
gehoben, und unter Franz IL Regierung entwickelte sich, ungeachtet der 
schweren Kriege, die da,s Reich heimsuchten, das Strassenbauwesen in 
bedeutsamer Weise ; melirere Gebirgsstrassen, so auch der steile Über- 
gang über den Semmering, wurden verbessert und viele neue Anlagen 
entstanden. 

Eine besonders lebhafte und erfolgreiche Thätigkeit auf dem Gebiete 
des Strassenbaues entfaltete sich aber mit dem Beginne unseres Jahr- 
hundertes, tDas Strassenbauwesen wurde als eine wichtige Regierungs- 
angelegenheit behandelt, und bedeutende Fonds wurden für die Erhaltung 

Gesch. d. Land- ü.FurBlwirlsch. I.Bd. 5« 
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und Verbesserung der bestehenden, sowie zum Bau neuer Strassenzüge 
angewiesen, von denen nach ihrer Anlage und nach ihren Leistungen 
der Kunst einige unter die merkwürdigsten Bauten dieser Art gehören.* 
Zu Beginn des fünften Decenniums, also zu jenem Zeitpunkte, da 
das österreichische Eisenbahnwesen durch das zielbewusste Eingreifen 
der Regierung in erfolgverheissende Bahnen gelenkt wurde, nahmen die 
Ärarialstrassen mit Ausnahme Ungarns und der strassenreichen italieni- 
schen Provinzen eine Länge von 1782 Meilen (13.468 km) und andere 
im Privatwege erhaltene Strassen eine solche von 3859 Meilen (29.274 km) 
ein. Am reichlichsten war Böhmen mit Strassen bedacht; der Baudirection 
dieses Kronlandes, die im Jahre 1792 nur 62 Meilen übernommen hatte, 
unterstanden zu Ende des Jahres 1843 an Staatsstrassen 474, an Privat- 
strassen 461 Meilen. Der gesammte Kostenaufwand für das Strassenbau- 
wesen in Österreich betrug jälirlich vier bis fünf Millionen. Die Strassen 
und namentlich jene des Staates zeichneten sich durch zweckmässige 
und nicht selten kühne Führung ihrer Trace aus; ihr Bau war muster- 
giltig, ihre Erhaltung tadellos. Der Bau der Staatsstrassen in den Jahren 
von 1820 bis 1840 hatte viele jener Ingenieure herangebildet, die später 
bei dem Baue der Eisenbahnen in Österreich den Ruhm der heimischen 
Techniker als Eisenbahn-Tra9eure und Eisenbahn-Baumeister begründeten, 
wie Francesconi, Ghega u. a. 

Im Jahre 1832 wurde in Österreich die erste Eisenbahn des Fest- 
landes, die Pferdebahn von Budweis nach Linz eröffnet, deren Gründung 
Franz Josef Ritter von Gerstner angeregt, deren Bau sein Sohn Anton 
begonnen und dessen Ingenieur Schönerer vollendet hatte. Wenige 
Jahre später lief die erste Locomotive auf österreichischem Boden zwischen 
Wien und Wagram. Der Festzug, den eine schaulustige Menge umjubelte, 
eröffnete nicht allein die erste Theilstrecke der Kaiser Ferdinands-Xord- 
bahn, er eröffnete eine neue Epoche des Verkehrswesens, die Epoche 
des Locomotiv-Eisenbahnwesens in Österreich. 

Die neuen Verhältnisse, deren Ausgestaltung und Wesen wir im 
nächsten Abschnitte schildern werden, blieben nicht ohne Einfluss auf 
die Entwickelung des Strassenbaues. 

Es ist eine irrige, durch die Thatsachen w^iderlegte Anschauung, 
wenn man glaubt, dass im Zeitalter der Dampf bahnen die Landstrassen 
an Bedeutung für das Verkehrswesen verloren haben. Das Netz der 
öffentlichen Strassen in Osterreich ist von 53.000 km im Jahre 1848 auf 
mehr als 106.000 km im Jahre 1896 angewachsen. Es kann also nicht 
von einer Verminderung der Bedeutung, sondern wohl nur von einer 
Verschiebung in der Rangordnung der Strassen im Hinblicke auf ihre 
VerkehrwSbedeutung die Rede sein. Während vor der Einführung der 
Locomotiven die grossen Durchzugsstrassen, die vom Reiche erbauten 
und erhaltenen Chausseen, welche die Hauptstädte der Kronländer unter- 
einander verbinden und den Verkehr mit den Nachbarstaaten vermitteln, 
an erster Stelle standen, hat die Entwickelung des Eisenbahnwesens mit 



seinem schnellen Massentransport auf weite Entfernungen die Landstrassen 
ihres Charakters als Durchzuysstrassen entkleidet und mithin auch den 
Schwerpunkt des Landstrassenverkehres in die niclitärari sollen Strassen ver- 
legt, in die für kleinere Verkehrskreise geschaffenen Landes-, Bezirks- und 
Gemeindestrassen. Xamentlicli haben die IJezirksstrassen, noch mehr aber 
die von einzelnen Gemeinden für ihre eigenen Bedürfhisse erbauten Wege 
an Bedeutung gewonnen. Diese Verkehrspfade sind nicht Concurrenten 
der Eisenbahnen, sie bilden vielmehr ergänzende Glieder derselben. In 
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dem Zeiträume von 1848 bis 1896 ist das Netz der nlchtiirari sehen 
Strassen von rund 40.000 aufgi.oooiw, also um 125 Procent gewachsen, 
eine Zunahme, die auch dann noch bedeutend erscheint, wenn man be- 
rücksichtigt, dass im Laufe der Zeit ein Theil der ärarischen Strassen 
als Landes- oder als Gemeindestrassen erklärt wurde, so die Reichsstrassen, 
welche das Gebiet von Wien durchziehen, so auch ein Theil der in Nieder- 
(ist erreich gelegenen Cliausseen. 

In den letzten 25 Jahren, über die uns nähere Daten zur Verfügung 
stehen, ist dit; Lange der Landstrassen von 3400 auf 3600 km, jene der 
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EntWickelung der Landes-, Bezirks- und Gemeindestrassen. 



Bezirksstrassen von 34.000 auf 52.000 km, jene der Gemeindestrassen 
von 14.000 auf 35.000 km gestiegen. Diese Zahlenwerte lassen deutlich 
erkennen, in welcher Richtung* sich der Einfluss der Eisenbahnen vor 
allem geltendgemacht hat. 

Aber auch im Hin- 
blicke auf den Bau 
und die Erhaltung 
der Strassen zeigt 
die Gegenwart einen 

nimmerruhenden 
Fortscliritt. Mit der 
allgemeinen Verbes- 
serung der Verkehrs- 
verhältnisse, welche 
in erster Linie durch 
die Eisenbahnen her- 
beigeführt wurde, 
wuchs naturgemäss 
auch das Bedürfnis 
nach guten, zweck- 
mässig gebauten 
Landstrassen. Dieses 
Bedürfnis war am 
regsten in den Alpenländem, in welche die Locomotive zuletzt vor- 
drang, und in denen ihr nicht so viele und vielfach verzweigte 
Wege gebahnt werden konnten, wie im Flach- und Hügellande. Sollten 
diese von dem Eisenbahnnetz ausgesclilossenen Gegenden wirtschaftlich 
nicht vollständig zugrunde gehen, dann musste wenigstens für einen 
thunlich erleichterten Anschluss desselben an das Verkehrsnetz gesorgt 
werden. Schon in den Fünfziger- Jahren erkannte man die Unzulänglich- 
keit vieler in den Alpenländern bestehenden Strassen mit allzustarken 
Neigungen und mangelhafter Construction und schritt — so in Tirol, 
Vorarlberg, Kärnten, Krain — an deren Verbesserung, die oft nur mit 
bedeutendem Kostenaufwande bewirkt werden konnte. Die Xothwendig- 
keit guter Strassenanlagen bestand aber auch in den von Schienenwegen 
durchzogenen Gebieten; ja, sie war hier ebenso gross, zum mindesten 
aber nicht geringer, als in den abgeschiedenen Alpenländem. Nur gute 
Wege, auf denen sich die Weiterbeförderung der Güter von den Bahn- 
höfen zu den Bestimmungsorten rasch, billig und leicht bewerkstelligen 
liess, konnten den Vortheil der Schienenwege voll und ganz ausnützen 
lassen. Die Erkenntnis dieser Thatsache führte in den Sechziger- Jaliren 
zur Regelung aller die Verwaltung, den Bau, die Competenz und die 
Erhaltung, sowie die Verkehrssicherheit betreffenden Verhältnisse der 
nichtärarischen, öffentlichen Strassen durch besondere Landesgesetze. 
Einige dieser letzteren erfuhren in den Achtziger- Jahren auf Grund der in 
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einem fünfzehn- bis zwanzigjährigen Zeiträume gewonnenen Erfahrungen 
mehrfjiche Verbesserungen und Ergänzungen, 

Der Bau der ausserhalb der Städte liegenden Strassen weist in dem 
abgelaufenen halben Jahrhundert keine besonderen fortschrittlichen Merk- 
male auf; er hatte schon vor Beginn der Eisenbahnära eine hohe Stufe 
der Vollkommenheit erreicht. Immerhin dürfen einige bautechnische 
Momente nicht unerwähnt bleiben ; so die stete Verfeinerung der Dis- 
position der Bauarbeiten; die zunehmende Ver^vendung von Strassen- 
walzen mit Pferde- und Dampfbetrieb ; die weit mehr wissenschaftlich 
betriebene Erhaltung der Strassen. In den letzten Jahren wurden auch der 
Umbau und die Reconstmction vieler älterer Strassenbrücken nothwendig. 
wobei an Stelle des Holzes vielfach Eisen trat ; auch viele neue Brücken 
mit interessanten Constructionen, so die grosse Reich sstrassenbrücke über 
die Donau bei Wien, gelangten zur Ausführung. 

Den Hauptantheil an den technischen Fortschritten ira Strassenwesen 
bieten die Strassen innerhalb der geschlossenen Ortschaften, namentlich 
der Städte. Hier nöthigt der ungemein rasch zunehmende Verkehr zu 
besonders sorgfältiger Gestaltung der Fahrbahn und der Gehwege ; indem 
man bei der Erfüllung dieses Gebotes zugleich bedacht war, die Erhaltung 
der Strassen ökonomisch zu machen und hygienischen Anforderungen zu 
entsprechen, gelangten auch verschiedenartige Systeme der Pflasterungen 
zur Anwendung, wie z, B, das Asphaltpflaster, das Holzstöckelpflaster, 
das Klinkersteinpflaster. 

Im Jalire 1S92 besass Wien 92.410/71^ lärmdämpfendes Pflaster, 
u.zw. 54.750»«* Asphalt- und 37.760;«- Holzstöckelpflaster. Während vor 
fünfzig Jaliren und selbst noch vor dreissig Jahren nur grössere Städte 
ihre Strassen, u. zw. zumeist nur die verkehrsreicheren, pflasterten, rollt 
gegenwärtig das Fuhrwerk selbst in kleineren Marktflecken und beschei- 
denen Ortschaften, sofern sie in ein nur etwas belebteres Verkehrsgebiet 
fallen, über gut ausgeführtes und wohlerhaltenes Pflaster oder über einen 
kunstgerecht hergestellten Schotterkörper. 

Einen neuen Zug in das Verkehrsleben der Strassen brachten in den 
letzten drei Jahrzehnten die Strassenbahnen, deren Anlage auch zugleich 
neue Gesichtspunkte für den Bau der Strassen schuf. Die Entwickelung 
der .Strassenbahnen beginnt mit der Einführung der Pferdebahnen in den 
Städten, deren lebhafter Verkehr zunächst dieses Verkehrsmittel er- 
forderte. 

Am 4. October 1865 wurde in Wien die erste Linie der Wiener 
Tram way-G e seil Schaft, die circa 416/« lange Strecke Schottenring — Dornbach 
eröffnet. Der Ausbau des Netzes erfolgte successive ; gegenwärtig stehen 
gegen 170/v« Geleise im Betriebe. Das Verkehrsnetz der Strassenbahnen 
Wiens wird durch die Geleise der Neuen Wiener Tramway-Gesellschaft 
ei^änzt, die im Jahre 1S73 ihre erste .Strecke von der Lerchenfelder- 
Linie nach Ottakring eröffnete und derzeit ein zweigeleisiges Netz von 
rund 20 km Länge betreibt. 
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Dem Beispiele Wiens folgte im Jahre 1875 Böhmens Hauptstadt, 
bald darnach Triest und Graz mit der Anlage von Pferdebahnen. 1880 
wurde Linz — Urfahr eröffnet; im selben Jahre erhielt Lemberg, zwei 
Jahre später auch Krakau eine Pferdebahn. In Klagenfurt verbindet eine 
Tramway seit 1891 die Stadt mit dem Wörthersee, in Salzburg hat die 
Salzburger Eisenbahn- und Tramway-Gesellschaft in den Jahren 1892 und 
1893 einige Pferdebahnlinien in Betrieb gestellt. Zu Ende des Jahres 
1896 betrug die Geleiselänge aller Pferdebahnen Österreichs ^16 1cm. 

In den Achtziger-Jahren begann man auch die Strassenstrecken 
ausserhalb der Städte zur Anlage von Schienenwegen zu benützen; der 
Charakter dieser Bahnen liess die Anwendung des Dampfbetriebes vor- 
theilhaft erscheinen. Solche »Dampftramways« entstanden zunächst in 
der Umgebung von Wien, indem man eine Reihe schön gelegener und 
vielbesuchter Ausflugsorte oder auch industrielle Ortschaften mit Wien 
verband; so wurden in der ersten Hälfte des neunten Decenniums die 
Linien Wien — Hietzing — Perchtoldsdorf und Wien — Meidling — Xussdort 
eröffnet; auch in Brunn, Salzburg und Innsbruck gelangten einzelne 
Linien zur Ausführung. Gegenwärtig stehen i^^kni Dampftram ways im 
Betriebe. 

Im Jahre 1883 übergab die k. k. priv. Südbahn-Gesellschaft die 
erste Strecke der mit Elektricität betriebenen Strassenbahn Mödling — 
Hinterbrühl dem allgemeinen Verkehre. Länger als ein halbes Jahrzehnt 
blieb diese Bahn die einzige elektrische Strassenbahn Österreichs. Erst 
1891 wurde wieder eine elektrische Bahn, freilich nach ganz neuen Prin- 
cipien erbaut, nämlich die Linie von der Belvedere-Anhöhe in Prag zum 
Lustschloss in Bubenö, in Betrieb gesetzt. Nun folgten sich rasch die 
Lemberger Strassenbahn, Teplitz — Eichwald, Gmunden Bahnhof — Stadt, 
Baden — Vöslau und Prag — Vysocan — Lieben — und heute werden in 
Österreich nahezu ^okm Strassenbahnen elektrisch betrieben. Bei allen 
diesen Bahnen findet die Stromzuleitung oberirdisch statt. Auch das 
Innere der Städte erschliesst sich immer mehr den elektrischen Wagen, 
nachdem es gelungen ist, alle Bedenken, welche vom ästhetischen Stand- 
punkte aus gegen die oberirdischen Leitungen erhoben wurden, durch 
die Thatsachen erfolgreich zu widerlegen. 

Und so befindet sich denn auch gegenwärtig das Strassenwesen 
Österreichs in einer Umstaltungsperiode, die in allen Beziehungen im 
Zeichen des lebhaft wachsenden Verkehres steht. 



Die Enttuiekelung des Liocomotiv-EisenbahnWcsensn 
in Östeppeich. 



I dipl. lagenleur Alfred 1 



['lofesBur an der k. k. deulBclien teclini sehen Hochschule 
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A jenem Taye, dessen fünfzigste Wiederkehr Österreichs Völker 
festlich begehen, umfasste das Netz der Locomotiveisenbahnen 
Österreichs — nicht ein^^erechnet die Schienenpfade Unj^anis und 
der italienischen Provinzen — rund i loo km. 

Im Norden des Reiches führte die Hauptlinie der Kaiser Ferdinands- 
Xordbalin von Wien nach Oderberg an die Grenze der Monarchie, und 
Flügelbahnen verbanden mit ihr Stockerau, Marchegg, Brunn und Olmütz. 
In letzterer Station schloss sich die vom Staate erbaute Linie nach Prag 
an, während im Westen Galiziens als noch vereinzelte Bahnlinie die 
Strecke Myslowitz — Krakau der Krakau-Oberschlesischen Eisenbahn im 
Betriebe stand. Im Süden der Donau liefen die Züge der Wien^Glogg- 
nitzer Bahn von Wien nach Brück a. d, Leitha und nach Gloggnitz, von 
Mödling nach Laxenburg, von Wiener-Neustadt an die ungarische Grenze, 
und jenseits des Semmeringgebietes zog der Schienenweg, vom Staate 
auf eigene Kosten erbaut, von Mürzzuschlag aus durch das Thal der Mürz 
und Mur nach Graz und weiterhin über Marburg nach Cilli. 

Die älteste Strecke dieses Schienennetzes war die Strecke Wien — 
Wagram der Kaiser Ferdinands-Nordbahn. Am 4. März 1836 — also vier 
Jahre nach der BetriebseröfFnung auf der ersten Pferd eeisenb ahn Öster- 
reichs, der Linie von Budwois nach Linz und Gmunden — war dem 
Wechselhause S. M. v. Rothschild die staatliche Bewilligung zum Baue 
einer Locomotiveisenbahn von Wien nach Bochnia mit Flügel bahnen 
nach Drünn, Olmütz und Troppau, nach Dwory und Wieliczka ertheilt 
worden. In der Rentabilitätsberechnung für dieses Bahnnetz spielte — 
im Gegensatze zu ähnlichen Veranschlagungen anderer Bahnen jener 
Epoche — der Güterverkehr, namentlich mit Getreide und Holz, mit 
Mastochsen und Schweinen eine bedeutsame Rolle. Nach mancherlei 
Fährnissen aller Art konnte am 6. Jänner 1838 die erste Theilstrecke 
Wien — Wagram, und schon anderthalb Jahre später die Linie nach Brunn 
eröffnet werden. 

Um jene Zeit erwarb auch Baron Sina die Bau- und Betriebs- 
genehmigung für eine Linie von Wien nach Raab und für eine andere 
von Wien nach Gloggnitz. Während sich dem Baue der ersteren 
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unüberwindliche Schwierigkeiten entgegenstellten und zunächst nur 
Wien— Brück a. d. Leitha zur Ausführung gelangte, erfolgte schon im 
Jahre 1841 die Eröffnung der Strecke Wien — Wiener-Neustadt und fuhr ein 
Jahr später die erste Locomotive bereits bis Gloggnitz. 

Der Staat trat erst im Jahre 1841 als Bauherr auf. Am 23. December 
1841 erliess die Regierung jenes denkwürdige Decret, durch welches der 
Bau von Staatsbahnen angeordnet wurde. Freiherr von Kübeck, der 
geistige Urheber desselben, hatte auch die Linien festgesetzt, deren Bau 
auf Staatkosten zu bewirken war. Wien, der Mittelpunkt des Reiches, 
des socialen Lebens, der Industrie und des Handels, sollte auch der 
Mittelpunkt des zu schaffenden Eisenbahnnetzes werden, das von hier 
aus strahlenförmig nach Nord, Süd und Ost über Prag nach Dresden, 
über Graz nach Triest, über Linz nach München sich auszubreiten habe. 
Die Durchführung dieser grossen Pläne wurde sofort kräftig in Angriff 
genommen. Bereits am 20. August 1845 fülirte die Locomotive >Böhmen« 
den ersten Zug in den Bahnhof von Prag ein, und am 2. Juni 1846 feierte 
das reizende Sannstädtchen Cilli die Ankunft des ersten Zuges von Graz 
beziehungsweise von Mürzzuschlag. Zwischen Gloggnitz und Mürzzuschlag 
vermittelten Postmeister und Lohnkutscher die Beförderung der Reisenden 
und Güter über die Passhöhe des Semmerings. Den Betrieb der beiden 
Staatsbahnen führten auf Grund sorgfaltig verfasster Urkunden die Nord- 
bahn, beziehungsweise die Wien — Gloggnitzer Eisenbahn. 

Die allgemeinen Eisenbahnverhältnisse waren zu Ende der Vierziger- 
Jahre nicht gerade besonders günstige. Die Hoffnungen, welche die 
Capitalisten an die Gründung der ersten Bahnen geknüpft hatten, zeigten 
sich bald als trügerisch; die Bahnverwaltungen geriethen in finanzielle Be- 
drängnis, die Actionäre äusserten immer lauter ihre Unzufriedenheit. Der 
Staat sah sich genöthigt, einzugreifen, indem er im Jahre 1846 eine 
»Ausserordentliche Cr editcasse« errichtete, welche befugt war, ^die Actien 
bestimmter inländischer, bereits concessionierter, auf Erweiterung und 
Benützung der neuen Communicationsmittel berechneter Gesellschafts- 
untemehmungen zu Preisen, die ihrem wahren Werte entsprechen, in 
geeigneter Weise anzukaufen.«* Der Andrang war ein so stürmischer, 
dass die Creditcasse bereits im September 1847 ilire Geschäfte einstellte, 
nachdem sie unter anderem auch mehr als die Hälfte der Actien der 
Wien — Gloggnitzer Bahn erworben hatte. 

Das Jahr 1848 bringt zwei für die Entwickelung des Eisenbahnwesens 
bedeutungsvolle Ereignisse: Die Eröffnung des ersten Anschlusses an 
eine ausländische Eisenbahn — in Oderberg — und den Beginn des 
Baues der Eisenbahn über den Semmering. Seit Jahren schon hielt die 
Frage der Überschienung des Semmeringpasses an der Grenze von Nieder- 
österreich und Steiermark die P'achkreise in Erregung. Carl Ritter von 
Ghega, der Bauleiter der südlichen Staatseisenbahn, hatte nach reiflichen 
Studien eine Locomotiveisenbahn mit Steigungen bis zu 25 Procent und 
mit Krümmungen von nur 190 m Halbmesser vorgeschlagen. Diesem 
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Projecte erwuchsen allenthalben Gegner, die behaupteten, dass es nicht 
j,relinj^en werde, Locomotiven zu erbauen, welche auf so langen, steilen 
Rampen schwere Züge anstandslos bergan und thalab fördern können. 
Selbst Stephenson, der Altmeister der Locomotiveisenbahnen, dessen Urtheil 
zu jener Zeit bei allen schwierigen Fragen eingeholt wurde, entscliied sich 

— in banger Sorge, einen Misserfolg seiner Locomotive erleben zu müssen 

— gegen das Project Ghegas. Man empfahl Seilbahnen und atmo- 
sphärische Bahnen und schlug auch vor, den Gebii^sstock des Semmerings 
mit einem 6000 in langen Tunnel zu durchfahren. Die Regierung stand 
unschlüssig diesen Anschauungen gegenüber. Da kamen die Wirren des 
Jahres 1848; Tausende von Händen feierten in der Residenz, man ver- 
langte Arbeit und Brot. Rasch entschlossen genehmigte nun Baum- 
gar tn er, der an die Spitze des Handels-Ministeriums getreten war, die 
Vorschläge Ghegas und verfügte den sofortigen Beginn des Baues. 
Bereits im Jahre 1851 konnte auf der schwierigen Strecke zwischen Payer- 
bach und Eichberg jener Locomotiv-Wettkampf ausgetragen werden, zu 
welchem das Handels-Ministerium über Vorschlag Ghegas die Locomotiv- 
fabriken des In- und Auslandes eingeladen hatte. Von den vier 
schienenen Locomotiven errang die -Bavaria-, von Maffei in München 
erbaut, den ersten, die belglsclie Locomotive »Seraing» den zweiten 
Preis. Die beiden österreichischen Locomotiven -Wiener-Neustadt- aus 
Günthers Fabrik in Wiener-Neustadt und "Vindobona- aus der Maschinen- 
fabrik der Wien — Gloggnitzer Eisenbahn wurden angekauft. Für den Betrieb 
aber erbaute man Locomotiven, die Engerth — ein österreichischer 
Ingenieur — auf Grund der Ergebnisse jener Wettfahrten und in genialer 
Verwertung derselben erdachte. 

Während dieser Zeit hatte auch der überaus schwierige Bau der 
nördlichen Staatsbahti kräftige Förderung erfahren ; schon am 8. April 1851 
brauste der erste Eisenbahnzug über die böhmisch-sächsische Grenze. 
Die Eisenbahn über den Semmering war von dem jung vermählten Herr- 
öcherpaare am 17. Mai 1854 befahren worden; dem allgemeinen Verkehre 
wurde sie am 17. Juli 1854 übergeben. Nachdem drei Jahre später Ghega 
auch die Überschienung des Laibacher Moores, in dessen schlammigen 
Massen mehr als eine halbe Million Cubikmeter Bruchstein und Stein- 
geröUe versank, glücklich vollendet hatte, eröffnete am 27. Juli 1857 
Kaiser Kranz Joseph I. persönlich den Schienenweg von Laibach nach 
Triest, das letzte Theilstück der Eisenbahn von der Donau an die 
Adria. . . , 

So waren also zwei wichtige Punkte des Programmes vom Jahre 
1841 verwirklicht, 

Unterde-ssen hatten sich aut dem Gebiete der Eisenbahnpolitik in 
Osterreich bedeutsame Ereignisse in raschem Wechsel vollzogen. Nach 
Wiederkelir ruhiger politischer Verhältnisse nahm im Jahre i8,tO Freiherr 
v. Brück und später sein Nachfolger, Freiherr v. Baumgarten, die 
Action, welche Kübeck eingeleitet hatte, wieder energisch auf. Man 
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beschränkte sich nicht mehr auf den Bau neuer Bahnen, der Staat schritt 
auch an die Erwerbung" bestehender Linien ; so w^urden in Osterreich 
— wir wiederholen, dass Ungams und Italiens Eisenbahnen hier nicht in 
Betracht kommen — das Netz der Wien — Gloggnitzer Eisenbahn und 
die Krakau — Oberschlesische Bahn angekauft und vom Jahre 1850 an 
auch alle in Händen des Staates befindlichen Schienenwege, deren Betrieb 
bis dahin den anschliessenden Privatbahnen übertragen war, von diesem 
selbst betrieben. Zu Ende des Jahres 1854 besass die österreichische 
^Staatsverwaltung ein Eisenbahnnetz von 992 kmy d.i. von nahezu 70 Procent 
des gesammten, im dermaligen Cisleithanien gelegenen Eisenbahnnetzes. 
Aber schon zeigten sich die ersten Anzeichen eines nahenden Um- 
schwunges in der Eisenbahnpolitik des Staates. Am 14. September 1854 
wurde das Eisenbahn-Concessionsgesetz erlassen, dessen Bestimmungen 
noch heute in Kraft stehen und das anderen Staaten vielfach zum Muster 
diente. Wenn sich die Regierung durch dasselbe einerseits eine tief- 
greifende Einflussnahme auf die Tarife der Privat-Eisenbahnen sicherte, 
so suchte sie anderseits durch die Zusage von mancherlei Begünstigxingen 
und namentlich der Garantie der Zinsen des in neugebauten Bahnen zu 
investierenden Capitales die Privatspeculation für die Anlegung neuer 
Bahnen zu gewinnen und auch das Ausland zur Antheilnahme mit seinem 
Gelde heranzuziehen. Die Finanzlage des Staates war eine tiefernste; 
die mit allen Mitteln angestrebte Herstellung der Valuta schien unmög- 
lich geworden ; der Verkauf der Staatsbahnen, deren Rentabilität olmehin 
sehr gering war, stellte sich als letzter Versuch dar, dieser Gefahr vor- 
zubeugen. Leider konnte er nur unter grossen Opfern seitens des Staates 
durchgeführt werden. Die einzelnen Bahngebiete wurden zu Preisen ver- 
äussert, die tief unter den Anlagekosten standen. Zumeist war es aus- 
ländisches, namentlich französisches Capital, das sich der wichtigsten 
Bahnlinien bemächtigte. Schon 1855 erwarb ein Consortium, an dessen 
Spitze das Bankhaus Georg Freiherr v. S i n a stand, ausser den in Ungarn 
gelegenen Linie Marchegg — Szegedin — Temesvar, die nördliche Staats- 
bahn Brunn, bezw. Olmütz — Prag — Bodenbach und constituierte sich als 
'•k. k. priv. österr. Staatseisenbahn-Gesellschaft« ; die südlichen Staats- 
bahnen und die in Galizien gelegenen Linien^) wurden im Jahre 1858 
v(;räussert, u. zw. die ersteren, einschliesslich der Linien in Italien, an 
die >» Vereinigte südliche staats-lombardisch-venetianische und central- 
italienische Eisenbahn-(jesellschaft«, der späteren »Südbahn-Gesellschaft«, 
die letzteren zum Theile an die Kaiser Ferdinands-Xordbahn, zum Theile 
an die neuconstituierte »k. k. priv. Karl Ludwigs-Bahn*(. Im Besitze des 
Staates verblieben nur kümmerliche Überreste des wenige Jahre zuvor 
noch so umfangreichen Besitzes — und selbst diese: die iv%km lange 
Strecke Bodenbach — Sächsische Grenze, das 2 km lange Stück Kufstein — 



*) Oswi^cim — Trzebinia — Krakuu, Trzebinia — Myslowitz, Szczakowa — Granica (zusammen 
02yl'm); ferner Krakau — D^bica mit den Flügelbahnen nach Wieliczka und Niepolomice und 
D^bica- Rzeszöw. 



Iviefersfelden und die yikin lange "Wiener Verbindungsbahn standen im 
fremden Betriebe, 

Ebenso wie einst Kübecks Erlass aus dem Jahre 1841, enthielt 
auch das Con cessio nsge setz vom Jahre 1854 ein Programm der zunächst 
»aus Rücksicht auf Handel und Industrie- auszuführenden Eisenbahnen, 
Hiernach sollten drei Hauptlinien von Westen nach Osten, drei Linien 
von Norden nach Süden geschaffen und die wichtigsten Orte der Monarchie 
untereinander und mit den Nachbarstaaten verbunden werden. Das Privat- 
capital gieng rasch an die Verwirklichung des Programmes, die sich 
durch die Aussicht auf die Zinsengarantie sehr verlockend gestaltete. 
In jener Zeit entstanden ausser den drei obengenannten grossen Gesell- 
schaften noch die 'Buätehrader Eisenbahn-Gesellschaft», die »Graz — 
Köflacher Bergbau- und Eisenbahn-Gesellschaft-, welche die ergiebigen 
Kohlengebiete Böhmens und Steiermarks auszubeuten im .Sinne hatten, 
die 'Kaiser Franz Joseph-Orientbahn», die ihre Tliätigkeit allerdings vor- 
wiegend auf ungarisches Gebiet verlegte, die -Kaiserin Elisabeth-AVest- 
bahn-, die »k. k. priv. südnorddeutsche Verbindungsbahn-, die -Aussig— 
Teplitzer Eisenbahn-Gesellschaft«. Zahlreiche Concessionen wurden er- 
theilt; so für die Linien Marburg — Rrixen, Villach — Görz, Steinbrück — 
Agram, Verona — Kufstein und für die ostgalizischen Linien Lemberg — 
Przemysl — Czemowitz — Moldauische Grenze und Lemberg— Brody — Russi- 
sche Grenze, Verbindungen von grösster Wichtigkeit für die grossen 
Getreidetransporte aus Russland und Rumänien. Vollendet und dem 
Betriebe übergeben wurden in dem Zeiträume von 1854 bis 185g u. a. 
auch die schmalspurige Eisenbahn Linz — Lambach — Gmunden, die Linien 
Brunn — RovSsitz —Segen-Gottes, Kladno-Kralup, Pardubitz — Josefstadt — 
Turnau, Wien^Linz, Kufstein — Innsbruck, Aussig — Teplitz. Zu Ende des 
Jahres 1858 zählte Osterreicli rund 2400^/« Locomotiv-Eisenb ahnen. 

Die kriegerischen Ereignisse des Jahres 1859 beeinträchtigten wohl 
die Weitereutwickelung des Eisenbahnwesens, aber doch im allgemeinen 
nur vorübergehend, da die Regierung durch weitreichende Gewährungen 
von Zinsengarantien die Privatspeculation immermehr auf das Eisenbahn- 
gebiet lenkte. So wurden denn auch in den ersten Jahren des siebenten 
Decenniums viele Linien, darunter sehr wichtige Schienen Verbindungen, 
concessioniertj in Bau genommen, eröffnet. Das bedeutsamste Moment 
aus jener Zeit bildet wohl die feierliche Eröffnung der Strecke Lambach — 
Salzburg— Reichsgrenze im Jahre 1860 als der letzten Theilstrecke der 
Kaiserin Elisabeth- Westbahn. 

Auch der Doppelkrieg des Jahres 1866, der alle Kräfte Österreichs 
zur höchstmöglichen Leistung im Dienste des Vaterlandes anspannte, 
brachte nur eine vorübergehende Stockung; ja, das schwere Unglück, 
das Österreich betroffen, weckte alle Kraft, die in ihm schlummerte, zu 
neuer, frischer Thätigkeit. Der unmittelbare Anstoss zu einem rege 
pulsierenden Leben gieng von der .Staatsverwaltung selbst aus. Die Er- 
fahrungen der letzten Kriegsjahre drängten zur Vervollständigung des 
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-A'ar oder von w«^-lchen durch fünf Jahre m^-hr als die Hälfte des g^aran- 
tierten Keinf rträ^^i-^-^es beansprucht ^\-urde. Die unmittelbare Veranlassung^ 
zu d'rm Gesetze laj/ in dem auf die Dauer unhaltbaren Zustande der fort- 
während schwankenden Zuschüsse an die garantierten Eisenbahnen; die 
Wahrung der Staat.-iinteresr^en erheischte mit grosstem Nachdrucke eine 
:5oIche gesetzliche Regelung der Verhältnisse. 

Im Jahre 1879 wurde noch die Staatsbahn Tar\-i5 — Pontafel in den 
Betrieb des Staates übernommen; 1880 folgte die Erzherzog Albrecht-Bahn, 
1881 die Kaiserin Elisabeth- Westbahn, deren Betriebsnahme mit Rücksicht 
auf die gros:>e Ausdehnung dieses Bahngebietes die Errichtung der - k. k. 
Dir^-ction für Staatseisenbahnbetrieb in Wien* nothwendig^ erscheinen liess. 
^27. December 1881.) Mit dieser Betriebsübemahme wurde zugleich auch 
ein lang^-ieriger finanzieller Streit aus der Welt geschafft. Die deutschen 
Besitzer von Eisenbahnobligationen der Westbahn verlangten nämlich 
die Couponbewertung in der Goldwährung — eine Forderung, der zu 
entsprechen die Westbahn ebensowenig in der Lage war, wie die ]Melir- 
zahl der österreichischen Bahnen überhaupt. Der • Couponstreit< währte 
viele Jahre ; wiederholt wurden Fahrbetriebsmittel, ja ganze Züge, welche 
die Reichsgrenze nach Deutschland passierten, in Beschlag genommen. 
Dem wachsenden Übel begegnete man nun in erfolgreicher Weise durch 
Convertierung der Obligationen, wodurch die Ansprüche der ausländischen 
Gläubiger befriedigt wurden. Durch die Umwandlung der Eisenbahn- 
papiere in Staatspapiere entzog man die ersteren auch der Actions- 
sphäre der Börse und der Finanzinstitute. 

Im Jahre 1882 wurde der Staatsbetrieb auf die Vorarlberger-Bahn, 
1883 auf die im Pachtbetriebe der Südbahn befindliche Istrianer Staats- 
bahn ausgedehnt und im Jahre 1884 wurden auch die bis dahin von der 
obeneni'ähnten k. k. Ministerial-Commission verwalteten Linien der 
Dniester-Bahn, der Tamow — Leluchower-, der Erzherzog Albrecht-Bahn, 
der Mährischen (xrenzbahn, der Kaiser Franz Josefs-Bahn, der Pilsen — 
Priesener-, der Dux — Bodenbacher- und Prag — Duxer-Bahn in Staats- 
hietrieb übernommen. Das letztgenannte Jahr ist für die Geschichte des 
Eisenbahnwesens auch durch die Eröffnung des Betriebes auf der Arlberg- 
bahn, deren Bau im Jahre 1880 genehmigt worden war, und auf der 
Galizischen Transversalbahn von her\'orragender Bedeutung. Beide 
Bahnen sind von grosser Wichtigkeit fus Handel und Verkehr und für 
die militärischen Interessen; die Arlbergbahn ist es ganz besonders für 
die Förderung des Ackerbaues xmd der Viehzucht durch Erschliessung 
weiter Absatzgebiete in den westlichen Nachbarländern. 

Die "k. k. Generaldirection der österreichischen Staatsbahnen«, 
welche am i. August 1884 an Stelle der aufgelösten Direction für Staats- 
eisenbahnbetrieb und an Stelle der Ministerial-Commission trat, verwaltete 
zum Schlüsse des Jahres 1884 ein Eisenbahnnetz von ^o'jo kju Länge, das 
sich von Wien aus nach allen Hauptrichtungen des Reiches erstreckte. 
Das geniale Programm Kübecks war also nun nach vier Jahrzehntem 
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wenn auch nicht ffenau nach den Intentionen seines Urhebers, so doch 
in seinen wesentlichen Zügen erfüllt. Die weitere Durchführung der 
Verstaatlichung erfolgte nun allerdings nicht mehr in conaequenter Weise. 
Wohl bestand die Absicht, auf der einmal betretenen Bahn fortzuschreiten, 
aber schon mit der Verlängerung des Privilegiums der Xordbahn wurde 
der Weg verlassen — und heute befinden sich drei bedeutende Bahnnetze 
Österreichs noch in den Händen privater G-esellschaften. 

Die Krisis des Jahres 1873 und die ilir folgenden wirtschaftlichen 
Ereignissen beeinflussten die Entwickelung des Eisenbahnwesens in Of>ter- 
reich auch noch in anderer Beziehung als der eben geschilderten. Die 
von einzelnen weiterblickenden Technikern und Volkswirten wiederholt 
ausgesprochene Erkenntnis, dass bei vielen Eisenbahnen alle Vor- 
bedingungen für einen mit der Grösse, Bedeutung und Kostspieligkeit 
der Anlage je in Einklang tretenden Verkehr fehlen, drang in immer 
weitere Kreise. Dazu kam — und zwar gerade infolge der Neugestaltung 
der wirtschaftlichen Verhältnisse ^ der Umstand, dass die Nachtheile, welche 
die Ausbreitung des Eisenbahnwesens für die vom Schienennetz entfernt 
liegenden Gegenden unstreitig im Gefolge hatte, jetzt nur umso greller 
hervortreten, weil die Verschiebung des Verkehres oft mit grosser 
Raschheit und ohne Rücksicht auf thatsächlich obwaltende Bedürfnisse 
und zwingende commercielle Noth wendigkeit bewirkt wurde. In den 
letzten Jahrzehnten hatte man in Österreich vor allem der Forderung 
der Industrie die Aufmerksamkeit zugewendet, man hatte Österreich mit 
allen Mitteln in einen Industriestaat verwandelt und hiebei Land- und 
Forstwirtschaft, namentlich aber die erstere in vielfach ungünstige 
Situationen gedrängt. Eine Besserung dieser Verhältnisse, welche der 
Wohlfahrt des Landes abträglich schienen, war immer durch die Ein- 
führung der Locomotive auch in commerciell und industriell weniger be- 
deutende Gegenden möglich. So war schon in der Mitte der Siebziger- 
Jahre tlieils auf Staatskosten, theils unter Betlieiligung von Capitalisten 
eine Anzahl von -Localbahnen« entstanden, deren technische Verhältnisse 
von Eall zu Fall durch Sondergesetze geregelt wurden. Man sah sich 
aber schon sehr bald veranlasst, die Bedingungen für die Coucesslonierung 
von Localbalinen im allgemeinen auf gesetzlichem Wege festzustellen, 
um hiedurch den langwierigen parlamentarischen Weg bei der Gründung 
von Localb ahnen zu vermeiden. Das Localbahn-Gesetz vom 25. Mai 1880 
legte die Concessionierung in die Hände der Regierung, gewälirte den 
Unternehmern wesentliche Erleichterungen bezüglich der Finanzierung, 
der technischen Anlage und des Betriebes, gestattete die Festsetzung 
der Tarife innerlialb gegebener Maxim als atze, erlaubte die Benützung 
öffentlicher Strassen und erklärte in besonders berücksichtigungs werten 
Fällen die Unterstützung auf Grund fallweiser Gesetze für zulässig. Die 
Hoffnungen, die an dieses Gesetz geknüpft wurden, erfüllten sich sofort; 
bis zu Ende des Jahres 1883 zählte Österreich bereits 6i8/vh Localbahnen, 
d. i. etwas mehr als 5 Procent der Gesammtlänge der Eisenbahnen. 
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Aber schon die nächsten Jahre zeigten ein langsames, aber stetiges 
Zurücktreten des Privatcapitales; das grosse Interesse, welches dasselbe 
anfangs bekundet hatte, verringerte sich in dem Masse, als der Ausbau 
der zweifellos rentablen Linien sich vollendete und die Herstellung von 
Localbahnen sich nothwendig erwies, bei denen nicht von vornherein 
die Verzinsung des Capitales mit voller vSicherheit zu erwarten war; die 
Regierung, von der hohen Bedeutung der Localbahnen überzeugt, war 
mit der Zuerkennung von Unterstützungen bei der Finanzierung von 
Localbahnen nicht zurückhaltend ; sie suchte das Localbahnnetz auch 
dadurch zu erweitem, dass sie die grossen Eisenbahngesellschaften in 
allen Fällen, wo sich hiezu Gelegenheit bot, wie z. B. bei der Xordbahn 
anlässlich der Erneuerung der Concession für dieselbe, bei der Staats- 
bahngesellschaft u. s. w. zur Anlage von Localbahnen im Gebiete ihrer 
Bahnnetze heranzog oder verpflichtete. Über ilir wiederholtes Drängen 
wurde vom Reichsratlie im Jahre 1887 ein neues Localbahngesetz be- 
schlossen, dessen wesentlicher Vorzug gegenüber dem Gesetze vom Jahre 
1880 in der Klarstellung verschiedener Bestimmungen, so jener über die 
Finanzierung der Bahnen, über die zu gewährenden Begünstigungen u. s. w. 
zu erblicken ist. 

Das neue Gesetz brachte nicht die gewünschte und angestrebte Ab- 
hilfe. Der Stillstand in der Entwickelung des Staatsbahnwesens schien fort- 
gesetzt andauern zu wollen. Es wurden nur vereinzelt Linien concessioniert 
und vollendet; unter ihnen beansprucht die im Jalire 1888 concessionierte 
Steyrthalbahn (Steyr— Untergrünburg) insoferne ein gewisses Interesse, 
als wsie eigentlich die erste, schmalspurige Localbahn Österreichs ist. 
Da brachte das entschlossene, zielbewusste und aufrichtiger Erkenntnis 
der obwaltenden Umstände beruhende Vorgehen des steiermärkischen 
Landtages neues, kräftiges Leben in die stagnierenden Verhältnisse. 
Dieser Landtag beschloss nämlich im Jahre 1890 ein Gesetz zur plan- 
mässigen Förderung der Eisenbahnen niederer Ordnung. Hienach hat 
die Ausführung der im allgemeinen Landesinteresse gelegenen Localbahnen 
für den Fall, dass die betheiligten Interessenten die erforderlichen Geld- 
mittel nicht aufbringen können, durch die Landesvertretung zu geschehen, 
sei es nun, dass diese selbst als Concessionärin auftritt, oder dass sie die 
von Privatunternehmungen erworbenen Concessionen zur Durchführung 
bringt. Der zu diesem Zwecke geschaffene Localeisenbahnfonds darf 
aber nur dann in Anspruch genommen werden, wenn die Interessenten 
und der Staat, beziehungsweise diese oder jene allein sich an der Be- 
schaffung des erforderlichen Capitales in entsprechender, durch das Gesetz 
näher bezeichneten Weise betheiligen. Dem Beispiele Steiermarks folgten 
zunächst Böhmen und Galizien und bald darnach auch Niederösterreich, 
Oberösterreich, Krain u. s. w. Durch diese Actionen erscheint der 
Schwerpunkt des Localbahnwesens in die Landtage verlegt und die 
finanzielle Unterstützung der Localbahn-Unternehmungen seitens des 
Staates wesentlich vereinfacht und erleichtert. 
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Diese neuen Verhältnisse fanden ihren j^esetzniässiy;en Ausdruck 
in dem Localbahn^esetze vom ji. December 181)4, Eine praktische Be- 
ihätig-ung des nun zur vollen Geltung j,^elanfjten Principes der finanziellen 
Zusammenwirkung des Staates, der Länder und der Interessenten erfolgte 
zum erstenmale mit Gesetz vom Ji.Juli i8g6, durch das 22 Localbahnen 
mit einer Länge von 488 km sichergestellt wurden. 

Der Bau von Haupteisenbahnen scheint vorläufig im allgemeinen 
abgeschlossen. In der Mitte der Achtziger- Jahre wurden die Linie 
Stryj — Beskid, der vierte Schienenweg über die Karpatlien, die Linie 
Herpelje — Triest, welche im Zusammenhange mit dem vom Staate er- 
worbenen P^agebetrieb auf der Südbahnstrecke Laibach — Divacca den 
ersten Seehandelsplatz des Reiches in das staatliche Verkehrsgebiet 
einbezieht, und schliesslich auch die böhmisch- mährische Transversalbahn 
vollendet und eröffnet. Gegenwärtig schreitet eine grossartige Verkehrs- 
anlage ihrer Vollendung entgegen : die Wiener Stadtbahn, deren Bau 
auf Grund des Gesetzes vom 18. Juli 1892 bewirkt wird. An der 
Finanzierung betheiligen sich der Staat, das Land Niederö st erreich und 
die Stadt Wien. Die Durchführung des Unternehmens ist der aus Ver- 
tretern dieser drei Curien zusammengesetzten -Commission für Verkehrs- 
Anlagen in Wien- übertragen. Das Programm nimmt eine Reihe von 
Haupt- und Localbahnen in Aussicht, die in zwei Bauperioden zur Her- 
stellung gelangen sollen. In der ersten Periode sind zu vollenden: drei 
Hauptbahnen, nämlich die ly^km lange Gürtellinie, die ybitn lange 
Donaustadt- und die g-^irn lange Vorortelinie von Döbling nach Penzing; 
weiters drei vollspurige Localbahnen: die ii-^ kiti lange AVi enthalb ahn, 
die 6'o km lange Donaiicanallinie und die 4-0 hu lange innere Ringlinie. 
Der zweiten Periode ist der Bau einer Hauptbahn längs des Donaucanales 
und einer zweiten solchen Bahn in der Donaustadt, überdies die Anlage 
mehrerer Localbahnen, und zwar zum Centralfriedhof, nach Dornbach 
und nach Pötzleinsdorf, sowie zweier unterirdischer Radiallinien quer 
durch die innere Stadt vorbehalten. Die Kosten der Bahnen der ersten 
Bauperiode sind mit rund fl. 60,000.000 veranschlagt. Die Eröffnung der 
Wiener Stadtbahn wird in verkehra- und bautechnischer Hinsicht das 
Jahrhundert in würdigster Weise abschliessen. 



Zu Ende des Jalires 1848 betrug, laut der im k. k. Eisenbahn- 
Ä^nisterium bearbeiteten -Hauptergebnisse der österreichischen Eisenbahn- 
Statistik im Jahre 1896-, die Gesammtlänge aller auf österreichischem 
Staatsgebiete liegender Eisenbahnen 1071^;«; hievon waren 478*/«, d.i. 
44-63 Procent Staatseisenbahnen. In das Jahr 1898 trat Österreich mit 
1 7.428 i«i Eisenbahnen. 

Die letzten ofRciellen und daher unbedingt verlässlichen Daten über 

die Ausgestaltung, die Österreichs Eisenbalinnetz erfahren hat, liegen für 

das Jahr 1896 vor. Am Schlüsse dieses Jahres verfügte Österreich über 

ein Eisenbahnnetz von 16.795*;«; hievon waren k. k. Staatsbahnen oder 

Geseh. d. LanJ- u. ForBiwiiwch. I. Bd. Sl 
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standen im Staatsbetriebe 9078^;//, also mehr als 54 Procent sämmtlicher 
Eisenbahnen. Als Localbahnen ^^-urden ^'b^km betrieben: bSgh» waren 
Staatsei^-enthum. I^n^ 
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Das für sämmtliche österreichische Eisenbahnen ausschliesslich der 
Dampftramway vervi'^endete Anlagecapital erreichte zu dem oben an- 
gegebenen Zeitpunkte eine Höhe von fl. 1.502,415.617; an dem Baue der 
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Localbahnen, soweit diese Privateigenthum sind, hatte sich der Staat 
bis dahin mit nahezu 8 Millionen Gulden betheiligt, wälirend die Landes- 
fonds 3V3 Millionen Gulden beigetragen hatten. 
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Die in den Text eingesclialtet-m Skizzen geben noch weitere Auf- 
schlüsse über Entwickelunj; und Ausdelinung- der Eisenbahnen: wir fugen 
nur bei, dass ihrer Anordnung die Zahlenangaben der oben schon be- 
zeichneten officiellen Eisenbalinstatistik zugrunde gelegt sind. Dieser 
Statistik entnehmen wir auch die nachstehende Übersicht, mit welcher 
der vorliegende Abschnitt unserer Abhandlung über das Eisenbahnwesen 
seinen naturgemässen Abschluss tindet. 

Es betrug zu Ende des Jahres i8g6 die Gesammtlänge aller für den 
öffentlichen Verkelir bestimmten Eisenbahnen innerhalb der Grenzen des 
österreichischen Staatsgebietes ib.-;c)yi ib A-»i. 

Hievon entfallen: 

1. Nach der Art des Betriebes: 

auf Dampfbahnen i6.749'954 ^'^ 

auf elektrische Bahnen 44'245 • 

auf Drahtseilbahnen o-giy - 

Von den Dampfbahnen sind: 

Adhäsion ab ahnen 16.564*866 

Zahnradbahnen i6"620 

Gemischte Bahnen {Adhäsions- u. Zaharadbetrieb) 25-867 

Dampftramways i4;'6oi, 

U. Nach der Spur«'eite: 

auf normalspurige Bahnen i6,4i5'420-f;« 

auf schmalspurige Bahnen . . 379-696 » 

Von letzteren besitzen die Spurweite: 

von i-io6w; 27*498 ifw/ 

von 1*000 w( 59*978 ■ 

von o"jbom 2()2-220 • 

Die ersten Ilahnbauten standen in Österreich, wie in allen Ländern 
des Continentes und auch in Amerika unter dem mächtigen Einflüsse Eng- 
lands, derHeimatderLocomotiveisenbahnen. Man folgte bei derTracierung 
der Bahnen englischen Grundsätzen, man bezog die Flach- und Pilz- 
schienen, welche — auf Langhölzern oder auf hölzernem Rost gelagert 
— das Geleise bildeten, aus England; die vier- und sechsräderigen Loco- 
motiven, die voll ausgerüstet kaum 15/ wogen, kamen über den Armel- 
canal nach Österreich; die Wiener Fabrikanten mussten die Personen- 
und Lastwagen nach englischen V^orbildem bauen, die ersten Züge in 
Österreich wurden von englischen Maschinisten geführt, ja selbst für die 
Verlegung des Oberbaues berief man englische Arbeiter. Noch zu Anfang 
der Vierziger-Jahre sendete die Regierung die Ingenieure, denen sie die 
Baideitung ihrer Bahnen anvertrauen wollte, zum Studium der Eisen- 
bahnen nach Engtand. 

Aber diese Periode, in der man sich ängstlich, wie ein Kind das 
Beispiel des Lehrers nachahmt, an das Vorbild Englands hielt, währte 
nicht lange. Im Jahre 1848 lagen auf den österreichischen Bahnen bereits 
Scliienen, die aus inländischen Eisenwerken hervorgegangen waren; die 
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Locomotiven, die sie befuhren und schon 30 / und darüber wogen, waren 
öwSterreichische Erzeugnisse und zeigten in manchen Bauformen schon 
völlige Unabhängigkeit von englischem und amerikanischem Einflüsse; 
die Personenwagen, viel bequemer als früher, überdacht und mit Fenstern 
versehen, trugen österreichische Marken und österreichisches Gepräge . . . 

Die Entwickelung des Eisenbahnbaues in Osterreich seit dem Jahre 
1848 erscheint in grossen Etappen durch den Bau der Alpenbahnen 
charakterisiert. Am gewaltigsten greift w^ohl der Bau der Semmeringbahn, 
der ersten Gebirgsbahn Europas, in die Entwickelung des Eisenbahn- 
wesens ein; er lenkte dieses in ganz neue und neuartige Pfade, wälirend 
alle späteren Bahnbauten in den Alpen und Karpathen nur vervollkomm- 
neten und vollendeten, was jener begonnen. Wie schon die Tracierung 
der Bahn infolge der Vielgestaltigkeit des Gebirges auf die höhere Aus- 
bildung der geodätischen Hilfsmittel fördernd einwirkte, so hat dann 
auch die eigentliche Ausführung der Bahnanlage, die Ghega aus baulichen 
und ökonomischen Gründen dem überaus unruhigen Gelände innigst an- 
schmiegte, in die Disciplin des Erd- und Tunnelbaues viele neue, gross- 
artige, geniale Anregungen getragen. Über die Thäler und Abgründe 
spannen sich lange, hohe, nicht selten im Bogen liegende, steinerne 
Brücken; die Erdkörper der Dämme lehnen sich an kräftige Mauern, 
die dem Boden zu entwachsen scheinen; die Böschungen der Ein- und 
Abschnitte schützen Futter- und Wandmauem gegen Abrutschungen und 
Einstürze — eine ^•gemauerte Bahn« ist sie nicht mit Unrecht genannt 
worden. Die gesammte Viaductlänge beträgt fast ein Drittel, die ge- 
sammte Tunnellänge der Bahn ein Zehntel der ganzen Bahnlänge. 

Das Constructionsprincip der Semmeringbahn konnte bei der weiteren 
Entwickelung des Eisenbahnbaues nicht beibehalten werden. Zwei ge- 
wichtige Factoren drängten die Ingenieure auf andere Wege: Das Be- 
streben nach thunlicher Abkürzung der Bauzeit und die Bedingung nach 
weitgehender Herabminderung der Baukosten. . . . Diese neuen Grrund- 
sätze fanden zum erstenmale ihren scharfen, überzeugenden Ausdruck 
beim Baue der Brennerbahn, mit w^elchem die Namen Etzel, Pressel 
undThommen dauernd verknüpft sind. Die Brennerbahn — Innsbruck — 
Bozen — ist 1 25*24 it;// lang, sie steigt von Innsbruck aus im Sillthale 
zum Brennerpass empor, der in einer Seehöhe von i367'i m offen über- 
schient wird und senkt sich dann im Eisackthale bis auf 266'2 ;// Höhe 
hinab. Ihre grösste Neigung beträgt 25 pro Mille, ihr kleinster Krümmungs- 
Halbmesser 285 ;//. Bei ihrer Anlage kam überall das Bestreben zum 
Durchbruche, nur Constructionen anzuwenden, welche bei voller Wahrung 
der Sicherheit und Güte der Anlage die geringsten Arbeitsleistungen 
erfordern. Darum sind Mauern, Brücken und Viaducte auf das kleinste 
Ausmass beschränkt; der Steinbau tritt zurück, der Erdbau aber in den 
Vordergrund; das System des Rohbaues und der Vereinfachung der Aus- 
führung erscheint geradezu auf die Spitze getrieben. Ein eigenthümliches 
(xepräge verleihen die Wasserbauten den Anlagen der Brennerbahn. Wir 
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sehen die Gewässer aus ihren alten Betten verdrängt und wiederholt in 
sogenannte 'Bachtunnels« durch die Felsen geleitet; die Thal sohlen wurden 
nicht selten gehoben, die Böschungen der Einschnitte durch grossartige 
Drainagen entwässert, die Dämme durch kühne Uferschutzbauten ver- 
sichert. Interessant sind die -Kehrtunnels«, die hier zum erstenmale aus- 
geführt wurden spater beim Haue von Gebirgsbahnen, namentlich beim 
Baue der Gotthardbahn Nachahmung fanden, und fast im vollen Halb- 
kreise angelegt, die Bahn an der gleichen Thallehne liin- und zurück- 
führen. Schliesslich darf nicht unerwähnt bleiben, dass bei der Disposition 
und Durchführung der Erdarbeiten viele neue Methoden ihre erste An- 
wendung im grossen fanden, 

In der Eisenbahnbau-Periode, die mit dem Jahre 1867 beginnt, wird 
der Grundsatz »Schnell und billig- bis in seine letzten Consequenzen 
verfolgt Leider gerieth man vielfach auf Irrwege, Das System der Be- 
triebsgarantie liess es vortheilhaft erscheinen, die Bauzeit auf Kosten der 
Güte und Betriebssicherheit der Bahnen nach Kräften abzukürzen. Viele 
der in jener Zeit ausgeführten Bahnen trugen den Charakter minder sorg- 
faltiger Anlage und nicht selten musste das Lastenconto des Betriebes 

für die »Ökonomie- beim Baue büssen 

Aber dennoch — ja \-ieIleicht gerade infolge dieser Verhältnisse, 
welche den Bauingenieur zwangen, besonders die Methoden der Bau- 
ausführung zu vertiefen imd zu vervollkommnen — förderte diese Bau- 
periode wesentlich alle DiscipHnen des Eis enb ahnbau es, besonders aber 
jene des Erd-, des Tunnel- und des Brückenbaues. Von grossem Einflüsse 
waren in dieser Hinsicht die Bahnbaiiten in den Karpathen und Alpen, 
die den Ingenieur vor viele schmerige Probleme stellten und ihn gleichsam 
vorbereiteten für die hochbedeutsame Aufgabe, ein Schienenband über 
die Höhen des Arlberges zu schlagen. Hier zeigte sich nun, in über- 
raschender Vervollkommnung, auf einem Punkte zusammengedrängt, was 
Österreichs Eis enb ahn -Ingenieure seit der Semmeringbahn erfahren, er- 
lernt, errungen hatten 

Schon mit Beginn der ernsteren ofRciellen Studien über die Arl- 
bergbahn galt das allgemeine Hauptaugenmerk der Durchtunnel ung des 
Arlbergjoches. Zuletzt traten hauptsächlich zwei Projecte in Wettbewerb 
Xördling empfahl einen eingel eisigen, hochliegenden, kurzen Tunnel, 
während zahlreiche Betriebstechniker für einen zweigel eisigen, tiefer- 
liegenden, längeren Tunnel eintraten und schliesslich mit ihren An- 
schauungen siegten. 

Von Innsbruck aus mit verhältnismässig sanften Steigungen im Inn- 
thale emporführend, zieht die Arlbergbahn von Landeck an im Thale der 
Rosanna steil gegen St. Anton hinauf, durchbricht hier, 1 300 tn über dem 
Meere den Felsstock mit einem zweigeleisigen Tunnel von 10. 250 m Länge 
und senkt sich dann im Klosterthale nach Bludenz hinab. Sie ist 135-2^;»^ 
lang; ihre grösste Steigung beträgt 30 pro Mille, ihr kleinster Bogen- 
halbme.sser 250/«. Ihre Bauart bewegt sich zwischen jener der Brenner- 
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und der Semmeringbahn. Einfache Dammbauten wechseln mit Trocken- 
und Mörtelmauem, Lehnenviaducte mit gewölbten und eiseimen Brücken; 
gewölbte Viaducte fuhren die Wasserläufe über den Bahnkörper, während 
hölzerne Schutzdächer ihn gegen die Lawinengänge schützen. 

Von der Anwendung der Kehrtunnels, die sich bei der Gotthard- 
bahn trefflich bewährten, hat man bei der Arlbergbahn Umgang genommen 
— nicht immer zum Vortheile des Ganzen, denn die Bahn läuft gegen 
Bludenz zu immer hoch an der Berglehne hin und kommt den Thal- 
bewohnem wenig zugute. 

Der Haupttunnel, dessen Bau vom Juni 1880 bis September 1884 
dauerte, wurde von den beiden Tunneleingängen in St. Anton und Langen 
in Angriff genommen. Zum Aufbruche des den eigentlichen Tunnelarbeiten 
voraneilenden Sohlstollens dienten auf der Ostseite die Stossbohrmaschinen 
Ferroux', die mit comprimierter Luft betrieben werden, auf der West- 
seite die Drehbohrmaschinen Brandts, welche Wasser mit 100 Atmo- 
sphären Druck bethätigt. Zur Sprengung wurde Dynamit verwendet, die 
Ventilation besorgten grossartige maschinelle Einrichtungen. 

Fast gleichzeitig mit dem Bau der Arlbergbahn vollzog sich der 
Ausbau der galizischen Transversalbahn und ihrer Zweiglinien — eines 
Netzes von 555 km Länge — das infolge der Durchquerung zahlreicher 
Thäler und der Schwierigkeit der Beschaffung guten Baumateriales an die 
fachliche Tüchtigkeit der Ingenieure grosse Forderungen stellte. Wenn 
auch den österreichischen Ingenieuren seither nicht mehr Gelegenheit 
gegeben wurde, an einem einzigen grossen Hauptwerke die Fortschritte 
ihres Könnens und Wissens in imposantem Umfange zum Ausdrucke zu 
bringen, so haben die einzelnen Bahnbauten des letzten Decenniums doch 
das Eisenbahnbauwesen im allgemeinen rastlos fortentwickelt und der 
Bau der Wiener Stadtbahn wird dies in glänzender Weise darthun. 

Bemerkenswert ist der mit der Arlbergbahn eingeleitete Übergang 
zum Steinbau der Brücken und Viaducte. Dank der sorgfaltigen Er- 
probung des Materiales und der guten Cemente, die zur Verfügung stehen, 
können Constructionen in Anwendung kommen, welche den kühnen 
I^rückenbauten in Eisen würdig zur Seite stehen. 

Im Jahre 1890 begann die Nordbahn, Beton an Stelle des Stein- 
baues in grösserem Umfange zu verwenden und dem Moniersystem — 
dem Brückenbausystem in Stein und Eisen — auch im Eisenbahn- 
brückenbau Eingang zu verschaffen. 



Der Eisenbahnoberbau zeigte im Jahre 1848 noch alle Spuren jener 
unsicher umhertastenden Entwickelung, welche der feststehenden wissen- 
schaftlichen Basis und klar sprechender, weit reichender Erfahrungen 
ermangelt. Dennoch hatte sich bereits in allgemeinen Umrissen das 
Geleisesystem der Zukunft herausgebildet: die breitfüssige Schiene auf 
hölzernen Querschwellen, letztere allerdings noch auf einigen Bahnen 
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durch Langschwellea zu etnt;m kräfti^^en Roste verbunden. Aber welche 
Musterkarte von Querschnitten bietet zu Ende der Vierziger- und 
Anfanjr der Fünfziger- Jahre das Bild der .Schienenprofile! 

Jede Bahn Verwaltung gieng nach ihren 
besonderen Ideen vor; es fehlte ein 
(geistiger Mittelpunkt, der aber schon im 
Jalire 1850 durch die Gründung des Ver- 
eines deutscher Eisenbalinverwaltungen 
geschaffen wurde. Eine seiner ersten 
riiaten war es, durch Festsetzung der 
Raddrucke der Locomotiven einerseits und , 
durch Angabe von Dimensionsgrenzen lur 
die .Schienen anderseits in die Entwickelung 
des Oberbaues einheitliche Uestrebungen 
zu bringen. 

.\ber auch in Bezug auf das ange- 
wendete Materiale vollzog sich in jenen 
Jahren ein gründlicher Umschwung. Die 

ersten .Schienen waren aus Walzeisen erzeugt, das seiner Weichheit wegen 
eine rasche Abnützung der .Schiene zur Folge hatte. Diese Abnützung trat 
noch greller hervor, als die Reifen der Räder aus Stahl geformt wurden. 
Das Abbröckeln, das Zerblättem der Schiene steigerte sich und drängte 
dazu, auch letztere aus Stahl zu erzeugen. Den ersten Versuch unternahm 
die Buschtiehrader Bahn, indem sie im Jahre 1855 Eisenschienen mit Stahl- 
kopf verlegte. Erspamisrücksichten hatten zu dieser Coustniction ver- 
leitet, die sich nicht bewährte. Die beiden verschiedenartigen Materialien 
bekundeten eine heftige Abneigung gegen ihre Verbindung und trennten 
tiich voneinander. Die Ablösung der Stahllage auf grössere Längen ge- 
hörte nicht zu den Seltenheiten. In diesem Umstände darf woh! die Ver- 
anlassung zur Anwendung der .Schienen aus Puddelstahl erblickt werden, 
das ist jener .Schienen, welche aus einzelnen Stahlplatten durch Schweissung 
derselben und nachfolgende Auswalzung der Masse erzeugt wurden. Die 
erste Verwendung und Ausbreitung dieser Schienen gieng, begünstigt 
durch das vortreffliche Rohmaterial, wesentlich von Österreich aus. 
Xamentlich machte sich die Kordbahn um die Ausbreitung und Aus- 
gestaltung der Stahls cliienen in hohem Grade verdient; sie construierte 
ein Schienenprofil leichter als jenes der Eisenschienen, aber bedeutend 
widerstandsfähiger als dieses. 

In den ersten Jaiiren des siebenten Decennlums vollzog sich nun 
aber ein hütten technisch es Ereignis von weittragender Bedeutung : Henry 
Bessemer, den man vor kurzem zu Grabe getragen, vervollkommnete 
zu dieser Zeit seine epochemachende Erfindung der Stahlbereitung. Der 
grosse, unschätzbare Vortheil der Stahlschienenfabrication nach dem 
Systeme Bessemers oder auch nach jenem von Martin — der Unter- 
-schied beider Systeme liegt nur in dem Vorgange der Reinigung und 
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Entkohlung" des zu verarbeitenden Roheisens — besteht in der Er- 
zeugung der Schienen aus Gussblöcken, anstatt aus zusammengeschweissten 
Packeten. Wiederum war es die Nordbahn, die in der Verwertung dieser 
Erfindung allen anderen Bahnen, auch jenen Deutschlands, voranschritt: 
auf ihren Linien lagen zu Ende des Jahres 1871, zu welcher Zeit die 
meisten Bahnen erst an die Einführung der Stalilschienen schritten, schon 
über 1^0 km Geleise mit Stahlschienen, die theils nach Bessemers, theils 
nach Martins Verfahren aus kärntnerischem und oberungarischem Roh- 
eisen erzeugt waren. 

In den Siebziger- Jahren nahm der Verkehr auf den Eisenbahnen 
Österreichs ausserordentlich zu; die Zugsgewichte und Fahrgeschwindig"- 
keiten wuchsen in bedeutendem ]Masse, in gleichem Grade steigerte sich 
natürlich das Gewicht der Locomotiven und mit ihm die Belastung der 
Locomotivachsen. Die bestehenden Geleiseconstructionen erwiesen sich 
als überangestrengt und den Eisenbahnverwaltungen erwuchs die Auf- 
gabe, dieselben zu verstärken und zu versteifen. Hiebei gieng jede Ver- 
waltung ihre eigenen Wege; im Jahre 1881 standen auf Österreichs 
Bahnen nicht weniger als 3 1 verschiedene Oberbausysteme (Stahlschienen 
auf Querschwellen) in Verwendung. In voller Würdigung der grossen 
wirtschaftlichen Vortheile einer einheitlichen Durchbildung des Oberbaues 
Hess das k. k. Handes-Ministerium im Jahre 1883 durch eine Commission 
hervorragender Fachmänner ein Oberbau-Normale ausarbeiten, das aber 
keine allgemeine Anwendung fand. 

Die fortwährend anwachsende Inanspruchnahme des Oberbaues Hess 
die Frage seiner Ausgestaltung nicht zur Ruhe kommen; die Weltaus- 
stellung in Paris lenkte die Aufmerksamkeit in erhöhtem Masse auf die 
Verhältnisse in Frankreich und Belgien, wo über einen Oberbau mit 
«Goliathschienen« von 42 bis 52 A^ pro Meter Locomotiven mit 17 / Achs- 
druck und mit Geschwindigkeiten von 90 bis 1 00 km in der Stunde ver- 
kehrten. Man konnte sich der Überzeugung nicht verschliessen, dass 
der Oberbau der österreichischen Bahnen mit Schienen von kaum 40 kg 
pro Meter den Anforderungen der allernächsten Zukunft nicht entsprechen 
werde und mit erhöhtem Eifer schritten alle Verwaltungen der Hauptbahnen 
an Studien und praktische Versuche In diesem Stadium der Um- 
gestaltung und Entwickelung befindet sich gegenwärtig der Oberbau 
der österreichischen Eisenbahnen. 

Hiebei kommen ausser den Schienen und ihrer Befestigung noch 
zwei andere Constructionstheile in Betracht: Die Schwelle und der 
Schienenstoss. 

Österreichs grosser Reichthum an Holz drängte schon von allem 
Anfange auf die Anwendung dieses Baustoffes. Das beste und meist- 
gebrauchte Materiale lieferten und liefern wohl noch heute die Eichen- 
wälder Ungarns und Croatiens; daneben findet sich in reichem Aus- 
masse das Holz der Kiefern, Tannen und Fichten ; die Lärche spielt eine 
untergeordnete Rolle; die Buche findet erst in neuerer Zeit und namentlich 
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bei der Südbahn, deren Linien in priichtige Buchenwaldun^^en fuhren, 
Anwendung. Um die Lebensdauer der Schwellen zu erhöhen, werden 
sie mit Stoffen getränkt, welche dem Faulnisprocosse des Holzes 
bis zu einer gewissen Grenze erfolgreich entgegenwirken. Die Nordbahn 
machte in den Fünfziger-Jahren die ersten derartigen Versuche, die aber 
nicht von praktischem Erfolge waren. Erst im Jahre 1862 kam die 
Tränkung der Scliwellen mit Chlorzink auf dieser BaJin zur dauernden 
Einfuhrung und fand dann auch bei den anderen Bahnen rasch Eingang. 
Gegenwärtig ist weit über ein Drittel aller hölzernen Schwellen der 
österreichischen Bahnen imprägniert; als Tränkungsmittel dienen Zink- 
chlorid {System Burnett), Kupfervitriol (System Boucherie) und Theeröl- 
Creosot (System Bethel und Blythe). Durch die allgemeine Einführung 
der Tränkung derSchwellen wird einerseits der fortschreitenden Verwüstung 
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unserer Wälder ein kräftiger Hemmschuli angelegt, anderseits aber auch der 
Preis der Schwellen in jenen Grenzen gehalten, die eine Anwendung der 
eisernen Schwellen unökonomisch erscheinen lassen, und zwar umsomehr, 
als einerseits infolge der Eisencartelle und anderseits infolge des Mangels 
an Wass erstras sen, welche eine billige Zufuhr der RohstoiTe ermöglichen 
würden, sich die Eisenpreise auf bedeutsamer Höhe erhalten. In der 
That hat dieser Umstand bis heute die unumschränkte Herrschaft der 
Holzschwellen auf Österreichs Bahnen ermöglicht. Waren an und für 
sich die Versuche mit ganz eisernem Oberbau nur bescheidene, so haben 
überhaupt nur drei Systeme grössere Anwendung gefunden: Das Lang- 
schwellensyslem Hoheneggers auf der Nordwestbahn, das Langschwellen 
System Battig — De-Serres auf den Linien der k, k. priv. Staats eisenbahn- 
Gesellschaft und das Querschwellensystem Heindls, das sich durch eine 
fachgemässe und dauerhafte Schienenbefestigung auszeichnet. Der eiserne 
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Oberbau Heindls lie^ derzeit in Osterreich auf 82 km und in Deutsch- 
land auf 1268 km offener Strecke, gewiss ein sprechender Beweis seiner 
Güte und Bedeutung". 

Der *SchienenstosS' bildet noch heute, wie vor 50 Jahren, den 
schwächsten Punkt des Geleisebaues, obwohl er zeither vielfach vervoll- 
kommnet und verbessert wurde. Beim Stuhlschienen-Oberbau der ersten 
Bahnen nahm ein kräftiger Schienenstulil die beiden Schienenenden 
auf, wobei zwischen Scliiene und Stuhlbacken eiserne Keile eingetrieben 
wurden. Als die breitfüssige Schiene zur Einführung gelangte, lagerte 
man beide Schienenenden auf eine kräftige Stossschwelle und befestigte 
sie auf dieser mit Nägeln oder Schrauben. Später fanden — nach dem 
Vorgange der Wien — Gloggnitzer Bahn — eiserne Unterlagsplatten mit 
Randleisten allgemeine Verbreitung. Im Jahre 1849 regte die Kaiser 
Ferdinands-Xordbahn zuerst in Osterreich und Deutschland die Verwen- 
dung von Flacheisen — Laschen — zur Verbindung der Schienenenden 
an. Die Construction fand rasch Eingang und fortgesetzt weitere Aus- 
bildung und Verstärkung. An Stelle der F^lachlaschen traten bald Winkel- 
laschen, ebenso wie an Stelle des festen Stosses, bei dem die Schienen- 
enden auf den Schwellen lagern, schon in den Siebziger-Jahren der 
-schwebende Stoss'<, bei dem die Schienenenden zwischen zwei nahe- 
liegenden Schwellen frei überhangen, zur Einführung gelangte. In jüngster 
Zeit werden auf Österreichs Hauptbahnen verschiedene Stossconstruction 
erprobt. Die Versuche sind noch nicht zum Abschlüsse gelangt. Die 
Wiener Stadtbahn führt ein neues System ein: Die >»Stossfangschiene-<, 
bei welcher Anordnung das Rad durch eine kräftige, auf den beiden 
Stossschwellen ruhende Schiene über den vStoss^ geleitet wird. 



Die Locomotiven, welche zu Finde der Vierziger-Jahre auf den öster- 
reichischen und deutschen Eisenbahnen verkehrten, besassen im allgemeinen 
Dienstgewichte von 25 bis 34 Tonnen ; die Zahl der gekuppelten Treib- 
räder betrug vier bis sechs, der Dampfdruck stieg auf fünf bis sieben 
Atmosphären und die Leistungen erreichten auf horizontaler Bahn schon 
800 bis 1000 Tonnen. 

Die Ausführung der Semmeringbahn bewirkte auch im Locomotiv- 
baue einen F^ortschritt, der — ohne Übertreibung ist es gesagt — von 
derselben hervorragenden Bedeutung war, wie jener, welcher durch den 
Wettkampf von Rainhill charakterisiert erscheint. Die preisgekrönte 
-Bavaria« hatte ein Dienstgewicht von 67*2 Tonnen, das durch die Kuppe- 
lung der vier gekuppelten Achsen der Locomotive mit den drei ge- 
kuppelten Achsen des Tenders in seiner Gesammtheit zur Hervorbrin- 
gung von Adhäsion nutzbar gemacht war. Sie arbeitete mit sieben Atmo- 
sphären Dampfdruck und durchlief bei den Probefahrten die stärksten 
Steigungen von 25 Procenten mit einer Last von 148 Tonnen und mit 
einer Geschwindigkeit von 18-5 km in der Stunde. Wie schon erwähnt, 
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jasierte Engerth auf den Krj^ebnissen der Preisausschreibung, sowie aut ^^^^| 
mehrjährigen Erfahrungen und Studien dio Construction seiner Bery- ^^H 
ocomotivp, die aber auf der Semmeringbahn nur vorübergehend Anwen- ^^H 
düng fand. Bei ihr erfolgte die Übertragung der Bewegung auf die für ^^^H 
«ch gekuppelten Tenderachsen mittelst dreier Zahnriider; nur die richtige ^^H 
Zusammenhängung zwischen Locomotive und Tender hat sich bewährt, ^^^H 
das Zahnradgetriebe erwies sich aber ala wenig dauerhaft. ^^H 
Österreich nahm nun unausgesetzt hervorragenden Antlieil an der ^^H 
\usgestaltang der Locomotive ; manche Einzflheiten, die weit über Öster- ^^^| 
reichs Grenzen hinaus zur .\nwendung gelangten, giengen von Öster- ^^H 
reichischen Ingenieuren aus. Wie beim Oberbau verfolgten auch beim ^^H 
-ocomotivbau die einzelnen Bahnverwaltungen ihre besonderen Wege und ^^H 
Kur Zeit der Wiener Weltausstellung (1873) standen zahlreiche Bauarten ^^H 
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n Verwendung. Doch begannen schon damals in der Construction dv 
.ocomotiven neue Anschauungen und Grundsätze sich geltend zu machen 
A-elche auch allmälilich zur vollen Herrschaft gelangten. Bis daliin laj, 
1er vorherrschende Zug des Locomotivbaues in dem Bestreben, die Zug 
icraft der Locomotive durch die Vermehrung und Verlängerung de 
■"euerrolire zu erhöhen ; so entstanden schwere Locomoüven mit grossen 
\dhäsionsgewichte, das mit der Dampfproduction des Kessels nicht in 
linldange stand. Zu Ende des siebenten Decenniums begann man, durcl 
lie Vergrösserung der Rostflächen und durch günstige Verhaltniss 
wischen der Heizfläche der Feuerkisten und jener der Siederohre di 
dampfproduction ohne Forcierung der Feuerung dem Adhasionsgewicht 
nzupassen, so dass die Locomotiven pro Quadratmeter Heizfläche eir 
ziel geringeres Gewicht besassen als früher. Mit der Achsbelastung gien^ 
nan schon damals auf zwölf Tonnen, um sie zehn Jahre später auf vier 
ehn Tonnen zu steigern. 


J 



Gegenwärtiij stehen für Personen- und Schnellzüge fast ausschliesslich 
Locomotiven mit zwei gekuppelten Achsen und vorderem zweiachsigen 
Drehgestelle, für Güterzüge Locomotiven mit drei- und viergekuppelten 
Achsen in Verwendung. Zu Ende der Achtziger-Jahre wurden die ersten 
Verbundlocomotiven, bei denen der Dampf zuerst mit hohem Drucke in 
kleinerem, dann mit niedrigerem Drucke in grösseren Cylindem wirkt, 
also in hohem (irade ausgenützt wird, iu Dienst gestellt. An ihrer Ver- 
vollkommnung hat sich auch ein Österreichischer Ingenieur, Gölsdorf, in 
erfolgreicher Weise betheiligt. Die neueste Verbund! ocorootive der k. k. 
österreichischen Staatsbalmen vermag bei einem Dieustgewichte von rund 
56 Tonnen auf Neigungen von 10 pro Mille Züge von 210 Tonnen 




Gewicht mit einer Geschwindigkeit von 60 im in der Stunde bergan zu 
fördern . . . welch gewaltiger Unterschied gegenüber den ersten Loco- 
motiven der Xordbahnl 

Wie die Bahningenieure bei den ersten Bahnbauten sich ängstlich 
an die Grundsätze für Strassen- und Canalanlagen hielten, so konnten 
sich auch die Constructeurc der Personenwagen nicht sofort von dem 
Vorbilde der Postkutschen befreien. Erst allmählich mit dem steigende» 
Verkehre, mit der Einführung der Nachtzüge und der Ausdehnung der 
Reisen machte sich das dringende Bedürfnis geltend, eigene Wege zu 
wandeln und den verschiedenen Anforderungen der Reisenden an Bequem- 
lichkeit und Sicherheit bei der Fahrt Rechnung zu tragen. In dieser 
Beziehung bot die Weltausstellung in Wien im Jahre 1873 schon ein sehr 
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übersichtliches Bild der FortsL-hritte im Bau der Personenwaj^en iu den 
25 Jaliren, welche unter der Regierung des Kaisers Franz Joseph I. in so 
segensreicher Weise verflossen waren. Neben den Coupewagen, die sich 
auf den österreichischen Bahnen allgemein eingebürgert hatten, zeigten 
sich schon — allerdings nur für Reisende der ersten Classe bestimmt — 
Coupewagen mit Intercommunication, mit Toilette und Schlafeinrichtung; 
auf der Kaiserin Elisabeth- Westbahn liefen zu jener Zeit schon die ersten 
Scldafwagen der Compagnie internationale des Wagons-lits, deren Aus- 
stattung wie ein Wunder aus orientalischen Märchen erschien. An Stelle 
der Stearinkerzen zur Beleuchtung der Wagen war Ol und Petroleum 
getreten, ja, die Kaiserin Elisabeth- Westbahn Hess schon seit 1861 Wagen 
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mit Gasbeleuchtung verkehren. Der Ventilation schenkte man grössere 
Aufmerksamkeit; die Öfen und Wärmeflaschen verschwanden aus den 
Wagen und wurden zu Anfang der Siebziger- Jahre durch die Luftheizung 
nach Thamm & Rothmüllers oder durch die Dampfheizung nach Haag's 
-System ersetzt. Durch sorgfaltige Anordnung der Federn suchte man den 
(iang der Fahrzeuge ruhiger und durch Erhöhung der Eleganz der 
inneren Ausstattung das Reisen angenehmer zu gestalten. Die einheitliche 
.\usfülirung hinsichthcli Radstand und PufFerhöhen, wie auch hinsichtlich 
der Haupt- und Nothkuppelungen — bedingt durch die Verordnung des 
Handels-Ministeriums aus dem Jahre i86j — ermöglichte den Durchlauf 
der Personenwagen über verschiedene Bahnlinien ; die Zeiten waren 
längst vorüber, wo an einem Hofwagen auf jeder Seite sechs elastische 



J 
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Puffer in viracliiedeiien Mühen und Weiten angebracht werden niussten, 
um seinen -Durchlauf- über mehrere Bahnen zu ermöylichen. 

Die weitere Entwickelunjf des Baues der Personenwagen bewegte 
sich nun gleichmässig in den eingeschlagenen Bahnen. Man war ängstlich 
darauf bedacht, jede Eisenbahnfahrt, sie mag stunden- oder tagelang 
dauern, von den Eigenschaften des Anstrengenden, Belästigenden, des 
Ungesunden und Unangenehmen zu befreien und ihr auch in den Augen 
des Reisenden selbst den Charakter unbedingter Sicherheit zu verleihen. 
Dieser in allen Eisenbahn Staaten herrschenden Tendenz trugen aucli die 
österreichischen Eisenbahnen in vollem Masse Rechnung. Die für den 
Fernverkehr s(i unbequemen "Wagen nacli dem reinen Coupesystem sind 




naliezu verschwunden; die Coupöwagen mit Seitengang bilden diei^ 
Garnituren der Schnell- und Postzüge. Die Sitze sind breit und zweck-I 
massig; elektrisches Licht oder Gaslicht erhellt die Coup6s, die Gang«-! 
und Aborte, die in keinem Wagen mehr fehlen; Heiz- und Lüftuagfs-| 
Vorrichtungen, Intercommunicationssignale, "Wandkarten, TliermometerJ 
kleine Tische zum Aufschlagen und Niederlassen — jeder Reisende würdel 
sie heute schwer vermissen. Die langen, schweren Wagen sind auf be-fl 
weglichen Drehgestellen gelagert, deren vortreffliche Federung diel 
Schienenstösse kaum bemerken lässt. Die vierachsigen Wagen beginaenl 
sich immer mehr einzubürgern; die dreiachsigen Wagen — kein« 
glückliche Idee — verschwinden allmählich und — wie überall - 
bricht man auch beim Bau der Personenwagen mit der nicht 
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zweckmässigen Überlieferung. Freilich ist auch das todte Gewicht der 
Wagen bedeutend anjf ewachsen ; denn während bei den ersten Personen- 
wagen der Österreichischen Bahnen auf einen Reisenden kaum 400 Ivilo- 
yramm Wagengewicht entfielen, beträgt dieses Einheitsgewicht bei den 
vierachsigen Durchgangs wagen, welche gegenwärtig die Luxuszüge 
der Österreichischen Staatsbahnen bilden, mehr als anderthalb Tonnen. 

Dem Gütertransporte hatte man bei den ersten Eisenbahnen geringe 
Ileachtung geschenkt, weil man ihm auch geringe Bedeutung beilegte. 
Wie auf den Landstrassen, so beförderte man auch auf den Eisenbahnen 
die Güter auf offenen Wagen und schützte sie gegen die Unbilden der 
Witterung durch Decken und Piachen. Als aber der Güterverkehr auf 
tien Bahnen .licli in ungeahnter AVeise entwickelte und d<T Sfliworpiuikt 




des ganzen Verkehres schliesslich in ihm allein lag, erkannte man 
die Xothwendigkeit, der Construction der (iüterwagen grössere Sorgfalt 
zu widmen und man bestrebte sich, beim Bau derselben ein besonderes 
Augenmerk auf die thunliche Femhaltung des schädlichen Einflusses der 
\ässe, auf erhöhte Tragfähigkeit, auf Vergrösserung des Laderaumes, 
auf Herabmindening des Eigengewichtes und auf die Dauerhaftigkeit der 
Wagen zu richten. Bis in die Mitte der Fünfziger- Jahre besassen die 
Güter^\'agen mit zwei und vier Achsen nur fünf Tonnen Tragfähigkeit ; 
in den Sechziger- Jahren ist dieselbe bereits auf zehn Tonnen erhöht; die 
Wagenkästen ruhen in der Regel nur auf zwei Achsen und das Leer- 
gewicht liegt bei fünf bis sechs Tonnen; die modernen, zweiachsigen 
Güterwagen sind sechs bis neun Tonnpn schwer; das Gewicht ihrer 
Ladung kann i; bis 15 Tonnen betragen. 
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Allmählich hatte sich auch die Xothwendiykeit erg-eben, für die 
Beförderung gewisser Güter Wagen einzurichten, welche deren Eig-en- 
heiten in solchem Grrade angepasst sind, dass diese Güter auch bei lang- 
andauernden Transporten keinen Schaden erleiden und dass ihre Ver- 
ladung rasch, billig und zweckmässig erfolgen kann. Von diesen 
* Specialwagen« sei zunächst der Viehtransportwagen gedacht. Bis in 
die Siebziger- Jahre zeigte sich bei der Beförderung von Thieren w^enig 
Humanität. Das Vieh stand in offenen Hochbordwagen, den Unbilden 
der Witterung preisgegeben, quer zur Längenachse der Bahn gestellt, 
so dass die Körper beim Anhalten und Anfahren aufeinanderprallten. 
Erst später gieng man zu geschlossenen Wagen oder auch zu Wagen 
mit offenem Kastengerippe — ohne Verschalung — über; für Schafe und 
Schweine verwendete man auch zweietagige Wagen. An eine Fütterung 
. der Thiere dachte niemand. Auf solche Weise kam es, dass der Eisen- 
bahntransport den Wert der Ware wesentlich verminderte. . . . Hatte 
doch bei einem Ochsentransport von Czemowitz nach Wien jedes Stück 
Vieh durchschnittlich 44 Pfund an Gewicht verloren! 

Dem österreichischen Ackerbau-Ministerium gebürt das hohe Verdienst, 
auf eine Verbesserung der Verhältnisse beim Viehtransport energisch 
hingewirkt zu haben. Über seine Veranlassung wurden zu Anfang der 
Siebziger- Jahre mit den Transportwagen Reids auf der Kaiser Ferdinands- 
Nordbahn Versuche durchgeführt, welche die Bedeutung zweckmässigen, 
guten Transportes für den Wert der lebenden Ware so augenscheinlich 
documentierten, dass die Bahnverwaltungen mit dem alten Systeme ent- 
schieden brechen mussten. In R eids Wagen stehen die Vierfiissler parallel 
zur Achse; es sind Krippen mit Raufen vorhanden, ebenso Wassertröge, die 
von aussen gefüllt werden können. Bei einer Beförderung von Czernowitz 
nach Wien in diesen Wagen verlor bei den Versuchsfalirten ein Ochse 
durchschnittlich nur 11 Pfund an Gewicht. 

Für die Beförderung von Pferden, besonders Luxuspferden, die ja 
besonderer Rücksichtnahme bedürfen, haben sich verhältnismässig früh- 
zeitig auch besondere Einrichtungen eingebürgert. Die Güterwagen für 
Kühlung und Heizung gehören dagegen wohl erst — wenigstens in ihrer 
praktischen Vollkommenheit — der neueren Zeit an. Die Ausfüllrungen 
sind verschiedenartig, je nach dem Verwendungszweck der Wagen für 
die Beförderung von Bier, von Fleisch, oder von Butter und Milch, von 
Fischen u. s. w. Auch die Wagen für Flüssigkeiten, namentlich Petroleum, 
wären zu erwähnen; sie hatten früher Gefasse in Kastenform, werden 
aber in neuerer Zeit fast ausschliesslich mit walzenförmigen, liegenden 
Kesseln gebaut, die mit Pumpen zum Heben und mit Rohrleitungen zum 
Ablassen des Inhaltes ausgerüstet sind. Auf einzelnen Bahnen haben 
sich für gewisse Transporte, die hier unter eigenartigen Verhältnissen 
stattfinden, besondere Constructionen der Güterwagen herausgebildet, so 
z. B. für die Beförderung von Holzkohlen, Zuckerrüben, Kalk, Wein, 
von Gastheer, Säuren u. s. w\ Im allgemeinen darf wohl gesagt werden, 
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dass die österreichischen Bahnen in neuester Zeit in der Specialisierung' 
der Güterwajren-Confitnictionen dem Auslande kräftig nachgeeilt sind, 
und heute keinem Staate Europas in dieser Beziehung nachstehen. 



Der Betrieb der ersten Eisenbahnen spielte sich in Österreich wie 
überall in den einfachsten Formen ab, Regelmässiy;e Nachtfahrten auf 
grössere Entfernungen wurden — zuerst in Österreich und Deutschland 
— von der Nordbahn zwischen Wien und Brunn im Jahre 1844 ein- 
geleitet. Das Signalwesen beschränkte sich damals auf die Anwendung 
verschiedenfarbiger Fahnen am Tage und brennender Pechpfannen zur 
Nachtzeit. Abfahrt und Ankunft der Züge wurden — noch 1847 — nur 
für die wichtigeren Stationen auf Viertelstunden berechnet und auf den 
Falirplänen bekanntgegeben — die Lastzüge verkehrten zum Theil nocli 
in den Sechziger-Jahren ohne bestimmte Fahrordnung. Perrons in den 
Stationen kannte man nicht ; die Bahnhöfe selbst zeigten durcliaus pri- 
mitive Anlage — bedeckte doch der Nordbahnhof im Jahre 1839 nur 
eine Fläche von 2-$/ia mit igooin Geleisen und 7 Wechsel wahrend 
er heute auf ()Z //a Fläche 88^/« Geleise und 416 Wechsel besitzt. 

Allmählich aus den Bedürfhissen des Verkelires heraus entwickelte 
sich die heutige hohe Ausbildung des Betriebes. Wir können diese Ent- 
Wickelung selbstverständlich nicht im einzelnen verfolgen — nur einige 
wenige wichtige Momente, die gerade in dem Rahmen dieses Werkes 
Ueachtung verdienen, seien hervorgehoben. 

Im Jahre 1 85 1 wurde zwischen der Kaiser F erdin ands-Nordb ahn, 
der k. k. nördlichen, der südöstlichen und südlichen Staatsbahn für den 
gegenseitigen Verkehr der Lastwagen ein Übereinkommen beschlossen, 
das schon Mietentschädigung und Verzögerungsgebür nach der Benützungs- 
frist der Wagen regelte, sowie monatliche Abrechnung bedingte. Es 
wurde die Grundlage jenes, das ganze Gebiet des Vereines deutscher 
Eisenbahn Verwaltungen umfassenden Wagenübereinkommens, das im 
Frühjalire 1897 in Kraft trat und sich duich Vereinfachung und Klarheit 
der firüheren, theilweise noch verwickelten und schwerer verständlichen 
Bestimmungen auszeichnet, 

Die Ausgestaltung der Fahrpläne beginnt mit dem Jahre 1853, zu 
welcher Zeit der Verein deutscher Eisenbahnverwal tungen eine einheit- 
liche, übersichtliche Darstellung der Fahrpläne anregte. Aber erst 1869 
wurde die heute noch übliche Form und Ausstattung endgUtig an- 
genommen und 1892 jene Vereinbarung bezüglich der Gleichförmigkeit 
im Beginne der Winter- und Sommerfahrordnung besclilossen, welche 
den anstandslosen Verkehr der internationalen Personenzüge auf Tausende 
von Kilometern ermöglicht. Für die Abwickelung des durchgehendt-n 
Güterverkehres bildet die Grundlage das am 1. Juli 1850 ins Leben ge- 
tretene Reglemf^nt für den Güterverkehr im Bereiche des Deutschen 
Eisenbahnvereines. An seine Stelle trat 1876 das ■ Vereins-Betrieb s- 
Geseh J. Lsi.d- u. Fötsiwlmch. 1.BJ. 5» 
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reglement-, das in der letzten Zeit auf Grund des internationalen Über- 
einkommens über den Eisenbahnfrachtenverkehr (1893) seine noch heute 
zu Recht bestehende Fassung erhielt. 

Einige bedeutsame Einführungen kennzeichnen die Entwickelung des 
Signalwesens, dessen geistreiche und intensive Ausgestaltung, wie sie 
heute besteht, als das Product beträchtlichen Aufwandes von Scharfsinn, 
Nachdenken, Arbeit und Fleiss, aber auch reichlicher, materieller Opfer 
erscheint. 

Die Knallsignale, die eines der wichtigsten Signalmittel bei Nebel, 
Sturm und Schneegestöber bilden, wurden 1851 eingeführt; im selben 
Jahre stellte die Nordbahn die ersten Stationsdeckungssignale auf, die 
allerdings noch bedeutend von den modernen Signalen abweichen ; nach- 
dem schon im Jahre 1845 zwischen Wien und Floridsdorf die erste Tele- 
graphenleitung mit Bains Nadeltelegraph eingerichtet worden war, 
bürgerte sich von 1858 der Morse- Apparat immer mehr und mehr ein; 
dem Beispiele der Semmeringbahn, welche zuerst in Österreich mit elektri- 
schen (xlockensignalen zur Avisierung der Stationen und Streckenwächter 
vom Verkehre der Züge ausgerüstet worden w^ar, folgten allmählich alle 
älteren und jüngeren Eisenbahnen. Ein Ereignis von grossem und nicht 
nur historischem Werte bildet die einheitliche Gestaltung des Signal- 
wesens auf allen österreichischen Eisenbahnen von dem Jahre 1872 an. 
Der erste Central -Weichenstellapparat, diese heute auf jedem grösseren 
Bahnhof unentbehrliche Einrichtung, wurde im Jahre 1876 auf dem 
Rangierbahnhofe in Aussig aufgestellt und die erste definitive Strecken- 
blockeinrichtung, diese derzeit für jede Bahnstrecke mit lebhafterem 
Verkehre unbedingt nothwendige Anlage, wurde im Jahre 1877 von der 
k. k. priv. Staatseisenbahn-Gesellschaft auf ihrer Strecke Wien — Stadlau 
ausgeführt. Im selben Jalire stattete die vSüdbahn als erste Bahn in Oster- 
reich ihre Schnellzüge mit dem elektrischen Intercommunicationssignale 
Kohns aus, nachdem sich die Zugleine, welclie schon bei den ersten 
Zügen auf der Wien-Gloggnitzer Bahn angebracht w^orden war, für solche 
Züge schon seit langem als ungenügend erwiesen hatte. . . . 

Mit dem Jahre 1899 wird eine neue Signal Ordnung ins Leben treten, 
als das Ergebnis neuerlicher reicher Erfahrungen, und durch sie werden 
neue Garantien für die Sicherheit des Betriebes auf Österreichs Eisen- 
bahnen geschaffen werden. 

vSchon in dem Eisenbahnconcessions-Gesetz vom Jahre 1837 wahrte 
sich die Regierung einen gewissen Einfluss auf die Feststellung der 
Tarife, indem sie deren Herabsetzung für den Fall eines Reinerträgnisses 
von 15 Procent zur Vorschrift erhob. Durch das Concessionsgesetz vom 
Jahre 1854 wurde die Genehmigung der Tarife den staatlichen Behörden 
vorbehalten. Die ersten Tarifschemas zeichneten sich durch grosse Ein- 
fachheit aus — freilich trugen sie auch den wirtschaftlichen Verhältnissen 
nur in geringem Grade Rechnung. Das Tarifschema der Nordbahn kannte 
nur eine Classe für >^Commercialwaren« aller Art und eine Ausnahms- 
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classe für Getreide, Kohle und Salz. Die Wien-Gloggnitzer Eisenbalin 
führte den Begriff des Eil- und Frachtgutes ein und unterschied bei 
letzterem zwei Classen; die Stiatsbahuen legten im Jahre 1852 auch bei 
Eilg'ut eine zweite Classe — für Lebensmittel und leer rücklaufende Ge- 
schirre — ein. Der erste Gütertarif der k. k. priv. südlichen Staats- 
Lombardisch-Venetianischen Eisenbahn Gesellschaft (1859) zeigte schon eine 
ziemlich ausgebildete Wertclassification, indem er neben Eilgut und vier 
Frachtgutclassen zehn Classen für besonders benannte, im Triester Ver- 
kehr hervorragend wichtige Warengnippen {Getreide, Kartoffeln, Hülsen- 
früchte, Holz, Flachs u. s. w.) aufwies. In ihrer vollen Reinheit wurde 
die Wertclassification im Jahre 1867 auf den Linien der Südbahn ein- 
geführt, während sich die übrigen Bahnen Österreichs damals bereits 
anschickten, das gemischte Tarifsystem zur Geltung zu bringen und liiebei 
auch das Wagenraum System zu berücksichtigen. 

Von einer einheitlichen Gestaltung der Tarife auf den verschiedenen 
Bahnen war damils keine Spur; und nicht allein, dass jede Bahn ihr 
eigenes Schema besass, bestanden auch bei jeder zahlreiche Special- und 
Ausnahme tarife. Die Bemühungen der Regierung waren unablässig dahin- 
gerichtet, diesen für Industrie, I^nd- und Forstwirtschaft und für den 
Handel äusserst nachtheiligen Zustand zu beseitigen oder doch zu mildem. 
Wiederholt scheiterten diese Versuche an dem Widerstände der .Südbalin, 
die sich erst im Jahre 1883 entschloss, den seit dem Jahre 1881 bei allen 
übrigen Bahnen bestehenden Tarif, dessen Hauptbe Stimmungen sich auf 
die Classeneinth eilungen der Eilgüter und Frachtgüter beziehen, anzu- 
nehmen. Seit Jahren ist auch ein standiges Tarifcomit«^ mit der fort- 
gesetzten einheitlichen Ausgestaltung der Tarife beschäftigt; dasselbe hat 
wiederholt zahlreiche Frachtenerleichterungen geschaffen, die in hervor- 
ragendem Masse der Land- und Forstwirtschaft zu Gute kommen. 

Die Einheitssätze für die einzelnen Classen entsprangen in der ersten 
Zeit des Eisenbahnwesens lediglich Erwägungen privater Natur und Rück- 
sichtnahmen auf die Concurrenz der Land- und Wasserwege. Man legte 
als Wegeinheit die Meile zugrunde; die Nordbahn berechnete im Jahre 
1840 pro Centner und Meile 2 bis 2'/i Kreuzer C.-M., nur für Getreide 
und .Salz ermässigte sie diesen Frachtsatz auf i'/* Kreuzer C.-M, Zu 
Anfang der Siebziger-Jahre bereitete sich langsam der Übergang zum 
Staffeltarife vor. Die Einheitssätze variierten aber sehr bedeutend; 
manche Bahnen erhoben für eine Ware gerade das Doppelte an Fracht- 
satz, den dasselbe Gut auf einer anderen Bahn zu bezahlen hatte. Die 
Einfuhrung des Staatsbahnbetriebes (1883) schuf in zweifacher Beziehung 
Wandlung zum Besseren: Die Tarif gestaltung erfolgte nach gemeinwirt- 
schaftlichen Grundsätzen und die Unterschiede der Tarifsätze verschwanden 
für einen grossen Tlieil des österreichischen Eisenbahnnetzes, 

Die Tarifsätze selbst haben tn den letzten Jahrzehnten ausgiebige 
Reductionen erfahren. Es zahlten zum Beispiel auf der Linie Wien— 
Triest loo/^'^ Getreide im Jahre 1859 172, und im Jahre 1893 152-^^0 

5^' 
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Kreuzer; ebenso ern:ä?>ii;te >ich der Frachtsatz fiir Holz von i''^:: ^uf 
1 19*50 und jener für AVein von iof.'J5 auf 17& Kreuzer. In den Xe'^mzurer- 
Jahren haben mehrere Bahnverwaltuniren, dem Bei>piele der Staatsbahnen 
:'ol;rend, iJire Tarifsätze im Interesse der Land- und ForsraTTtschafu wie 
auch der Industrie ermäsi>iirt und hiedurch berechtiifte Wünsche der Be- 
völkerung^ weni;^**tens zum Theile erfüllt. 



Unter allen europäischen Bahnen hatte die Wien-GloiJT^fnitzer Eisen- 
bahn im Jahre 1842 mit 13 Personen- und zwei Lastzütren, die täg-lich 
von AVien ausliefen, den stärksten Verkehr. Am 1. August 1S57 ver- 
kehrte — zwischen AVien und Laibach — der erste Schnellzui;: in Öster- 
reich; er durclilief aber nur zweimal in der Woche diese Strecke und 
entwickelte eine Durch schnittsi^esch windigkeit von 37 ^/// in der Stunde. 
Wie ganz ander» gestaltet sich heute der Verkehr auf Österreichs Bahnen! 
Auf allen liauptlinien laufen Schnellzüge mit Höchstgeschwindigkeiten 
bis zu 80 hfl in der Stunde und die Zahl der taglich verkehrenden Per- 
sonenzüge ist in den sogenannten Localstrecken der Bahnen eine so 
bedeutende geworden, dass eine Abwickelung des Güter\'erkehres nur 
in der Nachtzeit j>tattfinden kann. 

Einige statistische Daten, entnommen der wiederholt erwähnten 
officiellen Eisenbahn-Statistik für das Jahr 1896, mögen unsere Betrach- 
tungen schliessen und ein Bild geben von der Grosse des Verkehres auf 
( Österreichs Bahnen. 

In Staats- und Privatbetrieben zusammen, aber ausschliesslich der 
Dampftramways, wurden im angegebenen Jahre 105,200.000 Reisende 
befordert, die nahezu 4.000,000.000 h/i durchfuhren; auf jede Fahrkarte 
wurde im Mittel eine Wegstrecke von 37*39 Xv// zurückgelegt. Die Ge- 
päck- und Güterbeforderung umfasste rund 100,000.000 / auf zusammen 
9.015,000.000 hu: jede Tonne durchlief sonach 90*17 Xv;/. 

Die gesammten Betriebseinnahmen erhoben sich auf nahezu 
fl. 264,000.000; ihnen standen Ausgaben in der Höhe von annähernd 
fl. 154,000.000 gegenüber. 

Fassen wir den Antheil der Land- und Forstwirtschaft an dem Ver- 
kehre der Eisenbahnen besonders ins Auge, so erscheinen nachstehende 
Angaben nicht ohne Interesse. Befördert wurden an Bau-, Nutz- und 
Werkholz rund 7,000.000, an Getreide gegen 6,000.000, an Rüben und 
Rübenschnitten mehr als 3,500.000, an lebenden Thieren 880.000, an 
Dünger 670.000 /. Die Zahl der Sclileppbahnen, jener privaten Bahnen, 
ww'lche den Zu- und Abstreifdienst der Güter von den Hauptbahnen zu 
Privatanlagen vermitteln, betrug im Jahre 1896 in Österreich 1448 mit 
einer Gesammtlänge von 1136^///; von ihnen dienten 65 Bahnen land- 
i;nd forstwirtschaftlichen Bedürfnissen. 
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Nur in leichten Skizzen, fast in Schlagwörtern nur, war es m(")glich, 
die Geschichte der Eisenbahnen Österreichs zu entwerfen. Aber doch 
dürfte auch dieses flüchtij^e liild den hohen Antlioil erscheinen lassen, 
den Osterreich an der Entwickelun^ des Eisenbahnwesens überhaupt 
genommen hat, und es dürfte erkennen lassen, dass diese erfreuliche 
Thatsache der Ausfluss des erhabenen Wunsches und Willens eines 
grossen Fürsten ist: seinen Völkern die Se^nun^en des Friedens in vollem 
Meisse darzureichen. Und darin liegt auch die HoflFnung- und liegt die 
Gewähr für eine fortdauernde Ausgestaltung der Eisenbahnen (Österreichs, 
nicht allein im technischen Sinne, sondern auch im Hinblicke auf ihr^* 
weitreichende wirtschaftliche Bed(*utung, denn was auch heute erreicht 
ist — noch ist es nicht alles, was zu erreichen wäre, und auch für das 
Eisenbahnwesen gilt noch heute die Mahnung dos Dicht(*rs: 

Kastlos vorwärts musst du streben, 
Nie ermüdet stille stehen — 
Willst du die Vollendung sehen! 



III. 

Die UUasseiTstiTassen. 

Von Arthur Oelwein, Professor an der k. k. Hochschule für Bodencultur in Wien. 

Einleitung. 

Pie weltwirtschaftliche Lage hat in dem verflossenen halben Jahr- 
hundert eine Entwickelung erfahren, wie die Menschheit eine solche 
weder vorher erlebt hat, noch wahrscheinlich je erleben wird. Mit 
der gTossartigen handelspolitischen Entwickelung geht der durch die 
Erfindung der Eisenbahnen und der Dampfschiffe in ungeahnter Weise 
geförderte verkehrspolitische Fortschritt Hand in Hand. Das immer 
dichter werdende Netz dieser fortgesetzt neugeschaffenen Transportwege 
hat die früher engen Schranken, in denen sich Handel und Verkehr, 
Industrie und Bodencultur bewegten, niedergerissen, und Europa und 
seine Staaten als thätig pulsierende Glieder in den Weltmarkt hinein- 
gedrängt. 

»Die moderne Technik drängt zur weltwirtsöhaftlichen Entwickelung 
hin, sowohl die Technik der Industrie, nämlich die Massenerzeugung von 
Waren mit Maschinen, wie die Technik des Verkehrswesens. Production, 
Consum und Handel, handelspolitische und sociale Fragen greifen da 
ineinander, wie die Speichen in einem Rade. Die moderne weltwirt- 
schaftliche Entwickelung erweckt stets neue Bedürfhisse, die Ansprüche 
an die Lebenshaltung des Individuums werden grösser, die Löhne höher; 
die Massenproduction der Ware wird dadurch gesteigert, der Gewinn wird 
kleiner und der Umsatz muss vergrössert werden; das Absatzbedürfhis 
drängt den Unternehmungsgeist hinaus auf den Weltmarkt^).« 

Diese gewaltige Umgestaltung aller früher bestandenen Verhältnisse 
wechselte oft von stürmischer Vorwärtsbewegung zu zeitweisen Rück- 
schlägen. Soweit die statistischen Ziffern für unseren Aussenhandel vor- 
liegen, zeigt derselbe eine anfangs langsame, dann sehr rasch fort- 
schreitende Steigerung bis zum Jahre 1882, dann aber im allgemeinen 
und in den meisten Wirtschaftsgebieten entweder einen wesentlichen 
Rückgang oder einen Stillstand. 



') Dr. Gottfr. Z ö p f 1 : »Die wirtschaftliche Lage und die mitteleuropäischen Canal- 
projccte, 1896. t 
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An dieser Bewegung und Umjjestaltuiig nahm selbstredend auch 
die Land- und Forstwirtschaft im engeren und die mit ihr in Ver- 
bindung stehenden Industrien im weiteren Sinne den thätigsten Antheil. 
Eine der markantesten Erscheinungen ist der Umwandlungsprccess der 
früher vorwiegend auf die Erzeugung der Rohstoffe beschränkten Pro- 
duction iji eine gleichzeitige Verbesserung, Veredelung und Umgestaltung 
dieser Rohstoffe, — des Anschlusses der Land- und Forstwirtschaft an 
die Industrie. Eine noch einschneidendere Veränderung trat infolge der 
Ausbreitung der Gross Verkehrswege und der von Jahr zu Jahr wachsenden 
Concurrenz zwischen den einzelnen Staaten Europas untereinander und 
mit den überseeischen Importen am europäischen Markte ein, L)er Preis 
der Ware wurde nicht mehr am Orte der Production erstellt; er war 
abhängig geworden einestheils von der Conjunctur am Weltmarkte, der 
Zoll- und Handelspolitik der Staaten, und anderntheils von den Kosten des 
Transportes vom Productionsorte bis ins Absatzgebiet. Der Transport- 
preis selbst war ein Object der Concurrenz geworden, und in 
dieser Concurrenz waren jene Länder im entschiedenen V ortheil, die 
neben den Bahnen auch über ein leistungsfähiges, allen Anforderungen 
der modernen Schiffahrt entsprechendes Binnen-AVasserstrassennetz ver- 
fügten, das alle nicht auf rasche Beförderung angewiesenen Güter, und 
besonders die Roh- und Massenproducte wesentlich billiger transportieren 
konnte, als die Eisenbahnen. 

Der enge Rahmen, in dem der Land- und Forstwirt vor fünfzig 
Jahren noch erfolgreich wirtschaften konnte, war trotz der energischen 
Abwehr gesprengt. Er musste schliesslich auch Industrieller und Kauf- 
mann werden, wenn er seine Rohproducte noch lohnend verwerten wollte. 



Wirtschaftliche Entwickelung im allgemeinen. 

Diese allgemeine wirtschaftliche Entwickelung in den verflossenen 
fünfzig Jahren war in erster Linie durch die fortschreitende Entwickelung 
des Eisenbahnnetzes veranlasst worden. Bis 1882 geht dieser wirtschaft- 
liche Fortschritt fast parallel ansteigend mit der zunehmenden Länge 
unserer Eisenbahnen. Die schiffbaren Wasserstrassen Österreichs haben, 
die Klbe in der Strecke Aussig — Grenze (35*'«) ausgenommen, auf die 
wirtschaftliche Entwickelung nur einen wenig bestimmenden Einfluss 
geübt, da für die Verbesserung der natürlichen Wasserstrassen zu Zwecken 
der Schiffahrt, die untere Elbe ausgenommen, nur wenig geschah, und 
die seit Jalirzehnten projectierten Schiffahrts-Canäle zur Verbindung der 
Donau mit dem deutschen Wasserstrassennetze und den Häfen der Xord- 
und Ostsee, die sicherlich unseren Aussenhandel durch den billigen 
Wassertransport in nicht geahnter Weise fördern konnten, nicht zur 
Ausführung gelangten. Die südlichen Donaustaaten hatten sich selbständig 
gemaclit, und dieses einst legitime Absatzgebiet ist uns zum grossen 
Theile verloren gegangen. 
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Tabelle i. Entwickelunj^ der Haupt- und Nebenbahnen Öster 

reichs in Kilometern. 



Jahr 

1^47 

1857 

1867 

1^77 

1887 

i«07 



eir.;jelei?ij; 



zweigeleisi;; 



2.350 
4.746 

10.3*^ 
12.040 
14.584 



81 

46- 

824 

1.513 
1.6 I 

2.573 



Zusammen 



1.267 
2.812 

5-570 
12.105 
13.720 

17157 
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Im Jahre 1847 gehörten noch 359^///, im Jahre 1857 noch 1-126X7;/ 
Bahnen im lombardo-venetianischen Königreiche und in Ungarn dazu. 

xr r^o^u;^^*, ^„^ T->K^ii^ I Ausserdem ist das Netz der 

Km. »TraphiKon zur labelle i. 

Industriebahnen bis 1898 auf 
ii34'9 ^''' gestiegen. 

Für die historische Dar- 
stellung der wirtschaftlichen Ent- 
wickelung fehlen uns leider sehr 
wichtige statistische Behelfe, 
namentlich solche für die Ent- 
wickelung der Industrie, des 
Handels und der Bodencultur 
in Osterreich und in den em- 
zelnen Ländern für grössere Zeit- 
perioden, die selbst aus den ausgezeichneten Monographien der Handels- 
und Gewerbekammem nicht zusammengestellt werden können. Weiters 
fehlt uns eine Gewerbestatistik für das ganze Rei.h. Unbedingt verläss- 
liches und verwendbares Materiale, im Umfange der letzten fünfzig Jahre, 
liefert uns nur die Statistik des Verkehres der Eisenbahnen und die 
k. k. statistische Central-Commission bezüglich des Aussenhandels der 
österreichisch-ungarischen Monarchie. 

Die Ziffern der Handelsstatistik, die ich dem k. k. Commercialrathe 
Josef Pizzala, Rechnungs-Director der k. k. statistischen Central-Com- 
mission, verdanke, bilden daher die einzige statistische Grundlage des 
weiteren Nachweises, und ist die Annahme dabei allerdings gerechtfertigt, 
dass die wirtschaftliche Entwickelung Österreichs im allgemeinen aus 
den Ziffern der Ein- und Ausfuhr auch schon eine ziemlich richtige Bp- 
urtheilung finden kann. 

Die Ziffern der Tabelle i und die folgenden Tabellen wurden jedes- 
mal auch in einem Graphikon dargestellt, da diese bildliche Darstellun;^ 
die Übersicht und den Vergleich wesentlich erleichtert. 

Leider wird die officielle Statistik der Warenbewegung im Aussen- 
handel nur für Osterreich-Ungam gememscliaftlich zusammengestellt und 
ist es daher nicht möglich, diese Zitfem für Österreich allein zu geben. 
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An dem Aussenhandel sind die westlich von Ungarn gelegenen 
Länder Österreichs in dieser Periode vorwiegend in Erzeugnissen und 
Verbrauchsartikeln der Industrie, Galizien, die Bukowina und Ungarn 
dagegen vorwiegend an der Ausfuhr in Bodenproducten betheiligt. Nur 
an der Ausfuhr des Holzes dürften beide Staaten gleichmässig tlieil- 
genommen haben. 

Die Tabelle 2 und das folgende Graphikon gibt uns ein Bild der 
allgemeinen wirtschaftlichen Entwickelung. 

Tab. 2. Wert der Ein- und Ausfuhr Österreich-Ungarns in Mil- 
lionen Gulden ö. W. 



Jahre 



1847 - 
1857 - 
1867 — 
1877 ~ 

— 1882 
1887 — 

— 1896 
IS97 — 



Einfuhr 



Ausfuhr 



134-4 
263-9 

294-3 

55S-3 
6542 

5<>8-3 
7058 

760-3 



117.8 
232-3 
4074 
666-6 
781-9 
672-9 
774*0 
7734 



Zusammen 



496 2 
7017 
1.221-9 
I.436-I 
1.241-2 
1.479-8 

1-5337 



Million 
fl.ö.W. 

SOO 



(jraphikon zu Tabelle 2. 



60i 



400 



100 




1657 1567 ^bn 18&7 I&97 

Man sieht bei der Einfuhr und Ausfuhr, in allen Handelswerten 
zusammengenommen, ein rasches Ansteigen bis zum Jahre 1882 von 
252*2 bis 1. 436*1 Millionen (lulden ö. W., dann ein Sinken gegen das 
Jahr 1887 und wieder ein langsames Ansteigen bis in die Gegenwart. 

Die Einfuhr, bis zum Jahre 1857 grösser als die Ausfuhr, wird vom 
Jahre 1860 an, von letzterer überholt. In dem Verhältnis, als die Ausfuhr 
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steigt oder fallt, erhöht oder vermindert sich auch die Einfuhr, die Handels- 
bilanz bleibt aber vom Jahre 1867 bis zum Jahre 1887 mit 104 bis 127 Mil- 
lionen Gulden ö. W. activ, dann wird aber der Uberschuss der Ausfuhr 
fortschreitend geringer und beträgt im Jahre 1897 nur mehr i3*i Millionen 
Gulden ö. W. Die Zeit vor und nach dem Jahre 1887 kann als eine 
Periode allgemeiner wirtschaftlicher Depression bezeichnet werden. 

Wenden wir uns den Werten der Land- und Forstwirtschaft zu, so 
gibt uns die Tabelle 3 den Wert der Ein- und Ausfuhr Österreichs in 
Rohstoffen thierischen und vegetabilischen Ursprunges, also 
ohne die Erzeugnisse der land- und forstwirtschaftlichen Industrie und 
ohne die Artikel mineralischen Ursprungs. 

Tab. 3. Wert der Ein- und Ausfuhr Österreich-Ungarns in Roh- 
stoffen thierischen und vegetabilischen Ursprunges in Millionen 

Gulden ö. W. 





Jahre 


Einfuhr 


Ai] 


isfuhr 
68-8 




Zusammen 


— - 








1847 - 


894 




1 
1 
1 


158-2 








1857 - 


1166 


71*3 


187-9 






1867 - 


1442 


169-1 


3U-3 






1877 - 


291 3 


323-4 


614-7 1 






1882 1 


313-2 


353 9 


667-1 






1887 — 


283-1 


281-6 


564-7 






— 1896 


313 I 


270*0 


5831 






1897 — 


3501 


269-6 


6197 1 

1 


Million 


Graphikon zu Tabelle 3. 
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Die Ausfuhr in diesen Artikeln war vom Jahre 1860 an etwas höher 
als die Einfuhr, und ergab im Jahre 1879 die günstigste Bilanz mit einem 
Überschusse von 407 Millionen Gulden. Vom Jahre 1887 an überstieg 
die Einfuhr bereits die Ausfuhr und überschreitet letztere im Jahre 1897 
um 8o'5 Millionen Gulden. 

Die folgende Tabelle 4 gibt den Aussenhandel in landwirtschaft- 
lichen Producten, mit Einschluss des Wertes aller Erzeugnisse 
der der Landwirtschaft zunächst stehenden Industrien, wie z.B. 




Zucker, Bier, Wein, Spiritus, Öle, Stärke, diverse Surrogate, Malz etc. 
inclusive der Artikel mineralischen Ursprunges, 

Tab. 4. Aussenhandel Österreich-Ungarns in landwirtschaft- 
lichen Producten und zunächststehenden Industrien in Mil- 
lionen Gulden ö. AV. 





J^ 


Ein- 
fuhr 


Aus- 
fDhr 


1 Mehr- 
Zu- ^^^ 

'"^"\ ruh'r 


j.h. 


Ein 
fuhr 


Aus- 
uhr 


Zu- 


Mchr- 
ons- 
fuhr 






1847 


_ 


_ 


_ 


1886 


1773 


376-'l 


554-2 


199-6 






i8S7 


- 


— 


_ _ 


H87 


.7»'6 


352-1 


5Jt>7 


173-5 






1867 


— 


— 


— — 


1888 


IS6M 


4if5 


5678 


255-» 






1877 


324-6 


414-9 


ej-J-s 190-3 


1889 


171-4 


437-8 


609-2 


266*4 






1878 


iq67 


371-1 


567-8 174-4 


1890 


176-0 


437-' 


613-1 


261-4 






1879 


3080 


4030 


6110 I95-0 


iS'll 


1947 


443-1 


637-8 


248-4 






18S0 


iJt.-5 


389-5 


6260 .53-0 


isgi 


193-9 


39'i-o 


592-9 


205-1 






1881 


IJO'Ö 


43 fo 


66J 8 200-2 


I89J 


216-2 


46r)-2 


685-4 


J53-0 






1882 


210-O 


466''> 


69;-9 237-.I 


1894 


218-3 


4706 


698-9 


242-3 






1883 


220-3 


4415 


661 8 221 2 


■89ä 


246-5 


408-2 


654-7 


16 17 






i«84 


2077 


3760 


583-7 168-3 


.896 


2503 


4183 


678-6 


178-0 






1885 


194-4 


365-1 


55-) 5 170-7 


1897 


2B91 


4ITI 


708-2 


130-0 




NUllioo 


Graphikon zu Tabell 
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Die Ein- und Ausfuhrwerte in diesen Producten wurden ab 1877 für 
die einzelnen Jahre gegeben, um auch die Jahresschwankungen in den 
verflossenen zwanzig Jahren zum Ausdrucke zu bringen. Die Daten für 
die früheren Perioden waren nicht verlässlich, weil die Bewertungen der 
einzelnen Artikel nicht nach den jeweiligen Marktwerten, sondern nach 
veralteten Einschätzungen durchgeführt wurden, die den Thatsachen nicht 
entsprachen. Es wurden daher die wahrscheinlichen Werte von 1847 bis 
1877 nach den Ziffern im Graphikon eingeschätzt, um wenigstens ein 
Gesammtbild der ganzen fünfzigjährigen Periode zu geben. 



J 
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Diese Tabelle ist deshalb sehr interessant, weil hier, abweichend 
von der Tabelle 3, die mit der Land- und Forstwirtschaft in inniger Be- 
ziehung" stehenden industriellen Erzeug'nisse auch zum Ausdrucke gelangen, 
und zu ersehen ist, welche massgebende Rolle die Production in der In- 
du-strie spielt. 

Während laut Tabelle 3 die Ausfuhr seit 1887 schon geringer wurde 
wie die Einfuhr, ist hier in der ganzen Zeitperiode der Wert der Ausfuhr 
immer grösser gewesen, als jener der Einfuhr. Betreffend die letzten 
zwanzig Jahre zeigen die Ziffern in der letzten Colonne, dass sich die 
Mehrausfuhr, allerdings gemeinsam mit Ungarn, zwischen 153 Älillionen 
und 266 Millionen Gulden bewegte. Der grösste Export fand in den 
Jahren 1893 und 1894 mit 469*2 Millionen und 470 Millionen Gulden 
statt. Der grösste Cberschuss der Ausfuhr über die Einfuhr trat im 
Jahre 1889 ein, mit 266*4 Millionen Gulden. 

Die Ausfuhr begann in der Periode ab 1857 zu steigen, nachdem 
ausser den schon vor 1 848 bestehenden Theilstrecken der heutigen Kaiser 
Ferdinands-Nordbahn, Südbahn und Staatseisenbahn-Gesellschaft, die für 
Umsatz land- und forstwirtschaftlicher Producte wichtigen Strecken der 
galizischen Karl Ludwig-Bahn, Lemberg-Czemowitzer Bahn, böhmische 
Xord- und Westbahn etc., in Betrieb gesetzt worden sind. 

Zieht man aber den Durchschnitt in der Ein- und Ausfuhr der letzten 
zwanzig Jahre, so sieht man, dass der Wert der Ein- und Ausfuhr, die 
Schwankungen abgerechnet, keine steigende Tendenz verfolgte. 

Cbergehend auf die wichtigsten Einzelartikel der Bodenproduotion 
folgen in Tabelle 5, 6 und 7 die Werte der Ein- und Ausfuhr Österreich- 
Ungarns in Getreide, Schlacht- und Zugvieh und Holz. 



Tab. 5. Ein- und Ausfuhr Österreich-Ungarns in Getreide 

Millionen Gulden ö. W. 



m 



Jahr 



I 



Einfuhr 



Ausfuhr 



Zusammen 



1847 - 
1857 - 

1867 — 

1877 - 

— 1882 
1887 — 

— 1896 

1897 - 



5 '9 
80 

5-9 

447 

517 
127 

117 

39-8 



5*2 

105 

59*9 
115-2 

II9'9 

73*1 
62-5 

6i*4 



li'i 

185 
65-8 

159*9 
171*6 

858 

74*2 

101*2 



Die Culmination der Ausfuhr fällt auch hier in die Zeit vor und nach 
1880, und erreichte ihr Maximum im Jahre 1882 mit iiq'q Millionen 
(xulden. Dass in der gleichen Periode auch die Einfuhr ihren Höhepunkt 
erreichte, findet auch darin eine Erklärung, dass die Einfuhr des Getreides 
vom Anfang 1879 bis 31. Mai 1882 zollfrei war, und eine grosse Menge 
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des damals durchgeführten Getreides nicht als Transitogut, sondern beim 
Eingange als Einfuhr und beim Austritte als Ausfuhr declariert wurde. 



Million 
fLö.W. 



4tO 



iOO 



Graphiken zu Tabelle 5. 

(Getreide.) 




Vom Jahre 1882 an sank die Ausfuhr unausgesetzt; die Ursachen 
werden im Schlusscapitel besprochen werden. Das Jahr 1897 war ein 
theilweises Missjahr und ist die Einfuhr in diesem Jahre gestiegen. 

Tab. 6. Einfuhr und Ausfuhr Österreich-Ungarns in vSchlacht- 

und Zugvieh in Millionen Gulden ö. W. 




Einfuhr 



Ausfuhr 



c)6 


4*2 




11%') 


6-4 




12-6 


131 




43*^ 


76-1 




191 


698 




11*2 


298 




139 


469 




143 


468 





Zusammen 



13-8 
18-0 

257 
119*3 
88-9 
41-0 
60-8 
6i-i 



Die Ausfuhr erreichte im Jahre 1877 das Maximum und ergab einen 
Überschuss über die Einfuhr von 32*9 Millionen, im Jahre 1882 von 
507 Millionen Gulden. Von da ab sank sie bis zum Jahre 1887, um sich 
dann langsam wieder zu erholen. 

Die grossen Schwankungen seit dem Jahre 1877 haben, was die Einfuhr 
betrifft, ihren Ginind in der Absperrung der rumänischen Grenze und 
des Verbotes der Einfuhr aus Russland; was die Ausfuhr betrifft, in den 
zeitweiligen Einfuhrverboten des Deutschen Reiches und der Schweiz, 
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fl.o.W. 



60 
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Graphiken zu Tabelle 6, 

(Schlacht- und Zugvieh.) 
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dann auch Frankreichs (für unsere Schafe). Jüngster Zeit hat auch die in 
Ungarn aufgetretene Schweineseuche die Ausfuhrwerte gedrückt. 



Tab. 7. Einfuhr und Ausfuhr Österreich-Ungarns in Holz in 

Millionen Gulden. 




1847 

1857 
1867 

I877 
1887 

I 1897 



1882 



1896 



• I 



Einfuhr 



19 
5-2 

19 
2 I 

2 4 
2 8 

5 o 

5*5 



Ausfuhr 


Zusammen 


50 


6*9 


12 


17-2 


20 8 


22 7 


41-0 


431 


51 5 


53*9 


55-1 


57 9 


72 8 


77-8 


828 
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88-3 

1 

1 

1 1 
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Graphikon zu Tabelle 7. 

(Holz.) 
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Die Ausfuhr in Holz ist stetig g-estiegen und bewahrt noch jetzt 
eine steigende Tendenz. Die Mehrausfuhr hat im Jahre 1897 die Hohe 
von 77"3 Millionen Gulden erreicht. 

Vermittler dieses Verkehres sind zwar auch die Eisenbahnen^ vor- 
wiegend aber die schiff- und flossbaren Gewässer, Im letzten Jahre ist 
Holzmateriale aus Ost-Ungarn auf der Donau bis Galatz, dann per mare 
bis Antwerpen und auf den Binnen Wasser Strassen nach Holland und die 
Rheingegenden bis Köln vorgedrungen. Der Wassertransport für eine 
Tonne Holz kostete Galatz^Küln Mk. 10. — , der gleiche Bahntransport 
von Rosenheim oder Passau nach Köln Mk. 21. — . In Holland und im 
Westen Deutschlands hat das schwedische und amerikanische Holz jenes 
aus Bayern, Württemberg und Baden zum grossen Tlieile verdrängt. 



Unsere Wasserstrassen. 

nilgemelne Besehreibung. 

Über die sehr zahlreichen Wasser Strassen, die Österreich besitzt, 
wird im allgemeinen bemerkt, dass, die Donau inbegriffen, fast alle den 
Charakter von Gebirgsflüssen haben. Aus diesem Grunde mangeln auch 
von Natur aus die günstigen Vorbedingungen für die Regulierung der 
Flussläufe zu Zwecken einer leistungsfähigen .Schiffahrt, wie sie bei den 
Flüssen und Strömen in den Tiefebenen Ungarns und Deutschlands vor- 
handen sind. Die Hauptarterien dieses Flussnetzes gehören femer nur 
im Oberlaufe der österreichischen Reichshälfte an, sind also Flussstrecken, 
die stets ein grösseres Gefalle und bedeutendere Geschiebeführung haben, 
und in denen die Wasserstände grossen Schwankungen unterliegen. 

Alle bisher durchgeführten Reguli er ungsavbeiten an Flüssen und 
Strömen waren, die Beseitigung localer Hindemisse, wie z. B. an der 
Donau am Struden abgerechnet, lediglich zur Abwehr der Hochwasser- 
gefahren und zum Schutze des angrenzenden Gebietes, keineswegs im 
Interesse der Schiffahrt durchgeführt worden. Wenn sich dann durch 
diese Regulierungs arbeiten und die damit verbundene Concentrierung des 
Durchflussprofils auch die Verhältnisse für die Schiffahrt günstiger ge- 
stalteten, wie z. B. durch die Regulierung der Donau bei Linz, an vielen 
,Strecken der niederösterreichischen Donau, am Durchstiche bei Wien, 
besonders aber an der Elbe von Melnik bis zur Grenze, so war dies ein 
ausserdem noch erzielter, allerdings für die .Schiffahrt und die wirtschaft- 
liche Entwickelung der betreffenden Ländergebiete schon gewinnbringender 
Erfolg. 

Je energischer und systematischer dann solche Flussregulierungen 
durchgeführt wurden, umso grösser war auch der Erfolg derselben für 
die Schiffahrt. Leider können wir nur die Strecke der Elbe von Melnik 
bis zur Landesgrenze (loqim) zu jener Kategorie von Flüssen zählen, 
die durch eine seit Jahrzehnten fortgesetzte Arbeit den Ansprüchen einer 
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zielbewussten Regulierung schon entsprechen, und auf der sich auch die 
Schiffahrt seit der Aufhebung aller beschränkenden Binnenschiffszölle, 
d. i. seit dem Jahre 1866, mächtig entwickelt hat. 

Bei den bescheidenen Geldmitteln, die für die Regulierung der 
übrigen Plüsse Österreichs aufgewendet werden konnten, hat sich auch 
die Binnenschiffahrt, trotz aller technischen Fortschritte im Betriebe 
nicht annähernd in der gleichen Weise entwickeln können, als dies auf 
den schiffbaren Flüssen Deutschlands^) der Fall war. Die Ansprüche 
der modernen leistungsfähigen Schiffahrt an das Fahrwasser sind, wenn 
diese den fortgesetzt steigenden Ansprüchen des Handels und des Ver- 
kehres genügen und noch lohnend sein soll, wesentlich andere geworden, 
wie vor der Zeit der Eisenbahnen. 

Die Transportkosten sinken nahezu in demselben Verhältnis, als die 
Ladefähigkeit der Boote zunimmt. Aus diesem Grunde ist auch die 
(iTÖsse der Seeschiffe von Jahr zu Jahr gewachsen, und sind auch die 
Boote der Binnenschiffahrt in ihrer Tragfähigkeit gestiegen. Die grössere 
Tragfähigkeit verlangt aber vor allem eine Vergrösserung der Tauchtiefe 
und folgerecht auch der Wassertiefe, die selbst bei so wasserreichen 
Flüssen, wie die Donau, nur mit jahrelanger, zielbewusster Arbeit und sehr 
grossen Kosten zu erreichen ist. Die Schiff alirt verlangt aber auch eine 
möglichst anhaltende lange Dauer der günstigsten Wasserstände, die man 
ihr bei Flüssen, die den Charakter von Gebirgsflüssen haben, überhaupt 
nur durch eine Canalisierung des Flusslaufes sichern kann. Deshalb hat 
man sich auch, um die Grossschiffahrt der Elbe bis Prag zu leiten, zur 
Canalisierung der Moldau ab Prag und der Elbe von Melnik bis Aussig 
entschlossen, von der wir uns sicherlich einen grossen Erfolg versprechen 
können. 

Auch die Schiffahrt an einem canalisierten Flusslauf leidet noch 
wiederholt von Hochwassern, mitgeführten Geschieben und bei grossem 
(lefalle an der Kürze der Haltungen. Die französischen Ingenieure 
haben es daher in solchen Fällen stets vorgezogen, parallel zum Flusse 
Schiffahrtscanäle zu bauen. Der Schiffahrtscanal, mit Schleusen oder 
mechanischen Hebewerken, ist dann allerdings die vollkommenste Wasser- 
strasse, unabhängig von allen Wasserständen eines Flusses, und jederzeit 
mit voller Ladung befahrbar. 

Wir haben nur natürliche Wasserstrassen, Flüsse und Seen, also 
keinerlei künstliche Wasserstrassen — weder canalisierte Flussläufe, noch 
Schiifahrtscanäle, wie die anderen Culturstaaten, denn der 4-1 km lange 
Sandcanal zwischen dem Wörther-See und Klagenfurt, und die kleinen 
Canält» im Küstenland von rund zusammen bb km Länge, die meist ins 

•; Die Regulierung des Rheines und die fortgesetzte Vertiefung auf 2'0 m Fahrtiefe 
Bingen — St. Goar, 2*5/« St. Goar— Köln, yo m Köln— Gren/e, im Interesse der Schiffahrt, 
haben seit 1816 bis 1S87 die Summe von Mk. 354.700.000 und bis heute die Summe Ton rund 
Mk. 400,000.000 gekostet. 
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Meer ausmünden, sind lediylich Durchstiche ohne Schleusen, und den 
künstlichen modernen Wasser Strassen nicht gl eich zuhalten ■ 

Daliegen spielt bei uns die Flösserei noch die j^leiche Rolle, wie 
vor fünfzig Jahren, nicht nur in den Seitenzuflüssen, sondern auch auf 
den schon schiffbaren Wasserwegen, 

Von der Seeschiffahrt ist nur jene am Bodensee im Frachtenverkehre 
bemerkenswert. Im Jahre 1884 haben die k. k. österreichischen Staats- 
balmen, dem Beispiel der anderen Uferstaaten folgend, anfangs zur 
Trajcctierung ihrer Waggons, dann auch zur Fracht- und Personen- 
beförderung ihre eigene Schiffahrt eingerichtet, die sich sehr erfolgreich 
entwickelte. In Bregenz wurde der alte Hafen bedeutend erweitert und 
ein neues Trockendock, das erste am Festlande, erbaut. 

Von den früher bestandenen, sehr lebhaften Salzverkehren ab 
Ebensee über den Traunsee, und auf der Traun und Donau abwärts ist 
nur noch ein sehr geringer Theil des Localbedarfes {im Jahre iSqo 
circa 4500 /} über den Traunsee übriggeblieben. Der Frachtenverkelir 
auf dem Kammersee und den übrigen österreichischen Seen beschränkt 
sich nur auf Holz und den Localverkelir. 

Die Länge aller floss- und schiffbaren Wasserstrassen 
beträgt rund 6800 km. 

Von denselben sind : 

mit Booten befahrbar 2926 km 

von Dampfschiffen befahren 1138 ■ 

Hievon entfallen : 

auf die Binnenseen 211- 

auf die Donau . . ■ 360 - 

auf die Elbe log ■■ 

auf die Weichsel 300 - 

Die folgenden Angaben über die Dauer der Schiffahrt, Zahl der 
Fahrtage mit voller und halber Ladung, die Tragfähigkeit der 
Boote im Durchschnitte des Verkehres dienen einigermassen zur 
Beurtheihmg der Schiffbarkeit der betreffenden Wasser Strasse. 

Die für einige fremde Wasserstrassen eingestellten Werte wurden theils 
ermittelt, theils annähernd eingeschätzt. Bei den canalisierten Flussstrecken 
und den Schiffalirts-Canälen faliren die Boote die ganze Zeit der Schiff- 
fahrtsdauer in der Richtung der Hauptfracht mit voller Ladung. Das 
gleiche gilt vom Rhein, der bis in den Spätherbst noch gute Mittel- 
Wasserstände hat. Je mehr sich dort die Schiffahrt entwickeln konnte, 
desto günstigere Rückfraciit standen ihr zu Gebote, und desto grösser 
ist die mittlere Ladung im Durchschnitte des Gesammtverkehres. Die 
Normaltype der französischen Binnen-Schiffahrtscanäle für den Gross- 
verkehr ist nur für Boote von 240 / Ladung, jene der deutschen neu- 
gebauten Canäle für Boote von 800 / ( Elbe-Trave-Canal). 600 t (Dort- 
mund-Ems-Canal), und 450 bis 480 / {Oder-Spree-Canal und canalisierte 
Oder- Co sei- Breslau) angenommen woi'den. Auch letztere Type soll später 



J 
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Wasserstrasse 



Schiflfahrts- 
gesellschaft 



Dauer der 
Schiffahit 

Tage 



Zahl der 

Fahrten 

in Tagen 



Beladung der Boote in Tonnen 



mit 

voller 

Ladung 



mit 

halber 

Ladung 



Tragvermogen 

bei voller 

Ladung 



mittlere Ladung per 

Boot im Durchschnitt 

der Gesammtfracht 



zu 
Berg 



zu 
Thal 



im I 
Durch- 
schnitt! 



Donau: 
Wien — Passau 



Budapest- 
Drenkowa 



Elbe: 
Melnik-Grenze 



Weichsel: 



Narenta: 



Bodensee: 



Donau-Dampf- J 1894 1 

schifFahrts- {1895 

Gesellschaft 1 1 896 

1894 



dto. 



dto. 



1895 
1896 I 

1894 

1895 
1896 



303 

273 
272 

dto. 



11894 
iRofi 



Dampfschiff — 



Dampfschiff — 



Dampfschiff — 



dto. 



319 
261 
266 



200 



320 
300 



196 
173 

dto. 

297 

245 
272 



222 

131 
198 



300 



87 
72 
44 

dto 

6 

28 



350 ^ 



650«) 



dto. 



238 
230 
250 

373 

335 
400 

dto. 



94 
39 

27 



600 — 800 



30—60 



30—40 



200 



132 

125 
125 



Fremde Wasserstrassen 



Seine: 

Havre — Paris 

canalisiert 



C anale im Norden 
Frankreichs 

Rhein: 

Mannheim — 

Köln 



Dan-pfschiif — 


1 

350 

1 


1 
1 
350 

1 


- ' 


Dampfschiff — 


1 
1 

300 

1 

346-353r 
343- 303 1 

320 


1 

270 

1 


1, 

1 


1 

Dampfschiff 1895 
Dampfschiff 1896 


1 
290 


30 - 5^ 

1 


Dampfschiff — 


290 


1 
30-50 


Dampfschiff und 
Pferdezug - 


320 
290 


320 


'~~~ 


dto. — 


! 290 




1 
1 
Dampfschiff — 


280 


1 260 


1 

'1 
_ 1. 

1 1 



Main: 
Frankfurt — Mainz 

Dortmund-Ems- 
Canal 

Oder-Spree-Canal 

canalis. Oder: 
Cosel — Breslau 

Bemerkung: Am Rhein verkehren drei Bootstjrpcn: 

a) von 300 bis 400 /, bj von 600 bis 700 /, cj von 1500 / für den Massenverkehr. 

*) Boote kleinerer und älterer Tj-pen. 

*) Boote grösserer und neuerer Typen. 

•) Im Durchschnitt aller Verkehre. 

*) Der Mannheimer Dampfschlepp-Schiffahrt im Massenverkehr. 



II— 1300 


1000 


240 


240 


a) 300 — 400 1 

b) 600 — 700 J 

c) bis 1500 


445 
738 


1000 


800 


600 


600 


450 


450 


450 


450 



76 

86 

44 
118 

138 

73 

dto. 



322 
290 
340 



400 



120 



225 
37<5 



400 



200 



250 



250 



152 
158 

147 

245 

237 
201 

dto. 



250 I 
229 I 

260 ' 



i>o 



700 



180 



335 •)' 
55 



600 



400 



350 



350 
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durch Anbau eines zweiten Unterhauptes für Boote von 600 / Ladung- 
umgestaltet werden. Aus diesem Grunde ist das Netz der deutschen 
künstlichen Wasserstrassen ungleich leistungafähiyer, wie jenes Frankreichs, 
Belgiens, oder gar Englands. Die deutschen Wasser Strassen transpor- 
tieren daher auch im Durchschnitte wesentlich billiger; die Zunahme des 
Verkehres war eine wesentlich grössere. 

Je weiter die Flüsse nach dem Osten liegen, desto grösser ist ihre 
Wasserarmut im allgemeinen und desto früher treten die niederen Herbst- 
wasserstände ein, somit zu einer Zeit, wo die Getreideausfuhr beginnt. 
In diesen Gegenden ist daher eine leistungsfähige Schiffahrt nur durch 
eine Canalisierung der Flussläufe oder mittelst schiffbaren Canälen zu 
erzielen, wie dies neuester Zeit an der oberen Oder durch Canalisierung 
geschah. 

Frankreich, Belgien und Holland führen seit Jahren eine sehr genaue 
Statistik dieses Verkehres, nicht nur nach Tonnen beförderter Fracht, 
sondern auch nach Tonnen-Kilometern. England, Deutschland, Russland 
und Italien führen diese Statistik wenigstens nach Tonnen geforderter 
Fracht. Seit dem internationalen Binnenschiffahrts-Congresse in Frank- 
furt am Main im Jahre 1888 steht die Durchführung einer einheimischen 
Binnenschiffahrts-Statistik auf der Tagesordnung und wurden die Staaten 
jeweilig auch eingeladen, dieselbe nach dem bewährten Muster der 
Eisenbahnstatistik durchzuführen. Die Kenntnisse der Frachtbewegung, 
der Provenienz und Destination der verschiedenen Güter ist die Grund- 
lage einer zielbewussten Verkehrspolitik. 

Bei uns wird die Statistik des Wasserverkehres, dank der grossen 
Fürsorge der k. k. Statthalterei in Prag, nach jeder Richtung erschöpfend, 
nur für die Elbe und Moldau geführt. Auf der Donau und den Seen 
führen nur die D on au -Dampfschiffahrts- Gesellschaft und die anderen 
Dampfschiffahrts-Gesellschaften für sich genaue statistische Vormerke (bei 
ersterer seit 1861 auch nach Tonnen-Kilometern), Für alle übrige Frachten- 
schiffahrt können nur approximative Ziffern ermittelt werden, wenn an 
einer Grenz- und Zollstation Aufzeichnungen der zollpflichtigen Güter ge- 
führt werden. Der Umfang des Verkehres in Flüssen oder die Fracht- 
bewegung mittelst Ruderbooten entzieht sich fast gänzhch der Controle, 
Es mangelt die wichtigste Vorbedingung: der gesetzliche Zwang der 
Declaration der Fracht nach Gewicht und Distanz. 

Derk.k. Schiffalirtsge werbe -Inspector, Regierungsrath A. Schromm, 
hat als Berichterstatter am internationalen Binnenschiffahrts-Congresse in 
Paris, 1892, eine Zusammenstellung des Binnenwasser- Verkehres in Öster- 
reich auf Grund eigener Erhebungen für das Jahr i8go durchgeführt, 
aber auch nur für 1656 ha der befahrenen Strecken, soweit nämlich die 
Aufzeichnungen zu erlangen waren. Diese Zusammenstellung umfasst 
allerdings ziemlich den ganzen Was serverkehr, und fehlen nur die ge- 
ringen Verkehre in Flössen an einigen flossbaren Gewässern, die nicht 
ziffermässig festzustellen waren. 
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Nach diesem Ausweise betru;^ der Frachtenverkehr im Jahre 1890 



Vcr 


kehrfgcbiete 


Länge in 
Kilometer 


Güterverkehr in 


Kilotneter- 

• verkehr in " 

Tonnen 


Tonnen 


Tonnenkilom. 




1 
l 


Inn 










Donaa . . 


Traan 


617-0 


M73395 


231.140.374 


374.'>25 




Eons 










Elbe . . . 


1 
1 


Moldau 
Przemsza 


3510 


3,658.611 


196.070.922 


55^-^06 


Weichsel . 


Danajec 


411*0 


160.750 


10,564.586 


2^.700 




San 












( 


Aussa 










Küstenflüsse 


1 
1 


Zerma^a 
Kerka 


66-5 


20.758 


385.168 


5792 




Narenta 










BiDnenseen 






2IO-8 


224491 


8.337.131 

446498.181 

1 


7443^1 










Suroma . . . 


16563 


5.238.005 





An dem Verkehre der Donau mit Inn, Traun und Enns ist Holz mit 
40 Procent des Thalverkehres, Getreide, Werkholz, Mehl, Obst, Wein, 
Zucker mit 59 Procent des Bergverkehres betheiligt. Der Hauptverkehr 
der Elbe im Thalverkehre ist die Kohle mit 71*5 Procent, dann Holz, 
Mehl, Zucker, Obst und Gartenproducte mit i9"3 Procent des Thalver- 
kehres. Im Juni 1897 sind grosse Mengen russischen Getreides nach 
Böhmen und Mähren eingeführt worden. Auf der Moldau verkehrte 
Holz mit 93*8 Procent und Zucker, Getreide, Spiritus mit 3'6 Procent 
der Thalfracht. Auf der Weichsel und den Nebenflüssen bewegte sich 
nur ein Thalverkehr, und zwar 68'7 Holz, und 26*6 Procent Steinkohle. 
Das Gros des Bodensee- Verkehres besteht in Getreide, Schnittholz, Mehl 
Wein und Obst. 

Aus diesen Verkehrsquantitäten, die sich nach den letzten Ausweisen 
des Frachtenverkehres auf der Elbe und der Donau-Dampfschiffahrts- 
Gesellschaft im Jahre 1896 um weniges noch vermindert haben, ersieht 
man, dass nur die Verkehre des Donau- und Elbe-Gebietes und der Boden- 
see-Schiffahrt in die Wagschale fallen, jene der Weichsel und ihrer Zu- 
flüsse, der Küstenflüsse und der übrigen Seen weder der Quantität noch 
der Verkehrsdichte nach nennenswert sind. 

Der Verkehr der Elbe überragt trotz der kürzeren Strecke wesent- 
lich jenen der Donau; die Verkehrsdichte auf der ElbeschiflFahrt ist um 
rund 50 Procent grösser. Diesen grossen Verkehr verdankt die Elbe 
neben der guten Schiffbarkeit, einestheils der Ausfuhr von böhmischer 
Braunkohle, andererseits dem Anschlüsse an das deutsche Wasserstrassen- 
netz, dann der Ausmündung in die Nordsee und endlich der directen 
V^erbindung mit dem grössten Handelshafen Deutschlands, Hamburg. 

Ich benütze diese Ziffern, um die Antheilnahme des Binnenwasser- 
Verkehres am Gesammt-Gross verkehre Österreichs festzustellen. 
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Nach den -statistischen Nachrichten des Vereines der deutschen 
Eisenbahnverwaltun^jen" berechnet sich der Frachtenverkelir auf den 
österreichischen Bahnen im Jahre 1890 auf rund 68, 181.000 Tonnen oder 
rund 6. 584, 455. 000 Tonnen-Kilometer, und wäre dann der Gesa mm t- Gross- 
verkehr zu Wasser und per Bahn im Jahre 1890 gewesen: 
73,419,000 Tonnen oder 7.038,953.000 Tonnen-Ivilometer. 

Der Antheil des ausgewiesenen Binnenwasser-Verkehres 
an diesem Gesammt- Gross verkehre ergibt sich dann aus dem Verkehre in 
Tonnen mit v6 Procent, und dem Verkehre in Tonnen- Kilometer mit 
6"8 Procent, während 82-4 Procent, beziehungsweise 8yz Procent dieses 
Grossverkehres auf die Bahnen entfielen. 

Dieser Antheil des Wasserverkehres am G es ammt-Gross verkehre ist 
geradezu minim und hat sich seither auch nicht gehoben; er ist im Gegen- 
theile noch geringer geworden, denn der Bahnverkehr hat sich mittler- 
weile im Jahre 1896 (letzter Ausweis) auf 88 Millionen Tonnen erhöht, 
während der Wasserverkehr fast gleich blieb, 

Berechnet man diesen Antheil des Wasserverkehres fiir Deutsch- 
land, 50 erhält man eine wesentlich andere Ziffer. Nach der letzten Ver- 
öffentlichung") betrug der Verkehr auf den deutschen Binnen- 
wasserstrassen im Jahre 1894 und 1896 in Tonnen: 



' -'"--'■■ 


I8r)4 


1895 


1896 




der deutschen Ostsee 

der deutschen Nordsee 


<),ai9.469 

13,981.434 
10,620.465 

26,688.960 
991.710 
317.5*2 
599-183 


10.058.076 
11,559-802 
10.s43.816 

2S.743-S55 
7^4.310 
320.361 
455 722 


IJ.550-9S4 
15,133-428 
12,468.850 
31,776.824 
93'.5B4 
293.146 

70J.13J 




Rhein 

Bayerische Wasserstrassen 

Bodensee . 




DOQBU 




Summa . . 


62.429.842 


60,405.652 


73.85 5 -909 





Dies sind ganz gewaltige Binnenw asser- Verkehre und verhalten sich 
zu jenen Österreichs, wie 12 zu i. 

Der Verkehr auf der Spree bei Berlin war grösser, als der ganze 
Wasser verkehr Österreichs und belief sich 189g auf 5,617.126 / und löqö 
auf 5,979.264 f, das sind 48 Procent des G es ammtv erkehr es per Bahn 
und per Wasser. 

Von dem Gesammt wasserverkehre Deutschlands entfielen a) auf 
angekommene und abgegangene Güter 36,330.444 /, dj auf dem Transit 
37,525.465 /, Summa 73,855.909 r. 



') Der Verkehr auf den deutschen Wasserslrussf 
LVeröffenÜichungen des kaiserlichen statistischen Amtes 
. D. Hilken. 



1 den J.ihre 
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Rechnet man nur die angekommenen und abgegangenen Güter mit 
einer mittleren Transportdistanz von 400 hn^ so betrug der gesammte 
Binnenwasser-Verkehr im Jahre 1896.14.532,000.000 Tonnen-Kilometer; 
der Eisenbahnverkehr Deutschlands betrug in Frachten im Jahre 1896 
26.616,000.000 Tonnen-Kilometer, somit der Gesammtfrachten-Gross- 
verkehr 41.140,800.000 Tonnen-Kilometer. 

Der Antheil des Binnenwasser-Verkehres an dem Gross- 
Frachtenverkehre betrug somit in Deutschland im Jahre 1896 35 Procent. 
In Österreich war der Binnenwasser- Verkehr im Jahre 1896 kaum 
grösser wie im Jahre 1890, also 446,000.000 Tonnen-Kilometer, hiezu der 
Eisenbahnfrachten verkehr mit 8.170,000.000 Tonnen-Kilometer, somit der 
Gesammtfrachten-Gro SSV erkehr 8.616,000.000 Tonnen -Kilometer. 
Der Antheil des Binnenwasser- Verkehres an dem Gross-Frachten- 
verkehre betrug somit in Osterreich im Jahre 1896 nur 5 Procent. 

Mehr als 70 Procent dieses Wasserverkehres besteht in Boden- 
producten und in Erzeugnissen der mit der Land- und Forstwirtschaft 
verwandten Industrie. 

Der Verkehr auf den Binnenwasserstrassen hat sich in Deutschland 
in 10 Jahren mehr als verdoppelt, und spielt selbstredend auch eine sehr 
massgebende Rolle in der Verkehrs- und Wirtschaftspolitik des Deutschen 
Reiches. Die Entwicklung dieses Wasserverkehres wird durch die fol- 
genden Angaben für den Rheinverkehr in toto, dann für die Donau 
Regensburg-Galatz, die schiffbaren Nebenflüsse und die Route am Schwarzen 
Meere nach Odessa und Batum {2862 kvi)j durch den Frachtenverkehr 
der Donau-DampfschiflFahrts-Gesellschaft und für den Grenzverkehr der 
Donau (Ein- und Ausfuhr) zwischen Osterreich und Deutschland, endlich 
durch den Grenzverkehr der Elbe in Summe aller Frachten (Ein- und 
Ausfuhr) am besten illustriert. 

Verkehr in Tonnen. 



1847 



Rhein 



Donau 



Ruhroit- 
Duisburji; 



Grenzverkehr 



Donau -Dampf- 
schiff ahrts- Ges. 



Grenzverkehr 



Elbe 



Grenzverkehr 



1852 
1857 
18C2 
1867 
1872 
1877 
1882 
1887 
1802 
1896 
1897 



860.800 
966.000 
1,066.800 
1,740.100 
2,380.600 
2,866.700 
2,989.000 
3,866.600 
5,149.300 
7,230000 

10,308.900 



637.400 

808.300 

854.900 '1 

1,308.700 || 

1,865.800 \ 

2.422.200 ! 

2,790.900 I, 

4,038.700 ! 

4,987.800 I, 

6.39^.100 li 

- ■) !; 

10,441.800 '1 



117.600 

314.800 

512.200 

871.700 

1,187.700 

1,150.000 

1,271.000 

1,674.900 

1,709.600 

1,830.400 

2,240.500 





136.800 


— 


532.300 


— 


844.700 


— 


962.900 


— 


1,014.600 


212.500 


1,888.800 


130.100 


1,341.900 


170.000 


1,693.700 


189.500 


2,105.600 


181.000 


2,943.100 


291.400 


— ») 


— 


3,514.600 



^) 10,511.900 und 9,580.400 t. 
') 1794: 3»408.300 u 



Zur Geschichte der Wasserstrassen. 

Vor der Ära der Eisenbahnen waren es die Landstrassen, die natür- 
lichen und künstlichen Wasserwege, die den damals allerdings noch sehr 
bescheidenen Grossverkehr vermittelten. So aieng noch das ganze Salz 
auf der Traun, Salzach und per Donau nach Linz, dann per Achse nach 
Budweis und auf der Moldau und Elbe nordwärts. Damals gab es noch 
eine sehr lebhafte Schiffahrt am Inn, der Enns, Drau, Mur und Save auf 
Booten und Flössen. Die Donau war die wichtigste Vermittlerin des 
firossverkehres von und nach der Levante. Die Transportkosten dieses 
Verkehres waren noch sehr hoch, die Schiffahrt jedoch trotz des weit 
schlechteren Zustandes der "Wasserwege auch mit Booten von lo bis 
15 / Ladung noch lohnend. Mit den Bahnen war diese Art von Scliiff- 
fahrt nicht melir concurrenzfähig. 

Frankreich, England, Belgien, Holland, Russland und Deutschland 
haben schon im 17. und 18. Jahrhundert die Leistungsfähigkeit ihrer 
Wasserstrassen nach dem damaligen Stande der Technik wesentlich aus- 
gebildet, viele der natürlichen Wassers trassen canaüsiert, Parallelcanäle ge- 
baut und die verschiedenen Flussgebiete untereinander durch Scheitele anale 
verbunden. Diese, wenn auch in bescheidenen Ausmassen hergestellten, 
nur mit Menschen- und thierischer Kraft betriebenen künstlichen 
Wasser Strassen waren, mit der grössten Freiheit im Verkelire ausgestattet, 
das wesentlichste Hilfsmitte] zur mächtigen Entfaltung der Industrie und 
des Handels der westlichen Staaten Europas. In Preussen wurden damals 
die Schiffahrts-Canäle zur Verbindung der Oder mit der Spree und Havel, 
und somit auch mit der Elbe; der Weichsel mit der Netze, und somit 
auch mit der Oder; der Stecknitz-Canal von Lüneburg nach Lübeck; die 
märkischen und viele andere C anale erbaut. Die übrigen deutschen 
Staaten sind diesem Beispiele nicht gefolgt; im Gegentheile bedrückten 
sie die Schiffahrt in unglaublicher Weise: Am Main bestanden noch 1790 
32 Zollstellen, auf der Elbe 35 Zollstellen. Die Stapel- und Umschlag- 
rechte auf der Elbe wurden erst 1821 aufgehoben und die Zoll stellen erst 
im Jahre 1858 auf 14 reduciert. Der Verkehr in Normal zoll- Artikeln sank 
auf der Elbe im Jahre 1857 auf 3250 c, da der tarifmassige Elbezoll pro 
Zollctr. Hamburg-Magdeburg fl. 0-87 Gold, Hamburg-Magdeburg fl. 1-50 
Gold betrug, während die Eisenbahn diese Frachten im Mittel um fl. 0-55 
und fl. I Gold verfrachtete. Bellingrath berichtet, dass Hannover, 
Mecklenburg und Dänemark seit 1821 über Mark 60,000.000 an Schiffszöllen 
mehr eingehoben haben, als sie berechtigt waren, da diese Zölle der 
Regulierung der Elbe zufliessen sollten. Die Schiffahrt des Rhein war 
glücklicherweise durch die Rheinachiffahrts-Acte vor solchen Plackereien 
gesichert. Die Schiffahrt auf der deutschen Elbe wm^de erst im Jahre 
1866 frei. Nach der Vereinigung des Deutschen Reiches gieng man da- 
selbst, Bayern ausgenommen, umso energischer an den Ausbau des 
Wasserstrassennetzes, die Regulierung der l-'Iüsse im Interesse der Schiff- 
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fahrt, den Umbau der alten und den Bau neuer künstlicher Wasserstrassen, 
wie die Canalisierung* der Saar und des Main (Frankfurt-Mainz), des 
Dortmund-Ems-Canales, des Ems-Jahde-Canales, des Oder-Spree-Canales, 
des Xord-Ostsee-Canales, des Elbe-Trave-Canales, die Canalisierung der 
oberen Oder u. s. w., und die Folge davon war der mächtige Aufschwung 
der Schiffahrt auf der deutschen und österreichischen Elbe und allen 
deutschen Wasserstrassen, der in den Ziffern der vorstehenden Tabelle 
zum Ausdrucke kommt. In gleicher Weise haben auch seit 20 Jahren 
Frankreich, Belgien und Russland an der Umstaltung der schon veralteten 
Wasserstrassen gearbeitet und ihr Netz durch den Bau neuer Schiflfahrts- 
Canäle ergänzt. Alle die genannten Culturstaaten besitzen heute in den 
Hauptverkehrsrichtungen neben einem dichten Eisenbahnnetz einen zweiten 
Gross-Transporteur, ein leistungsfähiges, modernes Wasserstrassennetz. 

Auch in Osterreich-Ungam hat es in alter Zeit nicht an Bestrebungen 
gefehlt, ähnlich, wie in den anderen europäischen Staaten, ein Wasser- 
strassennetz auszubauen, die bis in die Regierungszeit Kaiser Karl VI. 
zurückdatieren. In der Zeit Kaiser Josef II. hat der belgische Ingenieur- 
Officier Maire das Project') für ein solches Netz im Detail bearbeitet, 
in dem der Bau von Schiffahrts-Canälen vom Rhein — Main zur Donau 
(spätere Ludwigs-Canal), von der Elbe — Moldau zur Donau, von der 
Oder — Beczwa zur March, vom Poprad zur Waag — Donau, von der Donau 
zur Save und via Kulpa an die Adria und andere beantragt wurden. Die 
anschliessenden FlusSvStrecken sollten canalisiert werden. Wäre dieses 
Project nur in seinen Hauptarterien von der Donau an das deutsche 
Wasserstrassennetz imd an die Häfen der Nord- und Ostsee zur Aus- 
führung gekommen, so hätte Österreich in seiner Industrie und Boden- 
cultur, und in seinem Aussenhandel am europäischen Markte eine ganz 
andere Rolle spielen müssen, da es dann schon in jener Zeit den ganzen 
Wechselverkehr zwischen dem Norden und Nordwesten und dem Süden 
und Südosten Europas zu vermitteln gehabt hätte. 

So ist es gekommen, dass Osterreich überall dort, wo lediglich der 
ungleich billigere Wassertarif am europäischen Markte entscheidet, nicht 
mehr concurrieren kann — dass aber jede Verbesserung der natürlichen 
Wasserwege, jeder neuerbaute Canal in Deutschland nur der fremden 
Einfuhr zugute kommt, wir aber aus den alten legitimen Ausfuhrgebieten 
immermehr verdrängt werden. Die Landwirtschaft ist aber hiebei sehr 
betheiligt. 

Wirtschaftlicher Wert der Wasserstrassen. 

Die Leistungsfähigkeit und die Kosten des Transportes bestimmen 
den wirtschaftlichen Wert eines Verkehrsweges, gleichgiltig, ob es eine 
Eisenbahn oder eine Wasserstrasse ist. Beim Wasserverkehre hängen 



*) Ein Exemplar dieses Projectes ist im Archiv des k. u. k. Kriegs-Ministeriums, ein 
anderes in der Bibliothek der Stadt Wien. 




die Transportkosten weit mehr von der Leistungsfähiykeit der Falirstrasse, 
d. i. von der Dauer der schiffbaren Wasserstände, der Beladung der 
Boote, daher auch von der Tauchtiefe, der Anwendung- der Dampfkraft etc. 
ab, als bei den schon nach einheitlichen Grundsätzen erbauten Eisenbahnen. 
Wo diese Vorbedingnngen nicht schon durch die Regulienmg geschaffen 
werden können, haben wir in der Canalisierung des Flusslaufes ein lang- 
erprobtes Hilfsmittel, die AVassertiefe zu vergrössem und die Schwankungen 
in den Wasserständen auf das geringste Mass zu vermindern. Die voll 
kommendste und leistungsfähigste Wasserstrasse, weil von den Zufällen 
der Niederschläge, von Hochwassern und von allen Schwankungen der 
Wasserstände in den fliessenden (bewässern unabhängig, ist stets der 
künstliche Schiffahrts-Canal. 

Die Transportkosten auf den deutschen Wasser Strassen schwanken 
selbstredend auch nach dem Zustande der Wasserstrasse und der Ladefähig- 
keit der Boote, und nach den Abgaben'), die auf künstlichen Wasser- 
strassen neuester Zeit ein geh oben werden. 

Diese Transportkosten sind am vorzüglich schiffbaren Rhein am 
geringsten mit durchschnittlich 0-25 bis 0-33 kr. per Tonnen-Kilometer. 
Auf der Elbe^ mit durchschnittlich 0-25 bis 0-4 kr. per Tonnen-Kilometer. 
Auf den künstlichen Wasser Strassen mit 0-3 bis o-6 kr. Der Durch- 
schnitt der Transportkosten aller deutschen Binnenwas 
verkehre kann per Tonnen-Kilometer mit Maximum 0-4 kr. an- 
genommen werden. 

Rechnet man mit diesem Durchschnittssatz, so beziffert sich die 
Brutto-Einnahme oder die gezahlte Fracht per Wasser mit fl. 58,100.000 

Für die österreichische Binnen wasserfahrt hat Regierun gsrath 
Schromm die Durchschnitts-Einnahme für das Jalir i8go ermittelt, und 
zwar per Tonnen-Kilometer: 



auf der Donau mit . 
auf der Elbe*} mit 
auf der Weichsel mit 
am Bodensee*} , , 



0-7-25 
0-385 
1-050 

0-737 



kr. 



Bei dem Charakter der Donau als Schiffahrtsstrasse ist es begreiflich, 
dass in der Strecke Passau— Wien nicht nur die Durchschnitts- Einnahmen, 
sondern auch die Transportkosten wesentlich höhere sein müssen, als auf 
der Elbe und den deutschen Wasserstrassen. 



') Am Dortmund — EmB-CaDal vird die Abgabe für diei Clossen gczaUt, u 
T(>iinen-K.iloineter ^ 0'Di3i 0*057 ""^ O'izo kr., auf der onolisierten Oder sind sie 
mit O'i bis 0'i8 kr. 

') Für Massengut, i8f)7, Laube — Hamburg p« looif :=fl. —.38 bis — .^ 
Hamburg fl. — .40 bis —,42 (gegen Bahnfracbt mit fl. t.i(i bis t.27). Niederste 



-.IS. 

'j Fär Koble thalwärls mit o-i;? kr. 
'} Nach dem. Geschäftsbericht der 1<. k. i 



. Slaatsbahuen. 
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Nach den in der vorangegangenen Tabelle gegebenen Verkehren 
in Tonnen-Kilometern berechnen sich dann die für unsere Wasser- 
strassen gezahlten Transportkosten: 

Million, t. m. 



Donaugebiet -= 23 1*14 

Elbegebiet = 196*07 

Weichselgebiet . . . . = 10 56 

Küstenflüsse u. Binnenseen = 8*72 



ä 0*725 kr. = 1,675.800 fl. 

ä 0-385 » = 734-900 ^ 

ä 1*050 » = 110.900 » 

ä o*737 » -= 64.300 * 



446*49 Summa ä 0*584 kr. = 2,605.900 fl. 

Diese Berechnungen wurden angestellt, um aus den 
Transportkosten hüben und drüben den wirtschaftlichen Ein- 
fluss der Wasserstrassen abzuleiten. 

Vergleicht man die Ziff'em des Verkehres und die zugehörigen Ein- 
nahmen in den genannten Staaten, so ergibt sich für den 

Gesammt-Frachtenverkehr im Jahre 1896 

^) in Deutschland 



Transport 



Frachtenverkehr in 
Tonnen- Kilometer 



Brutto-Einnahme oder 

gezahlte Fracht in 

Gulden ö. W. 



Durchschnitts-Einnehme 

oder Frachtsatz per Tonnen« 

Kilometer in kr. ö. W. 



per Bahn . 
per Wasser 



26.616 Millionen 
14.532 Millionen 



6 12*4 Millionen 
^8*1 Millionen 



2.301 ») 
0.400 



Zusammen . . . 



41.14S Millionen 



670-5 Millionen 



X.630 



B) Österreich 



per Bahn . . . 
per Wasser . . 


8 170 Millionen 
446 Millionen j 


158-9 Millionen 
2*6 Millionen 


1.945*) 
0.584 


Zusammen . . . 


8.616 Millionen 

I 


161 '5 Millionen 


1.856 



Die Eisenbahntarife sind hüben und drüben nahezu die gleichen; 
trotzdem hatten die deutschen Eisenbahnen per Tonnen-Kilometer eine 
um 18 Procent höhere Durchschnitts-Einnahme. 

Trotz der höheren Einnahme der deutschen Eisenbahnen per Tonnen- 
Kilometer hat die beförderte Gesammtfracht per Tonnen-Kilometer in 
Deutschland nur 1*630 kr. und in Osterreich dagegen i'856 an Transport- 
kosten gezahlt. 

Diese Differenz beträgt 0*226 kr. oder 13*8 Procent gegen die in 
Deutschland gezahlten Frachtkosten. 

Deutschlands Industrie, Handel und Bodencultur haben somit infolge 
der Binnenstrassen im Sinne ihrer Verkehre im Jahre 1896 um rund 
fl. 93,000.000 an Frachtkosten weniger gezahlt, als in Osterreich bei dem 
gleichen Verkehre gezahlt worden wäre. 



») 3'9o Pfennige = 2*301 kr. ö. W. 

') Dieser Durchschnittssatz gilt für alle österreichischen Bahnen, dürfte sich also für 
Österreich allein höher stellen. 
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Diese VerbUIi}^ung der Transportkosten durch die Wasserstrasst-n 
hat aber auch dem zweiten Grosstransporteur, den Eisenbahnen, trotz 
der Concurrenz in demselben Transportgebiete, nur Vortheile ffebraclit. 

Herr Hofrath Konta hat aus der Statistik des deutschen Eisenbahn- 
vereines pro 1 896 auf gleicher txrundlage berechnet, dass die Verzinsung 
des in den Bahnen investierten Anlagecapitales betrug: 

in Deutschland durchschnittlich 5"665 Procent 

bei den preussischen Staatsbahnen b-jb 

in Bayern, wo eine Concurrenz mit den Wasserstrassen 

nicht besteht yi6 

in Österreich-Ungarn, wo diese Concurrenz so gut 

wie nicht besteht 4-40 

auf den k. k. österreichi seilen Staatsbahnen 2-89 

Aus den vorangeflihrten Daten ist zu entnehmen, dass im Jahre iSqö 

1. die mittlere Einnahme der deutschen Eisenbahnen per Tonnen- 
Kilometer Fracht 18 Procent höher war, wie auf den österreichischen 
Bahnen, 

2. der Durchschnitts-Transportpreis für alle Güter, im Bahn- und 
Wasserverkehre zusammengenommen, in Deutschland um rund 1 4 Procent 
geringer war, 

3. die Bahnen in jenen Gebieten, wo aucli der Wasserverkehr am 
grössten ist, die höchste Rente abwarfen, 

4. der Antheil des Wasserstrassenverkehres am Gesammt-Frachten- 
verkehre in Deutschland rund 35 Procent, in Österreich nur 5 Procent 
betrug, der erstere Verkehr noch in ungleich grosserer Progression fort- 
gesetzt steigt, als bei den Bahnen. 

Daraus ergibt sich wohl die Schlussfolgerung, dass das Gros der 
minderwertigen Güter, die im Bahntarife am niedersten classificiert 
sind, und mit den Bahnen gegebenenfalls, nur um transportfähig zu 
sein, nahe oder selbst unter dem Selbstkostenpreis befördert werden, 
vorwiegend wegen der ungleich billigeren Kosten des Transportes aut 
den Wasser Strassen befördert werden — dass die Bahnen daher von 
diesen wenig oder gar nicht lohnenden Massenverkehren entlastet 
werden — dann aber auch noch Verkelire von Rohproducten in Be- 
wegung setzen, die auch den niedersten Satz der Bahnen nicht ver- 
tragen — dass diese Wasser Strassen wieder neue Industrien begründen, 
und neue Absatzgebiete aufschliessen. Die Eisenbahnen sind es dann, 
die aus dieser erhöhten Production auch eine Erhöhung ihrer Transporte 
erfahren, 

Die bessere Rente der preussischen Bahnen ist also nicht etwa eine 
Folge höherer Tarifsätze, sondern lediglich darin begründet, dass ihre 
Einnahme für das geförderte Tonnen-Kilometer in dem Masse eine höhere 
geworden ist, als durch den Wegfall eines grossen Theiles der minder- 
wertigen, wenig lohnenden Gütertransporte der Antheil der höher tari 
fierten Güter an ihrem Gesammtverkehre ein procentuell grosserer 
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geworden ist. Mit der Hebung- des Gesammtverkehres ist darum auch 
die kilometrische Dichte^) des Eisenbahnverkehres gestiegen. 

Daraus muss dann weiter gefolgert werden, dass die leistungsfähige 
Wasserstrasse gerade der Land- und Forstwirtschaft die grössten Vortheile 
bietet, weil das Grros ilirer Bodenproducte den minderwertigen Massen- 
producten zuzuzählen ist. 

Die Finanzkrise vom Jahre 1873 hat weder den Aussenhandel in 
toto (Tab. 2) noch auch die Land- und Forstwirtschaft wesentlich berührt. 
Dagegen muss die Zeit 1880 bis 1882 als ein Wendepunkt bezeichnet 
werden, von dem an, siehe Tabelle und Graphika 3, 4, 5 und 6, ein Still- 
stand oder ein Rückgang in der Ausftihr landwirtschaftlicher Rohproducte 
und der zunächststehenden Industrieerzeugnisse eingetreten ist. Nur 
die Steigerung der Ausftihr des Holzes hat bisher, siehe Tabelle 7, keine 
Unterbrechung erlitten. Der Rückgang in der Getreideausftihr beginnt 
mit der Invasion des europäischen Marktes durch amerikanische, russische 
und überseeische Bodenproducte, die von Jahr zu Jahr intensiver wurde, 
und die man mit den Tarifen der Eisenbahnen nicht erfolgreich be- 
käm.pfen konnte. Jede Verbesserung der schiffbaren Wasserstrassen, 
jede neuhergestellte Wasserstrasse kam der überseeischen Einfuhr nur 
zugute. Die Hauptmasse des amerikanischen und russischen Getreides 
wurde aus dem Innern des Landes auch mit den dortigen Binnenwasser- 
strassen der Küste zugeführt. Nachdem der Transport einer Tonne 
Getreide per Bahn von Pest bis Berlin theurer zu stehen kam, wie per 
mare und auf den deutschen Flüssen ab Chicago, Calcutta und den ent- 
ferntesten Wolgagegenden, so war auch an eine stetige Zunahme der 
Ausfuhr in landwirtschaftlichen Producten aus Osterreich-Ungam nicht 
mehr zu denken. Diese Ausftihr muss sogar noch fortgesetzt sinken', 
nachdem nun auch durch die Canalisierung der oberen Oder bis Cosel 
der Einfuhr der russischen Bodenproducte, dem russischen und schwedischen 
Holze eine neue ungleich billigere Zuftihrsarterie nach dem Osten Deutsch- 
lands eröffnet wurde, die den galizischen, mährischen und ungarischen 
Aussenhandel dahin gänzlich lahmlegen wird. Deutsclüand importiert 
bei normaler Ernte jährlich 20- bis 30,000.000 Metercentner an Brotfrüchten. 
Unsere Ausfuhr nach Deutschland betrug in den Achtziger-Jahren noch 
10- bis 11,000.000 Metercentner und betrug 1895 nur mehr ein Sechstel 
dieses Quantums. 

Die Ursache dieses Rückganges ist nicht in der Steigerung der 
Bevölkerung ab 1882 um 3*7 Millionen, auch nicht in der Unmöglichkeit, 



^) Kilometrischer Verkehr 1896: 

Deutsche Bahnen im Durchschnitt 594»I39 

PreuRsische Staatsbahnen 686.659 

Bayerische Staatsbahnen 393-655 

Österreichisch-ungarische Bahnen . 421.983 

Österreichische Staatsbahnen 395*393 
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mehr zu prciducieren'), zu sucheiij sondern lediglich in der Ohnmacht, 
diese übermächtige Concurrenz mit den Transportkosten*) und 
unseren Transportmitteln zu bekämpfen. 

Die Volkswirte haben sich mit dieser Krise auch beschäftigt, und 
auch das Auskunftsmittel scheinbar gefunden, nämlich; Überproduction 
im Anbau der Brotfrüchte, Reduction dieses Anbaues, Umstaltung der 
Äcker in Kunstwiesen und intensive Viehzucht. Als es der Zucker- 
industrie schlecht zu gehen begann, hiess es auch: Überproduction, Be- 
schränkung der Rübencultur, Kunstwiesen etc. Überall, wo dann die 
Industrie der ft'emden Concurrenz weichen musste, trug die Überpro- 
duction die Schuld daran. Welclie Unsumme von Geld, Wissen und 
Arbeit wäre vergeblich aufgewendet worden, um in den verschiedenen 
Zweigen der Bodencultur und der mit ihr thätigen Industrie jene Höhe 
zu erreichen, die in den Exportziffem der Jahre 1880 bis 1882 iliren 
Ausdruck findet. Die grosse Umwälzung, die sich in den letzten 15 Jahren 
im Verkehrswesen der Nachbarstaaten durch den Umbau und Ausbau 
der Wasserstrassen — durch Schaffung eines den Eisenbahnen eben- 
bürtigen, nahezu unbegrenzt leistungsfiihigen, zwar unter anderen Bedin- 
gungen, aber ungleich billiger arbeitenden Grosstransporteurs, und durch 
die Theilung der Arbeit im Tran sportge Schäfte ^ vollzogen hat, ist 
leider, die Elbe und Moldau") ausgenommen, spurlos an uns vorüber- 



') Die Production in Wciien, Roggen, Geiste und Mais per Quadrat- Kilometer Boden- 
ftSchc variierte i8()0 bis 1892: 

Böhmen 3<»6'J bis 333'3 Mclr. 

Mähren 41' 5 ' H<>-S - 

Galiiicn 25'>'3 ' ^ayi 

Vaeuru 3536 • 2(,f+ . 

•) Nach den im Jahre 1895 crmillellea Verglcjehäiiffcrn hätten sich die Koslen des 
Transportes in Gulden ö. W. voii loo ig Getreide bei Herstellung eines Donau- Oder- Caniles 
gestelll : 



Ntusatz a, D.— Berlin . 

Neusall a. D,— Stettin . 

Budapest— Berlin . . . 

Budapest — Slctlin . . . 
Wien— Berlin .... 

"Wien— Sletlio . , . . 



n Cannl, und 04 kr. per 



*] Die Canalisierung der Moldau uod der Bau der 



1 Httfeuanlagen in Prag i: 
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gegangen. Die Chancen der Concurrenz am europäischen Markte in 
allen Gebieten der Production haben dadurch auch wesentlich gelitten. 
Wir erzeugen daher auch im eigenen Lande wesentlich theurer. In dieser 
Zeit wurde als Kampf-Surrogat das Cartell geboren, das sich bereits 
zu einem mächtigen Factor in unserer Wirtschaftspolitik entwickelt hat, 
mit der Devise: »Beschränkung der Production bei möglichst hohen Ver- 
kaufspreisen!« Eine solche Generalisierung des zum Schutze eines be- 
drohten Productionszweiges sicherlich berechtigten Cartelles musste auf 
die Entwickelung der Kräfte zur erfolgreichen Abwehr lähmend wirken. 
Womit hat uns die überseeische Concurrenz immer mehr aus unseren 
alten Absatzgebieten verdrängt, im eigenen Lande bedroht? In erster 
Linie durch den ungleich billigeren Transport. Es gibt nur ein 
radicales Mittel, dieses Übergewicht zu beseitigen und unserer Land- 
wirtschaft und Indusrie die gleichen Vortheile des billigen Transportes 
zuzuwenden. Dieses schon bewährte Mittel ist die Herstellung derselben 
Transportwege. In erster Linie müssen die Hauptschiflfahrts- Arterien zur 
Verbindung unserer schiffbaren Donau mit der schiffbaren Oder und 
Elbe und der Anschluss an das deutsche Wasserstrassennetz, die Häfen 
der Nord- und Ostsee, hergestelUt werden. Dann sind im besonderen 
Interesse unserer Landwirtschaft diese ungleich billiger transportierenden 
Wasserstrassen in die Productionsgebiete selbst, einestheils durch das 
nördliche Mähren und Böhmen, dann nach Galizien bis an den Dniester 
auszubauen. 

Se. Excellenz der Herr Minister des Äussern schilderte in der letzten 
Delegation die gegenwärtige Situation mit folgenden Worten: »Der ver- 
nichtende Concurrenzkampf, den wir auf Schritt und Tritt auf allen Ge- 
bieten des menschlichen Schaffens mit den überseeischen Ländern theils 
schon heute zu bestehen, theils für die nächste Zukunft zu gewärtigen 
haben, erheischt eine rasche und durchgreifende Gegenwehr, sollen die 
europäischen Völker nicht in ihren vitalsten Interessen aufs empfind- 
lichste geschädigt werden und einem Siechthum entgegengehen, das sie 
dem allmählichen Untergange zuführen müsste. Schulter an Schulter müssen 
sie kämpfen gegen die gemeinschaftliche Gefahr, und zu diesem Kampfe 
müssen sie sich rüsten mit dem Aufgebote aller ihnen zur Verfügung 
stehenden Hilfsquellen.« 

» Das zwanzigste Jahrhundert sagt sich für Europa als 

ein Jalirhundert des Ringens auf handelspolitischem Gebiete an, und 
vereint müssen sich die europäischen Völker zusammenfinden, um in 
der Vertheidigung ilirer Existenzbedingungen erfolgreich wirken zu 
können.« 

Dieser Aufruf zur gemeinsamen Abwehr wird in den Kreisen der 
Landwirte und Industriellen gewiss die freudigste Zustimmung finden, 
nur erwarten dieselben die geeigneten Hilfsmittel zu diesem Kampfe, die 
zu schaffen nicht in ihrer Macht liegt, um ihn mit aller Energie führen 
zu können. 



B. 
Das Marktwesen. 



Allgenneiner Theil'). 

Von Dr. Anton von Görski, Universitälsprofcssor in Kraltau. 

Pas Marktwesen ist der Inbegriff aller jener wirtschaftlichen Vürg-änye 
und rechtlicher Normen, welche einer unbeschränkten Anzahl von 
Personen zu gleicher Zeit den Umsatz von Waren innerhalb gewisser 
räumlicher Grenzen ermöglichen. Dasselbe ist mit dem ganzen Wirtschafts- 
leben auf das innigste verknüpft ; Entstehung, Blüte und Verfall der Märkte 
bilden drei in socialer und cultureller Hinsicht sehr wichtige Stadien in 
der Geschichte eines jeden Volkes. Denn obwohl das KJima eines Landes, 
die Culturstufe und die Erwerbsverhältnisse der Bevölkerung dem regen 
Treiben auf dem Markte den Anschein einer grossen Mannigfaltigkeit der 
Verkehrsformen zu verleihen scheinen, so weist doch das Marktweaen 
gewisse jeder Zeitepoche gemeinsame Merkmale auf, die überall den Keim 
culturellerEnt Wickelung und des Fortschritts in sich tragen. So ruft das Markt- 
wesen stets erhöhten Schutz der Person, Freiheit von vielen Öffentlich-recht- 
lichen Beschränkungen und Abgaben, die freie Concurrenz und eine gewisse 
Autonomie des Marktes hervor, lauter freiheitliche Elemente, die, auf einen 
üppigen Boden fallend, zur Neugestaltung der Gesellschaft mitgewirkt haben. 
Bei dieser Sachlage darf sich ein dem Marktwesen im allgemeinen 
gewidmeter Artikel nicht darauf beschränken, den heutigen Zustand und 



') Literatur. HuvcHd: >Es9ai historique sur le droit des marcti^s et des Coiies', Pari«, 
iSgTi Göt»; -Die Verkehrswege im Dieasle des Welthandels.; Schrader: .Linguistisch-histo- 
rische UnleiBuchunEea zur Handels geschichte und WarenkuTidci ; He rmann-Blümer; tLehr- 
bucb der griechischen Privatalteithümer* ; Noüh 'Histoire du commerce du mondei ; Beer: 
•Allgemeine Geschichte des Welthnndels. ; Goldschmidt: »Universalgeschichte des HaodeU- 
rechts.: Ashley; »Englische WirlscbaflSEeichichle- ; Flach: >Les origincs de l'ancienne France. ; 
Sohm: >Die EnlslehuDg des deutschen Städlewesens* ; Below: »Die Entstehung der deutschen, 
Stadt gemeinde. ; iRathgen: »Die Entstehung der Märkte in Deutschlandi; Lamprecht. 
■ Deutsches Wirtschaftsleben im Mittelalter« ; Rietschel: )Markt und Sudt in ihrem techllicheo 
Verhiiltais<; Mayer: •Zoll, ICaufmannschan tiiid Markt>i Ehreuberg: •Has Zeilaller der 
Fugger.; Misch 1er und Ul brich; •öslerreirhisches SlaalswoHerbuch.; Seltsam und Possellr 
•Die österreichische Gewerbeordnung"; Heilioger; .Österreichisches Gcwerberechl.. 
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die den Märkten in der Gegenwart zukommende Bedeutun^r zu schildern, 
sondern es müssen in einer historischen Skizze die rechtsbildenden Ele- 
mente des Marktwesens, sowie die auf dieser geschichtlichen Entwicke- 
lung beruhenden Grundzüge des in Osterreich geltenden Marktrechtes zur 
Darstellung gebracht werden, während die Bedeutung der wichtigsten 
Specialmärkte in den Aufsätzen über die Börse und den Viehmarkt be- 
sprochen werden soll. 

Der Markt setzt nicht nur das Privateigenthum des Einzelnen an 
fahrender Habe, sondern auch einen geordneten friedlichen Handelsver- 
kehr voraus. Religiöse Gefühle verbürgen aber schon in der ältesten Zeit 
die Freiheit des unter Gottes Schutz stellenden Marktverkehres, noch 
Jalirtausende lang, bevor der für das moderne Rechtsleben epoche- 
machende Begriff von Markt- und Stiidtfrieden als ein P' und amen talsatz 
des öffentlichen Rechts zum Ausdruck gekommen war, Für die meisten 
Völker des Alterthums lässt sich nämlich die Heiligkeit der Marktgrenzen 
sowie die constante Sorge um das Wohl der kaufmännischen Karawanen- 
züge nachweisen. So Hessen die ägyptischen Könige der XI. Dynastie 
{angeblich 2400 Jahre vor Christus) Brunnen zum Gebrauche der Pilger 
und Kautleute in der Wüste graben; so enthält der im 12. Jahrhundert 
vor Cliristus verfasste chinesische Codex Tcheou-Li eine Reihe von 
detailliertesten Bestimmungen über den Marktverkelir, ohne andere Arten 
des Handels zu erwähnen ; in Indien wurden ähnliche Normen durch den 
König Asaka im 3. Jahrhundert v. Chr. erlassen. Neuere Ausgrabungen 
haben manches Interessante zur Handelsgeschichte Syriens, Assyriens 
und Phöniciens gebracht ; allgemein bekannt ist die Schilderung der 
grossartigen Märkte in Tyrus in den Prophezeiungen Ezechiels, 

Bei Homer stehen bereits die Fremden ausser einzelnen barbarischen 
Stämmen unter dem Schutze des Zeus Xemos und der Markt ist in 
Griechenland nicht nur zur Abhaltung kirchlicher Feierlichkeiten, sowie 
zum Verkauf der Waren bestimmt, sondern er dient auch als Kernpunkt 
des öffentlichen Lebens. Die Würde dieser Institution wird durch Ver- 
weigerung des Zutrittes gegenüber jugendlichen, oder von der Interdiction 
(atimia) betroffenen Personen festgehalten. Bei der Verschmelzung der 
kirchlichen Festlichkeiten mit dem Marktverkehr ist es nicht uninter- 
essant hervorzuheben, dass die Kriegserklärung einem benachbarten 
Staate gegenüber mittelst Verweigerung des Zutrittes zu diesen Festlich- 
keiten zu geschehen oder ihr nachzufolgen pflegte. 

Die Gründung der Märkte in Italien wird bald dem König Xuma, 
bald Servius Tulliua zugeschrieben; bereits im Zwölftafel-Gesetz werden 
die Märkte ausdrücklich erwähnt. Während der Republik und in der 
Kaiserzeit bildeten die täglichen und Wochenmärkte in Rom den Gegen- 
stand der grössten staatlichen Vorsorge, da mit dem Verfall des ,\cker- 
baues in Italien die Versorgung mit Getreidesendungen aus der Provinz 
zu einer Lebensfrage der Stadt geworden war. Römische Quellen be- 
richten auch über zahlreiche Markte in Gallien, wie in Xarbonne, Arles, 

Gesch. d. Lud- u. Forstwlrtsch. 1. üd. 54 
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Nimes, Bibtacte, die aus Anlass der Gottesfeste abgehalten wurden und 
gewiss viele Berührungspunkte mit den irländischen Märkten gehabt 
haben, deren Charakter uns durch die aus dem 9. Jahrhundert stam- 
mende irländische Gesetzessammlung (Senchus Mor) treu überliefert ist. 

Dass ungeachtet der durch die Völkerwanderung hervorgerufenen 
Erschütterung das Wirtschaftsleben in Gallien ein geordnetes geblieben 
ist, geht aus neueren Forschungen mit immer grösserer Bestimmtheit 
hervor. Das Quellenraaterial bekundet uns die Existenz eines ziemlich 
regen internationalen kaufmännischen Verkehres im heutigen Südfrank- 
reich im 6. Jahrhundert, bis wir in der in ihrer Echtheit angezweifelten 
Urkunde Dagoberts I. und sodann in der unzweifelhaft echten Urkunde 
Childeberts III. neue Anhaltspunkte für den Charakter des mittelalter- 
lichen Marktwesens gewinnen. 

Die Ermächtigung zur Abhaltung von Märkten erscheint ursprünglich 
als ein Ausfluss des Eigenthums an Grund und Boden; dasselbe dürfte 
auch für die Erhebung von Zöllen und Marktabgaben anzunehmen sein, 
während das Münzrecht als Vorbedingung eines geordneten Marktverkelires 
zweifellos auf königlicher Verleihung beruht. Erst unter Karl dem Kahlen 
bildet sich ein aus allen diesen Factoren bestehendes Marktregal aus, 
welches die rechtsbildenden Elemente des Marktwesens vermöge des 
demselben zugute kommenden besonderen Königsschutzes zu einer mäch- 
tigen Entfaltung bringt. 

Schon in der Merovingerzeit wurde nämlich der Markt durch die 
weltlichen oder geistlichen Grundherren in ilirer Eigenschaft als Markt- 
herren begünstigt, da der Markt nicht nur den Umsatz von Rohproducten 
erleichterte und den Bevölkerungszuwachs förderte, sondern auch ver- 
mittelst der Marktabgaben einen beträchtlichen Ertrag lieferte. Da aber 
zur Errichtung von Märkten das Zusammenströmen einer grossen Menschen- 
menge zu kirchlichen Festlichkeiten den unmittelbaren Anstoss gab, so 
war der Marktfriede nicht nur durch Verwaltungsmassregeln des Älarkt- 
herrn, sondern auch durch den Appell an die religiösen Gefühle der 
Pilger gewährleistet: Marktzeichen ist das Kreuz. Dieses Symbol be- 
zeichnet eine Exemption von der gewöhnlichen Gerichtsbarkeit und das 
Asylrecht. Das Marktrecht kennt keine Geburtsunterschiede; auch der 
Hörige kann im Marktgerichte als Gläubiger oder Schuldner auftreten; 
der Marktfriede schützt gegen jede Gewaltthat, auch gegen Verhängung- 
früher verwirkter Strafen, er verleiht somit Exemption von der civil-, 
wie der strafrechtlichen Gerichtsbarkeit ausser für besonders schwere 
Verbrechen, für Marktschulden und Marktdelicte, die einer besonders 
schweren Strafe, dem Königsbanne, unterliegen. Der ^larktfriede ist 
nicht nur ein örtlich begrenzter Localfriede, sondern auch ein Personal- 
friede, welcher die Marktbesucher sowohl während des Marktes, wie auf 
der Hin- und Rückreise begleitet und mit der Erstarkung der königlichen 
Gewalt zum grossen Aufschwung des Wirtschaftslebens führt. Hand in 
Hand mit dieser Entwickelung geht aber auch der mächtige Einfluss des 
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Marktes auf das Städtewesen. Die vorübergehenden Märkte der fränki- 
schen Zeit behalten in der nachfolgenden Epoche entweder diesen perio- 
dischen Charakter oder sie haben die Tendenz, zu besonderen Markt- 
ansiedelungen, zur Gründung von Städten zu führen. Im letzteren Falle übt 
das Marktrecht auf die Bildung des Stadtrechtes einen wesentlichen, sich 
immermehr verbreitenden Einfiuss, So entstehen die für das deutsche 
Rechtsleben bahnbrechenden Institute der Stadtfreiheit und eigenen 
Stadtgerichtsbarkeit sowie die Grundzüge des modernen Handelsrechtes, 
im Weichbildrecht entspinnt sich der Kampf zwischen dem germanischen 
Rechtsgedanken und dem recipierten römischen Rechte, welches unserer 
ganzen Gesellschaftsordnung sein eigenthümUches, den socialen Fortschritt 
oft lähmendes Gepräge aufgedrückt hat. 

Das Marktwesen fördert neben dem wirtschaftlichen auch den cul- 
turellen Fortschritt. Der Grund- und Landesherr, sowie der König sorgt 
für den Bau und die Instandhaltung von Strassen und Landeplätzen; in 
den königlichen Pfalzen werden absichtlich Leute aus allen Theilen 
des Reiches gehalten, damit jedermann einen Landsmann finden könne. 
Durch Gauklerkünste und dramatische Aufführungen wird dafür ge- 
sorgt, dass der Markt zum Volksbelustigungsort werde und ein Zu- 
sammenströmen der Volksmenge aus den entferntesten Gegenden 
veranlasse. Die ausliegende Ware weckt neue Bedürfnisse in der Be- 
völkerung; es wird eine tjrundlage für den Tau seh verkehr geschaffen, 
bis sich im weiteren Verlaufe auf den Märkten der Begriff des Tausch- 
wertes, als eines durch Angebot und Nachfrage hervorgerufenen, die 
Preise regulierenden Factors ausbildet; der ursprünglich durch locale 
Verhältnisse beschränkte Absatz der Güter erweitert sich nach und nach, 
Erzeugnisse des Gewerbefleisses werden für den Weltmarkt produciert, 
die Geldknappheit und die Verschlechterung der Münze drängt zur Con- 
centration des ganzen Handelsverkehres auf die Messen, damit alle 
Handelsforderungen compensiert werden können; der mittelalterlichen 
Theorie von Personalstatuten gegenüber bildet sich allmählich ein handels- 
rechtliches ins gentium heraus. Dasselbe lässt sich durch scholastische 
Autorität und durcli die römische Schablone in seinem Entwickelungs- 
gange niclit beirren; für auf dem Markte eingegangene Geschäfte wird 
das Zinsverbot und die Vindication fahrender Habe als unwirksam 
betrachtet, in Frankreich wird stillschweigende Hypothek und Be- 
vorzugung vor anderen Schulden anerkannt. In Anlehnung an das ger- 
manische Urkundenwesen wird der dem modernen Schlussnotenzwang 
entsprechende Siege lungszwang eingeführt, und zwar war die Exe- 
cutionskraft der mit dem Insiegel der Champagner Märkte versehenen 
Urkunden grösser, als diejenige der mit königlichem Siegel ver- 
sehenen, da sie sich mitunter auch auf das Ausland erstreckte. Endlich 
hat sich aus dieser Einregistrierung der Messschulden das ganze 
Institut der modernen Ordre- und Inhaberpapiere, sowie das Clearing- 
stem entwickelt. 
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In noch höherem Masse, als in das Privatrecht, dringt der Einfluss 
des Marktrechtes in das mittelalterliche Staatsrecht ein. Die Staatsg-ewalt 
entkleidet sich eines Theiles ihrer Functionen zu Gunsten der Markt- 
behörde: in den complicierten Org-anismus der Feudalherrschaft tritt ein 
neues mächtiges Bindeglied ein. Vermag die Luft der Stadt den Hörigen 
frei zu machen, so wird die Marktgemeinde, wie die Stadtverfassung über- 
haupt, zu einem politischen Factor ersten Ranges, der ein solidarisches 
Vorgehen der Berufsgenossen in allen öffentlichen und wirtschaftlichen 
Angelegenheiten vermittelst des Zunftwesens zu erzielen und in organi- 
sierten Städteverbänden seine politische Übermacht zur Wahrung der 
commerciellen Sonderinteressen auch dem Reiche gegenüber zu ver- 
werten weiss. Die Städte erringen dank ihrem Reichthum und ihrer 
Macht verschiedene Privilegien, denen bald eine grosse Zahl von ins 
Detail greifenden Gesetzen und Verwaltungsmassregeln folgt, die treu 
den wechselnden Zeitgeist abspiegeln. Obenan steht die Förderung der 
Märkte durch das häufig unwirksame Verbot eines jeden Handels ausser- 
halb derselben, ein Verbot, welches übrigens später in der milderen 
Form des Stapelrechtes auftritt. Sobald sich jedoch mit dem Ansässig- 
werden der Kaufleute ein ständiges Handelsgewerbe zu bilden beginnt, 
entsteht eine Reibung zwischen dem auf Märkten umherziehenden und dem 
ansässigen Kaufmannsstande. Der letztere sah nämlich seine Bann- und 
Zunftprivilegien, seine Taxen und Monopole, seinen Formalismus und 
seine Haftung durch einen mächtigen Concurrenten durchbrochen, welcher 
der obrigkeitlichen Reglementierung das Princip des Freihandels und 
der Concurrenz erfolgreich entgegensetzte und den Vermittlergewinn 
durch Annäherung des Consumenten an den Producenten schmälerte. 
In dem heutigen Kreuzzuge der etablierten Händler gegen Wirtschafts- 
Genossenschaften und das kaufmännische Wandergewerbe können wir 
noch den Nachklang jenes heftigen Kampfes wahrnehmen, durch den 
schon gegen Mitte des vorigen Jahrhundertes die Bedeutung der Märkte 
herabgedrückt wurde. Freilich haben die Märkte diese Niederlage zum 
Theil selbst verschuldet, indem sie statt eine Freistätte des Verkehres 
und eine kräftige, gegen das Monopolsystem gerichtete Nothwehr zu 
bilden, der Speculationssucht und dem >»Accaparement< verfielen. 

Schon das i6. Jahrhundert brachte ungeachtet der Blüte des (xeld- 
verkehres auf den Messen deutliche Anzeichen des Verfalles des Waren- 
umsatzes auf den Märkten. Die etablierten Kaufleute wussten nach und 
nach für ihr Gewerbe jene Privilegien und jene Handelsfreiheit zu er- 
ringen, die einst nur dem Markte zugute kam ; mit der Vervollkommnung 
der Communicationsmittel wuchs der Verkehr derart, dass an einzelnen 
Handelsplätzen das ganze Jahr hindurch ausserhalb der Märkte ein riesiger 
Umsatz von Waren stattfand; auch hatte das immer tiefer in das Wirt- 
schaftsleben dringende Princip der Arbeitstheilung den Boden für das 
Gedeihen der Märkte stark unterwühlt. Sodann benimmt ihnen das 
Mercantilsystem die internationale Bedeutung durch Einfuhrverbote und 
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Prohibitivzölle; die Philosophie und Wirts chafts lehre des 18. JahrhundiTtes 
mit Turgot an der Spitze erblickt in den Märkten nicht nur ein Über- 
bleibsel des Feudalsystemes, sondern auch — nicht mit Unrecht — ein 
Beförderunisfsmittel der Preistreiberei seitens einzelner Händler, die durch 
Aufkauf des ganzen auf dem Markte angebotenen Getreides die Möglich- 
keit zum Komwucher erlangen. Unter der Macht dieser Verhältnisse 
findet das Marktwesen nur in solchen Ländern einen geeigneten Boden 
für seine Existenz, die dem hochentwickelten Mitteleuropa in cultureller 
Hinsicht nachstehen; es hat die Tendenz, seinen Schwerpunkt nach dem 
Osten zu verlegen. 

Dieser langsam, aber beständig vor sich gehende Process hat auch 
die österreichisch -ungarische Monarchie nicht verschont. Wie einst die 
weltberühmten Märkte der Champagne und der Lombardei, so verlieren 
auch einzelne, früher weitbekannte Österreichische Märkte schon beim 
Regierungsantritt Sr. Majestät ihre internationale Bedeutung. Das sich immer 
weiter ausdehnende Xetz von Eisenbahnen und der fabriksmässige Gross- 
betrieb fiiliren zu einer radicalen Umgestaltung der Erwerbszweige und 
der Absatz Verhältnisse. Das billige und zu staunenhaft niedrigen Fracht- 
sätzen aus weiter Feme beförderte Fabrikat verdrängt die meisten markt- 
gängigen Producte der Hausindustrie; der Kaufmann wie der Laie hÖrt 
auf, seine Bedürfnisse auf dem Markte zw decken, da ihn der Handel 
nach Muster auf längere Zeit mit der Ware versorgt; eine Schar von 
Handlungsreisenden bemüht sich nicht ohne Erfolg, directe Beziehungen 
zwischen dem grossen Exporthaus und dem einzelnen Kunden anzu- 
knüpfen. 

Unter dem Druck dieser Verhältnisse vollzieht sich die endgiltige 
Specialisierung der Märkte. Schon im 14. Jahrhundert hatte sich als eine 
Abart des Marktes die Börse ausgebildet, während aber die Bedeutung 
der Warenbörse früher sich darauf beschränkte, den emzelnen Kaufmann 
mit der Ware zu versorgen, übt dieselbe heutzutage auf die Preis- 
bestimmung der meisten Producte einen entscheidenden EinHuss. Bei der 
Mannigfaltigkeit der Börsensysteme fällt es sehr schwer, diejenigen Punkte 
anzugeben, welche die Börse von den sonstigen Märkten unterscheiden. 
Als solche nicht in jedem P'alle zutreffende Unterschiede seien angefülirt: 
Formelle Vorbedingungen für die Errichtung einer Börse ; Beschränkung 
auf einen gewissen Personenkreis und auf gewisse Waren, Waren- 
gattungen und Typen; Festsetzung eines Wertminimums für jeden abzu- 
schliessenden Vertrag; Unzulässigkeit der Lagerung der Ware in den 
Räumen des Geschäftsabschlusses, endlich die der Börse stets zustehende, 
den Märkten in der Regel mangelnde Autonomie. Die corporative Ver- 
fassung der Börse zu brechen, sie in einen wahren Markt umzugestalten, 
das Blanco-Angebot, das nicht minder verderblich für die Gesellschaft 
wirkt, wie einst der Kornwucher, zu verbieten, ist ein Postulat der land- 
wirtschaftlichen Bevölkerung überhaupt und des ersten österreichischen 
Bauerntages insbesondere. 
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Nahe mit der Börse verwandt sind einzelne periodische, meist jähr- 
liche Zusammenkünfte der Kaufleute und Producenten an den gxössten 
Handelsplätzen, die ebenfalls den Namen -Märkte, tragen, sich aber von 
den gewöhnlichen Handelsmessen durch eine grossere Zahl der Theil- 
nehmer bei grösserem Umsätze, sowie dadurch unterscheiden, dass die 
Ware meistens nicht am Verttagsorte lagert, indem diese Zusammenkünfte 
niclit nur Gelegenheit zu Vertragabschlüssen zu geben, sondern aucli der 
wechselseitigen Abreclmung früher eingegangener Verbindlichkeiten, 
statistischen Ausweisen, der Beratlinng über Contingentierung der Pro- 
duction, der Bildung von Syndicaten u. s. w. zu dienen bestimmt sind, 
somit weit über den Rahmen eines gewöhnlichen Marktes hinausg-ehen. 
Diesen Zweck verfolgten z. B. der .Saatenmarkt in Wien, die Büclier- 
Ostermesse in Leipzig, die Kiewer "Contracte-. Die Ergebnisse der an 
solchen Märkten gepflogenen Berathungen und gemachten Umsätze sind 
von ausschlaggebender, oft über lange Zeitspannen sich erstreckender 
Bedeutung. 

Aber auch den Special markten, besonders den internationalen, wie 
dem Hopfen-, (iam-, Pferde-, Viehmarkte, kann eine grosse Bedeutung 
für den modernen Wirtschaftsverkehr nicht abgesprochen werden; die- 
selben bringen erst Klarheit über die Menge und Qualität der erzeugten 
Ware und üben einen grossen Einfluss auf die Gestaltung der Preise, 
indem sie die Absatz Verhältnisse und die Consumtionsfahigkeit der Industrie 
für Landes er Zeugnisse zum Ausdrucke bringen. 

Die mehr dem localen Verbrauch dienenden Märkte endlich lassen 
sich in organisierte und einfache eintheilen. Die ersteren dienen zumeist 
der Approvisionierung grosser Städte; sie besitzen ein eigenes Statut, 
ein ständiges Aufsichts- und Hilfspersonal, ein eigenes Local (die Markt- 
hallen), sowie meist noch besondere, der Verkehrsvermittelung dienende 
Einrichtungen. In der That bietet die Approvisionierung einer Gross- 
stadt mit Rücksicht auf die in gewerbepolizeilicher und hygienischer 
Richtung zu stellenden Anforderungen solche Schwierigkeiten, dass eine 
Centralisation des Grossmarkt Verkehres ein sociales Postulat allerersten 
Ranges bildet. Wie gross aber auclt die VortheUe einer strengen Hand- 
habung der Marktpolizei bei einer derartigen Organisation sein mögen, 
so lässt das Markthallenwesen in volkswirtschaftlicher Hinsicht noch viel 
zu wünschen übrig, da dieses Institut zum Nachtheile der Producenten 
von einer Schar von Speculanten beeinflusst wird. Sehr charakteristisch 
sind in dieser Hinsicht die Bestimmungen des vorerwähnten, vor drei- 
tausend Jahren verfassten chinesischen Gesetzbuches, welche es als Auf- 
gabe des obersten Marktbeamten bezeichen (Buch XIV, Folio 9): -das 
Nothwendige zu beschaffen, das Wertvolle zu mehren, das Schädliche 
oder Schadhafte zu vernichten, die Cberproduction zu verhüten-, 

Die einfachen Hauptmärkte, deren Zahl im österreichischen Staats- 
gebiete 10.249 beträgt, und die Wochenmärkte beschränken sich heut- 
;utige ebenso wie die orgranisierten Märkte meistens auf den Lebens- 
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mittelverkehr und sonstige Artikel dea tätlichen Consumes, welche von 
kleinen Landwirten und Kleingewerbetreibenden erzeugt werden, Sie haben 
ebenso wie die gössen Märkte des Mittelalters eine mächtige Concurrenz 
von Seiten der Klein versclileisser, in einzelnen Producten sogar von Seiten 
der diese Artikel aus weiter Feme beziehenden Grosamagazine und Con- 
sumvereine zu bestehen. Denn fürwahr, der heutige Grossiiandel ver- 
schmäht nicht mehr den jahrtausendelang übel beleumundeten Klein- 
vertrieb, er scheut keine Spesen, um den kleinen Mann als Kunden zu 
erwerben. Eine für den SocialpoHtiker bedenkliche Erscheinung, denn 
sie beweist, dass der kleine Mann die Ware zu theuer bezahltl Diese 
Concurrenz bedroht aber die Existenz der Wochenmärkte nicht; obgleich 
in die Vororte verdrängt, werden sie ihre Existenz behaupten. Denn 
die zum Markte gebrachten Lebensmittel bestehen in der Hauptsache 
aus leicht verderblichen Producten, die bedeutend leichter auf dem be- 
lebten Markte als in einem Laden Absatz finden. 

Die Marktgesetzgebung bestand in Osterreich vor dem Regierungs- 
antritte Sr, Majestät aus einer grossen Zahl von Hofdecreten und Aller- 
höchsten EntSchliessungen, Uis 1806 stand die Ertheilung der Concession 
zur Abhaltung von Jahrmärkten unmittelbar dem Allerhöchsten Landes- 
fiirsten, von dieser Zeit ab bis 1852 der C entral ho f stelle zu. Das kaiser- 
liche Patent vom 20. December 1859, womit eine Gewerbeordnung er- 
lassen wurde, stellt sich dar als eine einheitliche, durchaus sachge- 
mässe und der historischen Entwickelung des Marktwesens Rechnung 
tragende Normierung dies Rechtsinstitutes. Damach ist unter Markt jene 
auf Grund staatlicher Genehmigung bestehende Einrichtung zu verstehen, 
welche jedermann Gelegenheit gibt, in einem bestimmten Orte und zur 
festgesetzten Zeit öffentlich Waren feilzuhalten. Einer Gemeinde wird 
gegen Entrichtung einer Taxe die Bewilligung zur Abhaltung von Jahr- 
märkten von der Landesstelle, jene zur Abhaltung von Wochenmärkten 
von der politischen Bezirksbehörde ertlieilt, wobei darauf zu achten ist, 
dass ein Markt dem anderen in den benachbarten Orten nicht hinderlich 
werde. Der Markt ist ein räumlich und zeitlich begrenzter Begriff, daher 
kann ein ausserhalb des durch die Marktordnung bestimmten Markt- 
platzes geschlossenes Geschäft unter den Marktverkehr nicht subsumiert 
werden. Das Recht, die Märkte mit allen im Verkehre gestatteten Waren 
zu beziehen, kommt jedermann, insbesondere auch den Ausländem zu; 
wer aus dem Beziehen von Märkten ein selbständiges Gewerbe macht, 
das heisst seine Erwerbsthätigkeit vorzugsweise auf das Beziehen von 
Märkten gründet, heisst Fierant oder Marktfahrer und hat dieses Gewerbe 
bei der Beiiörde anzumelden. Den Marktfahrern ist nicht gestattet, auf 
Märkten oder ausserhalb derselben mit ihren Waren zu hausieren, wie 
auch umgekehrt die Hausierer ihre Waren auf festen Plätzen nicht aus- 
legen dürfen; die vereinte Ausübung der Fierantie und des Hausier- 
handels ist nicht zulässig. Obwohl femer dem Princip der Messfreiheit 
gemäss alle Marktbesucher, innerhalb der soeben angegebenen Grrenzen 
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in Bezuj;^ auf df*n Betrieb ihrer Marktyeschäfte die gleichen Befugnisse 
haben, darf nach Massgabe der örtlichen Gewohnheiten und Bedürfnisse 
die Einrichtung getroffen werden, dass die ersten Stunden des AVochen- 
marktes dem Einkauf von Lebensmitteln im kleinen vorbehalten werden, 
eine Bestimmung, die uns lebhaft an das Stapelrecht erinnert, sich in 
der Praxis jedoch als nicht genügend darstellt, den für das Wirtschafts- 
leben so schädlichen und doch von einzelnen Händlern so oft getriebenen 
Vorverkauf der Lebensmittel einzudämmen. Ähnliche Erwägungen haben 
auch die Ministerialentschliessung vom Jahre 1875 hervorgerufen, welche 
der Gemeinde aus marktpolizeilichen Gründen das Recht zuerkennt, den 
Verkauf von Vieh ausser den Vi(»hmarkttag(*n und ausser dem Markt- 
platze zu untersagen. 

Als Gegenstände des ^larktverkehres bezeichnet die (xewerbt*- 
ordnung auf den Ilauptmärkten alle im freien Verkehre stehende AVaren, 
insofeme die Marktberechtigung nicht auf einzelne Gattungen von Gegen- 
ständen beschränkt ist, aufAVochenmärkten aber Lebensmittel, Wirtschafts- 
geräthe und ähnliche Artikel des täglichen Verbrauches. 

Innerhalb dieser Rahmen hat die Gemeindebehörde mit Genehmigung 
der Landesstelle eine Marktordnung sammt Marktgebürentarif zu er- 
lassen, auch liegt es ihr ob, den Marktverkehr, insbesondere mit Rücksicht 
auf Masse und Gewichte, sowie in gewerbe- und sanitätspolizeilicher Hin- 
sicht im eigenen Wirkungskreise zu überwachen und für die wahrheits- 
getreue Erhebung und Notierung der Marktpreise zu sorgen. Das defi- 
nitive Entscheidungsrecht über allenfalls sich ergebende gewerbliche 
Streitfragen kommt der Gewerbebehörde zu. 

Es kann nicht in Abrede gestellt werden, dass sowohl der Staat wie 
die autonomen Verwaltungskörper im letzten Jahrzehnt x-ieles geleistet 
haben, um den Marktverkehr culturell zu heben und materiell kräftiger 
zu gestalten. Diesen Zweck verfolgt besonders das Thierseuchen- und das 
Lebensmittelgesetz ; von verwaltungsrechtlichen Massregeln wäre die durch 
neuere Erfindungen ermöglichte, strengere sanitätspolizeiliche Über- 
wachung der feilgebotenen Artikel, die Aufstellung amtlicher Wagen, die 
Assanierung der Marktplätze, die genauere Notierung der Preise u. s. w. 
zu erwähnen. Wenn aber auch zuzugeben ist, dass das so geordnete Markt- 
wesen dem Landwirt und dem Handwerker den Absatz seiner Erzeugnisse 
erleichtert und dadurch den intensiveren Gewerbebetrieb fördert, so können 
wir uns doch dem Eindrucke nicht entziehen, dass w^ir es hier — was 
die Jahrmärkte anbelangt — mit einer überlebten Überlieferung einer ent- 
schwundenen I^poche zu thun haben, welche auch ihre Kehrseite hat. Die 
r)konomische Bedeutung der daselbst abgeschlossenen Geschäfte kann 
kaum den Schaden aufwiegen, der für den Volkswohlstand aus der grossen 
Zeitvergeudung der periodisch alle benachbarten Jahrmärkte besuchenden 
Landbev(")lkerung entspringt. Gegen die Function des Jahrmarktes als 
Volksbelustigungsortes wäre nichts einzuwenden, wenn die Jahrmärkte 
zeitlich und räumlich mehr von einander entfernt wären; thatsächlich 
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besitzt aber in vielen Kronländem jede grössere Gemeinde die Bewilli- 
gring, allmonatlich einen Jahrmarkt abzuhalten, so dass nicht nur die kleinen 
Industriellen auf dem Lande, sondern auch ein grosser Theil der Bauern- 
schaft beinahe tagtäglich alle in einem Umkreis von einigen Quadratmeilen 
abgehaltenen Jahrmärkte besucht. Dank der das Marktwesen gewöhnlich 
beherrschenden Clique von Speculanten wird der Marktpreis oft einseitig 
festgesetzt und dem Landmann unter Androhung der Boycottierung von 
Seite der Händler aufoctroyiert. Die Landbevölkerung führt über dieses 
factische Monopol der Händler laute Klagen, sie vermag jedoch nur in 
den seltensten Fällen nach geeigneten Massregeln zu greifen, um den von 
der Arbeit an das Capital heutzutage in Gestalt des Vermittlergewinnes 
gezahlten Tribut zu ermässigen. Es ist somit an der Zeit, eine andere 
Organisation der Absatzverhältüisse für die landwirtschaftlichen Markt- 
producte anzustreben und durchzuführen ; eine solche Organisation ist nur 
von der befruchtenden Idee der Genossenschaft zu erwarten und hat sich 
bereits in manch deutschem Lande in der Gestalt von Getreideabsatz- 
Genossenschaften bewährt. Möge die genossenschaftliche Idee für die 
Hebung der Landwirtschaft in Österreich ähnliches leisten, wie das Markt- 
wesen zur Hebung des Handels und der Industrie seinerzeit beige- 
tragen hat 1 



IL 
Die npptrovisionietrungsvetrhältnisse von 1848 bis 1898. 

Dargestellt von Johann Lichtenstadt. 

In einem Buche, welches der Darstellung der Entwickelung der Land- 
wirtschaft von 1848 bis 1898 gewidmet ist, findet ein Rückblick auf 
die Wiener Approvisionierungsverhältnisse, der objectiv den Stand der 
Dinge schildert und sich des Urtheiles über Personen enthält, gewiss 
seine richtige Stelle. Eine Kritik könnte niemals frei sein, von sub- 
jectiven Auffassungen und würde daher am wenigsten hierher gehören, 
wo einerseits der Dank zum Ausdruck gebracht werden soll für jene 
wohlwollenden Bestrebungen, die von Allerhöchster Stelle dem öffent- 
lichen Wohle auch auf dem Gebiete der Landwirtschaft gewidmet wairden, 
anderseits die Einmüthigkeit kundgegeben werden soll, in der alle Stände, 
alle Berufskreise (dieser Monarchie) sich zusammenfinden, um dem 
Monarchen ihre Huldigung ehrfurchtsvoll darzubringen. 

Stadt- und Landbewohner, Gutsherr und Bauer, Beamter und In- 
dustrieller — welcher Beschäftigung immer man obliegen mag — verfolgt 
man die Geschichte der letzten fünfzig Jahre, so findet man von Tag zu 
Tag einen Act der kaiserlichen Fürsorge verzeichnet, in welchem sich 
der hehre Sinn des Monarchen kundgibt, der kein anderes Ziel kennt, 
als seine Völker beglückt zu sehen und dem ihr geistiges Wohl ebenso 
am Herzen liegt, wie ihr leibliches, um dessenwillen er sicherlich in 
dem Wunsche des französischen Herrschers einstimmen möchte, »dass 
doch ein jeder wenigstens am Sonntag sein Huhn im Topfe habe«' ! 

Ob nun gerade darauf die Approvisionierung gerichtet sein soll, 
dass jeder am Sonntag wenigstens ein Huhn im Topfe habe, wollen wir 
nicht des Näheren untersuchen, man kann in der That auch ohne Huhn 
sich glücklich fühlen, wenn nur kein Mangel herrscht, wenn niu: der 
Hausvater und die Familie vor Hunger geschützt sind, wenn nur zwischen 
dem FIrwerbe und dem Preise der Bedürfnisse der richtige Einklang- 
hergestellt ist. 

Wo diese Harmonie gestört ist, leidet nicht nur der Einzelne, sondern 
das ganze Gemeinwesen und deshalb ist die Fürsorge für das leibliche 
Wohl eine öffentliche Function. 
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Die Gesetze legen den Gemeinden die Pfliclit auf, dafür Sor;j;e zu 
tragen, dass das Marktwesen den Bedürfnissen der Bevölkerung- ent- 
spreche; keine Gemeinde wäre jedoch für öicli allein imstande, dieser 
Pflicht fferecht zu werden, weil sie weder über die volle Competenz, noch 
über die umfassenden mechanischen Mittel gebietet, welche in *-^n- 
wendunjr gebracht werden müssen, um die Nahrungsmittel auch nur für 
eine Stadt zu beschaffen. Es gehört dazu ein Zusammenwirken so viel- 
facher Organismen, die nicht von dem Willen der Gemeinde abhängig 
sein können, dass sich schon daraus allein die Nothwendigkeit ableiten 
las st, dass staatliche und städtische Organe zusammenwirken und in 
gemeinsamer Thätigkeit dem Ziele zustreben, das mit dem "Worte: -Huhn 
im Topfe« ideal bezeichnet wird, aber in praktisch einfaclien Worten 
ausgedrückt, nichts anderes sein kann, als dass der Bevölkerung zu 
richtiger Zeit, am richtigen Orte, zu bestmöglichem, d. h. billigstem Preise, 
in bequemster Weise alle unentbehrlichen Nahrungsmittel in bester 
Qualität zur Verfügung gestellt werden. 

Von der ältesten Zeit an war die Magenfrage die all erwichtigste, sie 
ist es geblieben bis auf den heutigen Tag und wird es sein, solange 
die Menschen sich nicht zu ätherischen Wesen verflüchtigen, die von Luft 
leben und dann wird vielleicht der ApprovbtonierungsbehÖrde die Sorge 
für die Luftbeschaffung obliegen. Ob wir die biblische Geschichte oder 
die der Römer und Griechen durchprüfen, die Brotfrage spielt eine erste 
Rolle. In der Völkerwanderungsperiode kann man in gleicher Weise 
die Sorge um die Ernährung als den bewegenden Factor erkennen, und 
von der Entdeckung Amerikas bis auf den heutigen Tag ist der Kampf 
um die Existenz, wenn auch in anderen Formen, ein ebenso massgebendes 
Element, wie er es im Alterthume war. 

Wir brauchen nicht auf den Socialismus zu verweisen, um auch 
hierin eine Spur des Kampfes zu erkennen, den wir mit der Magenfrage 
bezeichnet haben, und wenn er auch noch viele andere Elemente in sich 
enthält, er würde vielleicht weniger gewaltthätige Formen annehmen, 
wenn wenigstens nach der einen Richtung gerechte Abhilfe geboten 
wäre. Die römischen Cäsaren wussten wohl, was sie mit panem et 
circenses dem Volke boten. Statt circenses müsste heute allerdings 
etwas anderes geboten werden, allein die Forderung nach dem Brote 
besteht heute noch so aufrecht, wie vor 2000 Jaliren. Wären wir seit 
2000 Jahren nicht vorwärts gelangt? Nein, so arg ist es nicht bestellt! 
Ja, Erscheinungen, welche noch vor 50 Jahren möglich waren, dürften 
heute schon zu den Unmöglichkeiten gezälilt werden, wenigstens in 
civilisierten Ländern! Ich meine die Fälle localer Hungersnoth. Aus 
meiner Jugendzeit erinnere ich mich g-dr wohl der schrecklichen Bilder, 
welche die Hungersnoth im Riesengebirge begleitete und noch in meinen 
.Studentenjahren war ich Zeuge der Verhandlungen, in denen ein Conttt^ 
über die Stillung der Noth im Erzgebirge berieth. Im Zeitalter der 
Telephone und Eisenbahnen, im Zeitalter eines grossartig entwickelten 
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Zeitungswesens, im Zeitalter des Vereinslebens, das auf dem Gebiete 
der Wohlthätigkeit so ausserordentlich viel leistet, kann solche Xoth 
wenigstens in civilisierten Ländern wohl nicht mehr aufkommen. Darf 
ich nicht hier auch des Wiener Beispieles erwähnen, das in so glänzendster 
Weise zeigte, wie rasch und gründlich gesorgt wird, wenn es gilt, grosse 
Xoth zu stillen? Es war die Druckerschwärze auf den Zeitungsberichten 
noch nicht getrocknet, die von der Xoth hungernder Schulkinder 
sprachen, als schon die Hilfe sich in einer so umfassenden Weise ein- 
stellte, dass den dringendsten Anforderungen genügegeleistet werden 
konnte. An dieser Stelle soll zu dankbarem Ausdruck kommen, dass 
unsere allgeliebte Kaiserin die erste Frau war, die sofort ihre Hilfe an- 
bot und dass der Kaiser im Namen der Kaiserin und im eigenen Namen 
den grössten Jahresbeitrag zeichnete, der dazu gewidmet war, den 
Hunger der Kinder zu stillen. Es soll damit nicht gesagt sein, dass 
dieses humanitäre Werk in das Gebiet der Approvisionierung fällt, 
sondern nur, dass für aussergewöhnliche Fälle jetzt leichter und schneller 
die Hilfe gefunden wird, als ehedem. Mit ausserordentlichen Fällen hat 
die allgemeine Approvisionierung nur in Ausnahmsfallen zu thun, ihr 
eigentliches Gebiet ist die Fürsorge für die täglichen Bedürfhisse. 

Auf ein anderes Gebiet gehört die Erörterung der Frage, durch 
welche Einrichtungen es ermöglicht werden müsste, dass jeder sich das 
tägliche Brot zu kaufen vermöge, der Approvisionierung obliegt aber in 
erster Reihe die Pflicht, dafür zu sorgen, dass es vorhanden sei, am 
richtigen Ort, zur richtigen Zeit, und in dem Werte, der zur Kaufkraft 
der Bevölkerung im richtigen Verhältnis steht. 

In dieser Pflichterfüllung geht sie Hand in Hand mit der Landwirt- 
schaft. Alles, was diese produciert, gilt in letzter Linie doch nur jener. 
Mitunter scheint es, als ob sich die Wege kreuzen würden, als ob die 
Interessen einander feindlich gegenüberstünden ; die Gegensätze gleichen 
sich jedoch immer wieder aus und die Erkenntnis, dass nur harmonisches 
Zusammenwirken beider frommt, bricht sich immermehr Bahn. Wir 
erinnern an dieser Stelle nur der Grenzabsperrung zur Verhütung der 
Rinderpesteinschleppung um eine der bemerkenswertesten Thatsachen 
hervorzuheben, in welcher das Interesse der Approvisionierung und das 
der Landwirtschaft scheinbar einander entgegengesetzt waren und der 
gegenüber es zu den heftigsten Auseinandersetzungen gekommen ist, bis 
schliesslich nach Jahren sich die Überzeugung Bahn brach, dass in Wahrheit 
die Interessen doch identisch waren und dass nur durch gegenseitige An- 
erkennung der Lebensbedingungen eines jeden Factors jener Zustand er- 
reicht werden kann, der der Gesammtheit zum Wohle dient. 

Die Märkte in den Ortschaften — die Stätten der Approvisionierung 
— sind die Absatzgebiete der Landwirte, die Einkaufsquellen der Con- 
sumenten. Je inniger der Contact zwischen Consumenten und Producenten 
sich gestaltet, je weniger sich Zwischenglieder zwischen die beiden End- 
factoren einschieben, desto günstiger steht es für beide, desto correcter 



vollzieht sich der Ausyleich zwischen Angebot und Nachfrag-e, desto 
mehr entsprechen die Preise dem erhofften Ertrage des Landmannes, 
ohne dass sie die Kaufkraft des Consumenten schwächen. Aber ganz 
ohne Zwischenglieder lässt sich der Handel nicht vollziehen. Bevor das 
Korn zum Genüsse brauchbar gemacht ist, muss es durch Müllers und 
Bäcketd Hände gehen, und bevor der Städter zum Fleischgenusse ge- 
langen kann, muss er dem Fleischer seinen Tribut zahlen. 

Die Vermittelung ist unvermeidlich, allein eben darum soll auch das 
Mass derselben ein wohlabgemessenes sein und der Vermitllergmvinn 
nicht sich so gestalten, dass infolge desselben der Producent zu wenig 
erhält, der Consument zu viel zahlen muss. Die Ausgleichung herzustellen 
— nicht etwa durch Preisbestimmungen — sondern durch richtige 
Organisationen, das ist die Aufgabe der Approvisionierungsbehörden, das 
ist das Mittel, durch welches sie zum Ziele gelangt. 

In alter Zeit, und diese begreift auch noch das Jahr 1848 in sich, war 
die behördlich festgestellte Taxe das Mittel, dessen man sich bediente, 
um den Anforderungen zu entsprechen, welche die Consumenten stellten, 
dabei kamen aber nicht bloss die Consumenten zu kurz, sondern auch 
die Producenten. Denn abgesehen davon, dass dieses Mittel nur einseitig 
das Verhältnis zwischen Consumenten und Zwischenhändler regelte, bot 
es dem letzteren die bequemste Handhabe, einen Druck auf seinen Ein- 
kaufspreis zu üben und dem Producenten die möglichst geringste Quote 
zukommen zu lassen. Eine viel grössere Ingerenz nahmen die Behörden 
auf die Approvisionierung nicht, als dass sie die Gewerbetreibenden 
wegen Tax- oder Gewichtsüberschreitungen straften und hie und da auch 
auf die Qualität der Waren ihre Aufsicht erstreckten. Im übrigen aber 
Hessen sie die Märkte sich entwickeln, wie diese, sich selbst überlassen, 
entwickeln, konnten. Da war weder von einer Theilung zwischen En gros- 
und Detailhandel die Rede, noch von einer Organisierung der Zufuhr 
und Abfuhr. Die Dinge giengen von selbst ihren natürlichen Gang, die 
Zustände waren patriarchalisch. Nur wenn ein plötzliches Bedürfnis sich 
fühlbar machte, dann wurden Ordonnanzen erlassen und Vorräthe auf- 
gestapelt, und wenn die Noth zu Ende war, dann gieng auch alles wieder 
seinen alten Gang. 

An Märkten hatte die gute alte Zeit keinen Mangel --- aber die 
Märkte waren lauter SpecialitSten, fast jede Ware hatte ihren Markt 
und man hätte eigentlich recht viel zu thun gehabt, wenn man etwa 
alle Tage seinen vollen Einkauf auf jedem Markte hätte befriedigen 
müssen. Allein, zu jener Zeit war auch das Wohnwesen ein anderes, als 
es heutzutage ist, man wohnte weniger hoch und mehr in die Breite, 
hatte Räume für Aufbewahrung zur Verfügung und andere Dienst- 
verhältnisse ermöglichten eine andere Hausführung. Der Geldwert war 
ein sicherer und dementsprechend die Ware quantitativ gewiss viel 
billiger, allerdings waren aber damals auch die Lohne viel niedriger. 
Wie sich aber politische, commercielle und industrielle Verhältnisse 




umgestalten, wie mit Eisenbahn und Telegraphen ein totaler Umschwung 
in den wirtschaftlichen Beziehungen aller Völker sich vollzieht, wie die 
Selbstverwaltung die Bürger in die Lage setzt, über die BefHedigung 
der eigenen Bedürfhisse selbst zu verfügen, so vollzieht sich auch im 
Approvisionierungswesen eine durchgreifende Veränderung. Die Menge 
der Märkte verdankte jedoch nicht etwa einem wohl angelegten System 
ihren Ursprung. Vielleicht mag ursprünglich die Specialisierung aus 
einem System hervorgegangen sein und sicherlich hat die geringe Aus- 
dehnung der Stadt oder der Städte dabei mitgewirkt, dass man den 
Markt auf verschiedene kleine Plätze vertheilte, und dass man es dann 
vorzog, auf jedem Platze eine Ware allein feilbieten zu lassen und so An- 
gebot und Nachfrage für je eine Ware zu concentrieren. War das der Grund- 
gedanke der kleinen Specialmärkte, so kann man ihm seine Berechtigung 
nicht absprechen und insoferne war wirklich ein System erkennbar. Was je- 
doch die Fürsorge für die Verkaufsmenge betrifft, konnte eine systematische 
Marktorganisation nicht erkennbar sein. Die nächste Umgebung war die 
Hauptbezugsquelle, Waren von weiter Feme zuzuführen, fehlte es an 
Communicationsmitteln und an Einrichtungen. Wenn wir an späterer 
Stelle die Verhältnisse in Wien statistisch beleuchten werden, so wird 
dies nicht bloss deshalb geschehen, weil das Material hiefür gesammelt 
vorliegt, und zwar sowohl in dem unter Leitung des Mcirktdirectors 
kaiserlichen Rathes Kainz musterhaft vorgearbeiteten statistischen 
Material des städtischen Marktamtes in dem Pavillon der Stadt Wien in 
der Jubiläumsausstellung, sowie in zwei Privatarbeiten, welche die städti- 
schen Marktbeamten R. v. Chernel und Xusser, jeder für sich selb- 
ständig verfasst haben, sondern vielmehr, weil das Beispiel Wiens als 
ein typisches aufgefasst werden muss, weil die primitiven Einrichtungen 
Wiens im Jahre 1848 dieselben waren, die in allen anderen Städten in 
gleicher Weise bestanden und weil die Fortschritte Wiens von den 
anderen Städten nach Massgabe ihrer Mittel nachgeahmt, vielleicht sogar 
mitunter verbessert wurden. 

Es ist gar kein Zweifel möglich, dass Eisenbahnen und Telegraphen 
auch auf das Approvisionierungswesen der Städte ihren wohlthätigen 
Einfluss ausüben und eine totale Umwälzung herbeiführen mussten, 
ebenso, dass sie auch wieder beitrugen, alle Veränderungen, die in 
der einen Stadt vor sich giengen, zum Gemeingut aller anderen Städte 
zu maclien. Es wäre ungerecht, nicht anerkennen zu wollen, dass die 
Publicistik einerseits, die mit Eifer und Sachkenntnis sich dem Approvi- 
sionierungswesen zuwandte, sowie das parlamentarische System anderer- 
seits, das mit dem Jahre 1861 in Osterreich zu neuem Leben erwachte, 
sehr wirksame Factoren waren, die für die Verbesserung der Approvi- 
sionierung in Action traten. 

Haben wir der günstigen Factoren, die auf die Approvisionierung 
Einfluss übten, gedacht, dann dürfen wir auch der ungünstigen nicht ver- 
gessen, der Eisenbahntarife und der Verzehrungssteuer. In der Geschichte 
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der Approvisionierung würde kaum ein anderes Capitel so viel Ra\ 
einnehmen, als dasjenige, welches vom Kampfe g^egen die Eisenbahnen 
und gegen die Verzehrungssteuer handelt. 

Auch in diesem Kampfe gieng Wien immer voran und wir werden 
daher im Verlaufe unserer Darstellung, obwohl wir keine Geschichte 
sclureiben, sondera nur ein Gesammtbild der Entwickelung liefern wollen, 
wiederholt auf diese Kämpfe verÄ'eisen müssen. 

Dass mitunter auch die Natur sich feindselig er\\ies und durch Miss- 
wachs und Seuchen der regelmässigen Approvisionierung Hindernisse 
bereitete, die Lebensmittel vertheuerte, die Vorräthe decimierte, muas wohl 
auch in Betracht gezogen werden. Eine vorsorgliche Approvisionierung 
ist auf ein solches Ereignis gefasst, da dasselbe ja fast mit einer gewissen 
Regelmässigkeit sich wiederholt und demgegenüber eine wohlgeleitete 
Approvisionierung nicht unvorbereitet sein darf. In diesen 50 Jahren ist 
der Kampf gegen die Natur sehr oft in die Erscheinung getreten. 

Von nachhaltigem Einflüsse war auch die Verbesserung des Veterinär- 
wesens in Österreich, für dessen Ausgestaltung die Regierung und die 
Länder namhafte Opfer gebracht haben. 

Sowie die Befriedigung der Bedürfhisse der pro du ci er enden und der 
consumierenden Bevölkerung und die Ausgleichung der jeweiligen Gegen- 
sätze den Gang der Approvisionierungsentwlckelung bezeichnet, so tritt 
auch noch ein anderer Kampf zeitweise mehr in den Vordergrund, und 
zwar der Kampf gegen die unentbehrlichen Organe der Vermittelung. 
Die Anschauungen der Öffentlichen Meinung, wir meinen nicht die der 
gedi-uckten, sondern der in den Beschlüssen der Körperschaften zum 
Ausdrucke gelangenden öffentlichen Meinung, haben vielfach gewechselt. 
Zu Zeiten war man dem Zwischenhandel nicht nur wohlgesinnt, sondern 
begünstigte ihn und behandelte ihn als wertvolles Organ zur Verwohl- 
feilerung der Lebensmittel. Zu anderen Zeiten trat man ihm feindselig 
entgegen, verfolgte und unterdrückte ihn. Allerdings herrschte auch — 
und vielleicht jetzt noch — über die Definition des Zwischenhandels und 
der Zwischenhändler grosse Meinungsverschiedenheit. Es gab eine Zeit, 
in der man Fleischer und Bäcker als Zwischenhändler ansah und sie 
strenge beaufsichtigte, und eine andere Zeit sah in ihnen Producenten 
und schonte und schützte sie gegen die Consumenten! Es gab eine Zeit, 
in der man den Lebensmittelhandel freigab, um der Theuerung entgegen- 
zuwirken und in anderer Zeit trat man dem freien Lebensniittelhandel ent- 
gegen, um eine Schutzmauer für Greisler oder Fleischer aufzuführen. Es 
lässt sich ja nicht in Abrede stellen, das snicht bloss Approvisionierungs- 
rücksichten massgebend waren, sondern politische Verhältnisse . leider 
eine grosse Rolle in Fragen spielten, die doch ausschliesslich nach den 
Bedürfnissen des consumierenden Publicums, der Gesammtheit, beurtheilt 
werden sollten. Dass unter solchen Kämpfen auch Institutionen leiden 
und dass derartige Einflüsse nachtheilig aufden Lebensmittelverkehr wirken, 
haben Ereignisse der jüngsten Zeit besonders eindringlich erwiesen. 
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Bevor wir aber an die Einzelheiten der Entwickelung der Appro- 
visionierung herantreten und diese an der Hand der Wiener Marktgeschichte 
im besonderen darstellen, müssen wir noch eines Factors gedenken, der 
im allgemeinen einen nicht geringen Einfluss übte, obwohl dieser 
Einfluss nicht unmittelbar erkennbar hervortritt, sondern sich erst aus 
einer längeren Beobachtung erkennen lässt: wir meinen die Obst- und 
Gemüseausstellungen, ebenso wie die Mastvieh- und landwirtschaftlichen 
Ausstellungen. Diese Veranstaltungen sind nicht blosse Schaugepräng-e, 
sie haben einen momentanen Wert, indem sie den Producenten Anregung 
geben, für den speciellen Zweck alle Kräfte aufzubieten, um das beste 
Product vorführen zu können, sie haben einen dauernden Wert, indem sie 
die Production im allgemeinen auf eine höhere Stufe heben, abgesehen 
davon, dass sie Producenten und Consumenten einander näherbringen. 
Wir wollen nicht ins Detail eingehen, um an allen einzelnen Beispielen 
die dauernde Bedeutung der Ausstellungen für Marktzwecke nachzuweisen, 
allein zweier besonders in die Augen springender Facten dürfen wir 
wohl gedenken. Wiewohl es in Fachkreisen nicht unbekannt war, dass 
man durch Treiberei, respective Zurückhalten auf die Reife des Obstes 
einwirken könne, haben die weiten Kreise doch erst aus den Obst- 
ausstellungen, die gemeiniglich mit Blumenausstellungen verbunden waren, 
Kenntnis von den Erfolgen dieser höheren Obstcultur erhalten. Melonen, 
Pfirsiche, Trauben, Kirschen im Winter oder im Frühjahr als frische 
Objecte zu sehen, erschien anfangs als Überraschung, allein nicht nur, 
dass man sich daran gewöhnte, sondern man begann sofort und mit Recht 
zu studieren, wie es zu ermöglichen wäre, derartige Erzeugnisse, die nur 
dem höchsten Luxus zu dienen bestimmt schienen, zum Gemeingute, wenn 
auch nicht aller, so doch weiterer Kreise zu machen. Die Folge war, 
dass nicht bloss die Treibereien zunahmen, sondern dass man darauf 
bedacht war, aus wärmeren Klimaten Obst zu einer früheren Zeit hieher 
zu Markte zu bringen, als der Reifezeit des heimischen Obstes entsprach. 
Thatsächlich trat dadurch eine Marktveränderung ein, die sich nach zwei- 
facher Richtung geltend machte. Der Markt hatte eine grössere Auswahl, 
(»ntsprach auch mehr den Luxusbedürfnissen, die Preise richteten sich 
nicht bloss nach der Menge des heimischen Erzeugnisses, sondern nach 
der Menge und Qualität der Zufuhr aus fernen Ländern, und nach und 
nach entwickelte sich selbst auf diesem Gebiete eine Art Welthandel, 
während noch wenige Jahre vorher nur der engste Localhandel statt- 
gefunden hatte. Die Einwirkung auf die Preisbildung war eine abwechselnde, 
bald trat sie zu Gunsten der Käufer, bald zu Gunsten der Verkäufer ein; 
mitunter hatten die Producenten Yortheile, mitunter waren die Con- 
sumenten besser daran — immer aber gab sich zu erkennen, dass nur 
eine Organisation geeignet wäre, eine richtige Ausgleichung vorzunehmen, 
eine Organisation der Consumenten, die durch die Vertretung repräsentiert 
sein mühste, damit den Bedürfhissen der Bevölkerung Rechnung getragen 
werde, eine Organisation der Producenten, damit sie nicht durch einen 



Z wisch enhaiidei geschädigt würden, der ihre Interessen ebenso wir die 
des Publicums beeintriichtiyt und sich im Gemüse- und Obathandel viel 
mehr fühlbar macht, als auf anderen Gebieten, ohne dass je in dieser 
Richtunjf ein Schritt zur Abwehr unternommen worden wäre. Selbst- 
verständlich haben nicht bloss die Ausstellunyen diese Markt Veränderungen 
bewirkt, sie waren nur die anregenden Gelegenheiten, die dazu führten, 
dass man hier, sei es den Luxus kennen lernte, sei es den Productions- 
gebieten, die fiir den "Welthandel von Bedeutung sind, nähertrat und 
Erzeugnisse fremder Länder, die für den Gaumen des Gourmands oder 
für die Massenemätirung von Wert sein konnten, zu prüfen Anlass fand, 
die Verkehrsmittel schätzen lernte, deren man sich früher weniger bedient 
liatte und dem Unternehmungsgeist ein neues Gebiet eröffnete, auf dem 
er Hich nützlich erweisen konnte. Ohne befürchten zu müssen, dass man 
der Übertreibung- geziehen werde, darf man behaupten, dass auch unsere 
-Küche- seither mannigfache Veränderungen erfahren hat und dass Speisen 
zum Gemeingute geworden sind, die man früher nur wenig oder gar 
nicht beachtet hatte. Auch in dieser Beziehung ist in dem abgelaufenen 
halben Jahrhundert eine bemerkenswerte Veränderung vor sich gegangen, 
und ohne Gefahr Lügen gestraft zu werden, darf man behaupten, dass die 
Ernährungsweise im allgemeinen eine bessere, vortheühaftere geworden ist. 

Als ein wichtiges Agens, das im Laufe dieser 50 Jahre zu wieder- 
holtenmalen in Anwendung gebracht wurde, wenn es galt, Massnahmen 
zu Gunsten der Approvisionierung zu berathen, sind die Enqueten an- 
zuführen, deren vier stattgefunden haben. Regierung und Gemeinde, 
Handelskammern, L and wirtschafts- Gesell Schäften und Genossenschaften, 
theoretische und praktische Fachmänner haben dabei mitgewirkt und sich 
bemüht, für die schwierigen Fragen, die zeitweilig in sehr dringender 
Weise aufgeworfen wurden, die bestmögliche Lösung zu finden. Allein 
nicht das Beste, sondern nur das Erreichbare kann ins Leben gerufen 
werden und deshalb blieben zumeist die grossen Programme, die auf- 
gestellt worden waren, unausgeführt. 

Als die letzte dieser Enqueten tritt ims die Approvisionierungs Com- 
mission entgegen, welche in ihrer Einsetzung wohlbedacht, infolge des 
Widerstandes der Gemeinde Wien ihrer ursprünglichen Aufgabe nicht 
gerecht werden konnte. Ohne den objectiven Standpunkt zu verlassen, 
dürfen wir es aussprechen, dass der Grundgedanke dieser Commissions- 
einsetzung ein richtiger war. Die Approvisionierung hat — wenn auch 
formell noch Gemeindeangelegenheit — wie wir dies auch an einer 
früheren Stelle betont haben, sachlich längst ihren localen Charakter 
verloren. Sie ist theilweise ein Object des Welthandels, jedenfalls aber 
in mehrfachem Sinne Reichsangelegenheit. Die Erledigung vieler Fragen 
der Lebensmittelversorgung fallt in die Reichscompetenz, die Besorgung 
nigfacher Aufgaben ist ohne directe Mitwirkung der Reichsbehörden 
gar nicht durchführbar; die Interessen, die in Verhandlung stehen, 
berühren nicht die der Bewohner einer Stadt allein, die Entscheidungen 
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tanj^ieren den zalilndchsten Erworbsstand des Reiches ebenso wie die 
enorme M(Mi^e dc»r Consumenton allerorten. Statt nun diese Angelejfen- 
heiton im Instanzenzuyc^ (Mner langsamen und vielleicht nicht in allen 
Fällen cohärenten, mr)j4'lichervveise auch nicht immer harmonischen Ent- 
scheidung" zuzuführ(*n, war der (xedanke wohlbegründet, eine Instanz zu 
schaffen, durch welche einheitlich und harmonisch mit Berücksichtiyxing 
und ye^enseiti^tjr Abwäj^un^ aller Int(jressen, nach Anhörung" von Fach- 
männern! aus allen Kndsen di(^ Entscheidungen getroffen, Verfügungen 
erlassen, Anregungen gegeben werden sollten. Wäre diese Idee in ihrer 
Reinh(»it zur Ausführung gelangt — hätte sich nicht ein Reichs-Appro- 
visionierungsrath t*b(rnso angliedern lassen, wie Industrie-, Landwirt- 
schafts-, Arbeits- und (lesundheitsräthe als consultative und doch gewiss 
auch massg(*bendo Organisationen geschaffen wurden? Hätte in einem 
solchen Approvisionit^rungsrath die Stimme der Consumenten sich nicht 
ebenso (n^ltung erringi»n können, wie die der sogenannten Alarktinter- 
essenten ? Hätte man nicht dann das Approvisionierungswesen aller Städte 
mit Berücksiclitigung allt»r localen odi*r landesüblichen Bedürfhisse, nach 
einheitlichem Plane organisieren, eine Roichsappro\T.sionierung's-Statistik 
schaffen, eine richtige Vertheilung von Angebot und Nachfrag-e durch- 
führen können? 

Ob so weitausgroifendt^ I^läne becibsichtigt waren, ist nicht bekannt 
geworden, ebensowenig wie man sagen kann, sie wären realisiert worden. 
Sind doch selbst die geringt jren Zi(jle, die nur auf die einheitliche 
Behandlung d(?r Wiener A])provisionierungs- Angelegenlieiten g^erichtet 
waren, an der Autonomie' dt»r (iemeinde Wien g^escheitert 1 Wir haben 
von dieser Commission mehr g(»sprochen, weil wir an diesem Beispiel zu 
zeigen hatten, dass die Ideen des Fortschrittes vorhanden sind, dass 
jedoch auch die (Tegenströmungen nicht fehlen, welche stark genug" sind, 
die Ausführung fortschrittlicher Pläne zu verhindern. Daraus erklärt sich 
auch vielfach, weshalb wir aus (l(*m Approvisionierungsgebiete noch so 
vieles conservieren, was selbst aus der sog(»nannten vormärzlichen Zeit 
stammt und dass die Einrichtungen, die in anderen Reichen und Städten 
sich bewährt haben, bei uns so schwer Plingang finden. 

Da die Aj)provisionierungsverliältnisse Wiens die relativ am besten 
entwickelten waren, die Fortschritte liit^r am sichtbarsten hervortraten, 
die Einrichtungen vi<*lfach mustergt»bend für andere Städte wirkten, so 
dürfte eine gedrängte iJarstt.»llung der Wiener Verhältnisse wolil am 
besten geeignet sein, dem Leser ein Hild zu vermitteln, das ihn in die 
Lage versetzt, zu erktMinen und zu beurtheiliMi, wie die ApproWsionieruni» 
überhaupt beschaffen war und auf weicht t Kntwick(4ungsstufe sie sich 
jetzt befindet. Dass der Fortschritt in der halbhundertjährigen Epoche 
ein gewaltiger ist, ^ielit man wohl auf den ersten Blick. Wenn dennoch 
unsere Einrichtungen noch nicht an die anderer Hauptstädte heranreichen, 
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wenn selbst aas Protamin, das der Wiener Markt director, kaiserliclier 
Rath Kainz, so sachkundig aufgestellt hat, auch nicht annähernd erreicht 
ist, so mag die Ursache dieser Rückständigkeit zum yrosseu Theile nicht 
bloss darin Hegen, dass, wie vorhin erwähnt, auf keinem Gebiete das 
Festhalten am bberlieferten und das Misstrauen gegen Neuerungen ein 
so starkes ist, wie eben auf dem der Lebensmittelversorgung, sondern 
dass auch in unserer Bevölkerung das Associationswesen nicht so leicht 
Eingang findet, wie in anderen Ländern. Mit der Einzelkraft aber lässt 
sich ein Approvisionierungswesen, das ein Zusammenwirken vieler Factoren 
bedingt, schwer Grosses schaffen. Unsere Gewerbe- und Handelsgesetz- 
gebung hat gleichfalls dazu beigetragen, das Tempo des Fortschrittes zu 
verlangsamen. Der Association war sie überhaupt nicht freundlich ge- 
sinnt und für den Einzelnbetrieb hat sie die Schwankungrn vom Zunft- 
zwang zum freien Gewerbe, von diesem wieder zum Befähigungsnachweis 
für besonders genannte Betriebe durchgemacht, ohne dass ein Erfolg 
hätte verzeichnet werden können. Der Kampf des Einzelinteresses gegen 
das Gesammtinteresse kam auch hiebei zum Vorschein, und nur zu oft 
hat unter dem Scheine des Schutzes für das Gemeinwohl das Einzel- 
iuteresse den Sieg davongetragen. Es soll diese allgemeine Charakteristik 
genügen und uns nun gestattet sein, jene Fortschritte zu bezeichnen, dii' 
dann doch wahrnehmbar sind und die Keime zu weiterer Vervollkommnung 
in sich tragen. Es ist ja eine ganz stattliche Reihe, über die wir zu 
berichten in der Lage sind. 

Die allergrössten Wandlungen hat der Körnermarkt an sich erfahren. 
Von einem bescheidenen Platzhandel hat er sich zum Weltmarkt ent- 
wickelt, der auch dann noch seinen Einfluss behielt, als eine den be- 
stehenden Handelsformen ungünstige Auffassung darangieng, den Markt 
einer totalen Umgestaltung zu unterziehen. Anfangs ein wenig bedeutender 
Localhandel, ohne börsenmässigen Verkehr, gieng es bald in einen Markt 
über, auf dem sich schon die Anfange einer Mehl- und Fruchtbörsp 
zeigten, bis der immermehr und mehr zunehmende Umsatz und der 
immer intensiver sich steigernde Handel die Etablierung einer Börse 
bedingten, aus der dann die moderne Börse für landwirtschaftliche Pro- 
ducte emporwuchs. Die heftigen Kämpfe, die noch in jüngster Zeit um 
die Reorganisation dieses Institutes wogten, sind noch nicht abgeschlossen, 
sie haben aber doch dazu geführt, dass man constatieren konnte, jene 
Übelstände, über welche die Landwirte am meisten klagten, seien an der 
Wiener Börse fast gar nicht vorhanden, gewiss nicht mit jenem schädi- 
genden Einfluss, der die Beschwerden rechtfertigen würde. Jene Organi- 
sation, welche ebenso die Interessen des Producenten, als die der Ver- 
mittler und in letzter Linie der Consumenten so wahrt, dass alle zufrieden 
seien, ist weder hier noch anderwärts gefunden worden, und manche 
Theorie ist an der Praxis zerschellt. Allein, da keine Form dauernd 
bleibt und die Veränderung sich schon durch die natürlichen Verhältnisse 
aufdrängt, so werden auch die gegenwärtigen Formen anderen — hofifen 
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wir stets besseren — Platz machen. Jedenfalls zeigt der steigende 
Umsatz und das Vertrauen, welches die Wiener Börse für landwirt- 
schaftliche Producte geniesst, dass die Entwickelung dieses Marktes eine 
vortheilhafte war. 

Xicht minder gross als die Veränderungen auf dem Körnermarkte, 
waren die des Vieh- und Fleischmarktes. Es hat sich zwar noch kein Welt- 
markt entwickeln können, allein die Ursache liegt hier weniger an den 
Marktverhältnissen, als am Product und an den Productionsverhältnissen. 
Und dennoch! Wer wollte den Wiener Vieh- und Fleischmarkt von 1848 
als gleichwertig mit dem von heute erkennen. Xicht bloss im Wachs- 
thum der Stadt, in der Vermehrung* der Bevölkerung, in der besseren Er- 
kenntnis hygienischer Anforderungen, auch in den Veränderungen in der 
landwirtschaftlichen Production, in der totalen Umwandlung, welche der 
landwirtschaftliche Industriebetrieb erfaliren hat, muss man die Ursachen 
der Veränderung" suchen, zu der auch die nicht zu leugnenden Fortschritte 
im Fleischergewerbe vielfach beigetragen haben. Für die Fleischer, welche 
in ihren eigenen Wohnhäusern die Schlächterei betrieben, konnte der 
kleine Mcirkt von 1848 mit seinen primitiven Einrichtungen g-enügen. 
Der Schlachthauszwang involvierte für sich allein schon eine gründliche 
Umgestaltung" der Marktverhältnisse. Selbstverständlich mussten zugleich 
auch die Creditverhältnisse eine Umgestaltung erfahren. \''on einschnei- 
dendster Wirkung in dieser Beziehung war die neue Marktordnung, 
welche als eine Consequenz des Viehseuchengesetzes erlassen wurde, das 
um der grossen Bedeutung willen, welche ein geregeltes Marktwesen auf die 
Landwirtschaft, Viehzucht und Viehmästung ausübt, der Regierung — und 
nicht den Gemeinden — die Pflicht auferlegte, die Märkte zu überwachen und 
Marktordnungen zu erlassen. Wir übergehen den Kampf, den die Ge- 
meinde Wien gegen das Gesetz und seine Folgen führte und begnügen 
uns das Resultat zu verzeichnen, das nach mannigfachen Abänderungen 
zum heutigen Stande der Dinge führte und das, wenngleich es nicht als 
die bestmögliche aller Einrichtungen bezeichnet wird, doch die Abstellung 
vieler Übelstände bewirkte, die früher den Markt beeinträchtigt hatten. 
Von besonderem Werte war dabei die Einrichtung einer obligatorischen 
Vieh- und Fleischmarkthalle, deren Besorgung der Depositenbank auf 
15 Jahre übertragen wurde. Nach Aufliebung einer städtischen Fleisch- 
casse, welche die Creditvermittelung früher besorgt hatte, war ein cassen- 
loses Interim eingetreten, und die ehemals » Bestellte <' genannten Vertreter 
der Viehmäster und Vi(ihhändler hatten als Commissionäre sowohl den 
Vieheinsendem als den Käufern die Creditgebung besorgt. Aus diesem 
Verhältnisse erwuchsen die Klagen aller Betheiligten und es machte sich 
die Xothwendigkeit geltend, durch ein unabhängiges (xeldinstitut die 
Creditgebung besorgen zu lassen. Die Creditgebung mehreren Banken 
zu übertragen oder freizugeben, schien unter den damaligen Verhältnissen 
nicht rathsam und die Rechtfertigung hiefür kann wohl auch darin erkannt 
werden, dass selbst heutzutage noch das Princip angefochten wird und 
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die Gemeinde die Absicht kundjregeben hat, nunmehr wii^der aber nicht 
mehr in der früheren avitischen, sondern in modern kaufmännischer Weise 
den Geldverkehr auf dem Viehmarkte selbst in ihre Hände zu nehmen. 
Es dürfte kaum ein besserer Beweis für die zweckmässige Geschäfts- 
führung der bestehenden Vieh- und Fleisch markt casse anzuführen sein, 
als der, dass die Gemeinde der Verlängerung des Vertrages unter 
bestimmten Bedingungen zuzustimmen sich geneigt zeigt. 

Der Bau neuer Marktgebäude und Schlachthäuser wurde unter dem 
Bürgermeister Dr. Felder begonnen, die ehemaligen Vororte haben das 
Beispiel der Grosscommune befolgt und neue Pläne sind in Vorbereitung, 
durch welche noch fehlende, nothwendige Markt einrichtungen geschaffen, 
die bestehenden erweitert und ergänzt werden sollen. 

Eine periodisch wiederkehrende Fleischtheuerung hat den Anstoss 
gegeben, dass die Regierung (Statthalter Baron Possinger) die Ein- 
richtung eines Fleischmarktes verlangte. Trotz mannigfacher Opposition 
wurde er ins Leben gerufen und hat seine Aufgabe, billiges und gutes 
Fleisch der Bevölkerung zuzuführen und als Preisregulator zu dienen, er- 
füllt, wenn auch die Installierung desselben eine unvollkommene gewesen 
und durch nachträgliche, vom Gemeinderath getroffene Verfugungen 
seine Wirksamkeit beschränkt worden ist. Der riesige, stets steigende 
Umsatz und die auffalligen Differenzen in den Fleischmarkt- und Fleisch- 
bankpreisen geben Zeugnis ab von dem Werte, den dieser Fleischmarkt 
hat, und zeigen den "SVeg für eine fernere Verwohlfeilerung des Fleisches 
und Erhöhung des Fleischconsumes. 

Auf dem Obst- und Gemüsemarkt, auf dem Holz- und Kohlenmarkt 
sind organisatorische Veränderungen nur in geringem Mass vorgenommen 
worden — aber die Quantität düs Consumes ist eine so enorme geworden, 
dass man hieraus einerseits einen wohlberechtigten Schluss auf die Er- 
höhung des Wohlstandes im allgemeinen ziehen darf, und andererseits 
den Wunsch aussprechen muss, dass dem gesteigerten Consum endlich 
auch die entsprechenden Einrichtungen gegeben werden. Gerade aul 
diesem Gebiete ist der Fortschritt kein sehr bedeutender. Wohl sind 
Hallen gebaut worden. Allein die Wiener Hallen sind nur gedeckte 
Märkte, ohne eine zusammenhängende systematische Organisation. Der 
Versuch, eine Central mar kthalle nach Pariser Muster zu schaffen, ist miss- 
lungen, die Umwandlung der CentraJhalle in eine Gross mar kthalle hat 
keine Verbesserung gebracht, und so stehen wir jetzt umsomehr wieder 
vor der .Aufgabe, dass eine neue Orgfanisation geschaffen werde, als der 
Bau der Stadtbahn und der Wienregulierung, die Umwandlung des 
Donaucanales in einen schiffbaren Handels- und Winterhafen, die Noth- 
wendigkeit, den Marktplätzen eine andere Verwendung zu geben, ge- 
bieterisch fordern, dass eine systematische Marktorganisation ins Leben 
gerufen werde. 

Diesen allgemeinen Bemerkungen über das Wiener Marktwesen 
schliessen wir eine chronologische Anführung jener Verbesserungen an. 
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die im Laufe des halben Jahrhundertes in Wien eingeführt wurden, wobei 
wir uns der Jahresberichte der Wiener Bürgermeister und zum Tlieile 
auch der vom Marktcommissär Franz v. Chernel uns freundlichst zur 
Verfügung gestellten Daten bedienen. 

Es muthet den Beobachter der j(»tzigen Approvisionierungsverhält- 
nisse so recht fremdartig, wie eine Märe aus längst vergangener Zeit 
an, wenn wir lesen, dass im Jahre 1849 im »städtischen Schüttkasten ein 
Depotraum errichtet wurde, in welchem die Mehlhändler ihr unverkauft 
gebliebenes Mehl aufbewahren durften*. Das war der Anfang der Lager- 
häuser ! 

In der Salzgi'ieskaseme war in jenem Jahre den Viehhändlern ein 
Ausschrotungsraum j^ewährt, in welchem sie ihr unverkauft gebliebenes 
Vieh selbst ausschroten durften, unter der Bedingung, dass sie es i kr. 
unter dem Satzungspreis verkaufen ! Jetzt unterbindet man den Fleisch- 
handel auf dem Fleischgrossmarkt, indem man den Händlern die Messer 
confisciert I Es ist doch nicht alles besser geworden ! 

Im Jahre 1850 wurde die städtische Fleischcasse gegründet — nach 
48jähriger Pause möchten die Fleischer zu ihr zurückkehren. 

In dem nächstfolgenden Jahre begann in Wien die Pferdefleisch- 
ausschrotung, die dafür Zeugnis ablegt, dass dem ärmsten Theil der Be- 
völkerung, welcher sich mit Fleisch nähren wollte, dem aber die Rind- 
fleischpreise schon damals trotz oder wegen der Satzung unerschwinglich 
waren, ein Ersatz geboten werden musste. 

Bis zum Jahre 1853 hatte es keine eigentliche Mehl- und Frucht- 
börse gegeben und es wickelte sich der Händel ziemlich primitiv ab. 
Mit der Begründung der communalen Mehl- und Fruchtbörse beginnt 
eine neue Ära im Getreidehandel in Wien, der sich zwar erst dann gross- 
artig zu entwickeln begann, als diese Börse selbständig wurde, der aber 
doch mit seinen Anfängen in der Gründung des Jahres 1853 wurzelt. 

Noch während des Regimes des alten, nichtgewählten Gemeinde- 
rathes kam zu Milchuntersuchungen der Galactometer in Anwendung. 
Seither hat der Milchhandel Dimensionen angenommen, die es unmöglich 
erscheinen lassen, dass die Prüfung der Milch in der Weise erfolge, wie 
sie nach Kinführung des Galactometers prakticiert wurde. Der Ehrlichkeit 
der Händler — die durch zeitweise Revisionen allerdings geprüft wird 
— ist ein grosses Vertrauen zugewendet. Ebenso wichtig wie dieser 
Factor aber erweist sich die seither erfolgte Etablierung von Molkereien, 
als selbständige Unternehmungen oder in Verbindung mit landwirtschaft- 
lichen Gütern, durch welche der Stadt Wien — und ebenso anderen 
Städten — qualitätsmässige Milchproducte zug(*führt werden. 

Aus der >guten alten Zeit« ist kaum mehr viel zu erwähnen. Mit 
dem Jahre 1861 brach eine neue Epoche an. Die neugewählten Gemeinde- 
räthe wollten auch auf dem Gebiete der Approvisionierung fortschritt- 
lichen Ideen zur Durchführung verhelfen, und eine der ersten Anregungen, 
die damals gegeben wurden, war der Antrag auf Beschaffung von Trink- 





was.ser — ein Antrag, der zehn Jahre später zum Hau der Kaiser 
Franz Joseph-Hochquellenleitung führte — und ein Antrag auf Bau 
von Markthallen und sj-stematisclier Marktorganisation, der allerdings 
auch heute noch nicht zu seiner Gänze ausgeführt erscheint. 

Wohl wurde im Jahre 1865 die Centralmarkthallo nach Pariser 
Muster eröffnet, allein es war keine consequente Durchführung des 
Pariser Marktsystemes eingeführt worden, und isoliert von allen anderen 
Märkten, konnte sich die Centralhalle als solche ebensowenig halten, als 
sich in Wien das Licitationssystem einbürgern konnte. 

Die Centralmarkthalle wurde bald darauf im Jahre 1868 in eine so- 
genannte Grossmarkthalle umgewandelt, hat auch als solche ihren Zweck 
nicht erfüllt und ist heute nur mehr ein schlecht eingerichteter tleisch- 
markt. Die Detailmarkthallen, ohne organische Verbindung mit einem 
Central markt, sind nichts anderes, als gedeckte Märkte alten Systemes, 
wenn es gleich als dankenswert bezeichnet werden kann, dass in ihnen 
Verkäufer, Ware und Käufer der Unbill der Witterung nicht aus- 
gesetzt sind. 

Das Jahr 1 866 brachte nebst anderem Unheil die ersten Trichinosis- 
fälle nach Wien. Glücklicherweise fand diese Krankheit hier deshalb 
keinen Nährboden, weil die Art des Genusses von Schweinefleisch hier 
eine andere ist, als im Deutschen Reiche, aus welchem die Krankheit 
eingeschleppt wurde. 

Bis zum Jahre 1872 hatten in Wien noch die obsoleten sogenannten 
Jahrmärkte bestanden, endlich wurde die veraltete, gänzlich bedeutungs- 
lose Einrichtung aufgehoben. 

Der wirtschaftliche Aufschwung, der vom Jalire 1867 seinen Anfang 
genommen hatte und bis zum Jahre 1872 sich bemerkbar machte, zeigte 
auch seine Kelirseite. Der Anhäufung von Relchthum auf der einen Seite 
stand grössere Armut auf der anderen gegenüber und namentlich die 
auf kleine fixe Bezüge angewiesenen Personen hatten sehr unter der zu- 
nehmenden Theuerung der Wohnungen und Lebensmittel zu leiden. 
Alannigfache Vorschläge wurden gemacht, verschiedene Mittel versucht, 
um der Theuerung zu steuern. 

In einer grossen Th euerungsenqufi te, die vom 16. December 
i86q bis 8. Februar 1870 tagte, wurde ein umfassendes Programm auf- 
gestellt, dessen einzelne Punkte von der Gemeinde und von der Regierung 
theilweise zur Ausführung gebracht worden sind. Die Aufhebung der 
Verzehrungssteuer wurde schon damals gefordert; ebenso wurden die 
Transport- und Verkaufsmodalitäten für alle Arten von Lebensmitteln 
festgesetzt und verschiedene andere Bestimmungen befürwortet. Die 
Beseitigung der Verzehruugssteuer wurde vom Gemeinderatli wiederholt 
begehrt. Allein weder der Staat noch die Gemeinden hatten sich in so 
ökonomisch günstigen Verhältnissen befunden, dass sie auf den Ertrag 
dieser Steuer verzichten konnten, noch wurde ein verlässliches Mittel 
angegeben, auf welche den Consumenten in weniger empfindliche Weise 
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und g-erechterer Vertheilung Staat und Gemeinden der gleiche Betra«f 
durch eine andere Abgabe eingebracht werden könnte. Die Steuer blieb, 
hat aber nachmals bedeutende Ermässigungen erfahren. 

Als eines dieser Mittel wurde die * Volksküche« bezeichnet, in der 
einfache, nahrhafte, gesunde Kost zum Selbstkostenpreise gegeben werden 
sollte. Die Idee führte zur Gründung des >^ Ersten Wiener Volksküchen- 
vereines*' und einer Reihe einzelner selbständiger Vereine, die sich seither 
zum Theile mit dem ersteren vereinigt haben, theils für sich allein fort- 
bestejhen und ihren Zweck, soweit es in ihrem Programme liegt, er- 
reichen. Diese Volksküchenvereine haben jedenfalls auch bewirkt, dass 
in den sogenannten >» kl einen '< Gasthäusern der ehemaligen Vororte und 
Vorstädte zu jener Zeit nicht nur keine Preissteigerung vorgenommen 
werden konnte, sondern eher eine Anpassung an die Volk^küchenpreise 
und -Verhältnisse eintrat. Seither besteht diese Relation vielleicht noch 
fort, allein sie ist weniger auffallig als in der ersten Zeit. 

Auch des groSwSen Bäckerstrikes jenes Jahres müssen wir gedenken. 
Es war dies die erste grosse Lohnbewegung neuerer Zeit. Sie hatte 
ihre Ursaclie nicht nur in schlechten Lolmverhältnissen, sondern auch in 
den höchst ungünstigen Lebensbedingungen der Gehilfen jener Zeit. Die 
Behörden hatten wirksame Mittel ergriffen, um die Xachtheile des Strikes 
von der Bevölkerung abzuwehren, aber in den Lohn- und Arbeitsbedin- 
gungen der Gehilfen ist auch manche wesentliche Verbesserung damals 
eingeführt worden. 

Das Jahr 1873 brachte mit der Weltausstellung erhöhten Verkehr, 
freilich auch erhöhte Preise. Die Gemeinde bot mancherlei Anstrengungen 
auf, um der Preissteigerung Einhalt zu thun, die Remedur erfolgte aber 
bald von selbst, als der Börsensturz eintrat und mit ihm was am Auf- 
schwünge faul war, zusammenstürzte. Bis zum Jahre 1874 gab es in 
Wien keine Kohlenmärkte. Der Handel war in der Hand weniger Gross- 
industrieller, die concurrenzlos die Lieferung besorgten und die Preise 
dictierten. Im Jahre 1874 wurde der Versuch gemacht, auf dem Nord- 
bahnhofe Kohlenmärkte abzuhalten. Wenngleich damit den Monopolisten 
jener Zeit das Heft noch nicht aus der Hand genommen wurde, so war 
wenigstens ein Anfang gemacht, dass sich neben ihnen selbständige 
Kohlenhändler etablieren konnten, und indem sie bemüht waren für sich 
selbst zu sorgen, sehr viel beitrugen, den Kohlenconsum zu erhöhen. 

In die Periode 1874 bis 1876 fallen zwei wesentliche Neuerungen 
in der Lebensmittelversorgung Wiens: Die Erbauung des neuen Schlacht- 
viehmarktes und die Erwerbung des Lagerhauses. In diesem — dem 
Regierungsjubiläum des Monarchen gewidmeten Buche muss es mit be- 
sonderem Danke verzeichnet werden, dass die Gnade des Kaisers es 
bewirkte, dass die Maschinenhalle der Weltausstellung in ein städtisches 
Lagerhaus umgewandelt wurde. Die Erbauung des neuen Schlachtvieh- 
marktes war ebenso aus ökonomischen, wie finanziellen und hygienischen 
Gründen geboten und die Durchführung hat sich als überaus wert- 
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voll für die Stadt, fiir die Bevölkerung und für die Landwirtschaft 
erwiesen. 

Verfoijft man die Bestrebungen der Gemeinde von Jahr zu Jahr im 
vergani^enen halben Säculum, so wird man auf Schritt und Tritt gewahr, 
dass sie in stetem Kampfe mit der Staatsverwaltung sich befand. Der 
Kampf galt einerseits den Verzehrungssteuern, um deren Beseitigung. 
Herabminderung, Übergabe an die Gemeinde man sich bemühte, ander- 
seits den Transporteim-ichtungen, deren Verbesserung und Beschleunigung 
man begehrte, sowie den Transportspesen, deren Ermässigung verlangt 
wurde. Die Regierung liess es in Bezug auf die Transportfragen an 
Entgegenkommen nicht fehlen; die Regelung der Verzehrungssteuer 
blieb aber einer späteren Periode, von der wir noch sprechen werden, 
vorbehalten. 

In die Epoche der Jahre 1874 bis 1876 fallen die Berathungen über 
Erbauung der neuen Central mark thallen — die nie zur Ausführung ge- 
bracht wurden — und eines Centralschlachtviehmarktes, dessen Bau 
wenigstens vorbereitet wurde, und der dann in der nächsten Periode 
1874 bis 1879 thatsächlich errichtet wurde. Durch diesen Bau wurde 
den Veterinär polizeilichen, commerciellen und agricolen Anforderungen 
Rechnung getragen, altein es bestanden doch noch auf dem Markte Übel- 
stände, die zu vielen IClagen Anlass gaben und denen man insbesondere 
die Schuld an der stets zunehmenden Fleischtheuerung beimass. Die 
Klagen galten zumeist den Usancen des Geschäfts Verkehres. Der Ge- 
rn ein d erat h veranstaltete selbst eine Expertise und wollte auf Grund der- 
selben eine Marktordnung erlassen. Allein dazu kam es nicht, weil die 
Regierung sich, gedrängt durch die IClagen der Bevölkerung, sowie 
der Beschwerden der Landwirte und Viehmäster bemüssigt fand, eine 
Marktordnung zu erlassen. Es gab deshalb harten Kampf mit dem Ge- 
meinderathe, mit den Viehcommissionären und mit den Wiener Fleisch- 
hauern, schliesslich siegte doch der im Gesetze begründete Wille der 
Regierung, die im Jahre 1883 nach Vernehmung von Experten aus allen 
betheiligten Kreisen — damals tauchte die Bezeichnung ■Interessenten- 
so recht charakteristisch auf — eine Marktordnung erliess, durch welche 
drei wesentliche Reformen eingeführt wurden: 

1. Die obligatorische Vieh- und Fleischmarktcasse. 

2. Die Bestellung beeideter Marktagenten. 

3. Der ausschliessliche Verkauf nach Lebendgewicht, 

Es würde uns zu weit führen, wenn wir hier die Bedeutung jeder 
dieser Reformen auseinandersetzen wollten; erwähnt sei nur, dass sich 
die Vieh- und Fleischmarktcasse, die der Depositenbank auf 15 Jahre 
übertragen wurde, bis auf den heutigen Tag bewährt hat, ebenso wie 
sich die Abschaffiing des Verkaufes nach Schlachtgewicht auf Grund von 
Probeschlachtungen und des Losverkaufes, sowie die Einführung des 
exclusiven Verkaufes nach Lebendgewicht vollkommen bewälirt hat. Nur die 
beeideten Marktagenten haben sich keinerlei Einfluss auf den Marktverkehr 
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^rrrinjf'^ konn'in. Der ilarkt blieb oach wie vor in den Häadea der 
C/>mrr;isiionäre. 

Die Rinfürirun;f der llarktordnonii'' id-^n^' nicht ohne Widerspruch 
v^/n-itatUin, Namentlich die alten -Bestellten* oder Commissionäre. die 
^>editeer»er, der Händler und ifä-^ter, i^ahen sich bedroht, xind die 
^/•rm^nde fühlte -«ich in ihrem HaiLsrechte verletzt. Die «I^ppcaitioa fand 
ihr^-n schärfsten Au.-^druck in der Gründan-^ eines Tmtzmarktes in 
Prensr>ijr;r; durch den dem Wi-^ner Itxkte ein »grosser Theil der unga- 
rischem Ware entzogen Tvurde. 

Der eneripsche Statthalter Baron Possin »^ er wollte zwar Büttel 
anuvmden, um diesen > Kampf 2'e^en Wien' von vorneherein unmovrlich 
zu machen^ allein die un;^arL>che Re^emn;^ nahm sich des Pressburg'er 
Marktes an und schliesslich machten die beiden Re^erunyen Frieden 
und lie-»sen den Pres.-jburg'er Markt sein Dasein fristen, das umso kürzer 
währte, als die österreichische Rei^erun:^ durch eine Modification der 
Marktordnung^" auch den letzten Vorwand we^^äumte, der die Existenz 
des Trutzmarktes noch aufrecht erhalten hatte. Die Episode war vor- 
über;ff?jfanj;Cen, ohne dass die Bevölkerung- \'iel Schaden gelitten hätte. 

Allein das Flrisch war noch nicht billig^er g^e worden und erst die 
spät^'re ^iründung' eines täg^lichen Fleischmarktes brachte der Bevölkerung- 
wenij^stens die Mog-lichkeit, sich mit jcfutem und billig-em Fleische zu 
vvTsr/r;fen. Auch dazu hatte der Statthalter Baron Possing^er die An- 
re;funy gegeben, die bei der Gemeinde, vrie bei den Fleischhauern viel- 
fachen Widerstand hervorrief, der schliesslich in der jüngsten Zeit dazu 
führte, dass das Publicum fast ganz von diesem Markte ausgeschlossen 
wurde, wiewohl es Statthalter Graf Kielm ans egg an Bemühungen nicht 
hat fehlen lassen, dem Fleischmarkt seinen, den allgemeinen Interessen 
dienenden Charakter zu erhalten. 

DieVerhältnisse im Fleischergewerbe verschlechterten sich inzwischen 
imm^rrmehr, und während sie selbst den Markt Verhältnissen die Schuld 
b«"imass^-n, wurden vielfach Stimmen laut, dass in der Lebensweise und 
im Wirtschaftsbetriebe der Gewerbetreibenden vielfach die Ursachen an 
'lern von ihnen behaupteten Niedergänge zu suchen seien. 

Aur:h die Bäcker waren gerade nicht auf Rosen gebettet. 
Gerade zehn Jahre nach dem grossen Bäckerstrike brach ein neuer 
.\usst;And aus, gegen welchen sogar die Mitwirkung des Reichskriegs- 
Ministeriums angerufen wurde. Enf*rgische Massregeln der Regierung- 
tjnd ein Kntgegf;nkommen der Meister an die Forderungen der Gehilfen 
machten dem Strike ein Ende. Diese internen Vorgänge im Bäcker- 
gew^'rbe h-nkten die allgemeine Aufmerksamkeit auf die externen 
Verhältnisse, insbesondere die Beziehung zwischen den Bäckern als Er- 
z'-ugern und Vf-rmittlem zum consumierenden Publicum. Das Miss- 
v^Thältnis zwischen den Mr*lilpreisen und den Brot- und Semmelpreisen 
trat sehr anschaulich zutage. ^Mittel, um der Vertheuerung der Brot- 
h-br-nsmittel zu bf*gegnen, wurden zwar vorgeschlagen, aber nicht ziu* 
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Anwendung gebracht und wiewohl auch späterhin noch mehrmals die 
yleichen Klagen erhoben wurden wie im Jahre 1884, ist doch alles beim 
alten geblieben. Der obligatorische Verkauf von Brot und Semmeln 
nach Gewicht, als die einzige richtige Controle, ist nicht durchgeführt 
worden und so sind die Brot- und Semmelpreise allerdings nominell 
unverändert geblieben. Aber das Gewicht ist nicht nur ein variables, 
vom Belieben des Bäckers abhängiges, sondern auch dem Käufer ganz 
unbekanntes. So war es und ist es noch heute. 

Auch im Jahre 1885 beschäftigte sich die Gemeinde mit der Brot- 
frage, allein ein Erfolg wurde nicht erzielt. 

Das Jahre 1886 brachte den Wienern den täglichen Fleisch- 
markt, dessen Eröffnung jedoch im Jahre 1887 stattfand. Wir brauchen 
nur hervorzuheben, dass dort Rindfleisch allerbester Qualität für 70 bis 
()0 kr. verkauft wurde, für das in den Fleischbänken fl. i bis 2 bezahlt 
werden musste, dass dort das sogenannte Vorderfleisch zu 34 kr. ver- 
kauft wurde, für das man in den Bänken 60 kr. zahlen musste, dass 
Kalbfleisch für 40 bis 50, Schaffleisch für 20 bis 35 kr. verkauft wurde, 
damit man erkenne, welchen Vortheil die Bevölkerung aus diesem Markte 
hätte ziehen können, wenn man ihn verallgemeinert und dem Publikum 
leichter zugänglich gemacht hätte. Es hat auch an .Anstrengungen nicht 
gefehlt, um dieses Ziel zu erreichen. Der niederösterreichischen Statt- 
halterei und der Wiener Markt direction muss man es zur Ehre nach- 
sagen, dass sie stets bestrebt waren, die Interessen der consumierenden 
Bevölkerung zu schützen, ihre Bemühungen fanden aber die heftigste 
Opposition seitens der Fleischer, welche den Fleischmarkt nur als eine 
zu iliren Gunsten errichtete Anstalt betrachtet und demgemäss organisiert 
wissen wollten. Jahrelange Kämpfe fanden um diesen Markt statt, bis 
es endlich in der jüngsten Ära gelang, den Verkauf daselbst so zu 
•regeln-, dass das Publicum nahezu ausgeschlossen erscheint. Die Auf- 
lösung des Pressburger Trutzmarktes erfolgte im Jahre 1887, und damit 
wurde eine Periode zum Abschlüsse gebracht, deren Bedeutung wir schon 
vorhin gekennzeichnet haben. 

In die Periode 1888 bis 1893 fallt die Einbeziehung der ehemaligen 
Vororte in das Gemeinde gebiet von Wien, und die vollständige Reform 
der Verzehrungssteuer, als der nothwendigen Grundlage für die Ver- 
einigung. In Wien war die Verzehrungs Steuer nach Stück und Gewicht 
eingehoben worden, in den Vororten war sie pauschaliert, in Wien war 
eine Unzahl von Artikeln besteuert, in den Vororten bloss Fleisch und 
alkoholhaltige Getränke. Aus diesen Verschiedenheiten ergab sich eine so 
entschiedene Benachtheiligung der Stadt, dass auch schon um dieses 
N'aclitheiles willen eine Reform sich aufdrängen musste. Da sie aber 
ohne Opfer mit ihrer Zustimmung seitens der Vororte nicht hätte durch- 
gefülirt werden können, so musste ihnen ein Entgelt geboten werden. 
Diese Erwägung führte nothwendig zur Idee der Vereinigung. Diese 
aber nicht in kleinlicher Weise, sondern mit weitausblickenden Zielen 
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in AngriflF jjfcMiommen zu haben ist das Verdionst des Statthalters Cirafen 
Kielmans(»j^^^. Schon b<um Antritt seines Amtes hatte er sich mit den 
jjfrossen Mänjj^eln vrrtraut j^emacht, unter denen der Verkehr und der 
Handel, die wirtschaftliche und politische Entwickelunjf der Residenz litten, 
und aus den von ihm untcTUommenen Studien gienjLf das weitausj^reifende 
Pro^amm der \Vi(*ner \"(*rkehrsanlajj^en hervor, das auch die VereinijjiTinjjf 
von Wien mit den Vorort(*n zur Voraussetzung^ hatte. Die zielbe^wusste Mit- 
wirkung des damalijr(»n S(»ctions-Chefs im Handels-Ministerium, jetzig'en 
Eisenbahn-Ministers R. v. Wittek, die verständnisvolle Arbeit des 
damaligen (xemcnnderaths- Präsidiums Dr. Prix und Dr. Richter, sowie 
des fachkundig(Mi Referent(*n und nachmaligen Bürgermeisters Dr, Grübl 
boten die (nnvähr für (üne im grossen Stile gefasste Conception und 
deren richtige Durchführung. Audi bei dieser Gelegenheit trat die Cxnade 
des Kaisers in (hm Vordergrund, dc»r der eifrigste Förderer der Arbeiten 
war, durch W(*lche Witm um rine Stadtbahn, einen geschlossenen Donau- 
canalhafen, die WieneinwiUbung und den Bau zweier Hauptcanäle berei- 
chert werden sollte. Wir erwähnen diese epochemachenden Vorgänge nur 
um hervorzuh(»ben, dass sie auch auf die Approvisionierung einen grossen 
Einfluss haben mussten. All(*in wir könntm leider nicht in Abrede stellen, 
dass für den Anfang wenigstens der erwartete Erfolg nicht eintrat. 
Vi(»lmehr müssen zwei Thatsaclum beobachtet werden — eine erwartete, 
eini' unerwartete. Dass in den neu(Mi ]U»zirken infolge Umänderung* des 
Pauschalsyst(*mes der Verzehrungssteu(*r in (»in System der Stückabgabe, 
welche Umänderung eine beträchtliche Erhöhung der Abgabe eines jeden 
einzelnen Fleischhauers oder W(Mn-und Gastwirtes — denn nur diese trifft 
die Verzehrungssteuer unmittelbar — b(»wirkte, die Preise im Detail- 
handel in der erst(*n Zeit wt^rden eine St(4g(»rung erfahn»n, das war vor- 
auszusehen. Die V(irzehrungssteuerreform ab(*r entlastete auch sehr viele 
(yeschäftsleute von der Steuer, die sie bish(*r für eine grosse Zahl von 
Artikeln hatten zahlen müssen, so zwar, dass aucli eine Verwohlfeilerunf*- 
der von d(»r Verzt^hrungssteuer befreiten L(*bensmittel hätte eintreten 
könnten. Dieso Verwohlfeilerung für das consumierende Publicum trat 
nicht ein, dit^ (nvschäftsleute behielten d(?n ganzen Gewinn, der aus 
der Auflassung der Verzehrungssteuer resultierte, für sich. Wie gross 
dieser (jewinn in einem Jahre* war, ergibt sich aus folgenden Ziffern. 
Im Jahre i890wurd(»n an Verzehrungssteuer eingehoben: Für Fette, Eier 
u. dergl. fl. 381.084, für Körnerfrüchte, j\I(»hl, (iebäck u. dergl. fl. 832.290, 
für Obst und (iemüse fl. 188.616, für Kerzen und Seife fl. 35.150, für 
Brennmaterialien fl. 486.063, für Viehfutt(*r fl. 344.232, für diverse Artikel 
fl. 70.072, somit zusammen fl. 2,347.407. Dieser Betrag war der ganzen 
Bevr)lkerung zuge.'dacht. \\r stellte einen d(T Vortheile in Ziffern dar, die 
aus df^r Ven^nigung der Vororte mit Wien resultieren sollten, und 
da dr»r Consum (jin stetig zunc.'hmender ist, so wäre die I^rspaningsziffer 
auch constant gewachsen. Vorerst kam aber dieser (Gewinn nur den Ge- 
schäftsleuten zugute, d(mn eine* Reduction dc*r Lt»bensmitt(*lpreise um den 
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Betrajr der Verzehrungssteuer trat im allgemeinen nicht ein und nur bei 
einigen wenigen Artikeln konnte eine Preisherabsetzung constatiert werden. 
Hieraus resultierte eine allgemeine und wohlbegründete Klage über Lebens- 
mittel vei^th euer ung. Es wurden wieder allerhand Palliative in Anwendung 
gebracht, aber eine wirksame Remedur konnte nicht geschaffen werden. 
Dass auch eine Fleischvertheuerung nicht ausblieb, war nach dem Vor- 
hergi'sagten nicht zu verwundem. 

Für die Periode 1893 bis i8g6 ist ein summarischer Bericht über die 
Gemeindeverwaltung erschienen, in welcliem erwähnt wird, dass auf dem 
(lebiete der Approvisionierung abermals eine Petition an die Regierung 
zur Abwehr der Fleischtheuerung gerichtet wurde. Im eigenen Wirkungs- 
kreise wurden Anordnungen über die Verkaufs st an de getroffen, über 
deren Wirkungslosigkeit sich niemand täuschen kann. Es werden weiter 
die Einsetzung der Approvisionierungscommission angeführt, der Versuch, 
australisches Fleisch einzuführen, die Reconstructionen auf dem Vieh- 
markte, die Erbauung einer Kühlanlage, die Errichtung eintT Markthalle 
in der Stadtbahnstation Michelbeuern und andere Detail arbeiten. 

Der -zur einstweiligen Besorgung der Geschäfte der Reichshaupt- und 
Residenzstadt Wien bestellte k. k. Bezirkshauptmann Dr. v. Friebeis, 
der nach zweimaliger Auflösung des Wiener Gemeinderathes vom 3 1 . Mai 
1895 bis Mai 1896 die Geschäfte führte, hat für diese Verwaltungsperiode 
einen Bericht ausgegeben, dessen wir aus zwei Gründen besonders er- 
wähnen : 1. weil in diesem kurzen Zeitraum wieder ein Schritt gemacht 
wurde, um der Fleischvertheuerung wirksam zu begegnen, und dann 
j. weil in diesem Bericht klar und deutlich ausgesprochen ist, woran es 
auf dem Gebiete der Approvisionierung mangelt: an einem weit aus- 
blickenden, den Kern der Frage erfassenden, die Lösung bestimmter 
Detailfragen in sich schliessenden Programmes. Ein solches Programm 
konnte der interimistische Verwalter nicht aufstellen und so musste auch 
er sich mit Detailarbeit begnügen, als deren dankenswertesten wir ver- 
zeichnen, dass der tägliche Fleischmarkt verallgemeinert werden sollte 
und dass der Bau von Kühlanlagen vorbereitet wurde. Letztere Anlage 
wurde später von dem neugewählten Ge me Inder atlie durchgeführt, erstere 
jedoch nur in dem Sinne, dass die Errichtung eines zweiten täglichen 
Fleischmarktes — aber wieder fast nur Fleischhauern zugänglich und die 
Bevölkerung nahezu ausschliessend — in Michelbeuern beschlossen wuice. 
Wir wissen nichts zu verzeichnen, was in der jüngsten Periode zu 
Gunsten einer VerwohlfeÜerung der Lebensmittel, zur Verbesserung der 
Approvisionierungseinrichtungen, Erhöhung- der Zufuhr u. dergl. geschehen 
wäre ; verzeichnen aber den Umbau der Gross markthalle an der neuen 
Stadtbahnlinie nächst dem Zollamte, den Beschluss des Gemeinderathes, 
die Vieh- und Fleischmarktcasse in eigene Regie zu neh men ; eine 
Centralobst Verkaufs stelle einzurichten, die jedoch in den Detailhallen keine 
n Filialen haben soll, also wieder den Ausscliluss einer systema- 
tischen Verbindung von Central- und Detailverkauf. 
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Überblicken wir die Gesammtheit der geschaffenen Einrichtungen, 
so müssen wir wohl zum Schlüsse kommen, dass viel, sehr viel Gutes 
im einzelnen geschaffen wurde, dass es aber an einem systematischen 
Aufbau fehlt und dass es infolge dessen auch nicht ohne Alängel abgehen 
kann. Die durch den Bau aller Verkehrsanlagen bedingte Umgestaltung 
im Wohn- und Verkehrsleben der Stadt wird jetzt von selbst dazu 
fuhren, dass man an die Abfassung eines zielbewussten, klaren, fest- 
umschriebenen Programmes für die beste Lebensmittelversorgung der 
Stadt gehen werde, deren Zweck kein anderer sein kann, als das Wohl der 
gesammten Bevölkerung. 



Die stetige Zunahme der Bevölkerung von Wien, die Angliederung 
der Vororte, die mannigfachen neuen Einrichtungen und Verbesserungen, 
die Fortschritte im Dampfschiff- und Eisenbahnverkelire und die Re- 
duction der Frachten, mussten naturgemäss auf die absolute Steigerung 
des Consumes einen grossen Einfluss üben. 

Wie sich dieser Einfluss gestaltete und in welchen Proportionen 
der Consum von 1848 bis 1898 zunahm, stellen die nachfolgenden Tabellen 
dar, die der musterhaften Arbeit der Marktdirection, welche im Pavillon 
der Stadt Wien in der Jubiläumsausstellung exponiert war, entnommen sind. 

Die erste Tabelle zeigt uns, wie der Gesammtauftrieb von Rindern 
auf dem Schlachtviehmarkt sich gestaltete. Die Zählung beginnt mit dem 
Jahre 1853: 122.361 Stück und endet mit 1897: 279.973 Stück. Die Er- 
gänzung dieser Daten findet sich in der zweiten Tabelle, welche die 
Fleischzufuhr veranschaulicht, 1853: 1,349.422 Z*^, 1897: 14,161.398^^, 
gleichzeitig weist diese Tabelle die Preissteigerung nach. Die dritte 
Tabelle veranschaulicht die Zufuhr an Kleinvieh; die vierte den Pferde- 
fleischconsum, der von 943 auf 11.704 Stück gestiegen ist und eine Preis- 
steigerung von 15-6 auf 44 kr. per Kilogramm aufweist. Die fünfte 
Tabelle gibt Aufschluss über den Wildconsum. Die sechste Tabelle zeigt 
die Variationen des Gebäcksgewichtes; die siebente die der Mehlpreise. 
Die achte Tabelle lehrt uns die Geflügelzufuhr kennen, und zwar 1853: 
2;505.8ii Stück, 1897: 5,523.146 Stück. Die neunte Tabelle zeigt in der 
Fischzufuhr — ein sich fast gleichbleibendes Verhältnis, während die 
Preise um mehr als 30 Procent gestiegen sind. In der zehnten und elften 
Tabelle werden die Abnahme des Holz- und die Zunahme des Kohlen- 
consums veranschaulicht. Ersterer ist von 738.363 m^ (1848) auf 131. 614 tfi^ 
(1897) gesunken, letzterer in der gleichen Periode von 515.492^ auf 
51,904.640^ gestiegen. In der zwölften und dreizehnten Tabelle wird der 
Einfluss der Grossmarkthalle auf die Approvisionierung dargestellt, und 
die vierzehnte zeigt das Anwachsen der Approvisionierungsgewerbe, 
wobei in der letzten Columne, welche das Jahr 1897 verzeichnet, die 
Wirkung der Einbeziehung der Vororte zum Ausdrucke gelangt. 
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Wie sich die Appro visionierungsgewerbe von 1850 bis i 
entwickelten, wird durch die folgendea Daten veranschaulicht : 



„J PrDduc.ion. 

Bäcker 

Bierbrauer 

Flcischselcher 

Kuchen- und Mandnlettibüclcer . 

Lehieller 

JJehlBpcisinacher 

Müller 

, Pferdefleischhflucr 

ilami- und Küseencagcr , . , 
ickerbücker 
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ij G . s l B e b u n K. 

nlwcinschcnker 

I Gnsln'irte, K-estaurateure, Hüteliert 
Kaffeesieder und Kaffeeschenker 

' Kellersclienlier 

I Suppen- und Theeacstallen . . 
■ Traiteurc. Kostgeber, nlincn . 



170 174 178| 1J8 : 

r,14o 1247 1445 1680 li 



1Ö4 rRQ yi^ 2rB 1 



318 - 
198;! 1 

758 ! 



7 839 
04S38 



. cj Handel';. 

Apptuvisionietungs-UnteraehmunEen , . 
Easwaren, Delicatcssea-Verschlcisscr . . 

■ Fischhändler und Küafler ..,,,. 

Flaschen bicrhäudler 

Fleisch i'erschlei SS er, Stechviehfleiscber 

I inclus. Selch waren verschleisser . . 

I Mili-hmcier und Hindk'r 

! Obst, nnd Viclualienhändlcr 

I i>pecerein-arenhändler 

I WeinhSndlcr 

■ Wildbret- unii GelliigellKLiidler .... 
I 



897 i 

3704 H 



t S4>^ II 
i 4209 5; 



■ 163 : 
1' 8<,7 . 



■l 4341 



323 

6589 

64 



') Von den Jahren 1848 und l84i> ülnd (jenauc Daten nicht vorhanden. Bi» iniD 
', Jahre 1S70 wurde die Zählung der Gewerbe nicht regelmässig alle Jahre vorgenommen, 
im Jahre 189$ fand keine Zählung atalt. 

Die Steigerung der Zahlen ab 189J erklärt sich durch die Einbeziehung der Vororte. 

") In diese Gruppe gehören auch jene Gemisch twarenvcrschleisser, welche ausser 
anderen Artikeln Lebensmittel führen. Die Zahl derselben betrug 1896: II. 514, 
1B97 ; ia.370. Für die anderen Jahre Telilen die Zahlen, weil eine getrennte CatMler- 
führung erst auf Grundlage des MandeU-Minislerial-Erlasses vom I8. Juni l8()<i erfolgte. 
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Wir liaben schon im Laufe unserer Darstplluny; des Laj^erhauses 
erwähnt und dabei hervorg-ehoben, welche Bedeutung diese Einrichtung 
für den Handel und die Approviaionierung Wiens hat. Die nachfolgenden 
Ziffern machen anschaulich, wie günstig sich dieses Institut, dank einer vor- 
züglichen fachmännischen Leitung, dank auch der wertvollen Unterstützung 
der Regierung entwickelt hat. Da die Commune kein bedeutendes Bau- 
und Investitions- Capital zu verzinsen hat, stellt sich ihr der Betrieb des 
Lagerhauses viel billiger als anderen Unternehmungen. Im October des 
Jahres 1876 eröflfiiet, hatte es schon im ersten Quartale einen Lagerstand 
von 19,741.512 kg und in den ersten drei Vierteljahren zeigte sich ein 
Warenverkehr von 393,379-190 kg. Ohne dass wir das Wachsthum dieses 
Institutes von Jahr zu Jahr verfolgen, erwähnen wir nur, dass der ur- 
sprünglichen Einladung von Getreide bald auch die von Wein und 
Spiritus erfolgte, dass durch Ausgabe von Warrants, durch Tarif- 
reductionen, verbesserte Manipulationseinrichtungen der Verkehr sehr 
belebt wurde und dass der kaufmännische Geist und die correcte Führung 
in der Leitung sehr viel dazu beitrugen, das Vertrauen der Geschäftswelt 
diesem Institute zuzuwenden. Zu einer Zeit, in welcher sich der Handel 
mit Cerealien von Wien abzuwenden begann, hat diese städtische Ein- 
richtung doch einen bedeutenden Umsatz erzielt und ihre Existenz hat 
bewirkt, dass nicht nur ein grosser Theil des Handels in Wien verblieben 
ist, sondern dass hier ein Krystallisationspunkt erhalten wurde, von dem 
ausgeliend ein neuer Aufschwung des Handels angebahnt werden konnte. 

Wie sehr sich in der zwanzigjährigen Existenz von 1876 bis 189Ö 
der Lager haus verkehr gehoben hat, ist aus der Ziffer des Umsatzes im 
letzteren Jahre zu entnehmen. Er betrug 593,748.200 kg. Das Haupt- 
contingent der Einlagerungen lieferten Feldfrüchte und Mühlenerzeugnisse 
mit 286,490.890 kg. 

Die Vollendung der Verkehrs anlagen, die Umwandlung des Donau- 
canales in einen schiffbaren Hafen werden neue Impulse zur Belebung 
des Cerealienhandels in Wien bieten und die Perspective, dass doch 
einmal der Donau-Elbe- und Donau-Oder-Canal gebaut und an der Donau 
neue Hafenanlagen und Lagerhäuser errichtet werden, lasst die Hoffnung 
nicht schwinden, dass die Bezeichnung »Vienne port de mer» zur Wahr- 
heit werden wird. 



Wir sollten auch eines mächtigen Factors in der Approvisionierung 
im weitesten Sinne des Wortes auch auf die Beleuchtung der Stadt und 
ihrer Versorgung mit Gas als Brennstoff gedenken. Allein der Um- 
wandlungsprocess, der sich eben jetzt vollzieht, hat zur Folge, dass die 
Verhältnisse ungeklärt sind, und ein ab sclili essen des Urtheil unmöglich 
ist. Gewiss ist, dass das Kohlenoxydgas eine bedeutende Rolle im 
privaten und gewerblichen Haushalte spielt und auch fernerhin neben 
dem elektrischen Lichte und anderen Beleuchtungs mittein zu spielen 




J J 
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berufen sein wird. Eine glückliche Lösung der Gasfrage liegt daher nicht 
bloss im finanziellen Interesse der Gemeinde, sondern ebensosehr in dem 
jeder Haushaltung und jedes Betriebes. Nur als historisches Factum führen 
wir an, dass es der Bürgermeister Dr. Felder war, der durch die von 
ihm in dem Vertragsabschluss mit der »Imperial-Continental- Gas- Association« 
aufgenommenen Clausel der Gemeinde, das Recht auf die Einlösung 
der Gaswerke erwirkte, dass ferner durch den vom Bürgermeister 
Dr. Prix betriebenen sogenannten Präjudicialprocess das Recht der 
Gemeinde sichergestellt wurde, in ihren Strassen keine fremden Objecte 
dulden zu müssen. Durch die glückliche Erledigung dieser beiden Vorfragen 
war jedenfalls eine gute Lösung der Gasfrage angebahnt. Der Gemeinde- 
rath hat sich aber im Jahre 1896 entschlossen, von seinem Rechte, die 
Gaswerke einzulösen, keinen Gebrauch zu machen, sondern eigene Gas- 
werke zu bauen. Die Vollendung derselben ist im Zuge. Durch einen 
zwischen der Gemeinde und der »Imperial-Continental-Gas- Association ^< 
abgeschlossenen Vertrag ist festgestellt worden, dass das neue städtische 
Gaswerk die alten zehn Bezirke, die Werke der Gesellschaft die neuen 
neun Bezirke mit Gas versorgen sollen. Allein die insbesondere von 
der Industrie und den Gewerbetreibenden so sehr ersehnte Herabsetzung 
des (raspreises ist durch diesen Vertrag nicht sichergestellt worden. 

* 

Der Zeit nach fallt das fünfzigjährige Regierungsjubiläum Sr. Ma- 
jestät des Kaisers mit dem fünfundzwanzigjährigen Bestände der Kaiser 
Franz Josephs-Hochquellenleitung zusammen. Schon dieses Moment 
wäre Grund genug, an dieser Stelle die Bedeutung dieser Schöpfung unseres 
Kaisers besonders zu erwähnen, ganz abgesehen davon, dass sie in Be- 
ziehung auf die AVohlfahrt der Stadt, auf die (Jesundheit der Bewohner, 
auf die Annehmlichkeit des Lebens, auf den gesammten Haushalt und 
das Gewerbe den nachhaltigsten und wohlthätigsten Einfluss geübt hat. 

Wenn wir den Kaiser als den Schöpfer nennen, so geschieht es 
deshalb, weil seine hochherzige Schenkung des Kaiserbrunnens die 
!M(*)glichkeit gab, dass Wien mit dem allerbesten Wasser versorgt wurde, 
das je eine Stadt besessen, dass das Beispiel des Monarchen auf einen 
edelmüthigen Besitzer einer gleich vorzüglichen Quelle, der Stixen- 
steinerquelle, den Grafen Ernst Hoyos-Sprinzenstein anregend wirkte, 
auch seine Quelle der Stadt Wien gesch(mkweise zu überlassen, und 
endlich weil der Herrscher nicht nur das Wasser gab, sondern auch die 
Rechte, durch die er die Stadt in die Lage versetzte, von dem gross- 
müthigen Geschenke unangefochten Gebrauch zu machen. Ein unvergäng- 
liches ]3enkmal hat sich der Monarch in diesem AVerke errichtet, und zu 
allen Zeiten werden die Wiener den unermesslichen AVert zu würdigen 
wissen, d(ir dieser Schöpfung des Kaisers für die Gesundheit der Be- 
völkerung, für die Schönheit der Stadt innewohnt. 

Es war ein A^erdienst des ersten im Jalire 1861 freigewählten Ge- 
meinderathes, dass er die Unzulänglichkeit der damals bestandenen neun- 




zelin "Wasserleituiiffen und die Schädlichkeit des Fortbestandes so vieler 
verseuchter Hausbrunnen erkannte und die Herstellunjf einer grossen 
se!b5tändij|(en, allen Bedürfnissen entsprechenden, alle hygii.'nischen Be- 
dingungen erfüllenden Wasserleitung beschloss. \ach jahrelangen Studien 
und Kämpfen gelangte endlich der von den geistigen Urhebern des 
Werki'5, Bürgermeister Dr. Cajetan Felder und (iemeinderath Professor 
Dr. Eduard Suess, nachdrücklichst vertretene Antrag, die Hochquellen- 
leitung zu activieren, zum Beschlüsse. Nach jahrelanger Arbeit wurde 
am 24. October 1S73, also genau vor 2g Jahren, der Vollendungatermin 
gefeiert. Die Stadt hatte, um die frühere Vollendung zu erreichen, zu 
den vielen Millionen, die das Werk gekostet, noch eine Million Gulden 
geopfert, und es muss den Männern jener Zeit zum Lobe nachgesagt 
werden, dass sie die hygienische Bedeutung der Wasserleitung höher 
schätzten als das Geld. 

Dass die Quellen 'Kaiserbrunnen* und •Stlxenstein« für sich alleiu 
nicht ausreichen werden, um Wien für Gegenwart und >^ukunft die ge- 
nügende Wassermenge zu bieten, war den Begründern der Hochquellen- 
leitung nicht unbekannt, es war ihnen jedoch darum zu thun, das beste 
Wasser nach Wien zu leiten und den (jrundsatz zu Ehren zu bringen, 
dass nur das reinste Hochquellwasser geeignet sei für die Wasserver- 
sorgung der Residenz. Von diesem Grundsatze ausgehend, sollten dann 
je nach Bedarf die weiteren Schritte unternommen werden, damit dem 
steigenden Bedarf auch die verfügbare Menge immer gleicher Qualität 
entspreche. Tliatsachlich haben die Epigonen in diesem Sinne weiter- 
gearbeitet und die Ergänzung der I lochquellenleitung ist bisher aus 
demselben Quellgebiete erfolgt, das die ersten Becher nach Wien 
gesendet hat. Allerdings hat das in der Zwischenzeit erlassene Was-ser- 
rechtsgesetz, das den Adjacenten grössere Rechte auf Wasserbezug und 
infolgedessen auf Entschädigung einräumte, als sie vorher besessen, die 
Kosten der Zuleitung sehr vertheuert, allein der Gemeinderath von Wien 
ist doch dem einmal aufgestellten Grundsatze treugeblieben und hat 
durch Einbeziehung neuer Quellen aus dem Alpengebiete und durch 
Herstellung neuer Anlagen, Vergrösserung der Sammelbecken, Erbauung 
von Schöpf- und Druckwerken, Verlängerung des Rohrnetzes, den ge- 
steigerten BedürBiissen Rechnung getragen und auch den angegliederten 
neuen Bezirken den Segen der Hochquellenleitung zukommen lassen. 

Die Annalen des .Stadtphysicates verzeichnen mit unwiderleglichen 
Daten die Erfolge der Hochquellenleitung. Dass gewisse infectiÖse Krank- 
heiten in Wien fast ganz verschwunden sind, dass die Mortalitätsziffer 
der Stadt wesentlich gesunken ist, dass tausenden Mitbürgern ihr Leben 
verlängert wurde, das verdankt die Stadt Wien der Hochquellenleitung 
und sie legt ehrerbietig den Zoll ihrer Dankbarkeit an den Stufen des 
Thrones nieder, um dem Monarchen zu huldigen, der in allen seinen 
Handlungen sich nur von der Fürsorge für die Wohlfahrt des Volkes 
leiten lässt. 
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polistisch amtlichen Stellung, in ihren Rechten und Pflichten und in ihren 
processualistischen Beweisprivilegien. Ihr privatrechtlicher Charakter 
wiederspiegelt sich dagegen vornehmlich in ihrer Erwerbsquelle, die aus 
Provision (Sensarie) von den abgeschlossenen Geschäften besteht. 

Eine weitere Eigenthümlichkeit des Börseverkehres sind die Börse- 
schiedsgerichte. Alle Streitigkeiten, nicht nur aus Börsegeschäften im 
technischen Sinne, sondern überhaupt aus Geschäften, bei deren Abschluss 
sich die Parteien dem schiedsgerichtlichen Ausspruche unterworfen haben, 
werden durch besondere Schiedsgerichte geschlichtet, die aus Fachleuten 
gebildet sind und volle Autonomie geniessen. Das Verfahren, w^elches 
durch das Börsestatut präcisiert wird, pflegt gewöhnlich ohne Formalitäten 
sehr rasch und mit verhältnismässig geringen Kosten verbunden zu sein. 
Auch stand in früherer Zeit den Schiedsgerichten die Executionsbe\viUi- 
gung zu und genossen die schiedsgerichtlichen Urtheile die Inappel- 
labilität. 

II. Geschichtliches. 

Die Börsen verdanken dem praktischen Bedürfnisse ihren Ursprung", 
sie tauchten zuerst dort auf, wo der blühende Handel ihr Entstehen und 
ihre Entwickelung besonders begünstigte. Es war im späteren Mittel- 
alter in Norditalien, dann, als die Oberherrschaft des Welthandels an die 
Holländer übergieng, in den Niederlanden, endlich in England. Im 
i8. Jahrhunderte folgten Deutschland und Österreich. Die ersten 
Keime der Börsen findet man übrigens schon in den mittelalterlichen 
Kaufmannsgilden. Es waren anfangs Versammlungen von Kaufleuten ganz 
privater Natur, die erst im Laufe der Zeit durch ihre wachsende volks- 
wirtschaftliche Bedeutung die Aufmerksamkeit der Regierungen erweckten. 

Anregung zur (xründung der ersten österreichischen Börse in Wien 
gab die Regierung im Jahre 1761, die thatsächliche Errichtung derselben 
erfolgte jedoch erst mit dem Patente vom i. August 1771. Diese Börse, 
an der bereits damals die Institution der Börsensensale und des Börsen- 
commissärs bestand, war jedoch bloss auf den Handel mit Staatsschnld- 
verschreibungen und Wechseln beschränkt. Im Jahre 1794 folgte die 
Errichtung der Börse in Triest. 

Eine Regelung des österreichischen Börsewesens hat mit dem 
Patente vom 11. Juli 1854 stattgefunden, wonach die Mitglieder der 
Börsekammer, welche zugleich das vSchiedsgericht bildeten, von der 
Regierung ernannt wurden. 

Mit dem Patente vom 26. Februar 1860 ist die Wiener Warenbörse 
ins Leben gerufen worden. 

Zuletzt erfolgte die gesetzliche Regelung des Börsewesens durch das 
Börsegesetz vom i. April 1875, R.-G.-Bl. Nr. 67, und durch das Gesetz, be- 
treffend die Handelsmäklcr, vom 4. April i875,R.-G.-Bl. Nr. 68. Die Errichtung- 
von Börsen wurde von der Bewilligring des Handels- und Finanz-Ministeriums 
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abliäng-i^ yemacht, denen auch die Genehmigung der Statuten zusteht. 
Der Genehmiguntj des Finanz-Ministeriums unterliejrt auch das Verzeichnis 
der Wertpapiere, welche an der Börse gehandelt werden sollen. "Die 
Institution des Börse commissärs als Aufsichtsorgans wurde beibehalten, 
in der Börse Verwaltung jedoch wurde das autonom istische Princip zur 
Geltung gebracht, indem die Mitglieder der Börsekammer nicht mehr 
von der Regierung ernannt, sondern aus freier Wahl der Mitglieder und 
Besucher der Börse hervorgehen sollten. Gleichzeitig wurde die Institution 
der Börseschiedsgerichte geregelt und mit sehr weitgehender Competenz 
ausgestattet, worin erst mit dem Einführungsgesetze zur neuen Civil- 
processordnung vom i. August 1895, R.-G.-BI. Nr. 112, eine Einschränkung 
erfolgte, von der später noch die Rede sein wird. Gegenwärtig bestehen 
in Österreich nachstehende Börsen : die Wiener Börse für den EfFecten- 
und Warenverkehr, die Prager Effecten- und Warenbörse, die Triester 
Effecten- und Warenbörse. 

Die Entstehung und Entwickelung der landwirtschaftlichen Börsen 
fallt natürlich in eine viel spätere Zeit, als diejenige der Effectenbörsen. 
Der Getreidehandel war mit Rücksicht auf seine socialpolitische Be- 
deutung seit jeher auf bestimmten Märkten concentriert und strengen 
Marktordnungen unterworfen, die die Consumenten vor verschiedenen 
Arten des Komwuchers schützen sollten. Mit der volkswirtschaftlichen 
iLntwickelung' und Erweiterung des localen Getreide handeis zum Welt- 
handel erwiesen sich die Marktordnungen als enge Fesseln des auf- 
strebenden Verkehres, die der Getreideliandel zu sprengen trachtete. 
Das Getreide wurde ausser auf den Märkten heimlich auch an anderen 
bestimmten Orten (Kaffeehäusern u. a.), wo regelmässige Zusammen- 
künfte der Käufer und Verkäufer stattfanden, ft^ei verkauft und dadurch 
die lästigen Marktordnungen umgegangen. Solche private Getreidebörsen 
wurden von den Behörden anfangs nur geduldet, später im Jahre 1854 
verlieh man einer solchen Privatbörse in Wien officiellen Charakter, in- 
dem sich dieselbe unter Patronanz und Oberaufsicht des Magistrates als 
die "Wiener Frucht- und Mehlbörse- cunstituierte. Xachdem sie im Jahre 
1869 ein autonomes Statut erhielt und im Jahre 1875 dem Börsegesetz 
imterstellt wurde, entwickelte sie sich rasch aus einer Anstalt von bloss 
localer Bedeutung zu einem der hervorragendsten Vermittelungsplätze des 
europäischen Getreide handeis. Im Jahre 1890 erweiterte sie ihren bisher 
auf Getreide, Ölsaaten, Hülsenfrüchte, Sämereien, Hopfen, Melil, Brot, 
Kollgerste, Malz, Rüböl, Spiritus beschränkten Handel auch auf Kartoffel, 
Eier, Wein, Honig, Obst, Heu, Stroh und die diesbezüglichen Fabricate, 
und nahm den Namen an: -Börse für landwirtschaftliche Producte in 
Wien« (Statuten vom 18. August i8yo). Neljen dieser Börse bestehen 
noch ProductenbÖrsen mit allerdings nur localem Wirkungskreise in 
<jraz (Statuten vom 26. Juni 1877), Czemowitz (Statuten vom i. Mai 1877), 
Linz {.Statuten vom 26. Februar 1878) und endlich Prag (Statuten vom 
Jahre 1896). 
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Den ersten Rang unter den österreichischen Productenbörsen nimmt 
natürlich die Wiener Börse ein, der jedoch ilire Budapester Schwester- 
anstalt an Bedeutung und Geschäftsverkehr durchaus nicht nachsteht. 



III. Socialpolitisches. 

Die Börsegeschäfte und spociell die Tenningeschäfte wurden bald 
(Gegenstand eines eingehenden socialpolitischen Studiums. Unmittelbaren 
Anlass hiezu gab ihr speculativer Charakter. Die Ausnützung der Con- 
juncturen für die Preisbildung kann nirgends so rasch und genau erfolgen, 
wie an der Börse, daher wechseln auch Gewinn und Verlust an der Börse 
so schnell und erreichen so bedeutende Höhe. Und eben dieses aleatorische 
Element; dem beim Börsenhandel eine so grosse Rolle zugewiesen ist, 
setzt auch manchen unlauteren Trieb im menschlichen Handeln in Be- 
wegung und hat manche Schattenseiten für die ganze Volkswirtschaft 
zur Folge. Insoferne diese Schattenseiten einen typischen Charakter 
annehmen, ist es Aufgabe der Socialpolitik, rechtzeitig und erfolgreich 
einzugreifen. 

Die socialpolitische Seite des Wesens der Effectenbörsen und die 
einschlägigen Reformvorschläge entziehen sich unserer Betrachtung, wir 
wollen uns in dieser Richtung bloss mit den landwirtschaftlichen Börsen 
und mit dem Getreideterminhandel insbesondere beschäftigen. Hiebei 
springt Eines auf den ersten Blick in die Augen. Es ist dies der eigen- 
thümliche Charakter des Getreides als Ware. Keine andere Waren- 
gattung hat eine solche Bedeutung als Verbrauchsgegenstand für die 
Consumenten und als IVoductionsgegenstand für die Producenten. Ebenso 
wie das Getreide ein nothwendiges Xahrung.smittel für die ganze Be- 
vcUkerung, namentlich aber für die wirtschaftlich schwächeren Classen 
bildet, ebenso bildet andererseits seine Production den Erwerb der zahl- 
reichsten und wichtigsten Berufsclasse der (xesellschaft, des gesammten 
Bauernstandes. Diese Charaktereigenschaft des Getreides, wodurch sich 
dasselbe von jeder anderen Ware unterscheidet, zwingt nun die Staats- 
gewalt, zum Getreidehandel einen bestimmten vStandpunkt einzunehmen, 
und zwar in zweifacher Richtung: erstens muss Vorsorge getroffen werden, 
dass ein genügender Vorrath vorhanden sei, um den nothwendigcn Bedarf 
decken zu kcinnen und zweitens mit Bezug auf die Preisbildung. Während 
alle übrigen Güter in dieser l^eziehung dem freien Interessenkampfe der 
Producenten und Consumenten anheimgestellt werden können, fordert 
das allgemeine Wohl, dass die Productions- und Consumtionsverhältnisse 
des Getreides von der regulierenden Einwirkung der Staatsgewalt be- 
(nnflusst werden. Dies kann freilich indirect durch Förderung der Land- 
wirtschaft überhaupt, durch günstige Eisenbahntarife, Schutzzölle, agrar- 
l>olitisch(» legislative Reformen u. s. w. geschehen. Uns interessiert hier 
bloss die Frage, ob und in welcher Richtung der Börseterminhandel aut 
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die Getreidepreise einwirkt und welche Reformen diesbezüglich an- 
gestrebt werden. 

Die Frage ist noch ziemlich strittig. Während manche Theoretiker 
den Einfluss des Terminhandels auf die Getreidepreise überhaupt 
leugnen, lassen ihn die anderen zwar gelten, aber im vortheilhaften Sinne, 
indem sie lehren, dass der Terminhandel auf die Preisbildung eine zeit- 
lich und örtlich ausgleichende Wirkung ausübt. Durch den Terminhandel 
sollen nicht nur die regelmässig höheren Frühjahrspreise mit den niedri- 
geren Herbstpreisen, sondern auch die Preisdifferenzen der unfruchtbaren 
Jahre mit denen der fruchtbaren Jahre ausgeglichen werden. Demgegen- 
über behaupten namentlich die Praktiker, dass der Terminhandel, ins- 
besondere wenn er in der Form des blossen Differenzspieles auftritt, 
auf die Getreidepreise immer ungünstig einwirkt. Und zwar behaupten 
die einen, dass er vornehmlich an den starken Schwankungen der Ge- 
treidepreise Schuld trägt, die infolgedessen theils intensiver, tlieils rascher 
auftreten, wogegen die anderen zu beweisen trachten, dass er, wenn 
auch sprungweise, doch die stetige Tendenz hat, die Getreidepreise zu 
drücken ^). 

Den klarsten Beweis, in welcher Richtung die Wahrheit liegt, 
könnte wohl eine genaue, durch längere Zeit fortgesetzte Statistik liefern, 

*) Das stete Preisfallen des Getreides ist aus nachstehender Tabelle ersichtlich, worin der 

Jahresdurchschnitt der Preisnotierungen in Gulden pro Centner an der Wiener Productenbörse 

angeführt ist: 

Weizen Roggen Hafer Gerste 

1873 16-62 11*57 7*21 10-40 

1874 14-30 11-56 9*45 ii-io 

1875 10-70 8-70 8»6o 8*90 

1876 I2-— 9-50 940 9-90 

1877 13-60 I0-— 7-80 10-50 

1878 ii-8o 7-90 7'— 10-10 
1870 12-30 8-20 6-60 10 10 
1880 I3'40 10-80 7-40 10-20 
188 r 13*40 10-60 7-40 1070 

1882 i2'io 8-70 7-60 IO-20 

1883 II- - 8-30 7-10 io-6o 

1884 9-80 8-70 7-50 II- — 

1885 9'— 7-70 7-20 9-20 

1886 9-30 7-20 6-8o 9-20 

1887 9-10 6-90 6-30 8-90 

1888 8-20 6-40 5-80 8-8o 
1880 8-67 7.19 6-68 9-52 

1890 8-91 8-12 8-07 9-48 

1891 1072 9-41 7-05 8-57 

1892 9-70 8-67 6-i8 8-25 

1893 8-56 7-— 7*02 8-81 

1894 7-66 5*99 6-99 8-96 

1895 7-46 647 6-73 8-56 

1896 7-82 7-01 6-61 8-26 
(^Victor Kienböck: »Der Terminhandel in Getreider, 1897, 22.) 
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leider besitzen wir eine solche bisher nur in ungenügendem Masse, so 
dass sowohl die Verfechter als die Gegner des Terminhandels sich mit 
gleichem Rechte verschiedener statistischer Daten zum Beweise ihrer 
Behauptungen bedienen können^). 

Jedoch die Beeinflussung der Preisbildung durch den Getreidetermin- 
handel kann schwerlich geleugnet werden. Die Preisbildung hängt ab 
von Angebot und Nachfrage. Dies gilt mit gewissen Modificationen 
für jeden !Markt, vornehmlich aber für die Börse, wo die übrigen preis- 
bildenden Factoren, wie das Herkommen, die Unerfalirenheit, die Be- 
quemlichkeit, altruistische Motive u. s. w. keine wesentliche Rolle spielen. 

Ausserhalb des Börseverkehres deckt sich nun das Angebot mit dem 
wirklichen Vorrathe und die Nachfrage mit dem wirklichen Bedarfe. 
Anders im speculativen Terminhandel. Hier ist nicht eine concrete, 
wirklich existierende Warenmenge (xegenstand des Angebotes und der 
Nachfrage, Angebot und Nachfrage lösen sich vom Vorrath und Bedarf 
los und wandeln ihren eigenen Weg. Wenn an einem bestimmten Tag'e 
das wirklich vorhandene und zum Verkaufe angebotene Getreide loo.ooo 
Centner beträgt und wenn der wirkliche Bedarf der Kauflustigen die- 
selbe Menge lOo.ooo Centner ausmacht, verhält sich Angebot zur Nach- 
frage wie I : I. Wenn jedoch mittelst des Terminhandels dieselbe 
Warenmenge an demselben Tage zwei- und mehreremal durch einfaches 
Giro dos Schlussbriefes verkauft und gekauft werden kann, verschiebt 
sich das Verhältnis des Angebotes zur Nachfrage, je nachdem die Ver- 
käufe oder die Käufe überhandnehmen. Hiebei haben wir im Sinne 
solche Termingeschäfte, bei denen nur unter den Zwischencontrahenten 
die Differenzen ausgeglichen werden, der erste und letzte Contrahent 
dagegen die Ware wirklich liefert, beziehungsweise übernimmt. Es gibt 
jedoch auch sogenannte Ringe, wo der letzte Käufer dem ersten Ver- 
käufer zurückverkauft, wodurch das letzte Glied der Kette mit dem 
ersten Gliede wieder verbunden wird. Hier wird die Ware überhaupt 
nicht geliefert, sondern auch zwischen dem ersten Verkäufer und dem 
letzten Käufer bloss die Differenz ausgeglichen. Dies geschieht natürlich 
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auch dann, wenn die Absicht d<T beiden Contrahenten schon ursprünglicli 
bloss auf die Ausgleichung- der Differenzen gericlitet war, wo also die 
wirkliche Lieferung schon von Haus aus ausgeschlossen war. Hier abstra- 
hieren die Termingeschäfte schon gänzlich vom concreten Vorrath und 
Bedarf, Angebot und Nachfrage lassen sich grenzenlos steigern und hängen 
einzig von der Ausdehnung der Speculation ab'). 

Es ist daher zweifellos, dass der Terminhandel die Preisbildung be- 
einflussen muss. Ohne Temiinliandel möchte Angebot und Nachfrage 
genau dem Vorrath und IJedarf entsprechen und Vorrath und Bedarf 
wären die preisbi Menden Factoren, mittelst des Terminhandels emancipiert 
sich Augebot und Nachfrage vom Vorrath und Bedarf, und diese hören 
auf, den Preis zu bestimmen. Das Angebot und die Nachfrage, welche 
in diesem Falle für die Preisbildung entscheidend sind, sind jedoch 
imaginärer, rein speculativer Natur. Die Preisbildung wird der reellen 
Basiti entrückt, sie schwebt in der Luft. Diese nothwenige Consequenz 
des Getreideterminhandels schon allein kann schwerlich gebilligt wei'den. 

Vom concreten Standpunkte kann man femer die Beeinflussung 
der Getreidepreise durch den Terminhandel in doppelter Richtung beob- 
achten. 

Der Terminhandel vergrössert erstens die Preisschwankungen, Das 
Getreide ist eine Ware, deren Preis, wie kaum einer anderen Ware, 
von Naturfactoren abhängt, denen gegenüber der menschliche Wille 
machtlos erscheint. Die verschiedensten Witterungs- und Natur Verhältnisse 
üben offenbar Elnfluss auf die Menge und die Qualität des heranwachsenden 
Getreides, und wenn auch dieser Einfluss infolge Vervollkommnung der 
Transportmittel in neuerer Zeit bedeutend abgenommen hat, kann er doch 
niemals ganz verschwinden. Das stete Schwanken der Getreidepreise ist 
daher unausbleiblich und eben dieses macht das Getreide zu einem vor- 
züglichen Speculations objecto. In Waren, deren Preis wochen- und 
monatelang stetig bleibt, ist die Speculation nicht gut möglich, nur 
dort, wo in der nächsten Zeit entweder ein Steigen oder ein Fallen des 



') Die Dimeasiunen, welche ilic D Ufer enzgeschäfte gegen überden reellen LieferungsgESchüften 
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Preises sicher zu yewärtij.icen ist, kann die Conjunctur gewinnbring'end 
ausgenützt werden. Es liegt daher in der Natur der Speculation selbst, 
das Schwanken der Preise, sowohl w^as die rasche Aufeinanderfolge als 
auch was die Grösse der Schwankungen anbelangt, intensiver zu gestalten. 

¥.s ist jedoch klar, dass dieses Oscillieren der Getreidepreise, das durch 
den Terminhandel künstlich unterstützt wird, weder vom volkswirtschaft- 
lichen noch vom agrarpolitischen Standpunkte vortheilhaft ist. Das künst- 
liche Drücken und Steigern der Getreidepreise wird in den breitesten 
Bevölkerungsschichten schwer empfunden, es übt seine Wirkung auf die 
Wohnverhältnisse, auf die Productionskosten und damit auf die Preise 
aller anderen Waren. Und auch für den landwirtschaftlichen Produ- 
centen hat das Schwanken der Getreidepreise nachtheilige Folgen. Das 
Sclnvanken der Getreidepreise übt einen directen Plinfluss auf das Steigen 
oder Phallen der (irundrente und hiedurch einen indirecten Einfluss auf 
den Wert des Grundbesitzes und dessen Verhältnis zur Schuldenlast. 
Bei hohen Getreidepreisen steigt die (jrundrente, mit ihr der capitalisierte 
Wert des (xrundbesitzes, und die Zinsenlast wird leichter getragen. Das 
Gegentheil tritt beim Preisrückgange der landwirtschaftlichen Producta ein. 
In diesem Falle kann die Zinsenlast leicht die ganze Geldgrundrente ver- 
schlingen und der Eandwirt wird ruiniert. Ferner setzt ein rasch wech- 
selndes und starkes Schwanken der (xetreidepreise bedeutende commer- 
cielle Kenntnisse und 1^'ähigkeiten, steten Überblick des Weltmarktes, 
rasche Ausnützung der C'.onjuncturen voraus; lauter Eigenschaften, die 
sich vielleicht durch fachliche Bildung und langjährige Erfahrung ein 
Handelsmann aneignen kann, die jedoch für den schlichten Landwirt stets 
ein (xeheimnis bleiben. Das Schwanken der Getreidepreise, das der 
Terminhandel zur Folge hat, muss daher vom agrarpolitischen (xesichts- 
punkte aus betrachtet als besonders bedenklich erscheinen. 

Femer wird jedoch gegen den Terminhandel die Klage erhoben, 
dass er eine dauernd preisdrückende Tendenz übt. Auch hier lässt sich 
mit Statistik wenig beweisen, indem an dem Preissturze des Getreides 
der letzten Jahre verschiedene Factoren mitbetheiligt waren. Der preis- 
drückende Einfluss wird vornehmlich der »Speculation ä la baisse zu- 
geschrieben. Die l^aissespeculanten verkaufen zu festen Preisen Getreide, 
das sie sich erst beschaffen, und zwar billiger beschafi^en müssen, als sie 
verkauft haben. Sie werden daher bestrebt sein, mit allen Mitteln dahin- 
zuwirken, dass der Preis möglichst gedrückt werde. Eine solche gut 
organisierte, mit bedeutendem Capitale disponierende Baissespeculation 
(Contremine) kann unzweifelhaft auf die Getreidepreise einen ungemein 
nachtheiligen Einfluss üben. Aber andererseits ruhet auch die Gegen- 
sj)eculation a la hausse? nicht, welche auf Lieferung gekauft hat und daher 
ihr Interesse daran hat, dass die Getreidepreise in die Höhe gehen. Auch 
sie wird sämmtliche Kräfte anspannen, um mit allen möglichen Mitteln 
den Cxetreidepreis zu h(*ben, z. B. durch Einkauf und Sperre beträcht- 
licher Warenmengen (Corner), und so wird schliesslich das Resultat des 
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Kampfes zwiaclien der Baisse- und Haussespeculation zu Gunsten der- 
jenigen Partei entschieden werden, welcher mehr Capital zur Ver- 
füjrunjr steht. 

Aber aus einem besonderen Grunde kann die bestimmt preisdrückende 
Tendenz dem Getreideterminhandel nicht ab),'esprochen werden. Wie 
bereits erwähnt, g'ehürt zum wesentlichen Merkmale der Termingeschäfte, 
dass das Getreide nicht nach wirklich vorhandenen Mustern, sondern nach 
abstracten Typen gehandelt wird. Dieser Typus darf jedoch mit Bezug 
auf die Qualität nicht zu hoch gegriffen werden, damit womöglich das 
gesammte Getreide, auch dasjenige minder guter (JuaÜtät zum Termin- 
handel zugelassen wird, und es stimmen auch wirklich alle Sachverständigen 
darüber überein, dass die auf den Productenbörsen zum Terminhandel 
zugelassene Getreidequalität kaum den bescheidensten Ansprüchen genügt'). 
Xachdem jedoch diese anerkannt schlechte Qualität die typische ist, bleibt 
jede bessere Getreidequalität auf die Preisbildung ohne Einfluss, denn es 
gilt hier dasselbe Gesetz, wie beim Gelde, dass das entwertete Geld den 
Wert des vollwertigen herabdrückt. Nachdem nun der Getreidepreis im 
Terminhandel nach dem Preise des schlechtesten Getreides sich richtet, 
muss er stets niedriger sein, als der durchschnittliche oder gar höchste 
Preis im Locoverkehre, er wirkt aber wieder auf den Locoverkehr zurück 
und drückt so die Preise allgemein herab. 

Jedoch nicht bloss die Qualität, sondern auch die Quantität ist beim 
Terminhandel usancemässig bestimmt. Die einzelnen Börseschlüsse lauten 
auf eine bestimmte Warenmenge, und zwar auf eine sehr beträchtliche 
Warenmenge. So betragen zum Beispiel die Sclilusseinheiten auf den 
Börsen in Wien 500 Metercentner, in Trieat 500 Hektoliter, in Budapest 
1000 Metercentner, in Berlin 1000 Zolicentner, in Hamburg 1000 Zoll- 
centner u. s. w. In kleineren Mengen können Termingeschäfte überhaupt 
nicht abgeschlossen werden. Infolgedessen sind aber der kleine Bauer, 
Müller oder Bäcker, also gerade die reellen Verkäufer und Käufer vom 
Getreideterminhandel fast gänzlich ausgeschlossen. 

Es gibt ausserdem noch allerlei andere Schattenseiten des Tcrniin- 
handels. So insbesondere die Verleitung des unerfahrenen Publicums 
zum Börsespiel durch gewissenlose Agenten, die Missbräuche des 
C o mm issions Wesens, der Gründerschwindel bei Actienemissionen neuer 
Unternehmungen u. a. Diese nachtheiligen Folgen des Börsespieles sind 
jedoch mehr allgemeiner Natur, daher brauchen sie an diesem Orte nicht 
ausführlicher behandelt zu werden. 

') Nach den Bdrseusaacen ntuss dos Getreide, welchei zum TerminhandEl xugclaaiea wird, 
in der Regel IruckeH, (•esund, geputit uud von letiter Fechsung sein. Bcaliinmte Abarten sind 
ausgeschlüsscn. Das Minimalgewicht per Hektoliter muss betragen; 
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Die Reformbestrebungen; soweit sie speciell die landwirtschaftlichen 
Börsen berühren, können von verschiedenen Gesichtspunkten ausgehen. 
Zuerst ist es die Börseorganisation selbst, welche sorgfaltige Be- 
achtung verdient. Historisch betrachtet ist die Börse freilich ein Gebilde 
der Association, ihre Bedeutung für die Volkswirtschaft ist jedoch so 
schwerwiegend, dass in den meisten Staaten die staatliche Autorität ihr 
gegenüber einen bestimmten Standpunkt eingenommen hat. So namentlich 
auch in Osterreich, wie bereits erwähnt, ist der Einfluss der Staatsgewalt 
auf die Organisation der Börse ein ziemlich bedeutender. Trotzdem ge- 
niessen aber auch in Osterreich die Börsen innerhalb dieser Schranken 
hinreichende Autonomie, und es ist gewiss kein vernünftiger Grund, diese 
Autonomie, so weit sie mit dem allgemeinen Wohle vereinbar ist, be- 
schränken zu wollen. Eine andere Frage ist aber, ob dieses autonomistische 
Element nicht auf eine breitere Grundlage gestellt werden sollte, ob die 
Börsckammem, welche heutzutage nur aus Angehörigen des Handelsstandes 
zusammengesetzt sind, auch anderen Berufsclassen nicht zugänglich gemacht 
werden sollten, ob insbesondere unter den JMitgliedern der landwirtschaft- 
lichen Börsekammern auch wirkliche Getreideproducenten, also wirkliche 
Landwirte nicht vertreten sein sollten. Dieses Princip ist bei uns theilweise 
schon zur Geltung gebracht bei der Zusammensetzung der Börseschieds- 
gerichte, wo ein Theil der Schiedsrichter aus Nichtmitgliedem der Börse 
besteht, die von landwirtschaftlichen Corporationen gewählt werden. Auch 
durch die neueste Börsereform in Deutschland erhielten die Vertreter der 
Landwirtschaft in dem Börsevorstande angemessene Vertretung, was 
unbegreiflicherw^eise auf heftigen Widerspruch des Kaufmannsstandes 
gestossen ist. 

Eine andere Reformbestrebung zielt dahin, dass das Amt des 
Regierungscommissärs aus einem blossen Aufsichtsorgane in ein wirk- 
liches Vollzugsorgan umgewandelt werde. Das Amt des Börsecommissärs 
erfordert volles BewuSvStsein der Wichtigkeit der Aufgabe, die der Staats- 
verwaltung dem Speculationshandel gegenüber obliegt. Der Regierungs- 
vertreter sollte sich nicht auf blosse börsepolizeiliche Functionen be- 
schränken, sondern ein unermüdlicher Behüter aller das Gemeinwohl 
betreifenden Interessen sein und überall dort eingreifen, wo dasselbe 
mit privatwirtschaftlichen Interessen in CoUision geräth. Er sollte über- 
haupt ein energisches und mit hinreichender Macht ausgestattetes Gegen- 
gewicht gegenüber der autonomen Börseleitung dort üben, wo dieselbe 
die privaten Interessen der Speculation dem allgemeinen Wohle unter- 
ordnen nicht kann oder nicht will. 

Eine weitere organische Börsereform würde das Institut der heutigen 
Börsesensale betreffen. Die heutige halb öffentlich-, halb privatrechtliche 
Stellung der Börsesensale schliesst einen Widerspruch in sich. Einer- 
seits sind die Sensale mit verschiedenen wichtigen Rechten und Privi- 
legien ausgestattet, denn nur sie sind berechtigt, Börsegeschäfte zu 
vermitteln, sie stellen die Schlussbriefe aus, sie fungieren bei der 



txecutiven Realisation d(?r Verbindlichkeiten des insolventen Contrahenten, 
ihre Aufzeichnungen geniessen eine besondere Beweiskraft, aber anderer- 
seits stehen sie in keinem eigentlichen dienstlichen Verhältnisse, sie ge- 
niessen keine festen Bezüge, sondern fristen ihre Existenz im Wege des 
privatwirtschaftlichen Erwerbkampfes. Während sie auf der einen Seite 
durch das Gesetz und besondere Vorschriften zur strengen Einhaltung 
bestimmter Amtspflichten verhalten werden, sind sie auf der anderen 
Seite durch ihr materielles Interesse gezwTingen, mit dem Geiste dieser 
Amtspflichten in stete Collision zu gerathen. Nachdem ihr Haupterwerb 
aus der Provision von den abgeschlossenen Geschäften bestellt, wird itir Be- 
streben dahin gehen, jeden Tag womöglich zahlreiche und womöglich be- 
deutende Geschäfte zu machen und hiedurch die Spcculation indirecter^veise 
zu fördern. Auch das Verbot des Selbsteintrittes wirdilinen sehr lästig fallen, 
nachdem viele Geschäfte, besonders aber die mit dem ausser der Börse 
stehenden Publicum nur aut die Weise Zustandekommen können, dass 
der Vermittler als Selbstcontrahent auftritt, und es ist bekannt, dass jenes 
Verbot allgemein missachtet und der Selbsteintritt der Handelsmäkler 
schweigend geduldet wird. Unter solchen Umständen ist jedoch eine 
objective, unparteiische .Stellungnahme der Sensale schon aus psycho- 
logischen Motiven beinahe undenkbar. In dieser Beziehung wäre eine 
dahin zielende Reform wünschenswert, dass die Stelle eines Börsesensais 
zu einem wirklichen Amte mit fester Besoldung umzugestalten wäre. 
Es ist zweifellos, dass wenigstens in diesem Punkte der Ruf nach Ver- 
staatlichung der Börse einer gewissen Berechtigung und praktischer 
Durchführbarkeit nicht entbehrt. Die Autorität einer Staatsbehörde möchte 
die Institution der Sensale nur heben und ihr eine feste Grundlage schaffen. 
Mit der Reform des Mäklerwesens ist die Sache jedoch nicht ab- 
gethan. Die Bedeutung der officiellen Mäkler auf den heutigen Börsen 
ist schon längst in den Hintergrund getreten vor den Commissionären, 
die im eigenen Namen fiir fremde oder aber auch für eigene Rechnung 
ihre Geschäfte abschliessen. Durch die Gesetzgebung ungemein be- 
günstigt, haben sie es verstanden, das Gros des Börseverkehres an sich 
zu ziehen und sie sind es vornehmlich, welche die börseunfahigen Kreise 
der Bevölkerung zum Börsespiel verleiten. Dabei haben sich im Com- 
missionswesen manche Missbräuche eingenistet, wovon nur der sogenannte 
-Schnitt- erwähnt werden mag. Gestützt auf Artikel 376 des Handels- 
gesetzes, wodurch beim Ein- oder Verkaufe der Börsewaren der Com- 
missionär befugt ist, die Ware als Verkäufer selb.st zu liefern, oder als 
Käufer für sich zu behalten und hiebei nicht den wirklich erzielten, 
sondern bloss den Börsepreis dem Comittenten zu berechnen, schützen 
häufig die Commisstonäre vor, dass sie die ihnen aufgetragenen Geschäfte 
"in sich selbst^ machen und behalten die Diff'erenz zwischen dem wirk- 
lichen und dem Börsepreise für sich. Hier wäre gewiss ein Eingreifen 
mittelst Gesetzrevision, Concessionswesen, Cautionszwang u, a. ein drin- 
gendes Bedürfnis. 
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Ein Eingreifen der Staatsgewalt möchte vsich auch hinsichtlich jener 
Anstalten empfehlen, welche die wichtige Function der Differenzaus- 
gleichung besorgen, der sogenannten Liquidationscassen oder Arrange- 
mentbureaux. Heutzutage versehen dieses Geschäft meistens Actieii- 
anstalten. Es ist kein Grund vorhanden, warum der Staat selbst die 
Fähigkeit entbehren sollte, die Liquidierungsfunction an den Börsen in 
eigene Hände zu nehmen und hiedurch die Intensität und Fluctuation der 
Speculation ununterbrochen in Evidenz zu halten. 

Eine andere Seite der staatlichen Ingerenz betrifft die Börse- 
schiedsgerichte. Die Rechtssprechung ist ein Ausfluss der Staats- 
gew^alt. Die Überlassung derselben an Privatorgane oder Verzicht- 
leistung auf dieses oberhoheitliche Recht zu Gunsten der individuellen 
Vertragsfreiheit der Parteien ist gewiss eine weitgehende Concession, 
welche nur dort am Platze ist, wo die Objectivität und absolute Unbe- 
fangenheit der Rechtssprechung vollkommen gesichert erscheint. Die 
Börsen erfreuen sich längst des Vorrechtes, dass die an ihnen abg^e- 
schlossenen Geschäfte dem Rechtsspruche besonderer Schiedsrichter unter- 
liegen. Das autonomistische Princip der Börsen hat hiedurch seinen Höhe- 
punkt erreicht; jedoch mit den Vortheilen dieser Institution, namentlich 
mit der raschen und wohlfeilen Rechtssprechung, sind auch manche 
vSchattenseiten zum Vorschein gekommen. Das rasche Verfahren Hess 
öfters reifes Erwägen und Gründlichkeit dort vermissen, wo es sich um 
bedeutende materielle Interessen, ja oft um die ganze wirtschaftliche 
Existenz der einen Partei handelte, namentlich war es aber die Zusammen- 
setzung der Schiedsgerichte, welche absolute Objectivität und Unpartei- 
lichkeit nicht immer garantieren konnte. Denn die Schiedsrichter, welche 
aus den Mitgliedern und Besuchern der Börse gewälilt waren, gehörten 
einer bestimmten Berufsclasse an. Wenn die beiden streitenden Parteien 
ebenderselben Berufsclasse angehören würden, dann stünde allerdings 
einem objectiven Schiedssprüche nichts im Weg*e. Anders ist jedoch der 
Fall, wenn eine von den ProceSvSparteien ihrer Berufsstellung nach dem 
Börsewesen fremd war, was sehr häufig eintreten konnte, da dem Börse- 
schiedsgerichte nicht bloss die an der Börse, sondern auch die ausser- 
halb der Börse abgeschlossenen (iescliäfte unterworfen waren, wenn sie 
sich bloss auf die Börseusancen bezogen. In diesem Falle war die pro- 
cessuale Stellung der den Börsekreisen nicht angehörenden Partei ihrem 
Gegner gegenüber offenbar ungleich und die Reclitssprechung, wenn 
auch formell und vom subjectivem Standpunkte der Schiedsrichter ge- 
recht, entartete sich objectiv doch in eine Classenjustiz. In dieser Richtung 
musste im gesetzlichen Wege eine Remedur geschaffen werden. In 
Osterreich geschah dies in befriedigender Weise durch das Einfulirungs- 
gesetz zur neuen (jcrichts- und Executionsordnung, dessen Bestimmungen 
die bisherigen Statuten sämmtlicher österreichischen Börsen angepasst 
werden mussten. Es wurde ein fester gesetzlicher Rahmen für das Ver- 
fahren vor den Börseschiedsgerichten geschaffen. Das Recht der 



Executionsbewilligung wurde aii die ordentlichen Gerichte übertragen und 
die Competenz der Börseschiedsgerichte namentlich in der Richtung 
geschränkt, dass bei ausser der Börse abgeschlossenen Geschäften nur ge- 
wisse Personen (Organe der Öffentlichen Verwaltung, Handelsgesellschaften, 
Wirtschaftsgenossenschaften, Bors emitglie der und -Besucher, Berufspro- 
ducenten, Handels- und Gewerbsleute) den Börseschiedsgerichten unter- 
worfen sind, dass die Geschäfte, welche Gegenstand des Streites bilden, 
sich auf Waren beziehen müssen, die an der Börse gehandelt werden 
und dass ein schriftlicher Schiedsvertrag vorhanden sein muss, der im 
Falle eines von einem Cartell ausgehenden Zwanges selbst wieder ange- 
fochten werden kann. Für die landwirtschaftlichen Producenten wurde 
ausserdem die wichtige Ausnahme statuiert, dass das Börseschiedsgericht 
von amtswegen seine Incompetenz erklären muss, falls eine der Parteien 
der landwirtschaftlichen Berufsclasse angehört und das strittige Waren- 
geschäft in offenbarem Miss Verhältnisse zum landwirtschaftlichen Betriebe 
der betreffenden Partei steht. Femer wurde auch fremden ausserhidb der 
Börse stehenden Elementen der Zutritt in das Börseschiedsgericht ge- 
währt, indem Parteien, welche nicht Mitglieder oder Besucher der Börse 
sind, das Recht erhielten, die Schiedsrichter aus einem Verzeichnisse zu 
entnehmen, welches von den Handelskammern und Landesculturräthen 
zusammengestellt wird. Die Erkenntnisse der Börseschiedsgerichte können 
einestheils mittelst Nichtigkeitsbeschwerde angefochten werden, andem- 
theils ist gegen dieselben Klage vor dem ordentlichen Richter zulässig, 
und zwar besonders in dem wichtigen Falle, wenn das Schiedsgericht in 
Streitigkeiten, die nicht aus Börsegeschäften herrühren, über die Ein- 
wendung, dass dem eingeklagten Ansprüche ein als Spiel oder Wette zu 
beurtheilendes Differenzgeschäft zugrunde liege, überhaupt nicht, oder 
unrichtig entschieden hat. Diese Einwendung kann sogar noch im Stadium 
der Execution erhoben werden. 

Es unterliegt keinem Zweifel, dass durch diese Einschränkungen 
viele bisherige Missgritfe in der Spruchpraxis der Börsescliiedsgerichte 
hintangeh alten werden, ohne dass dadurch der Thätigkeit der Börse- 
schiedsgerichte auf demjenigen Gebiete Hindernisse in den Weg gelegt 
würden, wo sie wirklich Gutes und Er spri essliches leisten können'), 

Doch die Reformbestrebungen sind bei der Börse Organisation nicht 
stehengeblieben. Ihre weitere Aufgabe besteht insbesondere darin, das 

den Schiedseerichtea der österreichischen PtoductenbßrBen 
üheihaupt 
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aleatorische Element im Rörsewesen, insoweit es volkswirtschaftlich 
schädlich wirkt und die nothwendigen Grrenzen der Speculation über- 
schreitet; einzudämmen. 

Das einfachste und radicalste Mittel wäre ein directes Verbot des 
Terminhandels, wie es mit Bezug auf Getreide und Mehl durch die neueste 
preussische Börsereform geschehen ist. Die verhältnismässig noch kurze 
Dauer dieses Verbotes lässt die Folgen desselben hinsichtlich seiner Ein- 
wirkung auf die Getreidepreise nicht bestimmen. Soviel steht jedoch 
fest, dass der effective Getreidehandel ebenso wie früher, wo der Getreide- 
terminhandel an den Börsen noch gänzlich unbekannt war, auch ohne 
denselben seinen normalen Weg nimmt. 

Nachdem jedoch dem Terminhandel, insoweit er als wirkliches 
Lieferungsgeschäft in reeller Form auftritt, volkswirtschaftliche Berech- 
tigung nicht abzusprechen ist und die volkswirtschaftlich nachtheilig-en 
Folgen bloss mit den eigentlichen Differenzgeschäften verbunden sind^ 
könnte sich die Börsereform damit begnügen, bloss diese zu unterdrücken. 
Dies ist jedoch schwer durchführbar. Wenn man auch vom theoretischen 
Standpunkte die Differenzgeschäfte von den übrigen reellen Termin- 
geschäften unterscheiden kann, erscheint diese Unterscheidung in der 

Bei den nicht aus Börsegeschüften entstandenen Streitigkeiten waren : 

beide Parteien 

Mitglieder oder Bc- nicht der Börse angehörend 

Sucher der Börse der Kläger der Beklagte 

Wien 153 386 1107 

Prag 9 26 112 

Graz — — 2 

Linz — 2 I 

Czernowitz 30 — — 

192 414 1222 
Die Schiedsrichter wurden von den Parteien gewählt 

aus den der Börse aus den nicht der Börse 

angehörenden angehörenden 

Schiedsrichtern Schiedsrichtern 

Wien 14^» 46 

Prag 253 4 

Graz 2 — 

Linz 3 — 

Czernowitz 20 — 

1746 50 
Gegen nicht der Börse angehörenden Personen wurde 

der Klage stattgegeben die Klage zurückgewiesen 

Wien 051 91 

Prag 52 13 

Graz — — 

Linz — I 

Czernowitz - — 

703 ^05 

(»Verordnungsblatt des k. k. Justiz-Ministeriums«, 1897, Xlll. ) 
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Praxis sehr acliwierijr, ja beinahe ganz unmöglich. Dies aus zwei Gründen 
vomehmiich. Erstens wird die Absicht der Parteien, ob sie auf wirk- 
liche Lieferung der Ware oder auf die blosse DifFerenzausgleichung ge- 
richtet ist, in dem Sclilussb riefe niemals ersichtlich gemacht, und zweitens 
kann ein ursprünglich reelles, auf die wirkliche Lieferung abzielendes 
Termingeschäft durch spätere, vom Willen der Contrahenten völlig unab- 
hängige Thatsachen zu einem blossen Differenzgeschäfte werden. Nun 
wird der Kampf gegen die DifFerenzgeschäfte, welcher durchaus nicht 
neuen Datums ist, entweder gesetzlicli durch directes Verbot oder im 
Wege der Gerichtspraxis in der Weise geführt, dass dieselben unter den 
Begriff von Spiel und Wette subsumiert werden und ihnen hiedurch 
die Klagbarkeit entzogen wird. Jedoch hier stösst wieder die Gerichts- 
praxis an dieselbe Schwierigkeit: wonach ist zu ergründen, dass die 
Absicht der Parteien beim Vertragsabschlüsse wirklich bloss auf die 
Differenzausgleichung gerichtet war? Es bleibt nichts anderes übrig, 
als äussere Merkmale der Beurtheilung zugrunde zu legen, so namentlich, 
ob die beiden Contrahenten ihren Vermögens Verhältnissen gemäss zur 
wirklichen Erfüllung fähig waren oder aber, ob ihr verhältnismässig 
geringes Vermögen die Unmöglichkeit . der reellen Erfüllung schon 
im voraus erkennen liess. In diesem Falle konnte natürlich nur die 
blosse Differenzausgleichung den Gegenstand des Termingeschäftes 
bilden. 

Diese Praxis, mag sie auch in Ermangelung eines Besseren genügen, 
ist doch die Quelle dauernder Rechtsunsicherheit, nachdem der Beweis 
des wirklichen Vertrages willens der Parteien durch Voraussetzung factischer 
Umstände niclit ersetzt werden kann. Infolgedessen suchte die Gesetz- 
gebung der Unsicherheit in der Rechtssprechung dadurch zu steuern, 
dass sie die Einwendung der Klaglosigkeit aus dem Grunde des 
Spiels und der Wette einschränkte, indem sie bei einer bestimmten 
Art von Termingeschäften diese Einwendung ausschloss. So statuiert 
das österreichische Börsegesetz die wichtige Ausnahme, dass bei 
Börsegeschäften im technischen Sinne, also bei den an der Börse, 
zur Börsezeit über Börsewaren abgeschlossenen Geschäften, die Ein- 
wendung, dass dem Ansprüche ein als Wette oder Spiel zu be- 
urtheilendes DifFerenzge schüft zugrunde liege, unstatthaft ist. Hiedurch 
wird freilich der Kampf gegen die Differenzgeschäfte im Wege ihrer 
Klaglosigkeit vielfach lahmgelegt, nachdem die meisten Termingeschäfte 
der Gefahr der Klaglosigkeit entrückt und in gewisser Beziehung durch 
das Gesetz selbst geschützt sind. Ähnlicherweise suchte die deutsche 
Börsereform diese Frage zu lösen, indem sie ein besonderes Termin- 
handelregister einfülirte. Die in dieses Register eingetragenen Personen 
geniessen das Recht der Klagbarkeit ihrer Termingeschäfte, dagegen ist 
allen übrigen nicht eingetragenen Personen gegenüber die Einwendung 
des Differenzspietes zulässig. Indes liegt auch darin indirect eine ge- 
wisse Begünstigung der gewerbsmässigen Speculation. 

58* 
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Während jedoch durch Androhung der Unklagbarkeit die eigent- 
lichen DifFerenzgeschäfte sehr schwer und nur indirect getroffen werden 
können, zielt eine andere Reformbestrebung dahin, den Differenzgeschäften 
den Boden ihrer rechtlichen Existenz direct zu entziehen. Dieses Be- 
streben geht von der Voraussetzung aus, dass zum Wesen eines reellen 
Termingeschäftes die auf factische Lieferung gerichtete Absicht gehört; 
diese Absicht ist aber nur dann thatsächlich vorhanden, wo sie überhaupt 
verwirklicht werden kann, das heisst, wo der Gegenstand des Lieferung-s- 
vertrages bereits existiert oder bis zur Lieferungszeit vermuthlich existieren 
wird. Dies ist auf Seite des Verkäufers die Ware, auf Seite des Käufers 
der Kaufpreis. Wo diese Voraussetzung fehlt, dort ist der Schluss 
begründet, dass die Parteien kein reelles Termingeschäft, sondern nur 
die Ausgleichung der Differenz beabsichtigten. Das Gesetz möge daher 
nur solche Termingeschäfte rechtlich anerkennen, bei deren Abschluss 
die Möglichkeit der wirtschaftlichen Erfüllung von Seiten der beiden 
Contrahenten klar erwiesen ist. 

Am consequentesten ist diese Forderung in dem im Herbste 1896 
im österreichischen Abgeordnetenhause überreichten Antrage des Ab- 
geordneten Parish formuliert. Es wird darin gefordert, dass Termin- 
geschäfte in landwirtschaftlichen Producten nur dann zu gestatten seien, 
wenn der Verkäufer beim Abschlüsse des Geschäftes in Gegenwart einer 
Amtsperson den Nachweis liefert, dass er im Besitze der verkauften 
Warenmenge ist, indem er sie entweder bereits fertig am Lager hat 
oder dieselbe als sein Eigenthum im Wachsen oder in der Bildung be- 
griffen ist. Durch diesen Antrag möchte allerdings das Differenzspiel 
beseitigt werden, freilich möchte aber auch der übrige Terminhandel in 
Mitleidenschaft gezogen werden. Denn das Wesen des Terminhandels 
liegt eben in der Loslösung des Vertragsgegenstandes von der phy- 
sischen Ware. Sobald eine wirtschaftlich vorhandene concrete Waren- 
menge den Termingeschäften zugrunde gelegt werden müsste, würden 
dieselben ihr charakteristisches Merkmal verlieren und zu gewöhnlichen 
Lieferungsverträgen werden. Ein anderer Einwand geht dahin, dass durch 
die beantragte Reform bloss das kleine Capital getroffen wird, insoweit es 
Differenzgeschäfte betreibt, das Grosscapital werde das Gesetz zu umgehen 
wissen, indem sich dasselbe die nothwendigen Warenmengen im Creditwege 
verschaffe. Allerdings würde dieser Credit umso theuerer werden, je mehr 
die Nachfrage nach Getreide, d. h. die Speculation steigen würde. So würde 
die Speculation ihr eigenes Correctiv bilden. Ähnlich wie beim Verkäufer 
könnte auch beim Käufer der Nachweis über die Möglichkeit der künftigen 
Erfüllung in der Weise gefordert werden, dass derselbe verpflichtet wäre, 
gleich beim Vertragsabschlüsse den Kaufpreis oder einen die blosse Differenz 
allerdings übersteigenden Theil davon verzinslich zu deponieren. Hiedurch 
wäre allerdings das kleine Capital von der Theilnahme am DifiFerenzspiel 
überhaupt ausgeschlossen, wogegen dem Grosscapital dieselbe bedeutend 
erschwert wäre. 
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Auch die verschiedenen Speculationsformen, wie sie die Börse- 
technik ausgebildet hat, insbesondere aber das Report- und Deportwesen, 
sollten in die Reform mit hineinbezogen werden. Die Bedeutung des Kost- 
geschäftes liegt darin, dass dasselbe die Verbindung zwischen dem un- 
beschäftigten Capitale und der capitalsbedürftigen Speculation herstellt. 
Hiedurch wird die Speculation künstlich genährt und es steht fest, 
dass unmittelbar vor grossen Krisen auch die Ausdehnung des Kost- 
geschäftes immer eine bedeutende war. Es wäre daher zu wünschen, dass 
dieser ungesunden Neigung zur Speculation gewisse gesetzliche Schranken 
gezogen werden mochten. 

Eine andere Art von Reformbestrebungen bezieht sich auf die 
Menge und Qualität des gehandelten (.letreides. Es ist bereits erwähnt 
worden, dass die Einheitsmengen der einzelnen Schlüsse zu hoch sind, 
um volkswirtschaftlich vortheilhaft wirken zu können. Die hohen Ziffern 
sind bloss im Interesse der Speculation. Diese operiert nur mit grossen 
Zahlen, die kleinen sind für sie zu unbedeutend. Im Gegentheile rechnet 
das reelle Geschäft mit kleinen Mengen und kleinen Beträgen. Hier ist 
wieder eine Collision zwischen dem Speculations- und dem reellen 
Geschäfte vorhanden, welche durch die heutigen BÜrseusancen zu Gunsten 
des ersteren entschieden wird, indem der Terminhandel gerade jenen 
Kreisen unzugänglich wird, welche durch reellen Geschäftsverkehr 
der ungesunden Speculation das Gegengewicht halten könnten. Aus diesem 
Grunde wäre daher eine zur Herabsetzung der Einheitsmenge zielende 
Reform lebhaft zu begrüssen. 

Dass auch die zu niedrig gehaltene Qualität des an den Börsen ge- 
handelten Getreides zu berechtigten Klagen Anlass bietet, ist ebenfalls 
schon gesagt worden. Eine gewisse Besserung erfolgte bereits in dieser 
Hinsicht, sie wird jedoch nicht für hinreichend betrachtet. Andererseits 
würde freilich wieder eine zu hohen Anforderungen entsprechende Usance- 
qualität sämmtliches minder qualificiertes Getreide vom Terminhandel 
ausschliessen und hiedurch den ganzen Getreidemarkt einengen. Es wäre 
daher ein Mittelweg empfehlenswert, und zwar in der Weise, dass anstatt 
eines einzigen Typus mehrere solche durch die Usancen zum Termin- 
handel zugelassen werden könnten und demnach auch verschiedene Preise 
notiert würden. Das Princip der einheitlichen Qualität wäre dadurch 
allerdings durchbrochen, aber der Preis könnte sich eher an die wirk- 
liche Qualität anschliessen, und der Speculation würden in dieser Be- 
ziehung viel engere Grenzen gezogen werden. 

Was die Snbjecte des Terminhandels anbelangt, zielen die ver- 
schiedenen Reformanträge im allgemeinen dahin, den Kreis der an der 
Speculation theilnehmenden Personen womöglich zu beschränken. Diesen 
Zweck verfolgt insbesondere das bereits erwähnte, in Deutachtand ein- 
geführte Terminregister mit der Sanction, dass bloss die Termingeschäfte 
der darin eingetragenen Personen klagbar sind. Es ist unzweifelhaft richtig, 
dass die Öffentliclikeit dieses Registers und die hohen Einschreibe- und 
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Beitragsgebüren manche C lassen der BevÖlkerunj,^ vr»n der Bo: 
speculation abhalten werden, bei denen dieselbe sowohl vom volkswirtifl 
schaftlichen als auch vom ethischen Standpunkte höchst bedenklich war4 
Dafregen kann andererseits nicht geleugnet werden, dass gerade durch 
das Terminregister die Termin- und speciell auch die Differenzgeschäft» 
eine gewisse Legalität erlangen. Auch in dieser Hinsicht müssen dabei 
die Wirkungen der deutschen Börsereform erst abgewartet werden. 

Hiedurch sind natürlich die Reform be streb un gen, soweit sie den! 
Termiiibandel oder das Börsenwesen überhaupt betreffen, bei weiten 
nicht erschöpft. Aber entweder haben sie keinen directen Bezug auf di^ 
landwirtschaftlichen Börsen, wie zum Beispiel verschiedene Mussnahmet^ 
gegen den Emissionsschwindel, die Bekämpfung der Börsespeculation int 
Wege der Besteuerung u. a., oder aber bezwecken sie die Abschaffung 
verschiedener Börsemi?sstände im Repressionswege, wodurch sie dantt 
vom Socialpol irischen in das strafrechtliche Gebiet übergehen. Was die] 
praktische Durchführung der Reformen anbelangt, welche in Österreich < 
insbesondere durch die vom Finanz- Ministerium anlässlich der BÖrse- 
. Steuer im September 1896 und vom volkswirtschaftlichen Aussciiusse des 
Abgeordnetenhauses im Jänner 1897 abgehaltenen Enqueten angeregt j 
wurden, müssen dieselben fireilich mit vorsichtiger Bedachtnahme auf dift 
Erfordernisse des wirklichen Lebens angebahnt werden. 

Auch muss jede geplante Reform womöglich den bestehenden^ 
auf historischer Grrundlage ruhenden Verhältnissen angepasst werden, 
Ntir dadurch wird es möglich sein, die widerstrebenden Classenintes 
essen, hier speciell die Interessen des mobilen Capitales und der Agrai 
production, zwischen denen heutzutage eine tiefe Kluft besteht, im Coni'd 
promisswege, jedoch unter Geltung des allgemeinen Wohles als oberstetj 
Grundsatzes, zu überbrücken und hiedurch zur Milderung der Classea 
gegensätze und zur Verwirklichung des ersehnten Ideales der geseH 
schaftlichen Harmonie einen weiteren gedeihlichen Schritt zu Ihun, 
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I. Geschichtlicher Überblick. 

Auf wenigen Gebieten der staatlichen Bethätigung weicht die Gegen- 
wart von der nicht entfernten Verjfanjrciiheit in dem Masse ab, 
L wie es auf dem Gebiete des Getreide Verkehres der Fall ist. Die 
Getreidepolitik nicht etwa des Alterthumes, sondern auch des Mittelalters, 
ja selbst der Neuzeit bis mitunter tief in die Hälfte des laufenden Jahr- 
hundertes hinein, strebt Ziele an, die sich im Hinblicke auf das Zollwesen 
mit der geg^enwärtigen Agrarpolitik meist im diametralen (xegensatze 
befinden. Die Umwälzung vollzog sich im Zeichen des durch die An- 
wendung des Dampfes und der Elektricität riesenhaft entwickelten Trans- 
ports- und Geschäftsverkehres. Im Alterthume war sowohl die individuelle 
als auch die öffentliche diesfällige Thätigkeit darauf gerichtet, durch Ein- 
lagerung von Vorräthen, Erlassung von Ausfuhrverboten und Gewährung 
von Einfuhrprämien die Bevölkerung gegen die bei jeder Missernte 
drohende Eventualität einer localen Hungersnoth zu schützen. Josef von 
Ägypten ist der classische Repräsentant dieser im Alterthume herrschenden 
Getreidepolitik. Mauren und Mohren auf der Wüste von Sahara ver- 
bargen in Ermangelung anderer passenderer Magazine ihr Getreide in 
tiefe, spitzig ablaufende Gruben, ja, in einem zu Beginn des laufenden 
Jahrhundertes herausgegebenen Werke (-Staats wissenschaftliche Abhand- 
lung über ältere und neuere Magazinsanstalten • von Friedrich Christian 
Franz, Hof 1805) wird erzählt, es habe sich bis auf die damaligen Tage 
in Ungarn und Siebenbürgen der Gebrauch erhalten, dass man über- 
schüssiges Getreide für die Zeit einer eventuellen Noth in ganz veraltete 
Eichen und Buchen, welche mittelst entsprechender Vorrichtungen als 
Getreidebehälter adaptiert wurden, einzulagern pflegte. Die Getreide- 
politik des alten Rom war zur Zeit Ciceros im Wesen theilweise nichts 
anderes, als eine gesclüchtlich anticipierte, allerdings entgegengesetzte 
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Zwecke verfolgende Realisierung des bekannten Antrages Kanitz. Durch 
das ganze Mittelalter und auch die nachfolgenden Jahrhunderte der Neu- 
zeit zieht sich wie ein rother Faden das Bestreben der öffentlichen Wohl- 
fahrtspolitik hindurch; einerseits durch Anlage staatlicher Getreidemagazine 
(insbesondere in Preussen zur Zeit Friedrich des Grossen) und obligato- 
rischer Gemeinde-, beziehungsweise Genossenschaftsspeicher (Contribu- 
tionskörnerfonds in Böhmen und Mähren), andererseits durch Verbote der 
Ausfuhr, Prämiierung der Einfuhr, Festsetzung von Brot- und Mehltaxen, 
Bevormundung des Marktverkehres etc., der Theuerung der Brotfrüchte, 
oder wie es hiess, dem verpönten Komwucher entgegenzuarbeiten. Wohl 
trat auch zeitweise die Rücksicht auf die Nothwendigkeit der Sicherung" 
einer entsprechenden Rentabilität des landwirtschaftlichen Betriebes in 
den Vordergrund. Verkörperung fand diese Rücksicht beispielsweise in 
der französischen gleitenden ZoUscala (Schelle mobile), sowie in der 
analogen englischen shiding scala, von welchem in dem bekannten Took 
und Newmarch'schen Werke erwähnt wird, dass sie dem Landmanne einen 
lohnenden Preis für sein Getreide zu sichern bestimmt war. Nichtsdesto- 
weniger hielt man jedoch im allgemeinen an dem Grundsatze fest, dem 
ein im Jahre 1818 in Elberfeld erschienenes agrarpolitisches Werk mit 
den Worten Ausdruck verleiht: »dass, da aller Besitz vom Staate zu 
Lehen gehe, der Ackerbauer den Preis seiner Lebensmittel nicht über 
ein gewisses Maximum hinaufsteigem könne, und dass, wenn er dies 
thue, vom Staate hindernde Verbote eintreten müssen.« Diese und ähn- 
liche Tendenzen beherrschten in der bezeichneten Epoche auch die Ge- 
treidepolitik in Österreich, dessen Kronländer übrigens noch im Lanfe 
des 17. Jahrhundertes in mehrere Zollgebiete getrennt waren. Die Zoll- 
sätze selbst waren aber an sich nicht hoch. Laut der »Verneuerten Zoll- 
Ordnung«, welche die Kaiserin Maria Theresia im Jahre 1752 für »Dero 
Königreich Boheim als für Dero dazu gehöriges Herzogthum Böhmisch- 
Schlesien und Markgrafthum Mährens erlassen hatte, betrug beispiels- 
weise der Zollsatz für Weizen (in Böhmen von einem Strich, in Mähren 
von einem Schäffel, in Schlesien von einem Metzen) bei der Einfuhr 
5V4 kr. (Böhmen), 3V4 kr. (Schlesien und Mähren) und bei der Ausfuhr 
3 kr. (Böhmen) und Vg kr. (Mähren und Schlesien). Xach Beseitigung der 
ZwischenzoUinien in den westlichen Kronländern Österreichs wurde in 
den Dreissiger-Jahren dieses Jahrhundertes der Einfuhrzoll für M.-C. 
Weizen mit 2 2\'2 kr., für Roggen mit 16 kr., für Gerste mit 15 kr. und 
fdr Hafer mit nkr. festgesetzt, mit der Einschränkung jedoch, dass dieser 
Zoll bei der Einfuhr nach Tirol und Vorarlberg und bei der Ausfuhr aus 
Ungarn (welches bis zum Jahre 1851 ein selbständiges Zollterritorium 
bildete) bloss mit der Hälfte des betreffenden Betrages zur Einhebung 
gelangte, wobei aber die Ausfuhr aus Ungarn nach den westösterreichi- 
schen Ländern mit einer Verzehrungssteuergrundtaxe von 4 kr. pro Centner 
belastet war. Alle diese hier erwähnten Zölle haben allerdings ihren früheren 
wirtschaftspolitischen Charakter successive vollständig verloren und stellten 
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sich als einfache Finanzzölle dar. Als sodann in den Fünfziger- Jahren des 
laufenden Jahrhundertes die Bestrebungen der damaligen österreichischen 
Staatsmänner nach Anschluss Österreichs an das deutsche Zollgebiet 
scheiterten und statt der von Wien aus propagierten deutschösterreichischen 
Zollunion bloss einHandelsverti-ag mitPreussen im Jahre 1853 zustande kam, 
erlangte das Getreide im Verkehre aus Deutschland die Zollfreiheit, von 
welcher aber sofort auch Russland auf dem Umwege über Deutschland 
Nutzen zog. Im Laufe der nachfolgenden Jahre wurden durch die Zoll- 
verträge die übrigen Reste des Getreidezolles beseitigt, so dass im Jahre 
1878 im Getreideverkehre zwischen Osterreich-Ungam und dem Auslande 
vollständige Zollfreiheit (welche übrigens bereits für das Missjahr 1873/74 
provisorisch eingeführt war) in Wirksamkeit trat. 

Indessen nicht für lange Dauer. Den Wendepunkt bildet die von 
Bismarck zu Beginn der Achtziger- Jalire inaugurierte agrarische Schutz- 
Zollpolitik. Österreich-Ungarn folgte dem Beispiele Deutschlands, und mit 
dem Zolltarife vom 25. Mai 1882, R.-G.-B1. Nr. 47, gelangten nachstehende 
Importzölle zur Einführung: 

Weizen fl. 0-50 Gold 

Roggen » 0*25 

Hafer » O 25 

Gerste » 0'25 > 

Mehl » 1-50 

Nach weiteren fünf Jahren, als in ganz Mittel-Europa die Ein- 
wirkungen der transoceanischen Concurrenz in besorgniserregender Weise 
zutage traten, erfuhren die Zölle vom Jahre 1882 durch die Zollnovelle 
vom 21. Mai 1887, R.-G.-B1. Nr. 52, eine wesentliche Steigerung. Es wurde 
nämlich erhöht der Einfuhrzoll 

von Weizen pro Metercentner auf fl. 1*50 in Gold 

> Roggen > » » > 1*50 > » 

> Hafer » » » » 075 » > 
» Gerste > • * > 075 » > 
* Mehl » » > » 3*75 • • 

Diese Zölle stehen bis heute in Kraft. Eine Ausnahme von den an- 
geführten Sätzen bildet bloss der Zoll für den Grrenzverkehr mit Serbien, 
welcher für Weizen und Roggen mit 75 kr., für Hafer mit 60 kr. und 
für Gerste mit 25 kr. fixiert ist. Sonst erstreckt sich die Wirksamkeit 
der normalen Zölle, von denen der Weizen-, Roggen- und Gerstezoll 
durch den russischen Vertrag bis 1903 gebunden ist, auf das gesammte 
österreichisch-ungarische Zollgebiet mit Einschluss von Bosnien und 
Hercegovina, jedoch mit Ausschluss der tirolischen Gemeinde Jungholz 
und der vorarlbergischen Gemeinde Mittelberg, welche Gemeinden aus 
territorialen Rücksichten, kraft besonderer Verträge, dem deutschen Zoll- 
verbande angegliedert sind. Schliesslich sei erwähnt, dass in Tirol und 
Vorarlberg bei der Einfuhr von Getreide heute noch eine besondere 
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Landesabgabe (Aufschi a)ür) entrichtet wird, die jedoch nunmehr auf Grund 
einer zwischen den beiderseitigen Regierungen getroffenen VereinbarunjLf 
anlässlich der eventuolh^n Erneuerung des österreichisch-ungarischen ZoU- 
und liandelsbündnisses beseitigt werden soll. 

II. Anlass. Zweck und Bcrechtipnor der Getreideschutzzölle. 

Die schutzzöllnerische Bewegung auf dem Gebiete der Agrarpolitik 
wurde in der Neuzeit durch den bedeutenden Preisfall hervorgerufen, 
welchen die hauptsächlichsten Brotfrüchte im Laufe der letzten Decennien 
erlitten haben. Mit wenigen nur kurze Zeit andauernden Unterbrechungen 
weist, wie bekannt, die Preisbildung auf dem internationalen Markte 
bereits mit den Siebziger- Jaliren eine stets sinkende Tendenz auf. Der 
Preis eines Hektoliter Weizen in London, der im Jahre 1840 bis 1880 
um II Gulden schwankte, betrug nach Stephan v. Tisza (♦Ungarische 
Agrarpolitik«, Leipzig 1897) im Jahre 1881 bis 1888 durchschnittlich 
fl. 8-42, im Jahre 1891 (Jänner) ü. 6-85, im Jahre 1894 (Jänner und Juli) 
fi. 5-26 und sank sogar (am 20. October 1894) auf ü. yö-j herab. An der 
Börse in Mannheim, in deren Notierungen das wechselseitige Aufeinander- 
wirken der Preiselemente des internationalen (jetreidehandels am präg- 
nant(*sten in Erscheinung tritt, betrug nach dem vorjährigen Berichte der 
dortigen Handelskammer d(»r Jahresdurchschnittspreis für looo/^ ^^"^^^en 

Jahrgang Mark Jahrgang Mark 

1879 22652 ; i8()3 178-54 



1883 216-32 

1887 190-13 



1894 I50'^5 

1895 i5J[--25 



1892 204.49 , 1896 i'^8-35 

Als Ursachen dieser fortsclireitenden luitwertung der Brotfrüchte 
werden von Berufskreisen verschiedene Umstände angtiführt, von denen 
einige mit dem Preissturze unzweifelhaft im Zusammenhange stehen, andere 
dagegen, wenigstens zum grossen Theile, bloss aus ideologischer Ver- 
kennung der Thatsaclum entspringen dürften. Ohne uns auf eine nähere 
Erörterung der letzteren (Einfluss der AVährungszustände, der Termin- 
handel u. a.) einzulassen, beschränken wir uns auf die Bemerkung, dass, 
wie allgemein bekannt, der erste Anstoss zur succe^Svsiven Deteriorierung 
drr (ietreid(*preise in den letzten Decennien zweifellos von der Ver- 
billigung und Verallgemeinerung des Transportwesens ausgieng. Die 
Anw(»ndung des Dampftis als motoriscluT Kraft und des elektrischen Stromes 
als Überbringer von Nachrichten rit^f wie auf allen (lebieten des mensch- 
liclum Schafft*ns auch im (Tetrtiideverkehre ein(* vollständige Umwälzung 
h(*rvor. Während früher bloss die nächsten Nachbarstaaten im Getreide- 
verktihre miteinander in Wettbewerb traten, wurde durch die modernen 
Verkehrsmittiil das Al)satzg(0)iet der Brotfrüchte über die ganze Welt 
erweitert. Mit einem Wortr^: Das G(»treide ist zum Welt artikel geworden. 
Jede neu(^ Eisenbahnschiene, jeder ntjue DampftT trug zur Ausdehnung 
sein(»r Absatzfähigktiit, zugleich aber auch zur successiven Steigerung 






— 923 



der retrograden Bewegung seines Marktpreises bei. Es sei zur Veran- 
schaulichung dieser Thatsache gestattet, aus einer zwar rhapsodischen, 
aber dennoch höchst interessanten Arbeit des Hamburger Handelskammer- 
secretärs Dr. Soetbeer (Hildebrands Jahrbücher 1896, elfter Band, 
6. Heft) die nachfolgenden Daten zu entnehmen: 



Jahre 



Durchschnittliche Kosten der Beförderung von Weizen 



im Dampfschiff 
von New- York 
nach Liverpool 



von Chicago nach Liverpool ') bei 

Benützung des Dampfschiffes von 

New- York nach Liverpool und der 



Wasserstrasse 



Eisenbahn 



von Chicago nach New- York 



Durchschnittliche 

Preise für Weizen 

aus den Vereinigten 

Staaten von Amerika 

in Hamburg 



Mark für looo k^ 



Mark für lOOO l'sr 



1873- 
1876- 

i88l- 

1886- 

1891- 

1891- 



■75 
80 

85 
90 

94 
95 



30-68 

2269 

12-24 

960 

7.90 



55*44 
40*82 

24-87 

22 00 

18-03 



74*83 

5093 
34-60 

3302 

29-97 



244*20 
211-90 
189-40 
14970 
152-00 
149 80 



1891—94 
gegen 

1873-75 



— 3741 



— 44-86 



— 92 20 



1891—95 
gegen 

1873-75 



22-78 



94-40 



Hiemit Hand in Hand gieng naturgemäss auch die Steigerung der 
Production in jenen Gebieten, deren Erzeugungskosten aus vielen be- 
kannten Grründen sich bedeutend niedriger stellen, als es im alten Mittel- 
und West-Europa der Fall ist. Um aus dem einschlägigen, äusserst reich- 
haltigen statistischen Materiale nur einige Daten herauszugreifen, weisen 
wir darauf hin, dass beispielsweise in den Vereinigten Staaten von Amerika 
die Weizenproduction im Laufe der letzten vier Decennien folgender- 
massen anwuchs: 

Jahrgang Ernteerträge in 1000 Busheis 

1850 100.486 

1860 173105 

1870 312.153 

1880 463-973 

1891 611.780 

1892 515-949 

Es scheint somit festzustehen: Durch die Verbilligung und Ver- 
allgemeinerung der Verkehrsmittel ist das Getreide zum Welthandels- 



^) Ausschliesslich der Umladungs- und VerschiffuDgskosten in New- York. 
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artikel geworden, und die gesteigerte Absatzfahigkeit desselben bewirkte 
eine derartige Vermehrung der Production, dass hiedurch die, in den der 
gegenwärtigen Epoche vorangegangenen Decennien des laufenden Jahr- 
hundertes herrschende relative Gleichmässigkeit zwischen dem Tempo der 
Populationszunahme und der standard-of-life-Steigerung und zwischen dem 
Tempo der schrittweisen Vermehrung des Ernteertrages eine rapide 
Störung erfuhr, womit ein Zustand hervorgerufen wurde, den man aller- 
dings nicht ganz zutreffend als *Uberproduction« zu bezeichnen pflegt. 
Um die sinkende Tendenz zu paralysieren, wurde Ende der Siebziger- 
und zu Beginn der Achtziger-Jahre in den meisten Staaten des euro- 
päischen Festlandes zur Einführung der Getreidezölle gegriffen. Ihrem 
Zwecke nach stellen sich diese Zölle als Stauungsmittel dar, durch welches 
dem Eindringen fremdländischen Getreides in das Inland entgegengewirkt 
und der Getreidepreis im Vergleich zum internationalen Preisstande 
künstlich erhöht werden soll. Die volkswirtschaftliche Berechtigung einer 
derartigen Massnahme dürfte ausser allem Zweifel stehen. Insolange sich 
die Menschheit in voneinander isolierte Staatengebilde zergliedert, in- 
solange die staatlichen Gemeinschaften einander bekämpfend als selb- 
ständige, von Eigennutz beherrschte Wirtschaftsorganisationen bestehen, 
liegt der Wirtschaftspolitik eines jeden Staatswesens ob, alle jene ver- 
waltungstechnisch durchführbaren und die Erreichung des angestrebten 
Zweckes ermöglichenden Bedingungen zu schaffen, unter denen die be- 
drohte wirtschaftliche Prosperität einzelner Theile des staatlichen Körpers 
eventuell auf Kosten der Gesammtheit gesichert werden könnte. Zu der- 
artigen Massnahmen gehört in dem gegenwärtigen Entwickelungsstadium 
auch der Schutzzoll. Sowie der industrielle Schutzzoll bei den dermalen 
obwaltenden Verhältnissen die vollste Berechtigung hat, so erscheint 
auch der Getreideschutzzoll unter entsprechenden Voraussetzungen voll- 
kommen begründet. Wie die Industriezölle die einschlägigen Artikel 
künstlich vertheuem, um damit dem inländischen Gewerbefleisse auf Kosten 
der inländischen Abnehmer eine lolinendere Productionsweise zu sichern, 
so verfolgen die Getreidezölle denselben Zweck, indem durch dieselben 
die Aufrechterhaltung eines künstlichen Preisstandes angestrebt wird, bei 
welchem der Landwirt zum mindesten auf seine Productionskosten kommen 
könnte. Ja, in vielen Fällen liegt es direct im Interesse der Industrie 
selbst, dass die Prosperität der Landwirtschaft durch entsprechende Zölle 
geschützt wird. Herrscht doch in den meisten Staaten zwischen der In- 
dustrie und der Landwirtschaft die engste Interessengemeinschaft. Der 
inländische Landwirt ist der beste und sicherste, weil der nächste Ab- 
nehmer der industriellen und gewerblichen Erzeugnisse; wird die infolge 
des (iretreidepreissturzes geschwächte Kaufkraft der Landwirte vermittelst 
entsprechender Zölle gehoben, profitiert davon in allererster Reihe die 
inländische Industrie; wird dagegen dem nothloid(*nden Landwirt der 
erforderliche Schutz nicht zutheil, oder versagt die einschlägige Mass- 
nahme ilire Wirkung, nimmt sofort die Aufnahmsfahigkeit der inländischen 
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landwirtschaftlichen Bevulkemnj^ ab, wodurch dßr auf die Landwirtschaft 
geübte Druck schrittweise auch auf die Industrie überwälzt wird, und 
keine noch so intensive künstliche Förderung des industriellen Exportes 
vermag in derartigen Fällen die Verluste zu ersetzen, welche die Industrie 
des Inlandes durch das Sinken der Kaufkraft der breiten landwirtschaft- 
lichen Bevölkerungsmassen erleidet. 



111. Die Wirkung der Getreidezoile auf die Preisbildung;. 

Ein anderes Bewenden hat es Jedoch mit der Frage, ob Getreide- 
Hülle überhaupt, beziehungsweise unter welchen Umständen eine preis- 
treibende Wirkung auszuüben vermögen. Diese Frage ist besonders für 
Österreich-Ungarn von actueller Bedeutung. Die Preisgestaltung auf dem 
internationalen Markte vollzieht sich bekanntlich unter dem Drucke der- 
jenigen Factoren, die man gemeiniglich — in Ermangelung einer zu- 
treffenderen Benennung — als das Gesetz von Nachfrage und Angebot zu 
bezeichnen pflegt. Es ist dies ein Process, dessen Triebfedern, obzwar 
auf realen Thatsachen beruhend, in der Intensität ihrer I'"unctionen von 
einem Complex psychologischer Elemente beelnflusst werden. Gesammt- 
bedarf und Steigerungsfahigkeit desselben einerseits, Gesammtertrag der 
Ernte mit Hinzurechnung der noch etwa vorhandenen Überschüsse der 
letzten Jahre bilden im wechselseitigen Einwirken aufeinander die reale 
Basis der Grundtendenz, deren concrete Entwickelung jedoch von vielen 
kaum definierbaren und statistisch absolut unerfassbaren Factoren be- 
herrscht wird, die den begrifflichen Inhalt der -Speculation« ausmachen. 
Dass beim Getreide im Hinblicke auf dessen Unentbehrlichkeit für die 
Ernährung der Bevölkerungsmassen die Wirkung der letzteren Factoren 
mitunter stark in den Vordergrund treten kann, wurde schon durch die 
von Gregory King für den Preisgang in Getreide gegen das Ende 
des siebzehnten Jahrhundertes aufgestellte Regel zum Ausdrucke ge- 
bracht, eine Regel, deren Sinn bekanntlich darin besteht, dass die 
proceutuelle Steigerung der Getreide preise den procentuellen Felil- 
betrag der Ernte in steigender Proportion zu überflügeln pflegt. 
Wenn auch diese Regel infolge der Entwickelung- des Weltmarktes 
ihre seinerzeitige Bedeutung verlor, so lässt sich doch nicht ver- 
kennen, dass die Preisgestaltung in Getreide mit Rücksicht auf seinen 
Charakter als unentbehrliches Nahrungsmittel viel mehr, als es bei an- 
deren relativ leichter entbehrlichen Artikeln der Fall ist, von den Ein- 
wirkungen der erwähnten psychologischen Preiselemente auch heute 
noch beeinflusst wird. Allerdings darf die Bedeutung dieser Einflüsse 
nicht in einer derart übertriebenen Weise in Anschlag gebracht werden, 
wie es durch manche agitatorische Schlagworte des Öfteren geschieht. 
Die Speculation vermag freilich einer aus realen Thatsachen entsprin- 
genden Preistendenz ein durch die factische Sachlage nicht gerecht- 
fertigtes Mass der Intensität und des zeitlichen Andauems zu verleihen, 
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darüber hinaus zu wirken, ist sie jedoch ohnmächtig; am allerwenigsten 
verfügt sie über Mittel, durch welche die fast mechanische Causalität des 
Preisbildungsprocesses zum Stillstande gebracht oder durchkreuzt werden 
könnte. 

Nun, dieser internationalen Preisbildung wird territorial durch Schutz- 
zölle entgegengewirkt. Das Eindringen des Getreides aus dem freien 
Verkehre des Weltmarktes in das geschützte Territorium soll durch die 
Zollabgabe erschwert, beziehungsweise das Importgetreide künstlich ver- 
theuert werden, damit durch die Concurrenz desselben das Inlandsproduct 
nicht auf das Niveau des internationalen Preises sinkt. Dieses Ziel wird 
jedoch nicht überall und nicht im gleichen Masse erreicht. Man muss 
diesfalls zwischen Gebieten, welche in Bezug auf die (xetreideproduction 
passiv sind, dass heisst, welche weniger producieren als ihr Eigenbedarf 
beträgt, und somit auf die Deckung des Ausfalles durch Import fremden 
Getreides angewiesen sind, und jenen (xebioten unterscheiden, deren 
Getreideüberschüsse regelmässig exportiert werden müssen. In den Im- 
portländern gelangt nun der Zollschutz in der Regel zum grossen Theile, 
mitunter vollständig in dem Inlandspreise zum Ausdruck. Es kann hiebei 
jedoch nur von einer relativen, keineswegs von einer absoluten Preis- 
erhöhung die Rede sein. Den Getreidepreis auf einer bestimmten absoluten 
Höhe dauernd aufrechtzuerhalten, wie dies seinerzeit durch Anwendung 
der echelle mobile bezweckt wurde, vermag der gegenwärtige feste 
Schutzzoll durchaus nicht. Die Preisbildung im zollgeschützten Inland folgt 
mit Natumothwendigkeit im grossen und ganzen allen Bewegungen des 
Weltmarktes ; alle Fluctuationen des letzteren gelangen auch im Inlands- 
preise zum Ausdrucke, und die Wirkung des Zolles äussert sich bloss 
darin, dass sich zwischen dem Preisniveau des Inlandes und jenem des 
zollfreien Weltmarktes ein Abstand entwickelt, der stellen- und zeitweise den 
vollen Zollbetrag erreicht, nicht selten aber auch hinter demselben zurück- 
bleibt. Es kann bei diesem Anlasse nicht unerwähnt bleiben, dass dem Schutz- 
zoll trotz dieser seiner zweifellos preiserhöhenden Wirkung unter bestimmten 
Voraussetzungen zugleich auch eine indirecte preisdrückende Tendenz 
innewohnen kann. Diese Annahme basiert zwar bloss auf aprioristischen 
Erwägungen, deren Verificierung durch Anführung ziffemmässig fest- 
gest(*llter Thatsachen selbstverständlich ausgeschlossen ist, nichtsdesto- 
weniger scheint sie vollkommen berechtigt zu sein. Es kann nämlich an- 
genommen werden, dass der Weltmarktpreis beim Nichtvorhandensein 
zollgeschützter Territorien sich anders, das heisst höher stellen würde, 
als es angesichts der weiter ausgedehnten Zollschranken grosser Con- 
sumtionsgebiete gegenwärtig der Fall ist. Die exportfähigen Überschüsse, 
welche den Weltmarkt beherrsclien, werfen sich naturgemäss zunächst, 
da für den freien Verkehr derselben grosse Absatzgebiete durch Schutz- 
zölle versperrt sind, mit einer Vehemenz auf die zollfreien ^lärkte und 
drücken dortselbst den Weltpreis vielleicht bedeutend tiefer, als er sonst 
ohne Absperrung gesunken wäre. In diesem Umstände liegt unzweifel- 
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haft eine naclitheilii,^« Wirkun;^ der Schutzzölle auf die Preisbildunff, 
allein maa wird kaum irren, wenn man annimmt, dass dieses Moment 
an sich gewiss nicht derart in die Wagschale fallt, dass hiedurch die 
Bedeutung des Zoll schütz es für die relative Preiserhöhung wesentlich 
tailliert, geschweige denn aufgewogen werden könnte. Dass die preis- 
treibende Wirkung des Schutzzolles unter Umständen auch auf die land- 
wirtschaftliche Betriebsweise {Zunahme der Anbaufläche, Meliorationen, 
steigende Intensität der Bewirtschaftung etc.) stimulierend Einfluss zu 
üben vermag, braucht des näheren nicht auseinandergesetzt zu werden. 

Anders stellt sich jedoch die Wirkung der Schutzzölle in Staats- 
gebieten dar, deren Getreideproduction nach Deckung des Inlands- 
bedarfes noch exportfähige Überschüsse aufweist. In einer solchen 
.Situation befindet sich in der Regel Österreich-Ungarn. Die Westhälfte 
der Monarchie pflegt zwar speciell in Bezug auf Weizen und Korn 
passiv zu sein, dagegen weist aber die ungarische Staatshälfte von Jahr 
zu Jahr steigende Überschüsse auf, so dass die Monarchie als gemein- 
schaftliches Zollgebiet besonders in Weizen und Gerste regelmässig 
exportfähig ist. Die Sachlage wird in nachstehenden fünf Tabellen ver- 
anschaulicht, welche den Aussenhandel Österreich- Ungarns in Getreide 
für die Periode der Giltigkeit der nunmehrigen Getreidezölle 1882 bis 1897 
zur Darstellung bringen. (Siehe Tabelle auf Seite 928 und 929.) 

In Ansehung derjenigen Getreidegattungen, deren Ernteergebnis 
zur Befriedigung des Inlandsbedarfes nicht hinreicht und das betreifende 
Manco durch Bezüge aus dem Auslande gedeckt werden muss, wirkt im 
grossen und ganzen der ZoUschutz auf die Preisbildung im Inlande in 
derselben Art und Weise, wie dies oben in Ansehung der Importstaaten 
geschildert wurde. Hingegen schrumpft die Wirkung des Zolles auf die 
übrigenGetreidegattungenwesentlichzusammen.DasInlandsgetreide, dessen 
aliquoter Theil zum Exporte nach dem Auslande drängt, weil er im Inlande 
keine lohnende Verwendung findet, wird unmittelbar von dem Weltmärkte 
beeinflusst, denn soll der Export möglich sein, muss früher der Inlandspreis 
auf, beziehungsweise unter die Auslandsparität sinken. Diese directe 
Einwirkung übt der Auslandspreis vorzugsweise auf dasjenige Territorium, 
in welchen sich die exportfähigen Überschüsse concentrieren. Einen 
solchenBrennpunktbildetspeciellin Weizen für Österreich-Ungarn Budapest, 
dessen Notierungen unmittelbar von dem Weltmarktpreise abhängen, 
und für welche somit der Zollschutz zur Gänze wirkungslos bleibt. 
Trotzdem kann jedoch nicht behauptet werden, dass für die übrigen 
Territorien der Monarchie in Ansehung der in Frage stehenden Getreide- 
gattungen der Zollöchutz ohne jedwede Bedeutung wäre. Die Richtung 
des Getreideverkehres bewegt sich in Österreich-Ungarn unter normalen 
Verhaltnissen von Osten nach Westen. Bei der Neueinführung der 
Getreidezölle im Jahre 1882 und Erhöhung derselben im Jahre 1887 
wurde in den Motiven als Zweck der Massnahme das Bestreben angeführt, 
der heimischen Production zum theilweisen Ersätze für die bedrohten 
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Absatzgebiete im Auslande zum mindesten dem Inlandsconsum voll und 
ganz, somit insbesondere den Consum der an die exportierenden Nach- 
barländer angrenzenden Territorien zu sichern. Namentlich der ungarischen 
Reichshälfte handelte es sich bei diesem Anlasse darum, den Import von 
Weizen und Mais aus Rumänien zu unterbinden. In dieser Richtung 
hat der Zoll seine allerdings bescheidene Aufgabe thatsächlich erfüllt. 
Eine positiv preiserhöhende Wirkung kann jedoch speciell der Weizen- 
zoll in Österreich, insolange die Zollgemeinschaft mit Ungarn aufrecht 
bleibt, nur in jenen Ausnahmsfällen ausüben, in welchen, wie es in der gegen- 
wärtigen Campagne 1897 bis 1898 geschehen is% das Zollgebiet als Ganzes 
statt zu exportieren auf den Import aus dem Auslande angewiesen ist. 
Die heuer eingetretene rapide Steigerung der Getreidepreise hat 
auch die Frage der Zweckmässigkeit einer zeitweisen Aufliebung der 
Getreidezölle hervorgerufen. Es ist hier nicht der Ort, den Gegenstand 
des näheren zu besprechen. Zur Ergänzung des Gesammtbildes, dessen 
EntWickelung mit diesen bescheidenen Ausführungen bezweckt wird, möge 
es jedoch gestattet sein, auch über diese Frage eine kurze Bemerkung 
eiuzuschalten. Da die Schutzzölle doch keineswegs Selbstzwecke, sondern 
bloss Mittel zum Zwecke sind, muss vor allem erwogen werden, ob in 
dem gegenwärtigen Momente das durch die Zölle angestrebte Ziel auch 
thatsächlich erreicht wird. Diese Frage dürfte zu verneinen sein. Die 
enorme Preissteigerung, welche inbesondere im Monate Mai 1898 alle 
wichtigen Getreidesorten erfuhren, gereicht dem Landwirte kaum zu einem 
Vortheil. Die erste Hand hat schon längst ihre verkaufsfähigen Vorräthe 
veräussert, ja, es gibt vielleicht sehr viele Landwirte, die bei den gegen- 
wärtigen hohen Preisen zur Deckung des eigenen Hausbedarfes zum 
Einkaufe von Mehl etc. gezwungen sind. Von anderen socialen und 
volkswirtschaftlichen Folgewirkungen ganz abgesehen, muss somit con- 
statiert werden, dass für die Landwirtschaft als solche der Fortbestand 
der gegenwärtigen Zölle bis zur nächsten Ernte zum mindesten voll- 
ständig belanglos erscheint und dass infolgedessen der ursprünglich 
agrarische Schutzzoll den Charakter eines blossen Finanzzolles angenommen 
hat, durch welchen zu Gunsten des Staatsschatzes die Gesammtbevölkerung- 
in einer wirtschaftlich nicht gerechtfertigten Weise belastet wird. F'aUs 
die gegenwärtige Preistendenz auch nach der Ernte anhält — ein Um- 
stand, dessen Eintritt zwar nicht wahrscheinlich, jedoch keineswegs zur 
Gänze ausgeschlossen ist — wird über kurz oder lang schliesslich doch 
von dem Rechte, das im Artikel VII des Zollgesetzes von 1882 den beider- 
seitigen Regierungen eingeräumt wird, Gebrauch gemacht werden müssen. 

IV. Theilwcise Paralysierung des Zollschutzes durch den 

Veredlungsverkehr. 

Eine eigenthümliche Nutzanwendung fand in Österreich- Ungarn der 
Cietreideschutzzoll in der Ausbildung des sogenannten Mahlverkehres. 
Bereits auf Grund der älteren Zollgesetzgebung (Zoll- und Staatsmonopol- 
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Ordnung vnm Jahre 1835, Allgemeiner ZüUtarif vum Jahre 1838 und jpner 
vom Jahre 1853). war es unter bestimmten Bedinj^ungen jfpstattet, fremd- 
ländisches Getreide zum Zwecke di-r Vermahlung zollfrei einzuführen, 
allein diese Erleichterung hatte bloss den Zweck, örtlichen Bedürfnis-sen 
Rechnung zu tragen und blieb somit volkswirtschaftlich ohne Belang. 
Anders entwickelte sich diese zollpolitische Institution auf Gnind der 
Mini öterial Verordnung vom 2g. Mai 1882, R.-G.-Bl. Nr. 50. Der Grund- 
gedanke, aus welchem der Mahlverkehr entspringt, liegt in der an sich 
handelspolitisch richtigen Erwägung, dass es unter bestimmten Voraus- 
setzungen zweckmässig erscheinen mag, zu Gunsten einer bestehenden 
Exportindustrie bei Einführung von Schutzzöllen auf Rohproducte die 
Wirkung des Zolles hinsichtlich der Ausfulir von Fabrikaten zu nett- 
tralisieren. Es wurde somit durch die bezogene Ministerial Verordnung, 
um die Exportfähigkeit der ungarischen Grossmühlen gegen die eventuellen 
unter dem Regime des Getreidezolles zeitweise eingetretenen ungünstigen 
Getreideconjuncturen zu schützen, im allgemeinen gestattet, fremdländisches 
Getreide zollfrei, d. i. unter Stundung des Zollbetrages einzuführen mit 
der Verpflichtung, dass das hieraus gewonnene Mehl innerhalb der fest- 
gesetzten Zeit zur Ausfuhr über die Reichsgrenze gelangt. Neben einzelnen 
galizischen und sehr wenigen Österreichischen haben vorzugsweise die 
ungarischen (irossmühlen diese Begünstigung besonders seit der Zoll- 
erhöhung im Jahre 1887 in äusserst ausgiebiger A\''eise in Anspruch ge- 
nommen. Die successive Steigerung der Mengen des im Mahlverkehre 
eingeführten Weizens ist aus den nachstehenden Ziffern (in Meter-Centnem) 
ersichtlich : 



ner I 



Jfthre 


aus Ruasbnd 


aus Kamäntcn 


aus Serbien 




1882 


— 


7-1 tl 


49.187 


50.187 


1883 


— 


6.589 


19S.79O 


206,755 


1884 


28.474 


11.601 


114.052 


254.55') 


1885 


r,i.i34 


9.613 


118,067 


i<ta 178 


1886 


n 087 


— 


00,055 


i:'3-754 


1887 


7.413 


— 


174.350 


168.5*8 


1888 


55.027 


— 


205.314 


206,548 


iSgg 


8.775 


1 2.067 


372.848 


377 6oi 


i8i)0 


8o.ni6 


24.51J 


3J777» 


455.844 


1891 


271.044 


246.317 


446.798 


970.000 


1B92 


6J.2SÜ 


673-5»'} 


518,782 


1,323.706 


I893 


16,500 


673.000 


928.000 


1,633-«» 


1894 


104.757 


917.633 


456072 


t.7" 557 


181JS 


21f|.6B3 


y-i-tH 


447-968 


1,091.743 


iB.,6 


II9.74'> 


181. 243 


866.445 


i.l78-5'8 


i8'.7 


•.»'yMi'] 


5:16.133 


416.384 


I.5SO.730 



Durch die Anwendung des Mahlverkehrea wurden die grossen unga- 
rischen Mühlenetablissements in die Lage versetzt, nicht nur ihren schon 
früher bestandenen Export nach dem Auslande aufrechtzuerhalten, 
sondern zugleich — und hierin liegt der .Schwerpunkt der Frage — auch 
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in der österreichischen Reichshälfte einen siegreichen Concurrenzkampf 
gegen die hierortige Mühlenindustie in Scene zu setzen. Ziemlich lange 
blieb es den hiesigen Interessenten ein Geheimnis, worin eigentlich der 
hauptsächlichste Grund der überwältigenden Concurrenzkraft der unga- 
rischen Mühlen zu suchen ist. Durch eine von der Prager Handelskammer 
im Jahre 1893 dem k. k. Handels-Ministerium unterbreitete Petition wurde 
dieses Geheimnis dahin aufgeklärt, dass das sieghafte Vordringen des 
ungarischen Mehles in der diesseitigen Reichshälfte zum grössten Theile 
auf die dem Geiste, ja auch dem Wortlaute des Zollgesetzes zuwider- 
laufende Anwendung des Mahlverkehres zurückzuführen ist. Eine ausführ- 
liche Erörterung fand dieser Gegenstand in einer aus der Feder des Ver- 
fassers dieser Zeilen stammenden Denkschrift, welche im Jahre 1894 von 
landwirtschaftlichen Corporationen und Mühlenverbänden der diesseitigen 
Reichshälfte den Ressort-Ministem überreicht wurde und zur Einbringung 
eines diesbezüglichen Antrages im Abgeordnetenhause Anlass gab, auf 
(xrund dessen durch einstimmigen Beschluss des Hauses die Regierung 
zur gänzlichen Aufhebung des Mahlverkehres aufgefordert wurde. Wie 
sich hauptsächlich unter Mitwirkung des Mahlverkehres der Absatz unga- 
rischen Mehles in der diesseitigen Reichshälfte successive gesteigert hat, 
erhellt aus der nachfolgenden Zusammenstellung, Es betrug die Mehl- 
ausfuhr aus Ungarn in Meter-Centnern: 



i Jahre 


nach der diesseitigen 
Reichshälfte 


nach dem ZoU- 
auslande 


zusammen 


1882 


1,579.000 


1,336.000 


2,915.000 


1883 


1,917.000 


1,622.000 


3,539.000 


1884 


1,996.000 


1,497.000 


3,493.000 


1885 


2,200.000 


1,296.000 


3,498.000 


1886 


2.308.000 


1,230.000 


3,598.000 


1887 


2,547.000 


1,175.000 


3,722.000 


1888 


3,090.000 


1,664.000 


4,754.000 


1880 


3,059.000 


1,558.000 


4,618.000 


1890 


3»i03.564 


1,364.622 


4,468.186 


1891 


3. 765.211 


1,046.983 


4,812.210 


1892 


4.017.793 


955-139 


4.972.932 


1893 


4»53i.863 


1,046.110 


5.557.973 


1894 


4.975.247 


984.545 


5,960.819 


1895 


5.335-205 


1,110.516 


6,445-721 


1896 


5»90i.334 


1,285.715 


7,187.049 



Im Laufe der letzten Jahre hat sich allgemein die Überzeugung- 
Bahn gebrochen; dass die Anwendung des Mahlverkehres seitens der 
ungarischen Exportmühlen nicht nur geeignet ist, die hierländische Müllerei 
gänzlich zu ruinieren, sondern dass die Überflutung der westöster- 
reichischen Kronländer mit relativ billigeren, weil zum Theile aus unver- 
zolltem Balkanweizen hergestellten Mahlproducten zugleich auch einen 
künstlichen Preisdruck auf das hierländische Getreide ausübt und hiemit 




zur Steij;erung der landwirtschaftlichen Krisis nicht unwesentlich beiträyt. 
Diese Erkenntnis hatte zur folge, dass anlässlich der Verhandlungen über 
die eventuelle Erneuerung des österreichisch-ungarischen Handelsbünd- 
nisses zwischen den beiderseitigen Regierungen eine Vereinbarung zu- 
stande kani, wonach die oberwähnte Minist erial -Verordnung vom 29. Mai 
1882 bei Perfectionierung des Ausgleichswerkes aufgehoben werden soll. 




V. 



Geschichtliche Darstellung der Besteuerung 
der Land- und Forstwirtschaft. 
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Geschichtliche Darstellung der Besteuerung der 
Land- und Forstwirtschaft. 



1 Dr. Hermann Ritl 



1 Schratte nhoten, L'tii 



Einleitende Bemerkung. 

Nicht nur die (frundsteuer belastet die Landwirtschaft, sondern mehr 
iidt-r weniger auch die Mehrzahl der anderen directen und indirecten 
■Steuern (die Consum- und Vfirkehrs steuern), wenn sie irgendwie 
das Einkommen der Landwirtschaft treibenden Bevölkeruny, den Ertrag 
ihres Besitzes oder die Kosten ihrer Lebenshaltung und der Boden- 
bebauunjj;, des Verkehres mit dem Boden und seinen Producten u. s. w. 
treffen, also z. B. die fiebäude-, und zwar insbesondere die Hausclassen- 
steuer, die Einkommensteuer 1. Classe, die Capitalrenten Steuer, die neue 
Personaleinkom mensteuer, die Cbertra^ungs||febüren, die Brantweinsteuer 
u. s. w. Dabei wird die Einwirkung entweder eine mehr oder weniger 
unmittelbare sein, oder sie wird nur infolge der Überwälzunfj platzgreifen; 
sie kann mehr oder weniger empfindlich werden und mehr oder weniger 
Tragweite für die Besitz- und Erwerbsverhältnisse der Bevölkerung, für 
Au&dehnung und Intensität des Betriebes haben, je nach der Xatur und 
Hinrichtung der einzelnen Steuern. Darüber soll aber nicht des näheren 
gesprochen werden. Hier mag es genügen, den Umfang des Gegenstandes 
unserer Betrachtung festzustellen. Dass die Grundsteuer den weitaus 
grössten Theil unserer Untersuchungen beansprucht, ist wohl natürlich und 
bedarf keiner besonderen Begründung, sie ist ja doch ihrem ganzen Wesen 
nach, mag sie nun eingerichtet sein, wie man wolle, und mag man sie wie 
immer definieren, die mit dem land- und forst\virtscliaftlich benützten Boden 
begrifflich am meisten verknüpfte Steuer, Überdies werden wir vor allem 
Rücksicht zu nehmen haben auf die Steuerbelastung der Pächter und auf 
die Besteuerung von Passlvcap Italien {dies kann unter einem mit der 
Besprechung der Gnmdsteuer geschehen} und im übrigen noch vorzüglich 
auf die Gebäudesteuer, Eine Untersuchung der indirecten Besteuerung 
würde uns viel zu weit führen. 
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Die Grundsteuer. 

Im Jahre 1848 trugen nicht alle österreichischen Länder eine gleich- 
artig eingerichtete Grundsteuer; es hatte zwar das k. Patent vom 
23. December 18 17 die Einführung eines neuen, und zwar eines einheit- 
lichen Grundsteuersystemes angeordnet und angebahnt, die erforderlichen 
Vorarbeiten für seine praktische Wirksamkeit, vor allem die Anlegung 
des »stabilen Catasters« waren aber noch nicht überall zum Abschlüsse 
gelangt; vielmehr galt das neue System erst in Niederösterreich (seit 1835), 
in Oberösterreich und Salzburg (seit 1845), in Steiermark, Kärnten, Kj-ain 
und dem Küstenlande (seit 1844); in Tirol galt das k. Patent vom 
6. August 1774, in Vorarlberg die königl. bayerische Verordnung vom 
13. Mai 1808, in Böhmen das k. Patent vom 30. Juni 1792, in Mähren, 
Schlesien und Galizien das allgemeine Provisorium vom 8. Februar 18 19, 
in der Bukowina das Allerhöchste Cabinetsschreiben vom 22, September 
1835, in Dalmatien das Circular des dalmatinischen Gubemiums vom 
12. December 1837, durch welches das mit Allerhöchster Entschliessung 
vom 19. März 1833 genehmigte, durch das Hofkanzleidecret vom 31. Mai 
1837 und die Allerhöchste Entschliessnng vom 21. Juli 1837 abgeänderte 
Regulativ für die Ärarialregie des Zehents verlautbart worden war. Von 
dieser Sachlage müssen wir bei unseren Betrachtungen ausgehen; wir 
müssen daher vorerst die genannten Steuerformen charakterisieren, u. zw. 
vor allem das System des »stabilen Catasters«. 

a) Der stabile Cataster. 

Nachdem das josefinische Grundsteuer - Regulierungs - Patent vom 
20. April 1785, resp. das Patent vom 19. September 1789 und insoweit 
die Besteuerung der Gebäude in Betracht kam, das Patent vom i . September 
1788, von Kaiser Leopold II. mit Patent vom 9. Mai 1790 wieder auf- 
gehoben worden war, traten die vor dem i. November 1789 in Kraft 
gewesenen Steuersysteme, im allgemeinen also die Ergebnisse der there- 
sianischen Steuer-Rectificationen aus den Jahren 1748 bis 1756 wieder in 
Wirksamkeit. Die damit verbundene Ungleichmässigkeit in der Art und 
dem Gewichte der Belastung des landwirtschaftlichen Betriebes in den 
verschiedenen Ländern konnte auf die Dauer nicht beibehalten werden, 
umsoweniger, als ja die theresianischen Rectificationen schon von allem 
Anfange an den Charakter nur provisorischer Massregeln an sich trugen. 
Das bereits citierte Patent vom 23. December 181 7 war die Folge dieser 
Erkenntnis. Wir gehen nun des näheren auf seinen Inhalt ein. Zweck der 
Reform war die Einführung eines neuen Grundsteuer-Systemes für die 
deutschen und italienischen Provinzen, das in seinen Grundsätzen billig 
und in seiner Anwendung fest wäre, der strengsten Gerechtigkeit ent- 
sprechen, die Landescultur aufmuntern und ihren Fortschritt fördern sollte. 
Der Grundsteuer waren demnach unterworfen die Nutzungen von (xrund 
und Boden und jene von Gebäuden, und zwar ohne Rücksicht auf den 
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Unterschied von Dominica!- und Rustical^rundstücken. Da auch die Ge- 
bäude der Grundsteuer unterworfen wurden, kann übrigens dieses Patent 
auch als der Ausgangspunkt für die moderne Entwickelung der Gebäude- 
steuer betrachtet werden, ohne dass es aber auf diese so lange und so 
entscheidend nachgewirkt hätte, wie für die Grundsteuer. Nach i^ 2 des 
Patentes werden -als eigentliche Grundnutzungen der Grundsteuer ein- 
bezogen: alle productiven Oberflächen der Erde im Verhältnisse der zu 
Geld veranschlagten Producte, welche sie bei Anwendung des gewöhn- 
lichen Fleissea einbringen können-, -Als Nutzungen von Gebäuden werden 
der Grundsteuer einbezogen: Der Ertrag, welchen die Area, die das Ge- 
bäude einnimmt, im Wege der Urproduction abwerfen kann, wenn sie in 
solcher benützt würde und der Zins, den das Gebäude selbst trägt oder 
zu tragen vermag« {i^ 3). «Die Grundsteuer wird nach dem Reinertrage 
bemessen und angelegt- (i^ 4), als solcher ist zu betrachten: -Das Er- 
trägnis, welches der Grundbesitzer von jeder ihm angehörigen, productiven 
Oberfläche nach der dermaligen Culturgattung bei Anwendung der 
gemeindeüblichen Cultivierungsart in Jahren gewöhnlicher Fruchtbarkeit 
beziehen kann, nachdem die nothwendigen und gemeindeüblichen Auslagen 
auf die Bearbeitung des Bodens, Saat, Pflege und Einbringung der Producte 
in Abschlag gebracht worden sind- (^ 5), »bei den Gebäuden wird auf 
die nothwendige Unterhaltung derselben und auf den im Verlaufe einer be- 
stimmten Zeit ganz oder zum nieile zugrunde gehenden Capitalswert 
durch einen verhältnismässigen Anschlag Rücksicht genommen und dadurch 
der Reinertrag in die Versteuerung gezogen» (4; 6). 

Die Bestimmungen der eben angeführten Paragraphe dürften woh) 
mit der in den ersten Jalirzehnten unseres Jalirhundertes herrschenden 
Meinung zusammenhängen, dass die Fruchtbarkeit des Bodens im besten 
Falle nur einer sehr allmählichen Steigerung fähig sei, weil eine wesentliche 
Verbesserung der landwirtschaftlichen Technik nicht mehr erwartet werden 
könne, andererseits aber auch damit, dass man die Stabilität der Grundsteuer 
als Vorbedingung einer wohl als wünschenswert betrachteten Amortisation 
derselben ansah; die letztere ist eine Auffassung, die auch heute noch An- 
hänger zälilt und die tief in der bei den germanischen Volksstämmen fest- 
gewurzelten Auflassung des Bodeneigenthumes begründet ist, wonach das 
private Eigenthum als einem Obereigenthume des Staatsoberhauptes öder 
des Staates untergeordnet betrachtet wird. Aus diesen Paragraphen ergibt 
sich aber noch weiters, dass die Grundsteuer nicht als eine Besteuerung 
der Grundrente, sondern als eine »nach dem Hauptmerkmale des wichtigsten 
Ertrag serzeugungs mittels bemessene Gewerbesteuer des Landwirtes« (siehe 
Vocke "Die Grundzüge der Finanzwissenschaft-, Leipzig 1 804 ^ aber als eine 
solche angesehen wurde, bei der nicht die Leistungsfähigkeit des einzelnen 
Individuums, sondern vielmehr die eines Landwirtes von durchschnittlicher 
Tüchtigkeit, eines Durchschnittslandwirtes, in Betracht zukommen hätte. 

Darüber scheint man sich nicht Rechenschaft gegeben zu haben, 
dass in dieser Auffassung ein gewisser innerer Widerspruch liegt. Man 
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wollte eben einen stabilen Cataster schaffen, und das konnte nur g-elingen, 
wenn man von der Individualität der wechselnden Besitzer ganz absah. 
Es mag genügen, dies angedeutet zu haben, ohne weiter die theoretische 
Tragweite dieser Fragen zu erörtern, so sehr gerade der Umstand dazu 
verleiten würde, dass das Gesagte im wesentlichen auch für unsere heutige 
Grundsteuer gilt. 

Nach § 7 erfolgt die Aussmittelung des reinen Grund- und Häuser- 
ertrages im Wege der ökonomischen Vermessung und Mappierung und 
der Schätzung, wobei bei der Vermessung im Gegensatze zur josefinischen 
Grundsteuer-Regulierung durchaus gebildete Feldmesser thätig sein sollen. 
Für jede Gemeinde ist eine Mappe anzulegen, die Grundstücke sind nach 
Culturgattungen zu unterscheiden und die jeder einzelnen Culturgattung 
zugehörenden je nach der natürlichen Beschaffenheit des Bodens in 
mehrere Classen zu theilen; es muss sodann (für je ein Mustergrund- 
stück jeder Classe und Culturart) ermittelt werden, wieviel ein bestimmtes 
Flächenmass jeder Culturgattung und jeder Classe im Durchschnitte eines 
Jahres nach der gemeindeüblichen Culturart- an Producten abwirft, welches 
der bleibende mittlere Geldwert dieser Producte sei und wieviel, in Geld 
ausgedrückt, der noth wendige Cultaraufwand betrage; daraus ergibt sich 
der Reinertrag (§ 1 1). Der so für ein bestimmtes Flächenmass jeder Cultur- 
gattung und jeder Classe gewonnene Tarif hat auf die einzelnen Grund- 
flächen jedes Grundbesitzers im Verhältnisse des Flächenmasses nach 
Zuweisung dieser Grundstücke in die Classen je nach ihrer Beschaffenheit 
und Lage angewendet zu werden (§ 12). Die Gebäude werden durch 
Parification der Area und durch Ausmittelung des Zinsertrages nach der 
individuellen Beschaffenheit eines jeden in die Schätzung genommen (§ 13). 
Der § 14 bestimmt, dass bei der Schätzung auf persönliche Verpflichtungen 
der Eigenthümer oder Besitzer gegen Dritte keine Rücksicht zu nehmen 
sei, mögen dieselben rein persönlich oder auf der Realität hypotheciert 
sein: »Capitalschulden, Gelddienste, Natural-, Abstattungs-, Robot- und 
Zehentverbindlichkeiten, aus was immer für Titeln sie entspringen, 
werden bei der Schätzung des reinen Grund- und Hausertrages nicht 
berücksichtigt.« Diese Bestimmung bekräftigt die Natur der Grundsteuer 
als einer Ertragsteuer und führt überdies wieder — wenigstens in ihren 
Ergebnissen — eine Bevorzugung der Dominical- gegenüber den Rustical- 
gründen ein; dabei darf es wohl als charakteristisch hervorgehoben -werden, 
dass man Robot, Zehent- und ähnliche Verbindlichkeiten mit den Hypo- 
thekarschulden gleich behandelte. 

Die §§ 15 und 16 betreffen die Instruction für die Vermessung und 
Mappierung, die Mittheilung der Ergebnisse an die Interessenten und die 
Zuläss'gkeit von Einwendungen und Beschwerden. Nach § 17 erfolgt 
nach Abschluss des Reclamationsverfahrens die Steuerzuth eilung als 
Procent des ausgemittelten Reinertrages entsprechend »der festgesetzten 
Steuersumme <'. Der § 18 verfügt über die Evidenzhaltung des Catasters, 
soweit Änderungen in Bezug auf die Person des Besitzers und den 
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Umfang des Besitztliums stattfinden. Nachdem über die Berücksichtigung- 
von Zerstörungen und Schädigungen der Grundsteuerobjecte durcli 
Elementarunfälle in den t^i^ ig und zo entschieden ist, wird im ij 
stimmt, dass Alluvionen und neuerrichtete Gebäude, aber mit Rücksicht 
auf die erforderliche Aufmunterung zu landwirtschaftlichen Verbesaerungen 
und zur Ausführung neuer Gebäude, in die Versteuerung einzubeziehen 
seien; in den J^ 19 und ^i ist also wenigstens einigermassen den Objects- 
änderungen, das heisst dem vorkommenden Zuwachse und Abfalle an 
Grundsteuerobjecten Rechnung getragen. Auch die Widmung von Par- 
cellen zu öffentlichen Zwecken (Strassen, Canälen), wodurch sie in nicht 
culturfätiigen Stand versetzt werden, hat in Evidenz gehalten und be- 
rücksichtigt zu werden; die Culturänderungen können dagegen in einem 
stabil gedacliten Cataster naturgemäss nicht Beachtung finden. 

Die übrigen Paragraphe des Patentes (23 — 2(1} haben jetzt kein 
Interesse melir; es sei nur noch erwähnt, dass der § 22 unproductive 
Gebiete, Beerdigungsplätze, Staatsgebäude, Kirchen, Kasernen, Spitäler 
aus den Steuerobjecten ausscheidet. Dies die wesentlichen Bestimmungen 
des Patentes, über deren Durchfuhrung im folgenden berichtet werden soll. 

Nur sehr allmählich schritt die Catastrierung vor, .sowohl die Ver- 
messung, als auch die Schätzung begegneten eben grossen Schwierig- 
keiten, so sehr man auch getrachtet hatte, vielfach auf Kosten der 
Riclitigkcit und Gerechtigkeit die Durchführbarkeit des stabilen Catasters 
zu erleichtem; eine ganze Reihe von Bestimmungen des Patentes sind 
wohl nur aus diesem Bestreben überliaupt erklärlich. Es sei nun zunächst 
gestattet, über die Art des Vorgehens bei der Vermessung '} zu berichten. 

Dieselbe war aus dem Grossen ins Kleine durchzuführen. -Zuerst 
wurde das Land trigonometrisch auf Grund genau gemessener Standlinien 
vermessen, d. i. mit Dreiecken überzogen, die Längen aller einzelnen 
.Seiten dieser Dreiecke trigonometrisch berechnet, somit die Scheitelpunkte 
genau bestimmt und in der Wirklichkeit durch Zeichen (Triangulierungs- 
zeichen) fixiert;« dabei entfielen im allgemeinen auf jede Quadratmeile 
wenigstens drei solche trigonometrisch bestimmte Punkte. Hierauf folgte 
in der früheren Periode -die graphische Triangulierung-. Dieselbe wurde 
nach dem Massstabe von 1 Zoll ^ 200 Klaftern auf Blättern von 20 Zoll 
ivierte bewirkt, wonach jedes Blatt den Umfang einer Quadratmeile 
in sich fasste; die Quadratmeilen waren parallel mit dem Hauptmeridian 
der im Detail zu vermessenden Provinz und dem darauf errichteten Per- 
pendikel gezogen. Das graphische Netz wurde durch besonders hervor- 
ragende Fix- und Standpunkte : Thürme, Kapellen, Säulen und dergleichen 
gebildet, welche auf die Tischblätter der Geometer nach den in dem 
Protokolle bemerkten Abständen in dem Masse von 1 Zoll = 40 Klaftern 
oder I Zoll = 80 Klaftern, wt^nn die Aufnahme im halben Masse erfolgen 

CD steuern in Österreich und ihre Reform-, heram(;egebcn vom k. It. I-'inani- 
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sollte, aufgetragen wurden. Die Dreiecke wurden möglichst gleichseitig 
und mit Seiten, die nicht kleiner als 500 Klafter sein durften, hergestellt, 
und für jede Section des graphischen Triangulierungsblattes, welches das 
Detail-Tischblatt des Geometers im verjüngten Masse darstellte, drei Punkte 
bestimmt, unter welchen mindestens einer ein Standpunkt sein musste, von 
welchem aus der Geometer immer wenigstens einen der beiden anderen 
Punkte sehen konnte«'. In der letzten Periode des Vermessungswerkes wurde 
die Triangulierung durch eine trigonometrische ersetzt, indem die für jedes 
graphische Sectionsblatt des Geometers erforderlichen drei Punkte eben- 
falls durch AVinkelmessungen mit dem Tlieodoliten bestimmt wurden. »Statt 
wie früher die Abstände der graphischen Punkte vom Tischblatte abzutragen, 
berechnete nun der Triangulator den Abstand jedes Punktes vom Haupt- 
meridian und Perpendikel des zu vermessenden Landes und von den 
Sectionsrändern, in welche diese Punkte fallen, und übergab diese Abstände 
von den Sectionsrändern zum Gebrauche des Geometers.« Waren diese 
Operationen abgeschlossen, so musste die Grenzbeschreibung vorgenommen 
werden, und zwar wurde die Grenze der Gemeinde durch die Commis- 
sion begangen und sonach eine vorläufige Beschreibung der erstem zu 
Protokoll gebracht ; darauf folgte die Detailvermessung und auf diese die 
definitive Grenzbeschreibung der Gemeinde. >^Bei der Detail Vermessung 
trug der Geometer die drei graphisch bestimmten Punkte nach den 
erhaltenen Abständen von den Sectionsrändeni nach dem Massstabe von 
I Zoll = 40 Klaftern oder i Zoll = 80 Klaftern auf das Messtischblatt 
auf, überzog die Fläche der ganzen Gemeinde mit kleineren Dreiecken; 
die Scheitelpunkte derselben waren nun für ihn weitere Standpunkte für 
den Messtisch, die gefundenen Längen der Dreieckseiten Standlinien, Er 
theilte die ganze Gemeindefläche, wenn sie gross war, in Fluren ein. In 
jeder Flur wurden auf den Grenzen jedes einzelnen Grundstückes, haupt- 
sächlich in allen Krümmungspunkten, von Nummer i beginnende, numerierte 
Pflöcke eingesteckt. Der Geometer visierte von zwei Standpunkten jeden 
solchen Grenzpunkt der einzelnen Grundstücke in der Ordnung der 
Nummern der Pflöcke, verband dann die Durchschnittspunkte durch 
gerade Linien, und so stellte sich ihm auf dem Messtische jedes einzelne 
Grundstück dar.^' Die einzelnen Grundstücke (Parcellen) ergeben sich 
in ihrer Abgrenzung durch die Eigenthumsverhältnisse, die Verschieden- 
heiten der Culturgattung, das Vorhandensein von Flüssen, Bächen, Ein- 
friedungen, öffentlichen und sonstigen grösseren und bleibenden Wegen 
u. s. w. 

Die Schätzung des Grundertrages erfolgte durch Commissäre unter 
der Leitung eines Inspectors nach Schätzungsdistricten von bestimmter 
Minimal- und Maximalgrösse. Sie erhoben zunächst die dauernde Cultur- 
gattung der einzelnen Parcellen und stellten dann die Bonitätsclassen für 
jede Culturgattung auf (Classification). Diese Classification wurde gemeinde- 
weise nach den allgemeinen Fruchtbarkeits-Verhältnissen des Gemeinde- 
gebietes durchgeführt und für ^jede Classe ein Mustergrundstück 
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ausgewählt,» worauf zur " Ciassierun g« g'ertcliritten werden konnte, d. h. zur 
Einreihuny der einzelnen Parcellen in diese Classen, und zwar mit Rück- 
sicht auf die Ciüturgattung', der die Parcelle im gegebenen Momente 
unterworfen war. Die nächste Aufgabe bestand in der Ermittelung der 
Preise der Bodenproducte und der .Culturaufwaads-Gegenstände-. Wenn 
man sich bewusst der Erkenntnis verschluss, dass die Culturgattungen 
stets nur relativ stabil sind, d. h. wenigstens in längeren Zeiträumen 
wechseln können, konnte man doch unmöglicti die ausserordentliche 
Wandelbark eit jener Preise übersehen, weshalb man sich dahin entschied, 
für die ganze Action der Preisermittelung ein Stichjalir, und zwar das 
Jahr 1824 als solches zu erwählen; man führte daher diesen Theil der 
Erhebungen in allen Ländern, für welche der stabile Cataster in Aussicht 
genommen war, auf einen einheitlichen Zeitpunkt zurück. Das Jahr 1824 
wurde gewählt, weil in demselben die Preise ungewöhnlich tief standen') 
und man angesichts der beabsichtigten Stabilität des Catasters es ver- 
meiden musste, Steuergrundlagen zu schaffen, welche auf ein drückendes 
Steuerausmass hingeführt hätten, wenn die Preise der Bodenproducte 
den bei der Schätzung angewendeten gegenüber gesunken wären. Die 
Preisermittelung wurde so durchgeführt, dass man sowohl gemeindeweise die 
Localpreise als auch für jeden Marktort die Markt durchs chnitts preise 
erhob und hieraus Landespreistarife zusammenstellte'). Damit war dann 
das Stadium der Vorarbeiten vollendet und man konnte zur Erhebung 
des Bruttoertrages übergehen. 

Hieb ei wurde als Masseinheit das nieder österreichische Joch mit 
[600 Quadratklaftern'') angewendet und für je ein Joch jeder Bonitäts- 
classe und Culturgattung unter der Voraussetzung eines Jahres durch- 
schnittlicher Fruchtbarkeit, des gewöhnlichen Arbeits- und Capttal- 
aufwandes und der gemeindeüblichen Culturart der Xaturalertrag an 
jenen Bodenfrücliten berechnet, welche in der Gemeinde angebaut zu 
werden pflegten. Es sollte dabei auch auf den Wechsel der Früchte, die 



'j Die Erläuterungen lu dltser Tabelle, welche in 'lern dticrlen Wcrlte gebracht «erden, 
bringen wir der Kiir/e wegen hier nicht mm Abdruck, Über die absolute Richtigkeit der Ziffern 
kana ein Urtheil hier nicht abgegeben vctden, jedenfalls aber zeigen sie, dasi die Preise del 
Jahres 1824 ungewöhnlich niedrig waren, 

') Dabei wurile der Preis des Jnhres 1814 TaT Wein im Zustande nach vollendeter Geh- 
rung in Ansati gebracht; für das SchnittliolK in Wäldeni und Anco wurde mit Unterscheidung 
der verschiedenen Gattungen der Preis des im Turnus von 50 Jahren billigsten Jahres lugmndc- 
gclegl und von demsetbirn unter Umständen die Kosten des Fällen^ Ausbringens und Ans- 
klaftcrns abgezogen ; nur in den lulelit calastrierlen Ländern brachte man auch für HoU die 
Preise des Jahres 1824 als Xormalpreise zur Anwendung, Die Arbeit mit Bespannung wurde 
nach den Erhaltungskosten der Zugtbieie, die menschliche Arbeil nach den Unt erhalt ungskoSteD 
der Arbeiter unter Annahme von 300 Arbeitstagen nach den SSlien des Jahres 18:4 ein- 
gegchützL 

*} Zum allgemeinen Masse, 
»nrecboen seien, erklärt im g 33 
lehrungen. Das Joch halte domal! 



die ortsüblichen Masse bei der Catostrierong u 
dem Patente vom 24. April 1785 allegierten ] 
t584 Qitndratklafter. Durch das Hotdeeret vom 13, Mai 1785 



s Beqnemlichkeitsrücksichten dss Joch auf 1600 Quadralklaftei vergrüsserl. 
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Düngungsperioden, die Vor- und Nacliweide, auf in der Regel innerhalb 
einiger Jahre voraussichtlich ein- oder das anderemal eintretende, der 
Landwirtschaft vortheilhafte oder schädliche Ereignisse Rücksicht ge- 
nommen werden. Im übrigen wurden eingehende Bestimmungen über 
die Behandlung gewisser Bodenproducte getroffen, deren einzelne Auf- 
zählung uns zu weit führen würde; das eine möge aber als besonders 
interessant Erwähnung finden, dass der Ertrag an Stroh nicht in die Be- 
rechnung gezogen zu werden hatte, dafür aber auch die Kosten der 
Erzeugung des Düngers und der Düngung nicht als Bestandtheil des 
Productionsaufwandes behandelt werden durften. 

Der auf diese Weise ermittelte Naturalertrag w^urde dann nach den 
Preistarifsätzen, die der betreffenden Gemeinde vorgeschrieben waren, in 
Geld umgerechnet und so der Bruttoertrag in Geld für jedes Joch jeder 
Bonitätsciasse jeder Culturgattung in jeder Gemeinde festgestellt. 

Es ist nicht zu verkennen, dass durch diese Art des Vorgehens 
zwar durchaus nicht eine ideale Grundlage für die Bodenbesteuerung ge- 
schaffen wurde, dass aber doch trotz des Mangels der, streng genommen 
nothwendigen, Individualisierung erwartet werden durfte, dass die Re- 
sultate der Wirklichkeit ziemlich nahe kommen würden, weil ja mit Recht 
angenommen werden konnte, dass im grossen und ganzen innerhalb der 
einzelnen Gemeinden eine gewisse Gleichheit der Verhältnisse bestehe 
und wesentliche Abweichungen wohl nur in Ausnahmsfällen vorkämen. 
Bei der geänderten Agrarverfassung und der vielfach fortgeschrittenen, 
landwirtschaftlichen Technik der Gegenwart lägen die Dinge jetzt freilich 
anders, und das, was bis in die Mitte unseres Jahrhunderts ein zulässiges 
Mittel der Vereinfachung war, wäre es heute wenigstens in denjenigen 
Ländern nicht mehr, welche eben in der landwirtschaftlichen Technik 
wesentliche, aber noch ungleichmässige Fortschritte gemacht haben. 

Die Culturkosten wurden dann in ähnlicher Weise, insoweit sie als 
nothwendig und gemeindeüblich galten, ermittelt, in Geld veranschlagt 
und von dem Geldbruttoertrage abgezogen. Der Rest war vorläufig 
als Reinertrag anzusehen ; unter Berücksichtigung der erhobenen Pacht- 
schillinge und Kaufjpreise der einzelnen Bonitätsclassen war aber nach 
der ursprünglichen Anordnung dieses Ergebnis noch zu überprüfen, und 
erst dann sollten definitiv von den ausgemittelten Geldbruttoerträgen 
procentuelle Abzüge für Culturkosten gemacht werden, welche bei Ackern 
20 bis 60 Procent, unter Umständen sogar bis 70 Procent, bei Wiesen 
10 bis 30 Procent, unter Umständen bis 40 Procent, bei AVeingärten 
30 bis 80, bei Teichen, vSeen und Sümpfen mit Rohrschlag 10 bis 
30 Procent betragen durften ; bei Hutweiden, Auen und Wäldern sollten 
nur ausnahmsweise solche Abzüge zugelassen werden und dann nur inner- 
halb der Grenzen von i bis 5 Procent. Thatsächlich hat eine solche Ver- 
gleichung nicht stattgefunden, weil zwischen den für die Bruttoertrags- 
ermittelung anzuwendenden Preisen des Jahres 1824 und den meist aus 
ganz anderen Jahren stammenden Pacht- und Kaufpreisen sich ein 
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Vergleich als unzulässig erwies; es wurde vielmehr der Culturaufwand, wie 
eben angedeutet, in Geld berechnet, in Procenten veranschlagt und vom 
Bruttoertrage abgezogen. Liegt in diesem Vorgehen auch ein wesentlicher 
Fortschritt gegenüber der josefinischen Catastrierung, so erweist es sich 
bei näherer Betrachtung doch noch als recht mangelhaft und roh. 

Wenn wir die näheren Einzelheiten in Bezug auf das Reclamations- 
verfahren ausseracht lassen, ebenso wie die der Evidenzhaltung, so 
verbleibt uns vorerst nur die Pflicht, zusammenfassend einige kritische 
Bemerkungen zu machen. Gegenüber dem josefinischen Cataster hat der 
stabile den Vorzug grösserer Genauigkeit in der Vermessung und in der 
Ermittelung des Rohertrages, vor allem aber in der Berücksichtigung 
der Culturkosten ; im zweiten Punkte allerdings gilt das Gesagte nur mit 
Einschränkung, da ja die josefinische Catastrierung wenigstens im Principe 
die Rohertragsermittelung individualisiert von Grundstück zu Grundstück 
forderte, während der stabile Cataster auf einem Systeme von Bonitäts- 
classen aufbaut. Im übrigen hat der stabile Cataster den grossen Xach- 
theil an sich, dass er die einzelnen Parcellen isoliert in Betracht zog, 
ohne Rücksicht auf ihren wirtschaftlichen Zusammenhang mit anderen 
und mit industriellen Etablissements, dass man die Steuer als Ertrags- 
steuer aufrecht erhielt, statt sie zu einer Einkommensteuer zu machen, 
d. h., dass man die Steuer nach Massgabe des Reinertrages des Bodens 
bemass und nicht nach dem, was dem Grundbesitzer nach Deckung der 
am Boden haftenden Lasten von jenem Reinertrag wirklich als Einkommen 
zufloss. Auch wurde auf die Idee der Steuerprogression keine Rücksicht 
genommen, obwohl diese Idee, wenn auch nur in einem sehr beschränkten 
Sinne, damals schon durchaus keine neue mehr war (siehe: Das tirolische 
Steuerperaequationssystem). Weitere einschneidende Mängel — von 
weniger principiellen sei ganz abgesehen — liegen in der Stabilität der 
Catastrierung, die sehr bald eine wesentliche Abweichung der Steuer- 
grundlagen von den Thatsachen zutage fördern musste, umsomehr, als 
ja schon das ganze System der Bonitätsclassen, die ja übrigens auch 
nicht unwandelbar sind, im Widerspruche mit dem Postulate voller Ge- 
nauigkeit steht. 

Dass die langsame und in verschiedenen Ländern zu verschiedenen 
Zeiten vorgenommene Durchführung der Catastrierung die Cbelstände 
nur verstärken konnte, liegt auf der Hand. 

Trotz alledem ist nicht zu leugnen, dass der stabile Cataster ein 
bedeutungsvolles Denkmal von gesetzgeberischer Umsicht und Gewissen- 
haftigkeit darstellt, denn er hat eine grosse Anzahl von Vorzügen, die 
aufzuzählen, zu weit führen und zu mehrfachen Wiederholungen nöthigen 
würde. 

Was den Steuersatz angeht, so ergab sich derselbe ursprünglich 
aus der Repartition der Landespostulate ; vom Jahre 1849 an begann man 
aber allmählich, die Grundsteuer nicht mehr als Repartitionssteuer zu 
behandeln, sondern sie jährlich in bestimmten Procenten des Reinertrages 
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von Grrund und Boden auszuschreiben. Durch das Patent vom lo. October 
1849, Z. 412, wurde der Steuersatz mit 16 Procent des Catastral- 
reinertrages in jenen Ländern, in welchen bereits der stabile Cataster 
durchgeführt war, als Ordinarium bestimmt^); gleichzeitig ward auch 
ein die Einkommensteuer am Realbesitz vertretender Eindrittelzuschlag 
(5V3 Procent) für alle jetzt österreichischen Länder, mit Ausnahme von 
Dalmatien, eingeführt; das Jahr 185g brachte den Kriegszuschlag mit 
2V3 Procent, so dass die Gesammtlast der Grundsteuer nunmehr 24 Procent 



1833 



1838 



1843 



1849 



i8;o 



Im Ordinarium . 
an Zuschlag . . 
an Kriegszuschlag 



Davon entfielen- auf: 

die Lombardie . . . , 

Venetien , 

! Ungarn , 

die Ungar. Nebenländer , 



Zusammen . . . 



Zusammen . . . 



38,640.296 



32,941.502 
1,880.409 



33,044.611 
1,880.166 



32,591.444 
2,192.884 



34,191.819 
I3»i63.297 



38,640.29634,821.911 



7,360-611 

5»i70.i73 
4405.976 
1,889.171 



7»725-i59 
5o9i.953 

759 408 



34,924.777 34.784.328 47,355.116 



7J07.757 
5,591.953 

715.763 



7,716.73711,540.147 
5,588.187 8,388429 

719.348 1,011.262 



18,825.931 



14,076.520 



14,015.473 



14,024.272 



20,939.838 



£s entfielen somit auf das jetzige 
Österreich 



19,814.365 



20,745.391 



20,909.304 



20,760.056 



26,415.278 



i8si 



I8s6 



1857 



1859 



1861 



1868 



Im Ordinarium 

an Zuschlag 

an Kriegszuschlag . . . . 



46,969.268 50,665.876 54,528.617 



12,071.602 



11,354243 11,840.806 



54,509.262 

11,809.277 

4.542.438 



47,472.240 
9,493328 
7,912.039 



32,157.685 
3,804.213 



Zusammen . . . 

Davon entfielen auf: 
die Lombardie 



. Venetien 

Ungarn 

die Ungar. Nebenländer . 



59,040.870 62,020.119 66,369.42370,860,977 



10,908.741:10,649.139 10,655.085 
7,922.221 7,048.411' 7,050.909 
9,097.531 10,080.901 12,214.921 
1,148.691' 1,395.188 1,405.200 



11,325,388 
7,423.121 



64,877.60735,961.898 



8,804.8341 — 



13,295,83414,427.305 
1,515-4751 1,429.995 



Zusammen . . . 



29,077.184 



29,173-639 



31,326.115 



33r559.8i8 



24,662.134 



Es entfielen somit auf das 
jetzige Österreich . . . 



29,963.686 



32,846.480 



35,043.308 



37,301.159 



40,215.473 



') Das Ordinarium war in Niederösterreich, Oberösterreich, Steiermark, Kärnten, Krain 
und Küstenland früher höher, in Salzburg niedriger gewesen; hier betrug es im Jahre 1850 
übergangsweise 12 Procent, 185 1 stieg es auf 16 Procent. 

Gesch. d. Land- u. Forstwlrtsch. I. Bd. 60 
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ausmachte; später wuchs der Kriegszuschlag bis zu einem Drittel des 
Ordinariums an, so dass nun die Steuer 26-3 Procent des Reinertrages 
vom Grund und Boden wegnahm. 

An Grundsteuer wurden in sämmtlichen Ländern, Ungarn und 
Lombardovenetien inbegriffen, vorgeschrieben^) : (Siehe Tabellen auf S.945.) 

b) Allgemeines Provisorium. 

Da man schon friih eingesehen hatte, dass die ganze Action der 
Catastrierung lange Zeit in Anspruch nehmen werde und man sich wohl 
auch bewusst war, dass eine so grosse Ungleichmässigkeit in der Boden- 
besteuerung, wie sie mit den Ergebnissen der theresianischen Rectifi- 
cierung gegeben war, noch auf Jahre hinaus nicht fortbestehen könne, 
wurde, entsprechend der Allerhöchsten Entschliessung vom 8. Februar 
1819, unter dem i. Mai 18 19 eine Circularverordnung (Ministerialschreiben) 
an die Landeschefs in Galizien, Mähren, Schlesien, Niederösterreich, 
Osterreich ob der Enns, Steiermark, Kärnten (Klagenfurter Kreis) er- 
lassen (in Xiederösterreich, Steiermark und Kärnten am selben Tage, in 
Mäliren und Schlesien am 7. Mai 18 19 kundgemacht), welche mit folgendem 
Satze beginnt: »Um den Gebrechen einigermassen abzuhelfen, welche 
in dem dermaligen Massstabe der Grundsteuer liegen und theils in der 
ursprünglich fehlerhaften Construction des Steuercatasters, theils in den 
während einer längeren Zeit geänderten Verhältnissen ihren Grund haben, 
geruhen Seine Majestät die Einführung eines Grundsteuer-Provi- 
soriums anzuordnen, welches so lange in Wirksamkeit bleiben wird, bis 
durch das mit dem höchsten Patente vom 23. December 181 7 decretierte 
allgemeine Cataster die bleibende Einrichtung folgen kann.« 

Es wird verfügt, dass in die Grrundbesteuerung einzubeziehen seien: 
Die eigentlichen Naturerträgnisse, die Nutzungen von Gebäuden, die 
Urbarial- und Zehentgenüsse, und zwar all dies auf Grund der Resultate 
der infolge des Patentes vom 20. April 1785 vorgenommenen Vermessung 
der Grrundstücke und der Ausmittelung ihres Erträgnisses; so kam die 
josefinische Catastrierung neuerdings zur Geltung, um dieselbe in den 
verschiedenen Lände^rn verschieden lange Zeit zu behaupten. Dabei sollte 
allerdings auf die seit jener Epoche in der Person des Grundbesitzers, 
im Umfange des Grundbesitzthums und in der Culturgattung der Grund- 
stücke eingetretenen Änderungen Rücksicht genommen werden (§§ i bis 3). 
Die §§ 4 bis 5 betreffen die Besteuerung der Gebäude und legen den 
Grund für die spätere Ausgestaltung derselben und ihre Loslösung von 
der Grundsteuer im eigentlichen Sinne. Die §§ 6 und 11 betreffen die 
Urbarial- imd Zehentbezüge, die übrigen §§ 7 bis 10 und 12 allgemeine 
Verfügungen. Demnach wurde gemäss den Bestimmungen des josefini- 
schen Patentes der Ertrag jedes Landes mit nach den verschiedenen 



*) Eatnommen den »Statistischen Tabellen zur Denkschrift über die directen Steuern in 
Österreich« und dem »Statistischen Jahrbuch« für das Jahr 1869. 
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Culturgattun^^en verschiedenen Procenten (damit sollte den verschiedenen 
Culturkosten Rechnung getragen werden) besteuert. Damit waren übrigens 
fortan die Unterthanen insofeme entlastet, als von nun an die Urbaria)- 
giebigkeitenvon den Obrigkeiten versteuert werden müssten, die sie treffende 
Steuer also entsprechend herabgesetzt wurde '), Dem Patente waren sehr 
eingehende Ausführungsbestimmungen (Instructionen) beigegeben. Dieses 
allgemeine Provisorium wurde eingeführt in Steiermark im Jahre i8iü 
{ I . Xovember r 8 1 8), in Nieder- und Oberösterreich, dem Klagenfurter Kreise, 
Mähren, Schlesien und Galizien am i, Xovember 1820, während in den neu- 
und in den wiedererworbenen Ländern theils eigene Provisorien verfügt, 
theils die bis zur Erwerbung dort bestehenden fremdländischen Gesetze 
in Wirksamkeit belassen wurden. 

Das allgemeine Provisorium verschwand nach und nach mit 
B'ertigstellung des stabilen Catasters in den einzelnen Landern, und 
zwar zuerst in Niederösterreich ( 1 844), im Cüstenlande, in Steier- 
mark, Kärnten, Krain im Jahre 1844, in Oberöslerreich und Salzburg 
im Jahre 1845, in Mahren 1851, in Schlesien, Dalmatien und dem Gross- 
fürstentimme Krakau 1853. Im eigentlichen Galizien bestand es noch 
durch Jalirzehnte fort. Der Vollständigkeit wegen ist es nothwendig, weil 
ja im Jahre 1848 das Patent vom Jahre i8ig noch in Galizien, Mähren 
und Schlesien in Geltung war, die Principien der josefinischen Cata- 
striening kurz darzulegen. Das Patent vom 2a. April 1785 trachtete, -die 
Grundlagen zu einem Steuerfusse zu legen, nach welchem ohne Erhöhung 
des gegenwärtigen Beitrages, der zur Bedeckung der Staatsbedürfnisse 
noch unentbehrlich ist, jede Provinz, jede Gemeinde und jeder einzelne 
Eigenthümer, nach Verhältnis des Grundes, den er besitzt, seinen Antheil 
vollkommen gleich beitrage, die Ämsigkeit auf dem Lande aber von 
aller Last befreit bleibe. Zu diesem Zwecke sollte in allen Ländern, 
welche überhaupt dem Patente unterworfen wurden (Böhmen, Mähren, 
Schlesien, Galizien, Osterreich ob und unter der Enns, Steiermark, Kärnten, 
Krain, Görz und Gradisca), sofort mit der Aufzeichnung und Ausmessung 
aller fruchtbaren Gründe und Realitäten und mit der Bestimmung des 
Körnererträgnisses nach der Fruchtbarkeit der Gründe begonnen werden. 
Grundlagen hiefur sollten die Öffentlichen Bekenntnisse der Grundbesitzer 
sein, deren Controle geregelt wurde. Alles hatte unter Leitung der Orts- 
obrigkeit oder der Jurisdicenten oder ihrer Stellvertreter und Beamten in 
Gegenwart eines Ausschusses von sechs von der Gemeinde gewählten 
Vertrauensmännern zu geschehen. Das mittlere Erträgnis der eigentlichen 
Grundnutzungen aller Art mit Einschluss der Zinsnutzungen der Häuser, 
nach den Marktpreisen zu Geld veranschlagt, sollte der Grundsteuer 
unterzogen werden. Es war mithin der Bruttoertrag Steuergrundlage; 
die Culturkosten wurden nur in der Feststellung \'erschiedener Belegungs- 



') In Steiennark und Kärnlea wurde die EatlasluDg der Unlertliaacii aaf c 
: erhielt; hientur kann aber hier nicht näher cingtguigen verdcD, 



i 
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procente für Grundstücke verschiedener Benützungsart berücksichtigt. Die 
Vermessung hatte im allgemeinen durch die Landbevölkerung durch- 
geführt zu werden ; ausgenom men hievon waren nur Waldungen und hohe 
und steile Gebirgsgegenden, sowie solche Grundstücke, welche besonderer 
Verhältnisse, insbesondere ihrer ganz unregelmässigen Umgrenzung wegen 
nur durch sachverständige Personen gemessen werden können (§ 45 des 
Hofdecretes vom 16. Juni 1785^). Die Feststellung des Erträgnisses be- 
rulite gleichfalls, wie schon gesagt, in erster Reihe auf Einbekenntnissen 
der Grundbesitzer, welche ohne Rücksicht auf die Urbarialschuldigkeiten 
und den Cultursaufwand, ausser dem Elächenmasse auch den Ertrag ihrer 
nutzbaren Gründe mit Ausnahme der Waldungen, bei den Ackern auch 
die Aussaat anzugeben hatten. Dabei wurden unterschieden: Acker, Trisch- 
und Rottäcker, Teiche, Wiesen, Weiden, Hutweiden, Gestrüppe, AVein- 
gärten, Waldungen, Bergwerke, Salzculturen. Nichtfatierte Gründe sollten 
als herrenlos betrachtet werden und demjenigen zufallen, der die Ver- 
schweigung anzeigen würde. Die im oben angedeuteten Sinne fatierten 
Erträgnisse jeder Culturgattung sollten auf solche von Ackern, Wiesen. 
Weingärten und Waldungen reduciert werden (§25 des Patentes vom 
16. Juni 1785). Die Fassion in Betreff der Äcker musste nach dem Körner- 
erträgnisse, und zwar ^^ eigentlich« nur mit Rücksicht auf das Erträgnis 
an Weizen, Korn, Gerste und Hafer erfolgen; »jeder Grundeigenthümer 
hat von seinem Felde von diesen vier Kömergattungen diejenige zu 
fatieren, die auf demselben insgemein, und zwar an Winter- und Samen- 
frucht gebaut wird*. Wird keine dieser Körnergattungen, sondern werden 
andere Xebenfrüchte gebaut, *so sind die letzteren nicht zu fatieren, 
sondern der Grund ist anderen seiner Fruchtbarkeit gleichkommenden 
(jründen gleichzuhalten und nach dem hiemach ausfallenden Resultate ist 
das Erträgnis in den bemerkten vier Hauptkömergattungen einzusetzen^ 
(§27 ibidem). 

Von den zahlreichen Einzelbestimmungen des letztcitierten Patentes 
in Betreff der Einschätzung seien nur noch einige, besonders charakteri- 
stische hervorgehoben. Vernachlässigte Grründe sind in Bezug auf ihr 
Erträgnis mit gleichartigen, entsprechend bebauten gleichzustellen (§ 30). 
Ist das Grrundstück fruchtbar, so darf es nicht als Trischacker behandelt, 
d. h. nicht nur alle drei oder vier Jahre oder in noch grösseren Zeit- 
abständen als Acker bebaut, im übrigen als Weide benützt werden 
(§ 31). Gärten von allen (rattungen werden geschätzt nach der besten 
Gattung der Wiesen (§ 35). Wenn Hutweiden vertheilt und umgerissen 
werden sollten, sind sie wie Wiesen, jedoch so wie die geringsten der- 
selben zu behandeln, sind sie dagegen nur als Weiden überhaupt be- 
nutzbar, so muss ihr wirkliches Erträgnis^ also in einem noch geringeren 
Betrage angesetzt werden (§ 36). Wo regelmässige Betriebsrechnungen 
geführt werden, hat das Erträgnis nach dem Durchschnitte der neun Jahre 



') Dieses Hofdecrel kann als Ausfühningsvcrordnung zum Patente vom 20. April 1785 gelten. 



{i774tis 1783) ausgewiesen zu werden (i^ 20): ähnliches jfilt beiWäldem, 
die forstmässig nach Klaflermassen harten und weichen Holzes, und zwar 
nach Massgabe des neunjährigen Ertrages auf Kosten des Eigenthümers 
abgeschätzt werden müssen (§ 39); dabei soll Sorge getragen werden, 
dass die Ausrodung der Wälder nicht gefördert werde. Die vier Kömer- 
gattungen der einzelnen Fassionstabellen sind zu summieren; hieraus ergibt 
sich der einjährige Ertrag, daraus durch Division der Durchschnitt in 
Körnern und anderen Nutzungen für jedes Joch {i; 40). 

Die Fassionen werden zunächst durch den Gemeinde vor stand und 
dann durch die leitenden Obrigkeiten geprüft, wobei »der fatierte Ertrag 
in den Dominicalbekenntnissen auf die vorhandenen Wirtschaftsrechnungen 
gegründet sein und der bei unterthänigen nach den Zehentregistern und 
obrigkeitiichen Kostenrechnungen mit einem im Durchschnitte erhobenen 
Ertrage der nächstgelegenen Dominical gründe von gleicher Eigenschaft 
verglichen werden- sollte'), -Es sollte hernach durch eine weitere Ver- 
gleichung des fatierten Ertrages eines jeden (irundbesitzers mit der 
Fassion seines Nachbarn, der ungefähr Grründe von derselben Beschaffen- 
heit hatte, durch Probemessung, durch Probedrusch, durch Abwiegung 
des Heues und Aufzeichnung der gefechsneten Eimer Weines etc. etc. 
die mittlere Erträgnisfähigkeit eines jeden (jrundes ausgemittelt und dann 
das Resultat davon durch die Prüfungen und Revisionen der Untercom- 
missionen» (je eine für jeden Kreis) in jeder Provinz controliert und 
richtiggestellt werden. Über diesen Kreisuntercommissionen steht die 
Landescommission. Die Fassionen sollten beim Riciiter oder Pfarrer 
beständig zur Einsicht aufliegen, damit eine Gemeinde die andere, ein 
Besitzer den andern controlieren könne. 

Die Ausmittelung der Localpreise von Heu, Grummet,Wein und 
Holz, und zwar nach neunjährigen Rechnungen, fand durch die Beamten 
und Ortsobrigkeiten statt {ij 42 des Hofdecretes vom 16. Juni 1785)1 ini 
übrigen -sollten kreisweise in jeder Stadt und in jedem Markte, wo mit 
den Hauptkörnergattungen, Wein, Heu etc. etc. Handel getrieben wurde, 
die Preise der zehn Jalire von 1772 bis 1782 erhoben, ein einjähriger Durcli- 
schnittspreis gezogen und dieser Tur den Kreis angenommen werden. 
Der Sorge der Obercommissionen ward es überlassen, diese Durchschnitts- 
preise aus den wöchentlichen Marktpreis Vormerkungen zu eruieren, den 
Mittelpreis für KÖmer, Rauhfutter, Wein, Holz und Fische zu bestimmen 
und nach diesem das erhobene Naturalerträgnis zu berechnen-).. Für 
(Temeinden, die von den Wochenmarktplätzen entfernt Hegen, wurden 
mit Rücksicht auf die Gesammtkosten des Transportes ihrer Producte 
nach Massgabe der Entfernung und in einem beschränkten .Sinne auch 
mit Berücksichtigung der Fruchtgattung, den Marktdurchschnitts preisen 



'1 Di. Jus, Liuaen: -Di 
Provinien der öslcrreichi sehen Mi 
=) Ibidem S. 66. 
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g'egenüber in bestimmtem Masse reducierte Preise in Anschlag gebracht 
(Hofdecret vom i6. September 1785). 

Die Einzelheiten der josefinischen Steuerveranlagung wollen wir 
hier nicht erörtern, es genüge, auf das Patent vom 13 Februar 1789 und 
die hiezu erlassenen Erläuterungen vom 16. Mai 1789 und 17. September 
1789 zu verweisen^). Die ihr zugrunde liegenden Vermessungs- und 
Schätzungsoperate waren nun, wie wir gesehen, der Ausgangspunkt für 
die neue, provisorische Action des Jahres 18 19, deren Wirkungen sich 
noch weit in die von uns zu behandelnde Periode erstrecken, so dass wir 
etwas näher auf den Inhalt der zur Circularverordnung vom i. Mai 1819 
erflossenen, mehrfachen Instructionen und Belehrungen (vom gleichen 
Datum) eingehen müssen. In erster Reihe kommt hier die Instruction 
für die Provincialcommissionen in Betracht; dieselben waren berufen, 
nach genauem Studium des ganzen Problems die zweifelhaften oder wegen 
der besonderen Verhältnisse der Provinz für diese ungeeigneten Bestim- 
mungen zu bezeichnen und darüber die Belehrung und Schlussfassung 
der k. k. Hofkanzlei einzuholen, die Einleitung und den Fortgang der 
Operationen zu veranlassen und zu überwachen, die hergestellten Operate 
zu controlieren, dieselben zu einem Hauptzusammensatze zu verarbeiten 
und das Ergebnis der Hofkanzlei zu unterbreiten. Eine Instruction für 
die Kreisämter belastete dieselben mit der Verpflichtung, die Steuer- 
bezirksobrigkeiten zu unterweisen, zu überwachen und zu controlieren. 
Als Steuerbezirksobrigkeiten hatten im allgemeinen bei Ausführung 
des Grundsteuerprovisoriums jene zu figurieren, welche im Patente vom 
20. April 1785 als leitende Obrigkeiten bezeichnet worden waren. Ihre 
Aufgabe bestand darin, die Resultate der josefinischen Erhebungen mit 
Bezug auf im Flächenmasse, in der Culturgattung der Parcellen und in 
der Person der Besitzer eingetretene Änderungen zu überprüfen, die 
Gebäude zu classificieren und an den Orten, wo sie als zinserträgnisfahig 
angesehen wurden, für die Fatierung dieser Zinserträgnisse und deren 
Richtigkeit zu sorgen. Die Belehrung für die Zehentherrschaften und 
eine weitere für die Herrschaften, Gültenbesitzer und Magistrate haben 
für unser Thema keine Bedeutung. In Betreff der Belehrung an die Steuer- 
bezirksobrigkeit sei auf die wörtliche Wiedergabe derselben in dem mehr- 
citierten Buche von Linden^) verwiesen. Ein näheres Eingehen darauf 
verbietet uns unser Thema und die Beschränktheit des verfügbaren 
Raumes. 

Es liegt nahe, dass eine Action, wie die von uns eben geschilderte, 
verschiedene Beschwerden provocieren musste, schon deswegen, weil die 
Ermittelungen doch nicht umfassend genug waren, um allen in den letzten 
30 Jahren eingetretenen Änderungen Rechnung zu tragen. Eine Aller- 
höchste EntSchliessung vom 29. August 1821 verfügte denn auch, dass 



*) Siehe übrigens Linden, S. 68 ff. 
•) S. 84 bis 100. 
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eingebrachte Beschwerden als Reclamationen anzusehen seien und 
von einzelnen Grundholden und Grundbesitzern innerhalb dreier Monate 
ihnen dann entsprochen werden könne, wenn sie nachweisen, dass 
die Feststellung" des Flächenmasses und des Grundertrages fehlerhaft 
erfolgt sei. Gemeindeweise Reclamationen wurden nicht gestattet. Eine 
besondere Instruction in Bezug auf die zulässigen Beschwerden erfloss 
am 1 8. Jänner 1822, eine weitere am 6. Jänner 1825. Im Sinne der ganzen 
Action musste auch eine Evidenzhaltung des provisorischen Steuer- 
catasters vorgesehen werden, worüber unter dem 12. August 1824 eine 
Vorschrift erlassen wurde ; sie betraf, insoweit nur die eigentliche Grund- 
steuer in Betracht kommt, Änderungen im Objecte und in der Person 
des Besitzers ; unter den Objectsänderungen waren auch die Culturände- 
rungen mitinbegriflfen, ebenso der Fall einer Änderung in der gesetzlichen 
lügenschaft der Grundstücke (Umgestaltung von Dominical- in Rustical- 
grundstücke, von Hausgründen in Überlandgründe und umgekehrt). Die 
weiteren Einzelheiten dieser Vorschriften haben heute wenig Interesse 
mehr^). 

Dagegen muss hervorgehoben werden, dass alle auf den Objecten 
der Grundsteuer ausser dieser selbst (Grund-, Urbarial-, Zehent- und Ge- 
bäudesteuer) und dem Zuschlage lastenden Xebenabgaben durch Aller- 
höchste EntSchliessung vom 10. April 1827 aufgelassen wurden, soweit 
sie dem Staatsschatze zuzufliessen bestimmt waren; für ständische und 
communale Bedürfhisse durften dagegen unter bestimmten Bedin- 
gungen abgesonderte Zuschläge eingehoben werden. 

c) Die besonderen Provisorien. 

1. Das böhmisehe Pifoi/isoifium. 

Wir gelangen damit zur Besprechung der besonderen Provi- 
sorien, welche in den dem Patente vom 8. Februar 1819 nicht unter- 
worfenen Ländern Geltung erlangten. In erster Reihe kommt hier das 
böhmische Provisorium in Betracht. Dasselbe weicht wenig von dem 
allgemeinen Provisorium ab, da es sich auch im wesentlichen auf die 
josefinischen Erhebungen stützt. Die alte, als Exequatio dominicalis, exe- 
quatorium dominicale bezeichnete Repartitionsart der Grundsteuer war 
zwar am i. November 1789 beseitigt, durch das Patent vom 9. Mai 1790 
aber, freilich unter Berücksichtigung der josefinischen Ausmessungen 
und Schätzungen wieder in Kraft gesetzt worden, aber erst das Patent 
vom 30. Juni 1792 führte die bis in unsere Periode hinein massgebenden 
Besteuerungsmodalitäten ein. Da dieselben, abgesehen von den die Be- 
handlung der Rusticalgründe im Verhältnisse zu den Dominicalgriinden 
betreffenden keinen wesentlichen Unterschied gegenüber den in den 
Ländern des allgemeinen Provisoriums geltenden Bestimmungen auf- 

^) Linden, S. 107 bis II3; der Autor theilt hier auch je ein Formulare der Evidenz- 
haltungsregister, des Ausweises der Evidenzhaltungsresultate der Grundsteuer des Steuerbezirkes 
N. N. mit. 
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weisen, können wir hier nicht näher auf das genannte Patent eingehen, 
so sehr dasselbe auch von rein historischem Standpunkte aus von Inter- 
esse ist'). Nicht übersehen darf nur der Umstand werden, dass in Böhmen 
zu dem auf das Land entfallenden Contingente nicht nur die Grund- 
nutzungen, sondern auch diesen fremdartige Objecte beizutragen hatten, 
und zwar beim Dominieale: >'Zinsungen, obrigkeitliche Gebäude, Geld- 
und Naturalzinse, steigende und fallende Einnahmsquellen, Frohnen und 
Dienstbarkeiten«, beim Rusticale >die steuerbaren Häuser, Mühlen, Brau- 
werke und Gewerbe*. Die Modalitäten der Auftheilung und die sich 
daraus ergebende Mehrbelastung des Rusticale interessieren ims für 
unsere gegenwärtigen Zwecke weiter nicht. Im Laufe der Jahre 1852 bis 
1860 machte dieses Provisorium allmählich dem Systeme des stabilen 
Catasters Platz ^). 

2. Das dalmatinisehe Pfoi/isoflum. 

Das dalmatinische Provisorium führt uns in seinem Ursprünge 
auf uralte Zeiten zurück und zeigt uns eine sehr rohe Form der 
Bodenbesteuerung; von allen Früchten der Erde mit Ausnahme der 
Gemüse und Kartoffeln hatte ursprünglich ein Zehntel an das Ärar ab- 
geführt zu werden. Aus praktischen Gründen wurde dieser Zehent aber 
seit dem Jahre 18 15 immer verpachtet, und zwar nach verschiedenen Ab- 
theilungen, sogenannten Zehentlosen ; der Erfolg der Pachtausschreibungen 
war jedoch vielfach ein sehr ungünstiger, ja, im Laufe der Zeit wurde die 
Sachlage immer schlimmer und es geschah, dass annähernd die Hälfte 
der Zehentlose unverpachtet blieben. Das hatte zur Folge, dass im Jahre 
1823 der Staat sich entschloss, einen Theil des Naturalzehentes, im Jahre 
1837 aber den ganzen in eine Geldabgabe zu verwandeln und durch eine 
eigene Commission verwalten zu lassen; dabei wurde die Ermittelung 
der Productmengen von jener Commission geleitet, die Preise der 



*) S. Linden, S. 115 bis 127, insbes. S. 226. 
') Die Besteuerung Böhmens warf ab: 

1843 1849 1850 1851 1856 

Im Ordinariura .... 5,240.079 4,240.079 5,782.988 5,782.983 6,621.501 

an Zuschlag 493.494 542.905 1,927.661 1,927.661 2,207.167 

an Kriegszuschlag ... — — — — — 

Zusammen . . 5,733.573 5,782.984 7,710.644 7,710.644 8,828.668 

1857 1859 1861 1868 

im Ordinarium 8,076.276 8,032.114 8,433.000 12,115.083 

an Zuschlag 2,692.092 2,677.371 2,8ii.000, 

an Kri egszuschlag — 66<).343 1,405.500' 1__ 

Zusammen . . . 10,678.368 11,378.828 12,649.590 13,400.395 

Es zeigt sich hierin eine sehr starke Steigerung der Steuerlast Böhmens, die ihre Er- 
klärung aber durchaus nicht nur in den Zuschlägen zu suchen, sondern, da sie — wenn auch 
in geringerem Masse — auch im Ordinarium eintrat, wohl mit Recht zum Theile auf die all- 
mähliche Einführung des stabilen Catasters zurückgeführt werden muss. 
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Producte aber im alljfemeinen distri et weise von eigenen Commissionen fest- 
gestellt ( Preis confectionsprotokoUe) ; die erstere Commission stellte dann, 
nachdem die Preise sanctioniert waren, die Vorschreibungen {Ruoli) zu- 
sammen und überwachte durch ihre Agenten die Einhebung der Zehent- 
contributionsbe träge '). 

Die näheren Bestimmungen hierüber gab das mit Allerhöchster Ent- 
schliessung vom ig. März 1833 genehmigte und mit Gubemialverfugung 
vom 24. April 1833 kundgemachte Regulativ, das durch das Hufkanzlei- 
decret vom 3 1 . Mai 1837 und die Allerhöchste EntschÜessung vom 
31. Juli 1837 erläutert und abgeändert und am 12. December 1837 in 
seiner neuen Form public! ert wurde. Einige Bestimmungen von all- 
gemeinerem Interesse mögen demselben entnommen werden. Der Artikel i 
bestimmt: "Der Zehent aller wie immer gearteten Producte sämmtlicher 
Grundstücke, die innerhalb der Grenzen der Kreise von Zara und Spalato 
und der Insel Curzola im Kreise Ragusa gelegen sind, wird, von der 
Ernte des Jahres 1838 angefangen, in die Staatsregie genommen und im 
Gelde entrichtet, Hievon werden jedoch ausgenommen: das Obst, Kräuter, 
Erdäpfel, Gras und die Producte jener Cirundstücke, rücksichtlich welcher 
das Zehentreclit von den Eundatarien des sogenannten neuen acquisto 
genossen werden wird. Das ganze zehentpilichtige Territorium ist in 
45 Lose (totti) zertheilt und diese zerfallen wieder in ebensoviele Ab- 
theilungen (riparti), als für jedes Los Zehentschreiber (descrittori) be- 
stimmt sind." 

Die Artikel 4 bis 14 betreffen die Modalitäten der Beschreibung 
von Grundstücken und der Aussaat, die Artikel 15 bis 105 bestimmen 
über die Verificierung der Zehentquoten von allen Producten ; dieselbe 
hatte in drei verschiedenen Epochen zu geschehen, und zwar in der 
ersten Epoche in Betreff der »weissen Körnerfrucht- und der Hülsen- 
früchte, in der zweiten in Betreff der -kleinen KÖmer« und verschiedener 
anderer Producte mit Einschluss des Weines, in der dritten endlich 
in Betreff der Oliven. Über die Art der Schätzung der Früchte in Geld 
unterrichten uns die §^ 132 bis 142; für die weissen KÖmer und die Hülsen- 
früchte entschieden die Preiscourante des Hauptortes der betreffenden 
Prätur, und zwar jene der Monate Juli, August und September, für die 
'kleinen Körner- die Notierungen des Hauptortes in den Monaten 
September, October und November, für den Wein die September-, 
October- und Xovemberpreise der verschiedenen Sorten am Districts- 
hauptorte, unter Umständen am Hauptorte des Communalbezirkes ; für das Ol 
waren bestimmend die Decemberpreise des Districtshauptortes; dabei war 
nach Artikel 135 dem Gubemium jeder Abzug an den Preisen gestattet, 
■ welcher etwa durch besondere Verhältnisse geboten würde-. • Rücksichtlich 
der übrigen Producte als: Heu, Flachs, Lein, Hanf und Bienenstocke 
werden die gewöhnlichen Zahlungsverhältnisse beobachtet, wie sie in 



') Siehe S. 195 t 



311. 128 
3^051 



— 954 — 

der Gubernialkundmachung vom 4. September 1827 enthalten sind< 
(Artikel 136). Bestimmte Anhaltspunkte für das Vorgehen der Preis- 
ermittelungs-Commissionen geben die Artikel 138 bis 140. Die Artikel 
143 bis 163 sprechen von der Einhebung des Zehents in Geld. Nach 
Artikel 143 geschah die Steuereinhebung »über geeignete, gedruckte 
Rollen, welche vom Gubernium ausgefertiget, auf die gewöhnliche Art 
von den betreffenden Podestarien kundgemacht werden«. Die betreffenden 
Steuerrollen werden zusammengestellt, ausgefertiget, vertheilt und kund- 
gemacht, für die weissen Körner und Hülsenfrüchte innerhalb des Monates 
November, für die kleinen Früchte, für die sogenannten verschiedenen 
Producte und für die Weine innerhalb des Monates Jänner und für das 
Ol innerhalb des Monates März und womöglich noch früher ^< (Artikel 144). 
In einem Lande wie Dalmatien, das sich erst in den ersten Stadien 
der Geldwirtschaft befunden haben mag, als die Umwandlung des Xatural- 
zehents in eine Geldabgabe durchgeführt wurde, mag dieser Process 
unter grossen Schwierigkeiten für die Steuerträger vor sich gegangen 
sein, aber auch für das Arar hatte er sicher schwere finanzielle Opfer 

im Gefolge. 

1834 1838 1849 1859 1861 1861 

Im Ordinarium 257.670 216.729 318.751 217.683 217.680 

an ein Drittel Zuschuss . . — — — 72.561 72.560 

an Kriegszuschlag .... — — — 18.140 36 280 

Zusammen . . 257.670 216.729 318.751 308.384 326.520 342.179 

Im Jahre 1852 wurde das dalmatinische Provisorium durch das 
System des stabilen Catasters ersetzt. 

3. Das Provisorium für die Bukouiina. 

Auch die Bukowina hatte im Jahre 1848 ein besonderes Steuer- 
system, das als Provisorium, unbeirrt durch das Patent vom Jahre 18 19, 
unter dem 13. März 18 18, respective 22, September 1835 eingeführt worden 
Wcir, dem stabilen Cataster niemals wich und erst infolge des Gesetzes 
vom 24. Mai 1869, R.-G.-Bl. Xr. 88, verschwand. Die josefinische Steuer- 
regulierung hatte nämlich sich auf die Bukowina nicht erstreckt, so 
dass naturgemäss das Provisorium des Jahres 18 19 eine Anwendung auf 
dieses Land überhaupt nicht finden konnte und an seiner Stelle vorerst 
die alten (die Grundsteuer vertretenden) Haupt- und Nebenabgaben bei- 
behalten wurden; Hauptabgaben waren: Die AUodialsteuer, die allgemeine 
Familiensteuer, die Dessentina (Bienen- und Borstenviehsteuer) sammt 
dem Zettelgelde und die Gostina (Schaf- und Ziegensteuer); die Xeben- 
steuem aufzuzählen, hätte hier kein Interesse. Ein solcher Zustand konnte 
aber nicht lange fortdauern, weshalb am 31. März 18 18 für das Herzogthum 
ein Grundsteuerprovisorium angeordnet wurde, welches ein bestimmtes 
Steuercontingent und die Art und Weise seiner Repartition feststellte. 
Am 5. August 1820 erfloss aber bereits eine abändernde Allerhöchste Ent- 
schliessung, welcher das bereits citierte Allerhöchste Cabinetsschreiben vom 
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Jahre 1835, kundg-emacht am 25. November 1835, folgte. Durch dasselbe 
wurde angeordnet, '»dass die Verleihung der Grundsteuer unter die ein- 
zelnen Dominical-Contribuenten nach Verhältnis des Einkommens aus den 
Urbarial- und Zehentbezügen und dem Grundertrage und unter die 
Rusticalsteuergemeinden nach Verhältnis des Ertrages ihres Concretal- 
besitzthumes zu geschehen habe«. Zum Zwecke der Ausfuhrung dieser 
Bestimmungen sollte der Ertrag von Grund und Boden im Wege der 
Schätzung und Parificierung der in der Urproduction benützten oder 
doch benutzbaren Grundflächen durch eigene Schätzungscommissäre er- 
hoben werden, wobei die Resultate der in den Jahren 18 19 und 1823 
durchgeführten Catastralvermessung als Grundlage dienen sollten. Die 
Urbarial- und Zehentbezüge hatten von den Grund- und Zehentherren 
selbst einbekannt zu werden. Von besonderem Interesse ist es, dass 
laut der für die Schätzungscommissäre hinausgegebenen Instruction der 
Rusticalbesitz in jeder Gemeinde als ein Concretum zu behandeln war, 
der Besitz eines jeden Dominicalantheilbesitzers aber abgesondert aus- 
gewiesen werden musste. Die Grrundsteuerquote wurde dann zwischen 
dem Dominieale und Rusticale im Verhältnisse von ®/i5 zu V15 aufgetheilt, 
die Quote der Dominicalbesitzer nach Verhältnis ihrer Gutserträgnisse, 
die der Rusticalbesitzer nach der Tschisla subrepartiert. Die Tschisla 
war ein Schlüssel zur Auftheilung der Grundsteuer, dessen Anwendung 
dem directen Einflüsse der Regierung entzogen war und gewissermassen 
auf einem Übereinkommen über die Beitragsfahigkeit der einzelnen be- 
ruhte ') -). 

4. Das tijpolisehe Cpundsteaepsystem. 

Sehr eigenartig und von besonderem, auch theoretischem Interesse 
ist das tirolische Provisorium, das sogenannte Steuerperäquations- 
system^. Grundlage desselben war das Patent vom 6. August 1774, durch 
welches die Fatierung der Grundsteuerobjecte angeordnet worden war. Ent- 
scheidend dabei sind zunächst folgende drei Momente: alle Steuerfreiheiten 
sind aufgehoben, es besteht kein Unterschied zwischen Dominical- und 
Rusticalbesitz, die Einschätzung beruht auf dem mittleren Kaufwerte der 
Güter als dem verlässlichsten Ausdrucke für die Reinertragsfahigkeit 
derselben. 

Wir sehen im folgenden von der besonderen Steuer ab, welche von 
den Grrund- und Zehentgülten und sonstigen Giebigkeiten, die von den 



^) Vun Interesse ist es auch, duss bei der Einschätzung; in die Bukowina nur, und zwar 
höchstens drei Bonitätsclassen innerhalb jeder Culturgattung unterschieden werden durften. 

*; Die Steuerleistung der Bukowina ergab: 

1843 1849 1850 1859 1861 1868 

Tm Ordinarium 216.000 21O.000 21 6.000 216.001 216.000 3^3-175 



1859 


I86I 


216.001 


216.000 


72.000 


72.000 


1 8.r>00 


36.000 



an Zuschlag — — 72.001 72.000 72.000 I ^g 

an Kri egszuschlag .... — — — 18.000 36.000 J 

Zusammen . . .216000 216.000 288.001 306.001 324.000 3'i4i*59 

'.) Siehe Christ. Volle: »Darstellung des tirolischen Steuersystemes c, Innsbruck 1827. 
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damit belasteten Grund- und Hausbesitzern an dritte Personen ständig- 
bezahlt werden mussten, zu leisten war, und die gewöhnlich als Adels- 
steuer bezeichnet wurde; die allgemeine Grundsteuer dagegen müssen 
wir erstens deswegen, weil ihre Wirksamkeit weit in unsere Periode 
hereinreicht und zweitens wegen ihres schon angedeuteten, theoretischen 
Interesses eingehender besprechen. 

In dem mit Hofdirectorialdecret vom 14. Juni 1793 genehmigten 
und als allgemeine Norm in Grundsteuersachen kundgemachten >» Chrono- 
logisch-systematischen Compilationswerk über das Steuer- und Peräquations- 
wesen Tirols« wurde das ganze gesetzgeberische Materiale gesammelt 
und zugänglich gemacht. 

An der Spitze des ganzen Catastrierungsgeschäftes stand die aus 
Regierungsbeamten und Vertretern der tirolischen Stände zusammen- 
gesetzte Peräquationscommission (Steuerbehörde, Steuer compromiss), 
welcher die Steuerlocalobercommissionen in den Städten und Gerichten, 
die für je einen Kreis aufgestellten Obercommissäre und später auch 
der Taxgleichstellungscommissär unterstanden. 

Jeder Grundbesitzer ohne Ausnahme war nun in erster Linie ver- 
pflichtet, die ihm gehörenden, steuerbaren Objecte schriftlich oder münd- 
lich der Obrigkeit bekanntzugeben, und zwar mussten fatiert werden: 
Schlösser, Paläste, Ansitze, Häuser, Höfe, Stadel, Stallungen, Gärten, 
Acker, Anger, Wiesen, Weinfelder, Jagdbarkeiten, Fischereigerechtig- 
keiten, Weiher, Seen, Teiche, Gemeinde- und Heimwaldungen, Auen, Moor- 
gründe, Alpen, Realgewerbe u. s. w., und zwar nach ihrem Flächenmasse, 
ihrer Lage und Beschaff*enheit, unter Bezeichnung der darauf haftenden 
Oblagen (der unveränderlichen und der veränderlichen) und der angren- 
zenden Eigenthümer. Die Flächenmasse, welche bei diesen Fassionen 
Anwendung finden durften, waren unter Beziehung auf das Patent vom 
6. April 1771 genau für verschiedene Culturarten bezeichnet (Jauche, 
Tagmahden, Graben, Morgen, Wiener Klafter). 

Der Inhalt dieser Fassionen bildete nun das Object der zweiten 
Operation, nämlich der Schätzung, welche durch das Patent vom 26. März 
1777 und die zu demselben erlassenen Instructionen genau geregelt wurde. 
Jedes Steuerobject wurde unter der Annahme geschätzt, dass es in 
mittlerer Cultur stehe und lastenfrei sei, und zwar so, wie es in einem 
mittleren Kaufe nach Massgabe seiner inneren Beschaff*enheit und mit 
Rücksicht auf den Grrad der Schwierigkeit seiner Bearbeitung und auf 
die Grösse der dasselbe bedrohenden Wassergefahr losgeschlagen werden 
könnte. Dabei mussten die auf dem Gute zu Gunsten dritter Personen 
haftenden (jiebigkeiten ihrem Werte nach dem Schätzwerte des lasten- 
frei gedachten Grundstückes zugeschlagen werden, »weil sie ohnehin nach 
dem Besteuerungssysteme bei der Vertheilung der Steuer zwischen dem 
Rusticale und Dominieale von dem mittleren Werte des Grundes in dem 
Capitale abgezogen werden sollten«. Es sollte aber auch darauf Rück- 
sicht genommen werden, dass zunächst die Schätzungsresultate eines und 





desselben Gerichtes odei- eines Stadtgebietes untereinander in einem 
richtig'en Verhältnisse stehen. Uiu die Schätzung zu erleichtem und diese 
ihre Glelchmässigkeit sicherzustellen, sollten die Localcommissionen vor- 
erst eine Tax Classification entwerfen und mittelst derselben feststellen, 
wie hoch in jeder Gemeinde ein bestimmtes Flächenmass von jeder 
ciattung der Grundstücke 'Von der besten, mittleren und schlechtesten 
Beschaffenheit angeschlagen, und wieso die Gemeindeglieder unter sicii 
und die einzelnen Gemeinden des Bezirkes gegen einander in ein billiges 
Ebenmass gebracht werden können». Dabei war es den Commissionen 
überlassen, die Anzahl der Taxelassen je nach der Verschiedenheit der 
ffrundstücke zu bestimmen ; aber nur die höchste, mittlere und geringste 
Classification jeder Culturgattung musste von der Localcommission der 
Steuerperäquationscommission bekanntgegeben werden. Um zu einer 
richtigen Tax Classification zu gelangen, mussten in jeder Gemeinde je 
mehrere Höfe verschiedenen Wertes ausgewählt, diese Höfe als Ganzes 
geschätzt, die Schätzungsreaultate auf die einzelnen Culturgattungen nach 
ihrer Beschaffenheit und Grösse aufgetheilt und diese Theile auf je eine 
Flächenmasseinheit reduciert werden : dabei konnte man, da es sich ja 
nur darum handelte, -die Gleichförmigkeit des Wertes sowohl in jeder 
einzelnen (iemeinde, als in den Gemeinden des Gerichtes unter sich« zu 
sichern, ebensowohl die eigentlichen Kaufpreise, als die Überlassungs- 
preise bei Bcsitzv ertragen, als andere (.irundlagen anwenden. Da es sich 
nun trotzdem herausstellte, dass die Schätzungen der Localcommissionen 
untereinander durchaus nicht immer zuverlässige und gleichmässige Re- 
sultate ergeben hatten, wurde durch Decret vom ii. Mai 1780 ein Tax- 
gleichstellungscommissär bestellt, welcher in allen Städten und Gerichten 
des Landes eine hinreichende Anzahl von Käufen, Bestand- und Losungs- 
verträgen ') einzusehen, die daraus sich ergebenden Verkehrswerte mit 
den Schätzungsergebnissen zu vergleichen, die Verschiedenheit beider 
Werte zu erheben -und durch deren Zuschlagung zum Schätzungswerte 
sämmtlicher Besitzungen das Gesammtsteuercapital nach dem mittleren 
Currentpreise auf eine gerechte und gleichförmige Art zu erheben ■^ 
hatte. 

Um den Vorgang klarzulegen, wollen wir ein von Linden ge- 
brachtes Beispiel mittheilen; wir bemerken vorerst nur, dass ein eigener 
• capitalischer Taxtarif über alle adelssteuermässigen Giebigkeiten- die 
Schätzung der auf den Gütern haftenden Oblagen sehr erleichterte; der 
Wert dieser Oblagen wurde nämlich, wie schon bemerkt, dem Schätzungs- 
werte des lastenfrei gedachten Gutes zugeschlagen, um dann aber bei 
der Auftheilung der Steuer zwischen dem Rusticale und Dominieale be- 
rücksichtigt zu werden, 

*l fiei der Auswahl dieser Verträge wirkten die LocalcnouaissioQ, die ScbStileule und ein 
Gemetodeveitreter mitj die VertiSge mussten aus der Zeit zirisclieii 1760 aad 17S0 stummen und 
gewisse Eigenschaften nurwcisen, die eine Caiintie dafür boten, dass die in ihnen festgestellten 
Preise dem wirltlicheu Vetliehrs werte entsprechen. 
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Linden bringt als Beilage eine »Vergleichungstafel, welche zwischen 
der Schätzung und dem Kaufpreis im Gerichte X. zur Probe entworfen 
worden ist«. Der Kopf dieser Tabelle ist folgender: 



'I 



Fortlaufende Gemeinde 



Zahl 



oder Viertel 



Schätzung 



fl. ! kr. 



Tag, Monat und 

Jahr des Kauf-, 

Losungs- oder 

Pachtvertrages 



Betrag der 
Kaufpreis ,j Oblagen 

li im Capital 

l' 



I Kaufpreis 
leinschliess- 
I lieh der 
I Oblagen 



fl. ikr.J fl. 



kr.li fl. kr. 



Nach dem Beispiele wurden unter loo in einem Gerichte ausgezogenen 
Verträgen 44 als anwendbar erkannt, dieselben wiesen zusammen einen 
Kaufpreis von fl. 71.373 aus, während die auf den Realitäten haftenden 
Oblagen fl. 8314 Capitalwert darstellten; der gesammte Kaufipreis ein- 
schliesslich der Oblagen erreichte daher die Summe von fl. 79.687; die 
Schätzung derselben Besitzungen dagegen hatte nur fl. 20.752 ergeben; 
es verhielt sich daher der Kaufpreis zum Schätzungswerte wie 3 fl. 50V8 kr. 
zu fl. I ; das, was auf einen Gulden geschätzt worden war, war im Durch- 
schnitte für 3 fl. 50 Vs kr. verkauft worden; der Unterschied betrug somit 
2 fl. 50^/a kr. Dieser Unterschied musste nun jedem Gulden der Schätzung 
sämmtlicher Güter dieses Gerichtes zugeschlagen werden; betrug somit 
die Schätzungssumme aller Güter des Gerichtes zusammen fl. 437.540, so 
betrug die Summe des »Currentwertes« (ohne Rücksicht auf die Bürden) 
1,679.971 fl. 17V2 kr. An dem so für das ganze Land ermittelten Steuer- 
capitale wurde nun in jenen Gerichten und Städten, in welchen der Grund- 
besitz sehr stark zersplittert war, eine Detaxation zugelassen, d. h. in 
jenen Gerichten und Städten, in welchen die Mittelsumme der erhobenen 
Kaufpreise einen bestimmten Betrag nicht erreichte, wurde, und zwar je 
nach dem Abstände von diesem Betrage, ein verschieden grosser Abzug 
von der Gesammtsumme der Kaufpreise gestattet, so dass das Steuer- 
capital entsprechend niedriger festgestellt erschien. Bei einem Durch- 
schnitts-Kaufpreise im Gerichte von fl. i bis 99 betrug dieser Abzug 
zwei Fünftel, er sank dann immer mehr und erreichte bei fl. 3500 (Tiroler 
Währung) den Nullpunkt. Diese Bestimmung ist von ganz besonderem 
Interesse, denn sie zeigt ein für die Periode, in welcher das tirolische 
Steuersystem entstanden ist, gewiss erstaunliches Verständnis für die 
Gesetze der Preisbildung. Kleine Grundbesitzungen finden einen grösseren 
Kreis von Nachfragern vor, wenn sie zum Verkaufe gelangen, als umfang- 
reichere, weil ja für ihren Erwerb viel melir Personen die erforderliche 
Zahlungsfähigkeit haben; bei solchen kleinen Besitzungen wird es also 
häufig vorkommen, dass der Preis eben durch den mächtigen Druck der 
Nachfrage über jenen Betrag emporgedrängt wird, welcher der Ertrags- 
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fähiy:keit des Bodens entspräche, es wird jenes oft betonte Miss Verhältnis 
zwischen dem Ertrags- und Verkehrswerte des Bodens zutage treten, 
dessen letzter Grund allerdings in einem psychologischen und nicht in 
einem wirtschaftlichen Momente zu suchen sein dürfte, nämlich in der 
grossen Wertscliätzujig, welcher die Thatsache des Besitzes von Grund 
und Boden begegnet und welche bei dem Maximal-Preisjmgebote der 
Käufer eine nicht zu unterschätzende Rolle spielt. Wenn man also den 
Kaufswert der Realitäten, so wie man ihn ermittelt hatte, der Besteuerung 
thatsächlich zugrunde gelegt haben würde, hätte eine ungleichmässige 
Belastung der Realitäten -Erträge platz gegriffen, da ja die kleineren nach 
ihrem Verkehrswerte, die grösseren annähernd nach ihrem Ertragswerte 
getroffen worden wären. Um dem vorzubeugen, wurde eben die Detaxation 
bewilligt. Überdies bietet aber diese Bestimmung noch ein anderes inter- 
essantes Moment dar; wir finden nämlich darin die Idee einer freilich nur 
formell, pro- respective degressiven Besteuerung angedeutet und somit das 
Ideal einer modernen Grundsteuer, die unseres Erachtens progressiv und 
auf einem Gutsreinertragscataster aufgebaut sein sollte, wenigstens 
einigermassen vorgebildet. Es ist hier nicht der Ort, dieses Tliema weiter 
auszuführen, da es ja hier nur darauf ankommt, zu zeigen, welche Formen 
der (trundsteuer im Jahre 184S bestanden haben; es ist daher auch nicht 
zulässig, auf eine weitere Kritik des tirolischen Steuerperäquationssystemes, 
das übrigens auf einem Gutswertscataster') aufgebaut ist, einzugehen; 
wohl aber darf noch hervorgehoben werden, wie genau man nach allen 
Richtungen die Gerechtigkeit und Gleichmässigkeit der Besteuerung im 
Auge behielt; hiezu sei ein Citat aus Linden (S. 140) gestattet, das eines 
Commentares nicht bedarf: ^Die Mittelsumme des Kaufwertes wurde in 
jedem Gerichte auf die Art erhoben, dass alle in der Bilanz vorkommenden 
Kaufsummen, jedoch ohne Einrechnung der zu Capital gesclilagenen 
Oblagen zusammengezählt und die Hauptsumme durch die Zahl der Käufer 
getlieilt wurde, wo der Quotient die Mittelsumme gab. Die Oblagen 
mussten in Abschlag gebracht werden, um einen sicheren Anhalts- 
punkt zu gewinnen, weil die Oblagen immer einen kleineren 
Kaufs Chi Hing zur Folge haben, da sie in Abzug gebracht 
werden, folglich, wegen des geringeren Geldbedarfes den Ankauf er- 
leichtem.« 

Gehen wir nun in unserer Darstellung weiter. Durch die bisher ge- 
nannten Operationen war der gesammte ■■Currentwert- des Grundbesitzes 
ermittelt worden, es handelte sich nun darum, denselben zur Grundlage 
der Besteuerung zu machen. Dies geschah zunächst dadurch, dass man 
von dem Gesammtcurrent werte drei Achtel als Steuercapital, Steuer- 
tangente oder Steuerdividende bestimmte (strenggenommen erfolgte diese 
Berechnung schon vor der Durchführung der Detaxation), diese drei Achtel 
ergaben nun eine Summe von fl, 46,606.296; die Umlegung der Steuer 



) Die Beieichüiing als Guts wertscnlaslcr ist übrigens nuch mit Reserve aniuwendcii 
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erfolgte nach der verfassunjüfsmässigen Verhältniszahl in 5000 Steuer- 
knechte^). (Im Jahre 151 1 hatte sich das Land verpflichtet, im Falle eines 
Aufgebotes von Seiten des Landesfürsten auf eigene Kosten 5000 Kriegs- 
knechte durch einen Monat an die Grenzen zu stellen und zu erhalten; 
der Monatssold für jeden Knecht betrug fl. 4 und wurde durch eine Steuer 
aufgebracht, welche nachMassgabe der Bevölkerungszahl und des Realitäten - 
wertes umgelegt wurde. Im Jahre 1573 wurde von den Ständen ein 
Betrag von fl. 1,600.000 an Kammerschulden übernommen, zahlbar innerhalb 
20 Jahren, deshalb der Steuerknecht von fl. 4 auf fl. 36 erhöht und damit 
eine dauernde Steuer geschaff'en, der Ausdruck Steuerknecht aber seines 
ursprünglichen Sinnes beraubt und mit der Bedeutung einer Verhältnis- 
zahl für die Steuerumlegung ausgestattet.) Je ein reines Steuercapital von 
fl. 9000 sollte einem Steuerknechte entsprechen, so dass zur Deckung der 
5000 Steuerknechte ein Steuercapital von fl. 45,000.000 erforderlich war. 

Das verfügbare Plus von fl. 1,606.296 (= lyS^'/si Steuerknechten) 
sollte vorläufig als Reservefonds für den Fall von Elementarbeschädi- 
gungen oder für den Fall, dass Rechnungsverstösse zutage treten würden, 
beibehalten werden-). Das Mass der Steuerleistung, somit die (irrösse des 
Steuerknechtes war wechselnd; in den Vierziger-Jahren betrug der 
Steuerknecht fl. 108 T. W. = fl. 102V7 W. W. C. M. und wurde in vier 
Fristen (Andreas, Lichtmess, Georgi, Jacobi) zu sechs Terminen (d. h. jede 
Frist zu anderthalb Terminen) eingehoben ; die ganze Steuer ergab 
fl. 540.000 T. W. Dieser Zustand dauerte bis zum Jahre 1849, in welchem 
Zeitpunkte auch in Tirol der die Einkommensteuer I. Classe von Grund 
und Boden vertretende Eindrittel- Zuschlag eingeführt wurde. Das Jahr 
1859 brachte endlich noch den Kriegszuschlag. 

Bisher haben wr einen weiteren Theil der Steuerveranlagungsaction 
noch nicht besprochen, nämlich die Art und Weise der Vertheilung der 
Steuer zwischen dem Dominieale und Rusticale. In dieser Richtung 
können wir uns aber mit wenigen Andeutungen begnügen, da dieses 
Problem für die uns interessierende Zeitperiode kaum noch eine Bedeu- 
tung hat. Es handelte sich darum, festzustellen, ^wie viel für den Bezug 
der grund- und zehentherrlichen Leistungen durch die Berechtigten von der 
Steuer übernommen werden müsse ^< ; zu diesem Zwecke wurde durch den 
Taxgleichstellungscommissär ein eigener Tarif über den Wert dieser 
Bezüge entworfen und so ihr Gesammtcapitalswert ermittelt ; hievon wurden 
fünf Achtel abgezogen und der Rest ohne weitere Detaxation der Steuer- 
veranlagung unterworfen, nachdem diese Schätzungen den sogenannten 
Adelsfassionen (neugeregelt am 22, Februar 1783), die übrigens, wenn die 
Grund- und Zehentholden dagegen keine Einwendungen erhoben, als richtig 
angenommen wurden, gegenübergestellt worden waren. Das Rusticale und 



') über die Bedeutung dieses Wortes siehe auch Dr. Josef Egj^er: »Geschichte Tirols«, 
wo diese Institution eingehend erläutert ist. 

*) Im Laufe der Zeit hat sich dieser Cberschuss wesentlich reduciert, er repräsentierte 
schon 1840 nicht einmal mehr 40 Steuerknechte. 
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Domtnicale sollte dann in der Besteuerung möglichst gleich behandelt werden. 
(Infolge der Grundentlastuug entfiel natürlich diese Unterscheidung der 
Dominical- und Rusticalbesteuerung.) 

Die vorbeschriebenen Erhebungen bauten allmählich den Cataster 
auf, der mit Hofdecret vom ii. October 1784 genehmiget und mit dem 
Andreastermine des Jahres 1784 in Wirksamkeit gesetzt wurde; dabei 
kamen allerdings noch gewisse Zuschläge (der General zu satz) und Abzüge 
{der Generalabsatz) aus der Vergleichung zwischen dem ermittelten 
reinen Steuere apitale und dem Ergebnisse der Catasterschätzung zur 
Anwendung, auf die näher einzugehen, hier übei-flüssig ist. Auch die Vor- 
schriften über das Reclamationsverfahren können wir ausser Betracht 
lassen. Dagegen muss in Bezug auf die Evidenthaltung des Catasters 
noch einiges angeführt werden. Eine diesbezügliche Verordnung erfloss 
am 5. Juni 1805, durch welche; va) die Form des Evidenthaltungs- oder 
Tran sportbuch es festgestellt und die Art der Führung desselben ange- 
geben . . ., c) die Art, nach welcher die Hauptübersichten, sowohl über 
die Steuer Schuldigkeiten der einzelnen Gemeinden,- als auch der .Städte 
und Gerichte zu verfassen sind, vorgeschrieben ... wurde«. Die Evident- 
haltung sollte sich auf alle im Cataster vorgemerkten Umstände beziehen, 
wurde aber vielfacli sehr nachlässig durchgefülirt, so dass eine Menge 
von neuen Vorschriiten erlassen werden musste und die Anlegung ganz 
neuer Transportobücher im ganzen Lande vorgeschrieben wurde. Trotzdem 
kam es dahin, dass der tirolische Cataster rasch veraltet war und dass 
er den Bedürfnissen des Landes in keiner Weise melir entsprach, als 
man endlich sich entschloss, ein einheitliches Steuersystem für ganz Oster- 
reich einzuführen und damit das Paräquationssystem verschwinden liess; 
dieses aber wird jederzeit als ein Denkmal grosser Gerechtigkeitsliebe 
und tiefen Scharfsinnes in der (ieschichte des Steuerwesens eine Rolle 
spielen, wenn nicht vielleicht sogar in einer oder der anderen Richtung 
für eine Reform der Grundsteuer vorbildlich werden. 



5. Dqs Provisorium für Vorarlberg. 

Es erübrigt uns nun noch, von dem 1811 in Vorarlberg einge- 
führten Provisorium zu sprechen. Es beruhte dasselbe auf der königlich 
bayerischen Verordnung vom 13. Mai 1808 (kgl. bayer. Regierungsblatt, 
zt>. Stück, vom 8. Juni 1808}, welche wirksam belassen wurde, als Vor- 
arlberg wieder in Österreichischen Besitz zurückgelangte. Auch in Vor- 
arlberg war, wie in Tirol, eine Vermessung durchgeführt und das grund- 
steuerp flichtige Steuercapital durch Schätzung des Wertes der Realitäten, 
und zwar auch hier mit Einschluss der Gebäude, ermittelt worden'); auf 



',( ControlmUtcl fnr dicae Erhebung sollten die Fasaionen der GiuEilbenilier, die etmiUelten 
KaufschiUinge und die Pachtzinse sein; thatsäclilich aber heEnugte man sich damit, nach dem 
iwaozigjHhiigcn Durchschnitte der Knufprelse den Mittelwerl jeiler Cnlturgattung aufzusuchen 
und hienach den Nonnalwetl der Grundslückc durch Vergleichung zu bestimmen, 

Ceach.d. Land-u. Forslwirisch. ], Bd. ''• 
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dieses Steuercapital hatte man die Steuer in der Weise veranlagt, dass 
man von den einzelnen Capitalien gewisse Procente als Steuer ausschrieb, 
und zwar so, dass von je fl. loo R. W. Steuercapital für die Rustical- 
gründe fünf Simpeln, für die Häuser drei Simpeln, das Simplum zu 
7V2 kr. R. W., und für die Dominicalrenten zwei Simpeln, das Simplum zu 
15 kr. R.W., bezahlt werden mussten. 

Die Grundsteuerleistung Tirols und Vorarlbergs betrug in den Jahren 



1843 


1849 


1856 


1859 


1861 


1868 


im Ordinarium . 635.096 


643.844 


644.315 


648.174 


648.800 


958.211 


an */s Zuschlag — 


— 


214.771 


216.058 


216.267 


102.702 


an Kriegszuschlag — 


— 


— 


54.015 


108.133 


1 


Zusammen . . 635.096 


643.844 


859.086 


918.247 


973.200 


1.060.9 13 



d) Die Entwickelung in den Jahren 1848 bis 1869. 

Wir haben hiemit den Stand der Grundbesteuerung Österreichs um 
das Jahr 1848 dargestellt und können uns nun mit den Veränderungen 
befassen, welche seither vor sich gegangen sind. Zunächst bestanden sie 
nur in der allmählichen Einführung des stabilen Catasters in Mähren 185 1, 
in Schlesien, Dalmatien und Krakau 1852 und in Böhmen in den Jahren 
1852 bis 1860 (respective i. November 1859). Die Wirkung dieser Actioti 
in Bezug auf die Belastung der einzelnen Länder soll die angeschlossene 
Tabelle zeigen, in welcher übrigens der Vollständigkeit halber auch jene 
Gebiete berücksichtigt werden sollen, in denen der stabile Cataster schon 
vor 1848 eingeführt worden war^). (Siehe Tabelle auf Seite 964 und 965.) 

Schon sehr bald begannen nun aber Reformbestrebungen, welche, 
abgesehen von der Nothwendigkeit, dem Staate steigende Einkünfte zu- 
zuführen, zunächst dadurch angeregt wurden, dass die verschiedenen 
Länder der Monarchie verschiedenen Steuersystemen unterworfen waren, 
und dass selbst zwischen den Ländern des stabilen Catasters — die Ver- 
schiedenheit der Zeitpunkte, in welchen er eingeführt wurde, trug daran 
die Hauptschuld — eine Gleichmässigkeit der Besteuerung nicht bestand, 
dass also ein auf die Dauer unhaltbarer Zustand herrschte. 

Aber auch geläuterte, theoretische Anschauungen und nicht nur das 
praktische Bedürfnis nach Gleichmässigkeit der Belastung hat bei den 
jahrelangen Erörterungen und Berathungen eine Rolle gespielt. 

Schon das k. Patent vom 10. October 1849, von dem wir bereits 
einmal Erwähnung gethan haben, brachte einige Änderungen; es war 
dies jenes Gesetz, »womit die directen Steuern für das Verwaltungsjahr 
1850 theilweise in einem abgeänderten Ausmasse ausgeschrieben und die 
Grund- und Hausbesitzer berechtigt wurden, von den auf ihren Besitz- 
thümem haftenden jährlichen Schuldleistungen den Berechtigten 5 Procent 
in Abzug zu bringen«. Die allerdings zunächst nur provisorische 
Regulierung des Steuerausmasses bestand darin, dass in Nieder- und 

*) Die Daten über Böhmen sind schon früher gebracht worden, können also hier weg- 
bleibea 
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Ober Österreich, Salzburg, Steiermark, Kärnten, Krain und dem Kiisteiilaiide 
• die GrTundsteuer zur Beseitigung der bisher im Procente der Belegung 
dieser Länder bestehenden Verschiedenheit für das Verwaltungsjahr 1850 
mit einem gleichen Procente, nämlich mit fl. 16 von fl. 100 des Rein- 
ertrages bemessen und eingehoben werden sollte. Bloss für das Herzog- 
thum Salzburg wird, um den Obergang zu diesem Steuerausmasse vor- 
zubereiten, gestattet, dass die Bemessung der Grundsteuer für dieses 
Jalir mit fl. 12 von fl. 100 des Reinertrages erfolge-. Diese Bestimmungen 
enthalten in doppelter Richtung wichtige Momente; erstens liegt in 
ihnen eine Anerkennung der Noth wendigkeit, dass die auf dem Boden 
lastenden Passivzinsen Berücksichtigung finden — ein Moment von grosser, 
theoretischer Tragweite, aber leider ohne nennenswerte praktische Wirkung, 
— zweitens enthalten sie die Umwandlung der bisher stets als Repartitions- 
steuer gedachten Grundsteuer, wenigstens für die Länder des stabilen 
Catasters in eine Quotitätssteuer. {Obwolil gerade das Patent, betreffend den 
stabilen Cataster, die Besteuerung nach einem für alle Theile des Staates 
gleichen Procentsatze des Catastralreinertrages ins Auge gefasst hatte, 
war doch bisher noch immer die Contingentierung auch in den Ländern, 
in welchen der stabile Cataster bereits eingeführt war, üblich geblieben, 
wobei als Lan des conti ngent jene Summe festgehalten worden war, welche 
vor der Fertigstellung des stabilen Catasters die einzelnen Länder be- 
lastet hatte. Innerhalb der einzelnen Länder fand dann die Repartierung 
nach Massgabe der im stabilen Cataster ausgewiesenen Reinertäge statt.) 
Übrigens enthält das Patent auch eine dritte Massregel, und zwar von 
rein fiscalischem Charakter, indem es bestimmt: -Zur Grundsteuer mit 
Ausnahme des dieselbe vertretenden Zehents in Dalmatien, und zur 
Gebäudesteuer ist fiir das Verwaltungsjahr 1850 ein ausserordentlicher 
Zuschlag mit einem Drittel der ordentUchen Gebür zu entrichten.» Damit 
war die Grundsteuer in den Ländern des stabilen Catasters auf 2 1 fl. V» kr. 
(in Salzburg seit 1851), in den Ländern des allgemeinen Provisoriums 
mit Ausnahme Galiziens für Hutweiden, Gestrüpp und Waldungen auf 
fl. ä8'30, für Wiesen und Gärten auf 23 fl. 53''n kr. und für Äcker und 
Weingärten auf i4fl. '/»kr. für je fl. 100 des steuerbaren Ertrages erhöht; 
entsprechend war sie auch in den Ländern mit besonderen Provisorien {ab- 
gesehen von Dalmatien) angestiegen'). Das Einkommensteuerpatent vom 
29. October 184g steht mit dem ebenbesprochenen im innigsten Zusammen- 
hange; wir wollen keine ICritik an demselben üben, denn eine solche 
wäre hier nicht am Platze und bei dem heutigen Zustande der Gesetz- 
gebung und unserer finanzwissenschaftlichen Erkenntnisse wohl auch ganz 
überflüssig; wir bescliränken uns darauf, die mit der Grundsteuer in 
Zusammenhang stehenden Bestimmungen hervorzuheben. Eine Stelle 
(§ 2) lautet: -Das Einkommen von dem der Grund- und Gebäudesteuer 
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unterlieg'enden Bositzthume, dann den auf demselben haftenden Capitalien 
und Renten wird durch den mit dem Patente vom lo. October 1849, 
§§ 5 und 6, angeordneten ausserordentlichen Zuschlag zur Grund- und 
Gebäudesteuer und durch die dem Besitzer der Realität ertheilte Be- 
rechtigung des Steuerabzuges von den erwähnten Capitalzinsen und 
Renten der Besteuerung unterworfen. ^< Damit war die provisorische 
Steuererhöhung thatsächlich zu einer definitiven geworden, da ja die 
Wirksamkeit der provisorischen Patente vom 10. und 29. October 1849 
von Jahr zu Jahr verlängert wurde, so dass sie noch bis zum i. Januar 
1898 volle Geltung behaupteten; aber an der Natur der Grund- als einer 
Ertragsteuer ward praktisch nichts geändert, da die zugestandene Berück- 
sichtigung der Passivzinsen in Wirklichkeit den Grundbesitzern nicht 
zugute kommen sollte^). Aus diesem Patente ist noch eines hervor- 
zuheben, was allerdings nicht mit der Grundsteuer in unmittelbarem 
Zusammenhange steht, aber einen Beweis dafür erbringt, dass die 
theoretischen Vorstellungen vom Wesen der Grundsteuer ganz unklare 
waren; es handelt sich hier darum, dass der Einkommensteuer erster 
Classe auch die Gewinne der Pächter aus ihren Pachtungen unterworfen 
w^urden. Ein solcher Vorgang — es sei eine flüchtige Bemerkung 
hierüber gestattet — war theoretisch ganz unrichtig, wenn die Grund- 
steuer als eine Steuer vom Reinertrage des Grundes und Bodens be- 
trachtet wurde und das war wohl bis dahin immer der Fall gewesen ; es 
war nur begreiflich, wenn man die Grundsteuer als eine Steuer von der 
(Grundrente in theoretischem Sinne ansah; dann konnte sowohl vom 
Grundeigenthümer, der den Bod(?n selbst bestellt, als auch vom Pächter 
noch eine weitere Steuer mit Rücksicht auf die productive Wirksamkeit 
der auf den Boden verwendeten Arbeit und des darin investierten Capitales 
gefordert w^erden, die je nach dem Stande der theoretischen Anschauungen 
eine Einkommens- oder eine Ertragssteuer sein mochte. Dass man aber 
einen die- Einkommensteuer von Grund und Boden vertretenden Zuschlag 
beim Grundeigenthümer auch dann einhob, wenn er den Boden veqDachtet 
hatte und noch überdies dem Pächter eine Einkommensteuer auferlegte, 
ist wohl auch bei jener Auffassung der Grundsteuer nur sclnver zu recht- 
fertigen. Erklärlich wird dieser Vorgang nur dadurch, dass man ge- 
zwungen war, die Einkünfte des Staates zu erhöhen und man wohl schon 
damals erkannt hatte, dass die Ergebnisse der Catastrierung im allge- 
meinen weit niedrigere Reinerträge ergeben hatten, als in der That 
regelmässig erzielt w^urden. Die Ungleichmässigkeit der Belastung ver- 
pachteten Bodens gegenüber dem nichtverpachteten, bleibt damit aber 
noch immer unentschuldigt und kann wohl am allerwenigsten ihre 



*) Hier sei auch bemerkt, dass die Einbekenntnisse über Capitalzinsen jene Beträge nicht 
zu umfassen haben, welche von auf Grundstücken und Gebäuden, auf gewerblichen und Handels- 
untemehmunyen sichergestellten Capitalien den Darleihcnsgebern zufliessen (Einkommensteuer 
Iir. Classe). 




Erklärunij in den thatsachlichtn Veih;Utnis.-en finden, welche bei Fest- 
stellun)^ der Höhe der Pachtschillinge im allgemeinen zutreffen'). 

Damit war in allem Wesentlichen die Besteuerung des Landwirtes 
und des (Grundbesitzers als solchen in ihrer neuen Form fertig. Aber nicht 
lange gab man sich damit zufrieden. Schon im Jalire 1853, also bevor 
der stabile Cataster in allen Ländern, in denen er überhaupt wirksam 
werden sollte, die Herrschaft ergriffen hatte, wurde — allerdings erfolglos 
— voi'geschlagen, es sei Hand in Hand mit einer Reform der Qebäude- 
steuer die bisher noch übliche Belastung der verbauten Area und der 
liofräume mit der Grundsteuer zu beseitigen {Gebaudesteuer-Reformproject 
V. Salzgebers); auch das Referat Schöbls, das sich allerdings in erster 
Reihe auf die Erwerbs- und Einkommensteuer bezog, berührte einige uns 
interessierende Fragen, so insbesondere die der Besteuerung von Hypo- 
thekardarleihen, auch mag er der erste gewesen sein, der ausdrücklich 
auf die damals schon in Übung gekommene Zuschlagswirtschaft der 
Länder, Bezirke und Gemeinden verwies, durch die der an sich durchaus 
nicht zu hohen Grundsteuer unter Umständen ein drückendes Gewicht 
verliehen werde, umsomehr als die Auflegung dieser Zuscliläge durchaus 
nicht etwa durch bestimmte einheitliche Grundsätze geregelt, sondern 
vielmehr von Fall zu Fall durch die Regierung nach deren jeweiligem 
Gutdünken bewilligt werde ^. Ein späteres ReformprojectXeydissers vom 
Jahre 1855 bezieht sich intensiver als die bisher besprochenen auch auf 
die Grundsteuer; es forderte im allgemeinen die Erhöhung der Staats- 
einkünfte ohne zu hohe Belastung der Steuerträger bi der Weise, dass 
jeder Staatsbürger zu den Staatsbedürfnissen nach Masagabe seines Ein- 
kommens beitrage. Da dieses Ziel in der theoretisch richtigen Form der 
allgemeinen (progressiven) Einkommenbesteuerung praktisch nicht erreicht 
werden könne, müsse man bei der Besteuerung der einzelnen Einkommens- 
theile {Arbeitsrente, CapUalsrente — hieher gehören auch die Boden- 
und Hausrente — gemischte Rente) reformatorisch in Bezug auf die 
Steuerveranlagung, die Steuere in hebung und auf den Schutz der Steuer- 
träger gegen zu weitgehende Ansprüche anderer öffentlicher Körper- 
schaften eingreifen. Die Grundsteuer insbesondere sei überall nach dem 
Systeme des stabilen Catasters einzurichten; wo der Cataster seit mehr 
als 20 Jahren bestehe, sei eine Revision desselben durchzuführen, der 
Steuerfuss sei allgemein zu erhöhen. In letzterer Richtung solle der 
Eindrittel-Zu schlag des Patentes vom 10. October 184g und das Recht 
der Ilypothekarschuldner, bei der Zinsenzahlung 5 Procent ihren Gläubigem 
in Abzug zu bringen, wegfallen (die Zinsen hypothecierter Capitalien seien 
einfach durch die Capitalrenten Steuer zu treffen); dagegen solle die 
Grundsteuer fortan aus einem der Höhe nach fixen, "ordentlichen- Theile 
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'1 Siehe v. Lesigaog, a a. O , 



1851. in Kiik.iu 
S. 154 bis I4J. 



14. Jänner I 



— 9^8 — 

und aus einem den jeweiligen Staatsbedürfnissen anzupassenden, ver- 
änderlichen, »ausserordentlichen« Theile bestehen. Die ordentliche Grund- 
steuer habe vorerst die Hohe des damaligen Ordinariums, die ausser- 
ordentliche die halbe Höhe desselben auszumachen. Dabei würde >^das 
Verhältnis der wirklichen Preise der Bodenerzeugnisse zu den Catastral- 
preisen den Massstab für die nicht zu überschreitende Grösse des Extra- 
ordinariums liefern ^)<'. 

Auch dieses Reformproject blieb ohne Erfolg, ein solches von 
Wildschgo dagegen wurde zur Grundlage weitläufiger Verhandlungen 
im Finanz-Ministerium, die zu einem Reformprojecte führten, das seinerseits 
wieder Erörterungen mit dem Ministerium des Innern verursachte. Dieses 
Reformproject bestimmte nach v. Lesigang^) in Bezug auf die Grund- 
steuer Folgendes: »Für jene Kronländer und Landestheile des Staates, 
in denen bereits der stabile Grundsteuercataster eingeführt war, sollte 
künftighin neben der ordentlichen Grundsteuerquote per i6 Procent eine 
zeitliche Erhöhung (Extraordinarium) im Ausmasse von 8 Procent ein- 
treten, so dass die Steuerquote 24 Procent des Catastralreinertrages aus- 
machen würde. In jenen Ländern, in denen die Grundsteuerprovisorien 
beständen, sollte die dort bestehende ordentliche Grundsteuerforderung 
einstweilen und bis zur Einführung des stabilen Catasters in denselben 
fortbestehen; doch sollte vorläufig die ordentliche Steuerquote derselben 
eine zeitliche Erhöhung um die Hälfte des bisherigen Ausmasses — welche 
ebenfalls als Extraordinarium bezeichnet wurde — erfahren').« Auch dieses 
Project strebte also, ähnlich wie das Neydissers, keine eigentliche Reform, 
sondern nur eine Erhöhung der (irundsteuer an; es rechtfertigte diese 
Mehrbelastung damit, dass die vSteuer auf den Catastralreinertrag um- 
gelegt sei, aber aus dem wirklichen Reinertrage gezahlt werde; dieser 
aber sei mit dem starken Anwachsen der Preise der Bodenproducte, mit 
der Verbesserung der Culturmethoden und mit der Erleichterung in der 
Verwertung der Producte weit über den dem Catastralreinertrage zugrunde- 
liegenden wirklichen Reinertrag des Jahres 1824 gestiegen, es sei ja nicht 
zu übersehen, dass speciell die Preise sich in weit grösserem Masse ge- 
hoben hätten, als die Culturkosten, man könne sagen, dass 24 Procent des 
Catastralreinertrages im Durchschnitte nur 8 Procent des wirklichen Rein- 
ertrages darstellen; übrigens würde auch die Erhöhung des Steuerfusses 
von 21 V 3 Procent auf 24 Procent schon an sich wenig fühlbar sein. 

In dem eben besprochenen Projecte wurde auch eine Regulierung 
der Gebäudesteuer ins Auge gefasst; die Besteuerung dos Ertrages der ge- 
werbliclien, sowie der rein persönlichen Arbeit dagegen wurde zunächst 
in einer Zuschrift an das Ministerium des Innern berührt, in der auch nur 
die Frage, wie auf dem Grundbesitze sichergestellte Capitalien zu 

V» V. Lesigang. S. 146 IT. 
-) a. a. O., S. 161. 

') Dabei sollte die in Tirol und Vorarlberg bestehende Verbindung von Grund- und 
Gebäudesteuer aufrechterhalten werden. 




behandeln seien, en'irtert würfle; man hielt es für zuliLssiy, den jprocentifjen 
Abzug von den Passivzinsen zu Gunsten des Schuldners beizubehalten, 
schlug aber eine Einkommensteuer als Repartitionssteuer von der Rente 
des im Grundbesitze angelegten Capitales vor, welche auf dem wirklichen 
Grundertrage, nicht aber auf dem Catastralreinertrage beruhend, mit dem 
Capitalsertrage im richtigen Verhältnisse stehen würde. 

Als Grundlage sollte die Ermittelung des wirklichen Reinertrages 
im Vergleiche zum Catastralreinertrage dienen, aus der man ersehen 
würde, welche Erhöhung die Grundsteuer billigerweise erfahren könne, 
und wie dem Steigen oder Fallen im Capitalswerte des Realbesitzes 
gemäss das auf die Capitalsrente jeweils umzulegende Extraordinär! um 
der Grundsteuer bemessen werden solle. In diesem Extraordinarium 
hätte die damals bestehende Hausclassensteuer umsomehr aufzugehen, 
als ja der Hausnutzen für den Landwirt im Grundertrage enthalten sei, 
also auch im Verhältnisse zum Werte der Realität stehe'). — Bei näherem 
Zusehen dürfte es leicht sein, zu erkennen, dass diese Gedanken viel für 
sich hatten, wenn ihnen auch eine eigenthümliche Verquickung theore- 
tischer Vorstellungen mit praktischen Forderungen zugrunde lag. Wohl 
das Bewusstsein, dass in dem gesammten Steuerreformplane ein guter Kern 
stecke, dass derselbe aber noch nicht ausgereift sei, mag es verursacht 
haben, dass bald unter Festhallung wesentlicher Momente desselben neue 
Projecte auftauchten, welche in dem einheitlichen, die ganze directe Be- 
steuerung umfassenden (resetzentwurfe von Kalchberg und Distler 
sich verkörperten. Insoweit die Grundsteuer als solche in Betracht 
kommt, blieb freilich wenig oder nichts von dem eben besprochenen 
Projecte übrig. Nach demselben sollte für die Grundsteuer folgende 
Xorm gelten: «Der Catastralr ein ertrag jeder Gemeinde wird nach dem 
in derselben angewendeten Catastral preise auf Korn zurückgeführt, aus 
diesem in Korn ausgedrückten Reinertrage die Steuer Schuldigkeit der 
Gemeinde bereclmet, und diese Naturalschuldigkeit mit dem durch die 
Steueraussclireibung festgesetzten Reluitionspreise zu Geld veranschlagt. 
Die auf diesem Wege vermittelte St euer Schuldigkeit der Gemeinden wird 
unter den Steuerpflichtigen nach dem Verhältnisse des Reinertrages ver- 
theilt, mit welchem jedes Besitzthum im Grundsteuercataster erscheint.- 
Die Einkommensteuer vom Realbesitze (später Ergänzungssteuer genannt) 
sollte in einem bestimmten Autheile vom Capitalswerte der der Grund- 
und Gebäudesteuer unterliegenden Realitäten bestehen. Der Procentsatz 
der Grundsteuer und dieser Einkommensteuer vom Realbesitze, sowie die 
Reluitionspreise sollten im Wege der in der Regel für fünfjährige Steuer- 
perioden vorzunehmenden Steuerausschreibung festgestellt werden. — 
Über diesen vom Finanz-Ministerium dem Ministerium des Innern mit- 
getbeilten, das ganze Gebiet der directen Steuern umfassenden Gesetz- 
entwurf fanden Verhandlungen statt, welche das erste Halbjahr 1 858 



') Auch diese G^danlicn wurden sp.iter in einem Gcfctical würfe niederEclci;r. 
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ausfüllten und einen neuen Entwurf eines >^ Gesetzes über die directen 
Steuern '^ zeitigten^). Nach diesem sollte es geben: Realsteuem, eine 
Erwerbsteuer und eine Rentensteuer. Die Realsteuem sollten ihre Grund- 
lage in einem Realitätencataster finden, welcher für jedes Verwaltungs- 
gebiet, gemeindeweise abgetheilt, herzustellen wäre und allen Realbesitz 
mit Ausnahme der dem Bergregale unterworfenen Minerallagerstätten 
umfassen sollte. >'Jede eine besondere Einlage des Realitätencatasters 
bildende Liegenschaft ist mit dem Preise, um welchen sie innerhalb der 
letztverflossenen fünf Jahre v< — dieser Zeitraum war als Steuerperiode 
gedacht — ^das letztemal hintangegeben wurde, oder, falls ein solcher 
Preis nicht vorliegt oder der vorliegende mit den gewöhnlichen Verkehrs- 
preisen nicht übereinstimmen würde, mit jenem Werte in Anschlag zu 
bringen, welcher ihr nach Zeit, Ort, Widmung Beschaffenheit und all- 
gemeiner Verwendbarkeit im gewöhnlichen, freien Verkehre und im Ver- 
hältnisse zu anderen gleichartigen Realitäten zuerkannt wird. Besteht 
eine Realität aus Grundstücken und Gebäuden, so ist der Wert der ersteren 
getrennt von dem der letzteren auszudrücken. Die Realitätencataster 
haben die steuerbare Grundrente jeder Einlage, wenn Grundstücke sich 
darin befinden, zu enthalten. Die bisher von den Grundstücken ent- 
richtete Grundsteuer, ohne den die bisherige Einkommensteuer ver- 
tretenden Zuschuss und der nach dem Wertanschlage der Grundstücke zu 
vier vom Hundert entfallende Zinsbetrag, bilden vereint die steuerbare Grund- 
rente jeder Einlage.« Die Grundsteuer ist eine Repartitionssteuer, ihr Betrag 
wird für jedes Verwaltungsgebiet festgesetzt und dann auf die Gemeinden 
und Einlagen des Catasters im Verhältnisse der (irundrente aufgetheilt, 
»Nebst der Grund- und (jebäudesteuer ist von dem im Realitätencataster 
enthaltenen Wertanschlage der Liegenschaften, ohne Rücksicht auf die 
darauf bücherlich versicherten Capitalien und Lasten, eine Realitäten- 
wertsteuer in jenem Antheile (Procente) des Wertanschlages einzuheben, 
w^elcher durch die jeweilige Steuerausschreibung festgesetzt w^rd.- 

Den Hypothekarschuldnern sollte ihr Abzugsrecht von den Passiv- 
zinsen erhalten bleiben. — Es bedarf wohl kaum der Erwähnung, dass dieser 
Gesetzentwurf in seiner Compliciertheit und mit seinem, wenn auch ver- 
schämt wieder eingeführten Princip des Wertcatasters die Frucht 
unzähliger Compromisse war, bei denen man wohl sehr häufig mit den 
richtigen, theoretischen Erkenntnissen hatte transigieren müssen; er war 
nach unserer Auffassung durch und durch ein Flickwerk ohne Anspruch 
auf Dauerbarkeit. Thatsächlich w^urde er auch schon bei den Berathungen, 
denen er in der Ministerconferenz unterworfen wurde, wenn auch nicht 
in wesentlichen Punkten, abgeändert: Die Vermessung im Sinne des 
Patentes über den stabilen Cataster sollte die Grundlage des neuen 
Wertcatasters werden; nicht die Grundrente, sondern das Steuercapital, 
d. i. »die bisher von den Grundstücken entrichtete Grundsteuer, ohne 
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den die bisherige Einkommensteuer vertretenden Zuschviss, im zwanzig- 
fachcn Betrage zum Capital erhoben und der Wertanschlag der Grund- 
stücke*, hatte die Gmndlage der Grunds teuer vor Schreibung zu bilden. 
An Stelle der Im Projecte aufgenommenen Realitätenwerts teuer und des 
tliatüäclilich seit 1841) gesetzlich eingefulirten Ein drittel Zuschlag es, sollte 
ein Steuerzuschlag in jenem Antheile ihres Wertanschlages im Realitäten- 
cataster treten, -welcher durch die jeweilige Steuerausschreibung fest- 
gesetzt, jedoch den zwanzigsten Theil des Procentsatzes für die Renten- 
steuer nicht übersteigen wird-. 

Auch dieses so abgeänderte Project gelangte nie zur Wirksamkeit, 
da ihm die Allerhöchste Sanction verweigert wurde. Mit dem k. Hand- 
schreiben vom 28. Mai 1859 wurde vielmehr die Zusammensetzung einer 
Immediat-Commission vei-fügt zu dem Zwecke, um die sämmtlichen 
Reformprojecte einer Überprüfung zu unterziehen. Der Beginn ihrer 
Arbeiten verzögerte sich aber infolge der politischen Ereignisse, so dass 
erst unter dem 7. September 185g ihre thatsächliche Activierung ange- 
ordnet werden konnte. Die Commission sollte für die Steuergesetzgebung 
jene Verbesserungen vorschlagen, »welche die seit der Wirksamkeit der- 
selben eingetreteneu Veränderungen in den wirtschaftlichen Zuständen 
des Reiches, sowie die Bedürfnisse des Staatshaushaltes als nothwendig 
erscheinen lassen, damit die VertheÜung der öffentlichen Lasten der 
Zalilungsfähigkeit der Staatsangehörigen möglichst genau angepasst und 
insbesondere auch die Verwaltung der directen Steuern einfacher und 
minder kostspielig werde-. Die Arbeiten der Commission begannen unter 
dem Ministerium Brück und wurden unter dem Ministerium v. Plener 
fortgesetzt, und zwar immer unter der unmittelbaren Leitung des Frei- 
herm v. Kalchberg; ihr erster Gegenstand war die Grundsteuer und 
die Frage, ob dieselbe auf Grund eines Wert- oder eines Ertragscalasters 
zu veranlagen sei. Ein hierüber eingesetztes Specialcomit6 bezeichnete 
als Hauptmängel des damals geltenden Grund Steuersystems den Umstand, 
dass nicht der Ertrag aller Parcellen individuell erhoben werden, dass 
die auf dem Grunde bleibend haftenden Lasten (wozu man übrigens die 
Hypothekar Zinsen nicht zählte), keine Berücksichtigung finden, dass eine 
Revision des Catasters nicht vorgesehen, dass seine Fertigstellung sehr 
kostspielig sei u. s. w. Seine Vorschläge gipfelten demnach ') in folgenden 
Punkten: i. »Der Grundsatz der Classen Schätzung sei zu verlassen 
und diese durch die Individualschätzung nach ganzen Wirtschaften zu 
ersetzen ; 2. die complicierten Schätzungsoperationen müssen vereinfacht 
werden ; . . . 6. es seien periodisch wiederkehrende Revisionen vorzu- 
nehmen, die aber ebenso in alle Ertragselemente eindringen müssten, 
wie die ursprüngliche Schätzung; 7. es sei nothwendig, für die Benützung 
der Pachtzinse und Kaufpreise als Correctiv der Schätzungsergebnisse 
Sorge zu tragen. ... Über dieses Gutachten des Comit^s, welches in 
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manchen Punkten vollkommen berechtigt war und den heute herr- 
schenden Anschauungen nahekommt; kam es zu langen Debatten in der 
Immediatcommission, die aber ganz resultatlos blieben, da der oben 
angedeutete Gegensatz der Meinungen in Betreff des Grundcharakters des 
Catasters (Wert-, Ertragscataster) keine Lösung zu finden vermochte. In 
anderen Punkten waren die Meinungsverschiedenheiten innerhalb der 
Commission weniger weitgehend ; in der uns hier interessierenden Frage 
der Besteuerung von Hypothekarzinsen herrschte sogar Stimmeneinhellig- 
keit dahin, dass dieselbe im Wege der Rentensteuer zu erfolgen habe. 
Das Finanz-Ministerium erklärte sich für den Fall hiemit einverstanden, 
dass der Zuschlag zur Realsteuer im Sinne der Commissionsbeschlüsse 
wirklich nicht sollte Anwendung finden können. 

Unter dem 26. Mai 1860 erstattete der Präsident der Commission, 
Graf Hartig, an Se. Majestät den Kaiser einen Bericht über den Gang 
der Berathungen, der im wesentlichen darin gipfelte, dass die Frage der 
Steuerreform neu in Angriff genommen werden müsse. Das hierüber 
erflossene k, Handbillet an den Finanzminister v. Plener sagt: »Über 
die . . . Steuerreform ... ist mit Rücksichtnahme auf die Modificationen, 
welche das Finanz-Ministerium bei der bestandenen Immediatcommission 
theils selbst angetragen, theils zugestanden hat, eine neue Vorlage zu 
bilden, in welcher die Frage über die Einrichtung des Grundsteuer- 
catasters in Anbetracht der nachstehenden Verfügung der späteren Ent- 
scheidung vorzubehalten ist. In dieser Vorlage, welche der verfassungs- 
mässigen Behandlung durch den gesammten Reichsrath zu unterziehen 
sein wird, ist von dem Grundsatze auszugehen, dass in Zukunft die Aus- 
schreibung der Grund-, Gebäude- und Erwerbsteuer nach Länderquoten 
stattzufinden hat, deren Vertheilung im Innern jedes Kronlandes im Wege 
zweckmässiger organischer Einrichtungen und unter Staatscontrole den 
Vertretern der Steuerträger selbst überlassen bleiben soll. Der Grund- 
ertragscataster von Niederösterreich ist nach den Verbesserungsanträgen 
der Immediatcommission, der in Tirol bestehende Wertcataster jedoch 
nach den vom Finanz-Ministerium beantragten Grundsätzen der Revision 
zu unterziehen. Die in den beiden Richtungen zu verfassenden Revisions- 
instructionen sind den betreffenden Landesvertretungen mitzutheilen und 
deren Anträge dem Kaiser zur Schlussfassung vorzulegen. In jenen Kron- 
ländern, in welchen die Catastral- Schätzungsoperationen bereits im Zuge 
sich befinden, sind gleichwohl die Verbesserungsanträge der Immediat- 
commission in Anwendung zu bringen. Auf Grund der in diesem Wege 
zu vervollständigenden Erfahrungen wird ein allgemeines Catastergesetz 
seinerzeit auszuarbeiten und in Vorlage zu bringen sein.v< 

Damit war vorerst zwar der Gedanke der Vereinheitlichung des 
(xrundsteuersystems als berechtigt anerkannt, seine Ausführung aber ver- 
schoben; vorläufige Verbesserungen sollten den grössten Übelständen 
abhelfen; diese Absicht war ausgesprochen, ihre Verwirklichung aber 
blieb für noch lange Zeit aus, so dass die ganze Reformaction, die wir 
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hier nacli Lesigaiij^ kurz g'escliildert haben, als eine praktisch ganz 
fruchtlose bezeichnet werden muss ; theoretisch allerdings hat sie eine 
nicht zu unterschätzende Bedeutung, da in ihr die verschiedensten Ge- 
sichtspunkte zur Geltung gebracht und viele principielle Fragen nach 
den verschiedensten Richtungen hin erörtert worden sind. Auch in der 
Literatur hat sie wertvolle Spuren hinterlassen. Es sei in dieser Richtung 
auf die Abhandlungen Höfkens in der Wochenschrift «Austria', aufsein 
Buch: »Die Reform der directen Besteuerung in Österreich auf Grund 
der Anträge des Finanz-Ministeriums- ') und auf die direct vom k. k. Finanz- 
Ministerium herausgegebene Publicntion: -Die directen Steuern in Öster- 
reich und ihre Reform < (mit einem abgesonderten Hefte statistischer 
Tabellen) verwiesen. 

Wir haben so den Zustand nicht nur der Gesetzgebung, sondern 
auch den .Stand der Anschauungen zu jener Zeit freilich nur in den 
grossten Zügen dargestellt, in welcher das verfassungsmässige Leben in 
Osterreich die Antheilnahme der Bevölkerung an der Gesetzgebung in 
neuer Form zu ermöglichen begann und damit dem Streite der Meinungen 
noch weit grösseren Raum eröffnete. lievor wir aber auf die neue Epoche 
eingehen, scheint es uns am Platze, gewiss ermassen als Zusammenfassung 
des bisher Dargestellten, etwas genauer auf die vom k. k. F"inanz-Mini- 
sterium im Jahre 1860 vertretenen Anschauungen einzugehen, und zwar 
insbesondere um ihres weitgehenden, theoretischen Interesses willen. 
Dieselben zielten von vornherein auf eine Reform der gesammten, directen 
Besteuerung, und zwar auf Grundlage des Principes, dass nur das reine 
Hinkommen, dass alle Einkorn mens zweige gleichmässig hoch zu belasten 
seien und dass die verschiedenen directen Steuern nach theoretisch richtig 
erkannten Principien in innerer gegenseitiger Wechselwirkung stehen 
und dementsprechend eingerichtet werden müssen. 

Zunächst war man sich darüber klar, dass an die Einführung einer 
einzigen Einkommensteuer nicht zu denken sei, man vielmehr die Scheidung 
in Real- und Personalsteuem aufrechterhalten müsse. Als Gründe hiefur 
erkannte man den Umstand, dass das Einkommen vom (irrund und Boden 
und von Gebäuden seiner Höhe nach weniger von der Lidividualität des 
Eigenthümers abhänge, als das Einkommen z. B. aus einem Gewerbe, 
dass weiters aus Billigkeitsrücköicliten der Realbesitz höher belastet 
werden müsse, als der persönliche Erwerb, schon wegen der grösseren 
Sicherheit und Gleichmässigkeit des aus ihm fliessenden Einkommens 
und wegen des mit dem Wachsen der Bevölkerung naturgemäss ver- 
bundenen Ansteigens in den Preisen der Bodenproducte, endlich aber 
auch den Umstand, dass ja der privatrechtliche Verkehr mit Grund und 
Boden längst für die meisten Grundbesitzer die Steuer amortisiert habe. 
Es ist überflüssig, zu bemerken, dass das Zutreffen dieser Motive durchaus 
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nicht ausser Frage steht — es könnte in dieser Richtung z, B. auf die 
Stellung hingewiesen werden, welche die Gesetzgebung in Bezug auf die 
neue Personal-Einkommensteuer eingenommen hat — es ist aber gut, 
festzuhalten, dass dieselben vollkommen aus dem Wissensschatz jener 
Zeit genommen sind, der, insoweit thatsächliche Momente dabei in Frage 
kamen, in den Thatsachen seine Begründung und wohl auch seine Quellen 
zu suchen hatte ^). Damit, dass man die Kategorie der Realsteuem fest- 
halten wollte, war es so ziemlich von selbst gegeben, dass auch die 
wScheidung zwischen Grund- und Gebäudesteuer, die sich ja erst allmählich 
durchgerungen hatte, fortdauern sollte. Man nahm an, dass der Ertrag 
eines Gebäudes schwankender und veränderlicher als die »Bodenrente« 
sei und hielt es daher für im Interesse einer gerechten und richtigen 
Umlage unerlässlich, beide Steuerobjecte getrennt zu behandeln. In 
jedem Falle sollte für die Höhe der Steuerlast einerseits das Staats- 
bedürfnis, andererseits die Steuerfähigkeit — ein Begriff, der mit dem 
modernen der Leistungsfähigkeit nicht zu verwechseln ist — entscheiden, 
und sollte eine möglichste Stabilität in dieser Last hergestellt, daher eine 
dreijährige Steuerperiode eingeführt werden, welche auch mit der Rück- 
sicht auf den veränderlichen Staatsbedarf und die veränderliche Steuer- 
kraft immerhin noch vereinbarlich wäre. Was insbesondere die Veranlagung 
der Grundsteuer angeht, so sollte das althergebrachte Princip der 
Repartitionsbesteuerung, welches erst seit dem Jahre 1848, weil die 
Postulatlandtage in Abgang gekommen waren, durchbrochen worden und 
einer procentualen Besteuerung des Reinertrages von Grund und Boden 
gewichen war, wieder zur Herrschaft gelangen ; ja, dieses Princip sollte 
um seiner Vorzüge willen^) auch auf die anderen directen Steuern, ins- 
besondere die Gebäudesteuer angewendet werden, umsomehr, als »der 
Betrag der Steuer, mag sie nun in Quoten oder Procenten ausgeschrieben 
werden, aus der Combination zwischen Staatsbedarf und Steuerkraft 
hervorgehen muss;« als »auch die Quote zuletzt in einen Procent- 
satz des Reinertrages sich auflöst;«* als »daher zwischen beiden hinsieht- 
lieh der Gefahr der Überlastung ein praktischer Unterschied nicht besteht;« 
auch hatte man erkannt, dass nur bei einer Repartitionssteuer die Indi- 
vidual-Einschätzung durch Finanzorgane fallengelassen und durch eine 
Selbsteinschätzung durch Vertreter der Steuerträger ersetzt werden 
könne; in dieser letzteren Änderung aber sah man ja das Wesen der 
ganzen geplanten Reform. Die Steuer-Centralcommission, die Steuer- 
Landes-, Steuerbezirks- und Steuerlocal-Commissionen Avürden — so sah 



*) Es sei nur bemerkt, dass damals die Durchschnittspreise des Getreides ziemlich hoch 
und jedenfalls höher waren, als in den drei vorausgegangenen Jahren; freilich erreichten sie 
schon im Jahre 1861 den Höhepunkt, um dann durch einige Jahre mehr oder weniger gleich- 
massig zu sinken. (»Statistische Tabellen zur Währungsfrage der österreichisch-ungarischen 
Monarchie«, 1892.) 

*; Siehe hierüber: »Die directen Steuern in Österreich und ihre Reform«, S. 41 fF. 
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man ein — nur dann zweckentsprechend wirken künnen, wenn sie mit 
Kepartitionssteuem zu thun hätten. 

Dabei war die Art der Bildung der Steuerquote wohl deswegen, 
um mit den bis zum Jalire 1848 herrschend gewesenen Grundsätzen 
nicht zu sehr in Widerspruch zu j,^erathen, unter scharfer Hervorkehrung 
der Bedeutung der Länder, folgen dermassen geplant: -Bezüglich der 
(irundsteuer würde das Steuercapital jeder Gemeinde auf die am be- 
treffenden Orte bei Darstellung des Grunds teuercatasters zu erörternde 
Weise ermittelt und aus der Summe der Stouercapitale der Gemeinden 
das Steuercapital jedes Kronlandes gebildet werden. Auf dieser Grund- 
lage wären die Landesquoten für die Steuerperiode festzusetzen und im 
Verhältnisse des Steuercapitales auf die Gemeinden zu vertlieiien. Die 
individuelle Steuerrepartition im Innern der Gemeinde hätte nach dem 
Anschlage, mit welchem jede Liegenschaft im Grundsteuercataster vor- 
kommt, zu erfolgen. Der gesetzgebenden Centralgewalt bleibt es vor- 
behalten, das angemessene Verhältnis der für jedes Kronland zu be- 
stimmenden Quote der Realsteuer auszumitteln und liiebei neben dem 
Betrage des Steuercapitales auch noch andere durch die Finanzpolitik 
vorgezeichnete Rücksichten ins Auge zu fassen " 

Der Realitätencataster sollte nach Steuergemeinden ganz neu an- 
gelegt werden, und zwar in voller Übereinstimmung mit Grundbuch und 
I.andtafe!, so dass jeder Grundbuchs- und jeder Landtafelkürper innerhalb 
einer Steuergemeinde eine besondere Einlage im Realitätencataster zu 
bilden hätte; demnach war auch die Vermessung der Grundflächen nach 
Grundbuch seinla^n (also nicht mehr principiell nach Parcellen) vor- 
zunehmen. Die Schätzung sollte 1. den Schätzungsanschlag für jedi' 
Catastralgemeinde als Basis der gemeindeweisen Steuerumlage, 2. den 
Wertanschlag jeder einzelnen, eine besondere Grundbuchs- oder Land- 
tafeleinlage bildenden Liegenschaft als Basis der individuellen Steuer- 
umlage im Innern der Gemeinde unter Berücksichtigung der Liegenschaft 
als Cianzea, also auch der gegenseitigen Entfernung der Grundstücke, 
ihrer Wechselwirkung und Arrondierung, sowie der auf ihnen bleibend 
haftenden Lasten, ermitteln; es sollte bei der ersten Aufgabe der Staat 
unter Mitwirkung der Gemeinde, bei der zweiten die Gemeinde unter 
Überwachung durch den Staat die Geschäfte leiten. Die Erfüllung der 
ersten Aufgabe sollte in folgende Stadien zerfallen: 

I. Vorarbeiten {Sammlung der Behelfe, Aufstellung der Culturen 
deren Classification und Classierung aller Cirundstücke in die bestimmten 
Culturarten und Classen, Ermittelung der Productenpreise, Feststellung 
des landesüblichen Zinsfusses beim Ankaufe von Liegenschaften, d. h. 
desjenigen I'rocentes, welches aus dem Vergleiche des Reinertrages von 
Grundstücken mit dem gewöhnlichen Verkehrswerte derselben sich ergibt). 
2. Ermitti-lung der Culturclassen jener Gemeinden, die in ihren Ertrags- 
verhältnissen übereinstimmen und EinreUiung dieser Classen in gleiche 
Stufen der anzulegenden Vergleichstabelle — dies sollte unter Zuziehung 
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der Localcommissionen und von Consulenten geschehen, 3. Ermittelung 
des jochweisen Schätzungsanschlages für jede in der Tabelle enthaltene 
Stufe der verschiedenen Culturarten, und zwar ausgedrückt An jenem 
Capitalsbetrage, welcher dem nachhaltigen, gemeindeüblichen Reinertrage 
der Grundstücke, zu dem landesüblichen Zinsfusse capitalisiert, ohne 
Rücksicht auf ^Steuern und sonstige öffentliche Abgaben, dann auf dem 
Grunde bleibend haftenden Lasten entspricht«. 

Aus den so gewonnenen Steuercapitalien der Gemeinden sollten die 
der Bezirke und hieraus die der Kronländer gebildet werden; das Steuer- 
capital sollte 24 Jahre im wesentlichen unverändert bleiben, dann aber 
durch eine abermalige vSchätzung neu ermittelt, während der vierund- 
zwanzigj ährigen Periode aber nur Objectsänderungen in Evidenz gehalten 
und berücksichtigt werden. — Damit scheinen uns die allerwes entlichsten 
Momente des Grundsteuer-Reformplanes hervorgehoben; seine Vorzüge 
liegen in der freilich noch sehr zaghaften Einführung der Idee des Guts- 
catasters im Gegensatze zum Parcellencataster, in der wenigstens theil- 
weisen Berücksichtigung der dauernden Lasten, in der — wenn auch noch 
sehr vorsichtigen Beseitigung des Principes der Stabilität des Catasters 
und in der theilweisen Zulassung der Selbstbesteuerung. Das Project be- 
deutet also thatsächlich einen grossen Fortschritt der finanzpolitischen 
Ideen. Es muss lebhaft bedauert werden, dass es keinerlei Verwirklichung 
gefunden hat, wenn auch seine Mängel, insbesondere die unserer Ansicht 
nach verfehlte Idee der Aufstellung eines Wertcatasters (auf Grund des 
gemeinen Verkehrswertes der Liegenschaften) im Gegensatze zum Rein- 
ertrags cataster, ihm gewiss keine langandauernde Wirksamkeit gestattet 
hätten. Indem wir übrigens auf die eingehende und sorgfältige Ver- 
theidigung des Projectes in der mehrfach citierten Publication des Finanz- 
Ministeriums verweisen (S. 47 bis 91), gehen wir nun auf die ersten 
Reformpläne der constitutionellen Ära über^). 

Ein im Jahre 1862 eingebrachter Regierungsentwurf, welcher die 
Grundlage für eine Revision des stabilen Grundsteuercatasters in allen 
österreichischen Ländern mit Ausnahme von Galizien, der Bukowina und 
von Tirol und Vorarlberg schaffen sollte, wurde nie Gesetz, so sehr auch 
bei der Berathung über denselben alle möglichen Standpunkte zur Geltung 
gebracht und von Seiten der Regierung jedem dieser Gesichtspunkte das 
grösste Entgegenkommen bewiesen wurde. Schon im Jalire 1863/64 trat 
Finanz-MiniwSter v. Plener mit einem neuen und diesmal umfassenden 
Steuerreformprojecte hervor, welches aber, insoweit es die Grundsteuer 
betraf, nur in sehr geringem Masse Neuerungen einzufüliren, im wesent- 
lichen vielmehr nur eine einheitliche Art der Grundbesteuerung in ganz 
Österreich durchzuführen trachtete. In allem Übrigen waren die theoreti- 
schen Principien einer rationellen Besteuerung unbeachtet geblieben 
und wo sie scheinbar durchschimmerten, handelte es sich eben nur um 

*) Den im Reformprojecte in Aussicht genommenen »Zuschlaj^j zur Realsteuer« können 
wir hier unberücksichtigt lassen. Siehe übrigens S. lOO (T. der Publication des Finanz-Ministeriums. 



- <rn 



A u SS erlichk eilen ohne Bedeutung. Alle landwirtschaftlich benutzbaren Flä- 
chen ohne Rücksicht auf ihre tliatsäch liehe Verwendung sollten der Grund- 
steuer unterworfen sein; gewisse selbstverständliche Ausnahmen waren zu- 
gelassen. Der Grundertrag sollte neu geschätzt werden, und zwar bezirks- 
weisej nach Culturgattungen und (je im Maximum 12} Bonitätsclassen 
unter Anwendung von Muster grün dstücken. Als Reinertrag betrachtete das 
Project den »bei gewöhnUclier Bewirtschaftung nach Abzug- der Cultur- 
aufwandskosten vom Rohertrage sich nachhaltig ergebenden Überschuss«. 
Für die Bestimmung der Preise und die liezifforung der Kosten des Cultur- 
aufwandes sollten die Durchschnitte aus den Preisen der letztabgelaufenen 
zwanzig Jahre bestimmend sein — hierin lag wenigstens theoretisch 
eine Verbesserung gegenüber dem stabilen Cataster, der bekanntlich ein 
einziges Stichjahr entscheiden Hess — es sollte dabei aber auch auf die 
Capitalswerte und Pachtschillinge der Grundstücke Rücksicht genommen 
werden — hierin liegt wohl eine Concession an die damals stark hervor- 
getretene Sympathie für einen Werte ataster — die Culturskosten sollten 
in bestimmten, in ihrem Maximum für jede Culturgattung gesetzlich fest- 
gestellten Procentsätzen des Bruttoertrages beziffert und von dem letzteren 
abgerechnet werden; so sollte der Reinertrag per Flächeneinheit jeder 
Culturgattung und Bonitätsclasse berechnet und damit ein Reinertrags- 
tarif gewonnen werden. Die Grundsteuer sollte eine Repartitionssteuer 
bleiben und ihre Ilauptsumme alle drei Jahre festgestellt und repartiert 
werden. Ein ziemlich compliciertes System von Commissionen sollte unter 
der übrigens durchaus ausschlaggebenden Oberleitung des Finanz-Mini- 
steriums das ganze Gescliäft durchfuhren. — Diese wenigen Andeutungen 
über das kurzlebige Reformproject mögen genügen und nur hinzugefugt 
werden, dass die Grundsteuer indem umfassenden Plane v. Pleners eine 
ganz selbständige Stellung einnimmt, ohne daas sie als .Tliell eines orga- 
nischen Ganzen erschiene. Nebenbei sei bemerkt, dass der Rentensteuer 
alle Hypothekar gläubiger als solche unterworfen werden sollten, -ohne 
dass darauf Rücksicht genommen wurde, dass wenigstens die Grund- und 
Hausbesitzer auch in Hinkunft bei Bemessung der Steuer von ihrem Be- 
sitze keinen Anspruch auf Berücksichtigung der auf diesem etwa haftenden 
Lasten haben sollten^ (Lesigang, S. ^17), dass also hiermit eine Doppel- 
besteuerung sclilimmster Art gegeben war. Auch die geplante ^ wohl 
höchst unglücklich ausgedachte — Personalsteuer, sowie die C las sen- 
steuer hätte eine neue, erhebliche Belastung auch der Landwirtschaft 
treibenden Bevölkerung ergeben, welche nicht durch eine Erniedrigung 
der Grundsteuer aufgewogen worden wäre; wenigstens war im Entwürfe 
eine solche Erniedrigung nicht im vorhinein vorgesehen'). 

') Siehe inr ganicn Frage ioabMonilcte Dt. G. Höfken; .Zur Steueireforni in ÖBterrcich.« 
Wien 1864. und mit Rücksicht auf die in diesem Werke EntbalteDC, wisse DSchaftLichc Polemik: 
Dr. Katl Frh. v. Hock: .Die Sffenlüclien Abgaben und Schulden«. StuHgarl 1863. HöfkcD 
tritt auch in der cilierten Schrift für einen Wertcatiutcr auf Grundlage der Pacht- und Kauf- 
vertage, respective der gemeinde- oder landesüblichen Kanfswerte ein. S, lii) bis 191. 
Ctich. d, Land- a. Foritwlttach. 1. Bd. ^^ 
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Auch das zweite grosse Reformproject v. Pleners wich, insoweit 
es uns interessiert, nur sehr wenig von dem eben besprochenen ab; es 
braucht daher hievon keine weitere Erwähnung gethan zu werden (siehe 
V. L es ig an g, S, 223 ff.), wenn auch nicht unterlassen werden soll, hervor- 
zuheben, dass in ihm eine wesentliche Vereinfachung des Schätzungs- 
geschäftes dem früheren Entwürfe gegenüber vorgesehen war. 

Die nächsten Jahre brachten nur Änderungen in der Höhe der 
Grundsteuer. Die Finanzgesetze für die Perioden 1863, 1864 und 1865 
erhöhten nämlich den im Jahre 185g eingeführten, ausserordentlichen 
Zuschlag zu allen directen Steuern auf das Doppelte des in jenem Jahre 
festgesetzten Betrages, somit für die Grundsteuer und die Hauszins- 
steuer auf ein Drittel des Ordinariums, so dass die Grundsteuer nun im 
ganzen den Satz von 26V3 Procenten des Catastralreinertrages erreichte, 
wo sie überhaupt nach diesem bemessen wurde ^); das Finanzgesetz für das 
Jahr 1866 und jenes pro 1867 verringerte den ausserordentlichen Zuschlag 
auf die Grund- und Hausclassensteuer um ein Viertel des Ausmasses der 
letzten Jahre, wodurch die Grundsteuer auf 25V3 Procent des Catastral- 
reinertrages herabgesetzt war. Eine andere überaus wichtige Neuerung 
bedeutet die nun endlich in Angriff genommene Regelung des Zuschlags- 
wesens zu Gunsten der Länder und Gemeinden, sowie in einigen Ländern 
der Bezirke. Die bezüglichen Gesetze seien am Schlüsse dieser Abhand- 
lung aufgezählt. 

vSo waren denn die directen Steuern überhaupt und unter ihnen 
auch die Grundsteuer im Wesen noch immer unverbessert, wohl aber 
immer drückender und daher das Bedürfnis nach einer rationellen Reform 
immer allgemeiner und dringender geworden. Die ungünstige Lage der 
Staatsfinanzen erschw^erte aber jede solche Massregel ganz ausserordent- 
lich und legte die Gefahr nahe, dass stets nur eine Erhöhung der Lasten 
in Frage kommen würde. Eine solche plante denn auch Brestel mit 
seinem im Jahre 1868 eingebrachten Entwürfe einer Vermögenssteuer, 
welche z. B. die Grundbesitzer ein- für allemal mit 1*2 Procent des 
Bodenwertes, wenn ihr Vermögen den Betrag von fl. 1500 übersteige, 
treffen sollte ; als Minimum der Vermögenssteuerleistung, respective als 
Äquivalent für dieselbe, sollte in jedem Falle, also auch wenn das Ver- 
mögen den Betrag von fl. 1500 nicht erreichte, ein Zuschlag zur Grrund- 
steuer im Betrage eines Viertels ihres Ordinariums gelten; der Leistung 
dieses Äquivalentes sollte auch der von der Vermögenssteuer freie 
Grundbesitz der Länder, Gemeinden, Wohlthätigkeitsanstalten u. dergl. 
unterworfen sein. Die Einzelheiten des Entwurfes und insbesondere die 
Art, wie den auf dem Grundbesitze haftenden Lasten Rechnung getragen 
werden sollte, wollen wir übergehen, da ja der in jeder Richtung miss- 
glückte Entwurf niemals eine praktische Bedeutung erlangt hat und auch 
jedes theoretischen Interesses ermangelt. 



') Siehe hierüber die genaueren Ausführungen bei Lesigang, S. 234. 
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Man suchte nun auf andere Weise den Staatsfinanzen aufzuhelfen, 
so z. B. durch die abermalige Erhöhung' des staatlichen, ausserordent- 
lichen Zuschlages auf die Grundsteuer bis zu dem vor dem Jahre 1866 
üblichen Ausma-sse, also in den Ländern, in welchen der Catastral- 
reinertrag die Basis der Grundsteuer bildete, im alljjemeinen durch die 
neuerliche Feststellung der gesammten staatlichen (rrundsteuer auf den 
Satz von 26",i Procent des Catastralreinertrages, respective durch die 
-Erhöhung der auf andere Art festgesetzten Grundsteuer um zwei Drittel 
ihres vor dem Jahre i84() bestandenen Ausmasses^. Dieser Satz wurde 
denn auch alljährlich bis in den Anfang der Achtziger- Jahre fest- 
gehalten. 

r) Das Gesetz vom Jahre i86f). 

Das Jahr i868 (respective 1869) brachte endlich wieder ein um- 
fassendes Reformproject, das aber, insoweit es die Grundsteuer betraf, 
an den Grundprincipien des stabilen Catasters festhielt und nur die Ein- 
heitlichkeit der Besteuerung in allen Theilen des Staates im Auge hatte. 
Kleine Neuerungen, welche dieser Grundsteuerentwurf Bresteis ent- 
hielt, änderten am Wesen der Besteuerung wenig; es blieb ihr immer 
noch ein Reinertrags-Parcellencat ästet als Grundlage. Hervorzuheben 
sind übrigens folgende Momente : Die Feststellung der Zahl der Bonitäts- 
classen auf acht, die Einführung des Begriffes des Parificationslandes, 
also der Besteuerung auch von nicht der landwirtschaftlichen Urproduction 
gewidmeten Flächen, die Bestimmungen über zeitliche und dauernde Be- 
freiungen von der (irundsteuer {zu Gunsten von Baugründen, Hofräuraen 
und Salzgärten), 

Auch die Zusammensetzung und die Aufgaben der Commissionen 
waren theilweise anders als in den bisherigen Entwürfen geplant. Für 
die Aufstellung des Tarifes waren weniger eingehende Bestimmungen 
ins Auge gefasst, als die früheren Projecte aufgenommen hatten; 
vielmehr beschränkte man sich darauf, wie v. Lesigang sagt, anzu- 
ordnen, -dass hiebe! alle auf den Reinertrag der Grundstücke einwirken- 
den Momente so eingehend zu erwägen seien, dass die wesentlichen 
Verschiedenheiten im Ertrage der Grundstücke möglichst berücksichtigt 
werden • . 

Dabei sollten Auszüge aus Wirtschaftsrechnungen, Ausweise über 
Kaufpreise von firund und Boden und Pachtschillinge aus den letzten 
zehn, über die Preise der Erzeugnisse und die Bebauungskosten während 
der letzten 20 Jalire'), dann eigens anzufertigende Beschreibungen der 
landwirtscliaftlichen Verhältnisse der Bezirke als Hilfsmittel herangezogen 
werden. Die Competenz hiebei und das Reclamationsverfahren war ein- 
gehend geordnet; eine nach je 15 Jahren wiederkehrende Revision des 
Catasters war ins Auge gefasst. Dagegen dachte man nicht an eine Neu- 
vermessung, es sollten vielmehr einfach die bestehenden Catastralmappen 



>J Dllbci solllcn die drei Jahre 



I PrcisfTi unberücksichtigt bleiben. 
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nach Ermittelung der eingetretenen Cultur- und Objectsänderungen 
richtiggestellt werden. 

Aus dem BresteTschen Entwürfe einer Erwerbsteuer ist hervor- 
zuheben, dass derselbe dem landwirtschaftlichen Gewerbe, »insoweit durch 
dasselbe lediglich der bereits von der Grundsteuer getroffene Ertrag er- 
zielt wird«, Steuerbefreiung zugestand, ebenso wie dem Handel mit selbst- 
erzeugten, landwirtschaftlichen Producten. Es dürfte aus dem citierten 
Wortlaute klar sein, dass insbesondere die erstere Bestimmung unklar 
war und entweder zu einer ganz allgemeinen Loszählung der Landwirt- 
schaft von der Erwerbsbesteuerung oder zu fortwährenden Meinungs- 
verschiedenheiten und Reclamationen hätte führen müssen. Die Renten- 
steuer hatte keinen Bezug auf Hj'pothekardarleihen; eine Xeubelastung 
der Landwirte hätte dagegen die » Personaleinkommensteuer •* mit sich ge- 
bracht, deren Einführung an Stelle der früher geplant gewesenen Classen- 
und Einkommensteuer nunmehr ins Auge gefasst wurde. 

Der oben kurz charakterisierte Entwurf eines Grundsteuergesetzes 
machte alle Stadien der parlamentarischen Berathung durch, wurde 
während derselben vielfach abgeändert und erlangte schliesslich Gesetzes- 
kraft (Gesetz vom 24, Mai 1869, Z. 88); die übrigen Bestandtheile des 
Reformentwurfes dagegen vermochten nicht, sich auszureifen und 
mussten, theilweise nach langen Berathungen, fallen gelassen werden. Es 
wäre von Interesse, die verschiedenen Abänderungsanträge näher zu be- 
leuchten, welche gegen den Grundsteuer-Gesetzentwurf eingebracht 
worden sind; die Ökonomie des Raumes aber lässt es uns räthlich er- 
scheinen, in dieser Richtung einfach auf Lesigang, S. 251 ff., zu ver- 
weisen und uns darauf zu bescliränken, dieses höchst wichtige und für 
die Folge entscheidende Gesetz als solches eingehender zu besprechen. 

Dabei wird es sich auch auf den ersten Blick zeigen, dass kaum 
eines der zahlreichen, bisher in möglichster Kürze besprochenen Reform- 
projecte vollkommen unfruchtbar geblieben ist; mehr oder weniger hat 
jedes positiv oder negativ dazu beigetragen, den jetzt geltenden Rechts- 
zustand zu schaffen, an dessen Verbesserung heute ebenso eifrig, und 
wie wir fürchten, für die nächste Zukunft aussichtslos gearbeitet wird, 
wie man in den Sechziger- Jahren daran arbeitete, die damals herrschenden 
Verliältnisse zu corrigieren. Wenn auch theoretisch das Gesetz vom 
Jahre 1869 keine wesentliche Besserung herbeigeführt hat, so bedeutet 
es doch insofeme einen einschneidenden Fortschritt, als es zum mindesten 
die formelle Reclitsgleichheit in allen österreichischen Ländern brachte, 
die seit den Zeiten der Kaiserin Maria Theresia als das zu erreichende 
Ideal gegolten hatte. 

Das Gesetz bestimmt im § i, dass der Grundsteuer alle jene Grund- 
oberflächen unter^vorfen seien, welche im Wege der landwirtschaftlichen 
Bodencultur benützt werden können, und zwar auch dann, wenn sie dieser 
Benützung durch eine die Steuerfreiheit nicht begründende Widmung 
entzogen sind. Ausgenommen hievon sind i. unproductive Grundflächen, 




2, Sümpfe, Seen und Teiche, wenn sie weder durch Fischfang, noch 
durch Rohrschlag oder Torfgewinnung einen Ertrag abwerfen, 3. die 
öffentlichen Fuss- und F'ahrwege, Leinpfade und Strassen, Orts- und 
ICirchenplätze, Gassen, die zu öffentlichen Zwecken dienenden Canäle und 
Wasserleitungen und die Becken von Flüssen und Bächen, 4. öffentliche 
Beerdigungsplätze, 5. Bauareen (das heisst mit Gebäuden bedeckte Grund- 
flächen) und Hofräume, 0, Zur Bereitung des Meersalzes bestimmte 
Flächen {im wesentliclien also sogenannte Salzgärten). Damit traten die 
Salzgärten aus der besteuerten Grundfläche aus, die bisher (H.-K.-D, vom 
2q. September 1843, P.-G.-S-, 71. Bd., Nr. 106) steuerfreien — weil den 
Staats- respective Privateisenb ahnen gehörigen Grundstücke — dagegen 
wurden in den steuerbaren Boden einbezogen; ebenso wurden dadurch die 
Bauareen und die Hofräume auch dort grundsteuerfrei, wo sie es bisher nicht 
gewesen waren'). Der Begriff des Parificationslandes half vielfach 
über die durch diese Verschiebungen hervorgerufenen Schwierigkeiten 
hinweg; man versteht darunter jene (mindflächen, die an sich im Wege 
der Urproduction benützt werden könnten, aber als Kalk-, Sand-, Kies-, 
Mergel- und Thongrubeu, Lager- und Werkplätze, Privatcanäle, Ufer, 
Raine, .\lleen, Privatwege, als Territorium von Eisenbahnen, dann als 
Steinbrüche und bei Bergwerken als Wasserbehälter, Stollen und Schächte 
u. s. w. oder durch eine ähnliche Bestimmung dieser Verwendung that- 
sächlich entzogen sind. 

Dieses Parificationsland bildet eine der zehnCulturgattungen (§ 16) und 
wurde nach den angrenzenden oder um schli es senden Grundstücken ein- 
geschätzt; auch mit Gebäuden nicht besetzte Bauplätze wurden ihm zu- 
gerechnet ({5 29). Zeitweilige (zehnjährige) Steuerbefreiuungen wurden 
im Gesetze vorgesehen für öde oder durch Elementarereignisse unpm- 
ductiv gewordene Grundstücke, welche durch Beurbarung producttv ge- 
macht werden, dann (und zwar für 25 Jahre, von dem der vollendeten 
Urbarmachung nachfolgendem Jahre an gerechnet) für Neuanlagen von 
Hochwäldern (ij 3). Laut §§ 4 und 5 ist die Grundsteuer eine Repartitions- 
steuLT, vertlieilt nach dem Reinertrage der einzelnen Parcellen. »Als 
Reinertrag war anzusehen der nach Abzug der Bewirtschaftungs- und 
Gewinnungskosten vom Rohertrage verbleibende Überschuss, welcher 
von den benutzbaren Grundstücken nachhaltig erzielt werden kann- (§ 5). 
Bei der Ab- und Einschätzung dieses Reinertrages wurde der Cultur- 
zustand der Grundstücke durchwegs als ein mittlerer angenommen, auf 
Eigenth ums Verhältnisse und auf den wirtschaftlichen Zusammenhang der 
Grundstücke mit anderen und mit gewerblichen Anlagen keine Rücksicht 
genommen, ebensowenig wie auf die mit ihnen verbundenen Rechte, Lasten 
und Abgaben (§ 5). Damit war von vornherein der Gedanke aufgegeben, 
einen Gutsreinertragscataster zu schaffen und der Grundsteuer den 



') Siehe § 3 tlss l'al 
I8::i uad 1S3'). 



i 2J. MSk 1817 und die Gebäudes 



r-Patenle der Jahra 
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Charakter einer partiellen Einkommensteuer zu geben; man verzichtete 
also darauf, eine Reihe von Mängeln des Grundsteuersystemes, obwohl 
man gegen sie nicht blind war, zu beheben, und zwar wohl nur deswegen, 
weil man die mit dortigen Verbesserungen verbundenen technischen 
Schwierigkeiten scheute — vielleicht sie überschätzte; in diesen Punkten 
war also die ganze lange Periode der Reformbestrebungen ganz und gar un- 
fruchtbar geblieben. Man verzichtete damit aber auch auf die Ermittelung 
des concreten Reinertrages und machte dadurch, ohne die wirtschafts- 
politischen Gesichtspunkte der josefinischen Reform zielbewusst fest- 
zuhalten, von vornherein die Besteuerungsgnmdlage zu einer wesentlich un- 
gleichmässigen. Es mag dabei wohl ganz übersehen worden sein, dass 
ein besonders günstiger oder besonders ungünstiger Culturzustand des 
Bodens nicht immer etwas Zufälliges ist und auch nicht immer in den 
persönlichen Eigenschaften des Landwirtes allein seine Erklärung findet, 
sondern vielmehr mitunter die Folge einer mehr oder weniger grossen 
Zahl complicierter, äusserer Thatsachen ist. — War so der Gegenstamd 
und die Natur der Grundsteuer präcisiert, so musste nun die Art der 
Einschätzung, und zwar einheitlich für alle Länder festgestellt werden 
(J:J§ 7 bis 14 und 15 bis 33). 

»Die oberste Leitung des Abschätzungsgeschäftes führte der Finanz- 
Minister, welcher zur Überwachung der Schätzungsarbeiten in den einzelnen 
Kronländem Centralinspectoren beriefe ; unter seinem Vorsitze tagte eine 
Centralcommission, bestehend aus 36 Mitgliedern, den Vorsitzenden nicht 
eingerechnet, deren Aufgabe im § 39 festgestellt war, später aber durch 
Artikel I des Gesetzes vom 6. April 187g, R.-G.-Bl. Nr. 54, Artikel X 
des Gesetzes vom 28. März 1880, R.-G.-Bl. Nr, 34, neu umschrieben 
wurde '). In den einzelnen Kronländem leitete der politische Landeschef, 
dem eine aus sechs bis zehn Mitgliedern bestehende Landescommission 
beigegeben war, das Schätzungsgeschäft (siehe auch Gesetz vom 6. April 
1879, R.-G. Bl. Nr. 54); unter Umständen Wciren der letzteren Landes- 
subcommissionen untergeordnet. Die Geschäftsführung in den einzelnen 
Schätzungsbezirken oblag den Bezirks-Schätzungscommissionen, welche 
neben dem vom Finanz-Minister ernannten Vorsitzenden noch aus acht 
Mitgliedern bestanden. Die Mitglieder der genannten Commissionen 
wurden zum Theil ernannt, und zwar für die Centralcommission durch 
den Reichsrath, für die Landescommissionen durch die Landtage, fiir die 
Bezirkscommissionen zum Theil durch die höchstbesteuerten Ghrund- 
besitzer, zum Theil durch die Bezirksausschüsse, resp. wo solche fehlten, 
von den Gemeindevorständen des Bezirkes gewählt. »Die Referenten 
der Commissionen für das ökonomische und Waldschätzungsgeschäft 



') Der Artikel X des letztcitierten Gesetzes sagt: »Die Centralcommission hat die Vor- 
lagen aller Reclamations-Commissionen zu prüfen, wobei sie ihre Aufmerksamkcfit auf das richtige 
Verhältnis der Schätzungsresultate der einzelnen, insbesondere der angrenzenden Lander zu 
richten und allenfalls vorkommende Mängel zu beheben haben wird f.... Siehe hiezu auch das 
Gesetz vom 6. April 1879, R.-G.-Bl. Nr. 54, worauf wir noch zurückkommen. 




wurden vom Finanz-Minister ernannt . . . .■ (i^ g). In ditsen Bestimmungen 
finden sich zweifellos Rudimente einer Selbstbesteuerung, sie blieben 
aber weit hinter dem zurück, was in dieser Richtuny in einzelnen der 
besprochenen Reform projecte geplant war, und zwar dies, obwohl das 
tettijjre Gesetz weit liberaler ist, als es der Regierungsentwurf gewesen 
war. Audi in diesem Punkte also bedeutet das Gesetz vom Jahre 1869 
nur einen langsamen und sehr massigen Fortschritt. 

Die Feststellung des Reinertrages der Grundstücke erfolgte {in allen 
Ländern gleichmässig [§ 20]) nach Culturgattungen und Bonitätsc lassen, 
und zwar bezirksweise (der Schätzungsbezirk entspricht im allgemeinen 
dem politischen Bezirke [§ 17]}, für die auszumittelnden Schätzungsbezirke 
durch Aufstellung eines Classificationstarifes. Ein Reinertrag wurde 
auch von jenen Flächen ermittelt, welche durch anderweitige Benützung 
der Urproduction entzogen waren« (§ 15); an Culturgattungen wurden 
unterschieden: Äcker, Wiesen, Gärten, Weingärten, Hutweiden, Alpen, 
Waldungen — Seen, Sümpfe, Teiche — das Parificationsland und un- 
productives Land (I5 lö)'); für jede Culturgattung (mit Ausnahme natürlich 
des unproductiven Landes) wurden Bomtätsclassen festgestellt, und zwar 
im höchsten Falle acht; für jede Bonitätsciasse jeder Culturart wurde der 
Reinertrag, ihr Tarifsatz ermittelt, und zwar jener Reinertrag, »welcher 
sich unter Voraussetzung einer im Classificationsdi stricte bei der Mehrheit 
des Grundbesitzes gewöhnlichen Bewirtschaftung nach Abschlag aller 
nothwendigen, im Districte gemeingewöhnlichen Bewirtschaftung«- und 
Gewinnungskosten im Durchschnitte einer die gewöhnlichen Wechselfalle 
im Ertrage umfassenden Reihe von Jahren für jeden Besitzer ergibt- {§ 19). 
Dabei war auf alle jene Momente, welche auf den Reinertrag der Grrund- 
stücke Einfiuss haben, so genau zu achten, -dass die wesentlichen, im 
Classificationsdistricte vorkommenden Ertragsversciiiedenheiten der Grund- 
stücke möglichst berücksichtigt würden« (i^ 21). Als Behelfe hatten 
hiebei zu dienen: ■■ein Verzeichnis der von der Finanzlandesstelle auf 
Grund der beizulegenden Original-Marktpreistabellen zusammengestellten 
Durchschnittspreise aller im Bezirke erzeugten Bodenproducte . . . aus 
der dem Jalire der Schätzung vorangehenden Periode von 15 Jahren- . . . 
-ein Ausweis über die von den politischen Behörden erhobenen, im 
Bezirke vorkommenden gemeinüblichen Preise der Hand- und Zugarbeit 
aus den dem Jahre der Ertragsschätzung vorausgegangenen 15 Jahren- .. , 
-die von den Steuerämtern ausgefertigten Ausweise der Preise über freie 
Verkäufe und zeitliche Pachtungen aus der Periode der letzten 15 Jahre 
über einzelne Grundstücke, ganze Wirtschaften und Gutscomplexe, 
dann gerichthche Schätzungen,- - "die vorhandenen Catastralmappen, - 
■ endlich die vom Besitzer unterzeichneten Auszüge aus Wirtschafts- und 
Forstrechnungen der letzten 15 Jahre über Naturalertrag und Cultur- 

') Zum Begriffe des unproductiven Laadeä vide die Debatte im Titoler Landlage vom 
IJ, Oclober l86g, S. 142, in welcher Professor Biedermann forderte, diiss uuth Berfimihdet 
als unproductiv tu belluidelD seien. 
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aufwand, wenn sie von demselben freiwillig beigebracht wurden« {§ 22). 
Wir haben diese im Gesetze ausdrücklich aufgezählten Behelfe deswegen 
genau verzeichnet, weil die bezüglichen Gesetzesstellen charakteristisch 
sind für die damals herrschenden Anschauungen und Absichten, und weil 
gerade die Qualität dieser Behelfe mit daran Schuld trägt, dass das 
Schätzungswerk nur einen theilweise genügenden Erfolg hatte. Wer die 
Schwierigkeiten kennt, die sich der Schaffung einer Preis- und Lohn- 
statistik in den Weg stellen, insbesondere dann, wenn sie sich auf ver- 
gangene Jahre erstrecken soll, wird unsere in letzter Reihe ausgesprochene 
Anschauung sofort als gerechtfertigt anerkennen. Wenn man wahrnimmt, 
wie sorgfältig die Aufstellung einer Fassionspflicht vermieden wird, und 
andererseits beobachtet, wie Spuren der oft angeregten Idee der Her- 
stellung eines Werkcatasters, ja eines Gutswertcatasters gerade an dieser 
Stelle, also unter Umständen, unter denen sie gamicht am Platze sind, 
noch immer hervortreten, wird man sich dem Gedanken nicht verschliessen 
können, dass das ganze Gesetz das unausgereifte Product einer über das 
Problem unklaren Zeit war. Als ein besonders wichtiges Hilfsmittel für 
die Einschätzung erwiesen sich die im § 23 vorgesehenen »Bezirksbeschrei- 
bungen«, welche von den Referenten der Commissionen, nachdem sie 
ihre Bezirke bereist hatten, angefertigt wurden; diese Beschreibungen 
hatten folgende Daten beizubringen: ein Verzeichnis sämmtlicher Ge- 
meinden und selbständigen Gutsgebiete des Bezirkes, die Angaben über 
Lage, Grrösse und Begrenzung des Bezirkes und seine allgemeinen 
Terrainverhältnisse, über sein Klima und die allgemeine Bodenbeschaffen- 
heit, die verschiedenen Bodenertragsverhältnisse nach Culturen, über die 
vorhandenen Bewässerungs- und Entwässerungsanlagen, die Communications- 
mittel und die Absatzverhältnisse der Producte, über die Bevölkerungs- 
verhältnisse, die Arten der Naturerzeugnisse, die Art der Bodenvertheilung^ 
die üblichen Methoden der Bewirtschaftung, über den Realitätenverkehr 
der letzten 15 Jahre (Verkauf und Verpachtung), und zwar sowohl in 
Betreff grosser, als auch mittlerer und kleiner Wirtschaften und einzelner 
Parcellen, über die Holz- und Weinpreise und die Durchschnittspreise 
der zum gemeinüblichen Culturaufwande nothwendigen Materialien, immer 
für die letzten 15 Jahre. Es ist überflüssig, diesem eingehenden Inhalts- 
verzeichnisse der Bezirksbesclireibungen gegenüber hervorzuheben, wie 
charakteristisch es ist, dass eine Reihe von Momenten, z. B. die Ver- 
schuldungsverhältnisse, unberücksichtigt blieben. 

Sowohl die obenaufgezählten Behelfe, als die Bezirksbesclireibungen 
wurden (§ 24) durch die Bezirksschätzungscommissionen geprüft, welche 
als weiteren Behelf für jedes Product und jeden Aufwandsgegenstand 
für jeden Classificationsdistrict einen »Normalpreis« zu bilden hatten ; dieser 
ergab sich als Durchschnitt der Preise der 15 vorangegangenen Jahre 
nach Ausscheidung der fünf höchsten Jahresdurchschnitte, und zwar bei 
den Hauptkömergattungen als Durchschnitt der Preise an den entscheidenden 
Marktorten, bei den ökonomischen Nebenproducten, dem Weine und den 
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Aufwand smaterialien als Durchschnitt der Localpreise des Districtes; m 
Betreff der Taglöhne war die VerJtöstigung, wenn eine solche verabreicht 
wurde, in den Lohn einzurechnen {§ 22). — Der Referent der Commission 
einerseits und ein von und aus der Commission gewähltes Comite stellte 
nun vorläufig je einen Classificationstarif auf, woraus durch die Bezirks- 
schätzungscommission ein einheitlicher Tarif gebildet wurde, der den 
mittleren Reinertrag je eines niederösterreichischen Joches jeder Bonitäts- 
classp und Culturgattung in abgerundeter Ziffer feststellte. Durch eine 
Bereisung des Bezirkes sollte eine genaue Prüfung des Tarifes, eventuell 
eine Vergleichung desselben mit den Tarifen der Nachbarbezirke und 
die Auswahl von Rlustergrundstücken für jede Tarifclasse ermöglicht 
werden. 

Diese Mustergrundstücke waren dazu bestimmt, ^dass im Vergleiche 
mit ihnen die übrigen Grundstücke des Classificationsdistrictes nach ilirer 
Beschaffenheit und Ertragsfähigkeit in den aufgestellten Classifications- 
tarif eingeschätzt werden können.« (S. 28). 

Der richtiggestellte Classificationstarif war von der Landescommission 
zu prüfen und sodann zu publicieren ; auch dann waren noch Einwen- 
dungen seitens der Gemeinden und gewisser Gutsbesitzer an die Landes- 
commission (sie hatten von den Bezirkscommissionen denselben vorgelegt 
zu werden) zulässig {§§ 31 — 33). War der Classificationstarif hiemit end- 
giltig ausgearbeitet, so gieng man an die Einschätzung der einzelnen 
Grundstücke in die Tarifsätze (siehe hiezu das z. Th. abändernde Gesetz 
vom 6. April 1879, R.-G.-Bl. Xr. 54, und das Gesetz vom 28. März 1880, 
R.-G.-Bl. Nr. 34); auch führte man die Untersuchung der seit der letzten 
Vermessung eingetretenen Cultur- und Objectsänderungen ujid die Berich- 
tigung der vorhandenen Catastralmappen durch. Der Paragraph 36 sagt 
in dem durch das Gesetz vom Jahre 1879 abgeänderten Wortlaute: «Nach 
Beendigung des Ab- und Einschätzungsgeschäftes sind die diesfälligen 
Resultate vom Vermessungspersonale gleichfalls in den vorhandenen 
Catastralmappen einzuzeichnen und es sind hienach die berechneten 
Flächen der Cultur- und Classenabschnitte in das Grün dp arc eile n-Protokoll 
jeder Gemeinde einzutragen. Die Flächen der einzelnen Bonitätsclassen jeder 
Culturgattung sind derart zusammenzustellen, dass sich daraus der Gesammt- 
flächeninhalt der der Gemeinde angehörigen, in die einzelnen Bonitätsclassen 
und Culturgattungen eingeschätzten Grundstücke ergibt. Auf Grund der 
Classenzusammenstellung ist die Bezirksübersiclit anzulegen, aus welcher 
der GeSiimmtflächeninhalt der in die einzelnen Bonitätsclassen und Cultur- 
arten eingeschätzten Grundstücke für sämmtliche Gemeinden des Bezirkes, 
beziehungsweise der verschiedenen Classificationadistricte und die Summe 
für die letzteren und den Bezirk hervorzugehen hat. In dieser Übersicht 
ist nach Massgabe des Flächeninhaltes und der Tarifsätze der Reinertrag 
der einzelnen Bonitätsclassen, Culturarten, Gemeinden für die etwaigen 
Clasäificationsdistricte und für den Bezirk, sowie der durchschnittliche 
Reinertrag für das Joch einer jeden Culturart in den einzelnen Gemeinden, 
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etwaigen Classificationsdistricten und im Bezirke zu berechnen. Der Rein- 
ertrag aller demselben Lande angehörigen Bezirke zusammengenommen, 
gibt den Reinertrag für das ganze Land.« 

Wir übergehen die §§37 bis 39, welche alle durch die bereits citierten 
Gesetze von 1879 und 1880 neue Formulierungen erfahren haben, da wir 
auf diese letzteren noch zurückkommen müssen. Der Paragraph 41 verfügt, 
dass nach Ablauf je einer Periode von 15 Jahren, und zwar das erstemal 
fünfzehn Jahre nach dem Jahre der ersten Steuervertheilung auf Grund- 
lage der Schätzungsergebnisse nach dem besprochenen Gesetze eine 
Revision des Grundsteuercatasters durchzuführen sei. 

Mit der Publication des Gesetzes vom 24. Mai 1869 war aber das 
Reformwerk noch lange nicht abgeschlossen; schon am 21. Juli 187 1, 
R.-G.-Bl. Nr. 81, musste ein weiteres Gesetz erlassen werden, um die 
Durchführung des ersteren zu ermöglichen, da dieselbe vielfach einem 
ungeahnten Widerstände seitens einiger Vertretungskörper, die dabei 
behilflich sein sollten, begegnete'). Unter der Ministerschaft de Pretis' 
(1874) wurde abermals eine die Grundsteuer allerdings nicht berührende 
Reform angeregt, welche aber insoferne auch die Interessen der Land- 
wirtschaft betraf, als die geplante Erwerbsteuer den Ertrag solcher 
Grrundpachtungen, bei welchen die gepachteten Grundstücke aus- 
schliesslich vom Pächter und seiner Familie bearbeitet werden, nicht 
treffen sollte^; auch in Bezug auf die Feststellung des zulässigen 
Minimums des der Steuerbemessung zugrunde zu legenden Ertrages 
hatte das Project wichtige Bestimmungen im Auge. Von der Renten- 
steuer sollten alle auf Realitäten sichergestellten Capitalien ausgenommen 
sein, dagegen sollte eine Personaleinkommensteuer dem Staate neue 
Einkünfte zuführen. Das Werk de Pretis' blieb aber ein Project. 
Was die Grundsteuer selbst angeht, so erkannte man bald, dass das 
im Jahre 1869 angeordnete Einschätzungswerk eine zu grosse Zeit 
in Anspruch nehmen würde, um während derselben den bisherigen, ja 
längst unerträglich gewordenen Zustand aufrechterhalten zu können. Die 
Regierung beantragte daher im Jahre 1876, dass vorläufig die Grundsteuer 
nicht mehr getrennt in einem Ordinarium und in Staatszuschlägen, sondern 
in einem einheitlichem Satze, der mit 24 Procent des Reinertrages (den 
bisherigen 26-/3 Procent gegenüber) in den Ländern des stabilen Catasters, 
in den anderen in gleichartigem Masse veranschlagt werden sollte, ein- 
gehoben zu werden habe. Sowohl diese Bestimmung als die Abänderungs- 
projecte in Betreff der anderen directen ^Steuern wurden niemals Gesetz, 
wenngleich gerade die erstere fast bis zum Abschlüsse der parlamenta- 
rischen Berathung zu gelangen vermochte. 

Das bereits citierte Gesetz vom 6. April 1879, R.-G.-Bl. Nr. 54, hatte 
die Aufgabe, nicht nur einige Änderungen im Gesetze vom Jahre 1869 

*) Siehe hiezu auch das Gesetz vom 20. Jänner 1876, R.-G.-Bl. Nr. 13. 
') Siehe Lesig ang, S. 258 f. 
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einzufügen, sondern auch die Erj^ebnisse der Einschätz unjf möglichst bald 
in Wirksamkeit treten zu lassen. Es erklärte unter anderem : -Auf G-rund 
der . . . Erhebungen und Verhandlungen hat die endgiltige Feststellung der 
Classificationstarife durch die Centralcommission zu erfolgen. Diese Com- 
mission hat den Abscliluss dieser Arbeiten längstens mit Ende des Jahres 
1881 zu bewerkstellif^en. Der Einanz-Minister veranlasst die Durchfuhrung 
der von der Centralcomniission beschlossenen Änderungen in den Ab- 
und Einschätzungsoperaten, beziehungsweise in der Hauptübersicht der 
Reinerträge und die vorläufige Vertheilung der im Wege des Gesetzes 
definitiv festgestellten Grundsteuerhauptsumme (1^ 4 al. 2).> Damit war 
es von selbst gegeben, dass die Erfolge des Reclamationsverfalirens 
nicht abgewartet werden konnten, und dass eine Ausgleichung der Vor- 
schreibungen für den Zeitpunkt in Aussicht genommen werden musste, 
in welchem dieses Verfahren abgeschlossen sein würde, Naturgemäss 
traf das Gesetz aber auch Bestimmungen, welche direct die Beschleu- 
nigung des Einschätzungs- und Reclamationsverfalirens anstrebten; in 
Betreff des letzteren trat es vollständig an die Stelle der betreffenden 
Bestimmungen des Gesetzes vom Jahre i86q. Es verfügte, dass gegen die 
Ergebnisse der Einschätzung "den Gemeinden, den Vertretern der aus 
dem Gemeindeverbande ausgeschiedenen Gutsgebiete, sowie jedem ein- 
zelnen Grundbesitzer das Recht der Erhebung von Reclamationen zustehe, 
und zwar sowohl bezüglich der eigenen wie fremder Grundstücke : 
11/ wegen unrichtiger Besitzanschreibung (Indication"'., 6j wegen unrichtiger 
Ermittelung des Flächenmasses, cj wegen vorkommender Fehler bei den 
aufgestellten Berechnungen, ifj wegen unrichtigen Ansatzes einzelner 
Grundstücke rücksichtlich ihrer Steuerpflicht oder Steuerfreiheit, ej wegen 
unrichtiger Einschätzung in den Classificationstarif ° ■ 

Diese Reclamationen waren durch die Bezirksschätzungscommission 
zu prüfen ; wenn die ad a) richtig befunden wurden, ihnen sofort zu ent- 
sprechen, in Betreff jeuer ad ^J und c) dem Vorsitzenden der Reclama- 
tionscommission zu berichten (siehe hiezu Art. VIII des Gesetzes vom 
aS. März 1880, 7,. 34, dessen bezüglicher oben mitgetheilter Inhalt an die 
Stelle der abgeschafften Bestimmungen des Gesetzes vom Jahre 1871.J 
trat); in Betreff derjenigen ad (/_) und c) waren gleichfalls an die 
Reclamationscommission Anträge zu erstatten; diese sollte darüber end- 
giltig entscheiden und an den Finanz- Minister berichten, der die Central- 
commission zu berufen hatte ; die Aufgabe der letzteren bestand, wie 
schon früher hervorgehoben worden ist, darin, die Vorlagen aller Recla- 
mationscommissionen zu prüfen und dabei auf das richtige Verhältnis der 
Schätzungsresultate, insbesondere der angrenzenden Länder zu achten 
(Art. IX und X des obencitierten Gesetzes von 1880). 

Ausser den bereits citierten Momenten betraf das Gesetz vom Jahre 
1880 (28. März, Nr, 34) noch eine Reihe anderer von erheblicher Be- 
deutung, so dass in ihm und den Gesetzen vom 30. März 1881, R.-G,-Bh 
Nr. 25, und vom 7, Juni i88i, R.-G,-Bl. Nr. 49, der Abschluss der mit 
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dem Gesetze vom Jalire 1869 eingeleiteten gesetzgeberischen Action 
gesehen werden muss. 

Der Artikel I des ersteren Gesetzes ändert eine Bestimmung des 
Gesetzes vom Jahre 1879 und damit den § 4 des Gesetzes vom Jahre 1869 
in folgendem Sinne ab: »Die im Wege des Gesetzes von 15 zu 15 Jaliren 
festgesetzte Grundsteuerhauptsumme wird nach Verhältnis des ermittelten 
Reinertrages der steuerpflichtigen Objecte auf die einzelnen Länder, be- 
ziehungsweise einzelnen Steuergemeinden und einzelnen Grrundstücke 
gleichmässig vertheilt und hienach das Steuerprocent') ermittelt. Bis 
zum Absclilusse des Reclamationsverfahrens erfolgt vom i. Jänner 1881 
ab die provisorische Steuereinhebung auf Grund der nach § 34. III. Ab- 
theilung, durchgeführten Ab- und Einschätzungsoperate. 

Die auf die einzelnen Grundbesitzer, beziehungsweise Steuerobjecte 
entfallenden Grundsteuerbeträge werden mit dem Vorbehalte vor- 
geschrieben, dcLSs die Ausgleichung bezüglich der vom i. Jänner 1881 ab 
vorzunehmenden provisorischen Steuerumlegung nach beendigtem Re- 
clamationsverfaliren in Gemässheit der Bestimmimgen des x^rtikels III 
stattfinden werde.« 

Das Gesetz verfügt weiter, dass der nach der definitiven Steuer- 
vertheilung .... auf die einzelnen Grundparcellen entfallende Steuer- 
betrag innerhalb der 1 5jährigen Periode nicht erhöht werden dürfe, dann, 
dass die Steuerausgleichung nach den Ergebnissen des Reclamations- 
verfahrens bis längstens Ende Juni 1882 zu erfolgen habe (Artikel III) 
und bestimmt, dass nach Auflösung der Landescommissionen Reclamations- 
commissionen (siehe vorne bei Besprechung des Gesetzes vom Jahre 1879) 
zu bilden seien. 

Das Gesetz vom 30. März 1881 hat für die Gegenwart keinerlei 
Interesse mehr, das Gesetz vom 7. Jimi 1881 aber ist von grösster Wichtig- 
keit; es stellte für die Zeit vom i. Jänner 1881 bis 31. December 1895 
die Gnmdsteuerhauptsumme fest, und zwar mit dem Betrage von 
fl« 37,500.000, beseitigte für die Grundsteuer den die Einkommensteuer 
vertretenden Eindrittelzuschlag und bestimmte, dass den Grundbesitzern 
das im Punkte 6 des Patentes vom 10. October 1849, Z. 412, ihnen ein- 
geräumte Abzugsrecht bei Zahlungen, welche sie an Zinsen oder anderen 
jährlichen Leistungen von den auf ihrem Grundbesitze haftenden Schulden 
zu entrichten haben, gewahrt bleiben solle. Die übrigen Paragraphe 
haben für uns an dieser vStelle kein Interesse. — Damit treten wir in eine 
n3ue Periode dir Geschichte dar österreichischen Grundsteuer ein, 
welcher im wesentlichen der Rest unserer Betrachtung gewidmet werden 
soll und in der das Streben nach Reformierung des Steuersystemes 
jederzeit ebenso scharf zutage tritt, als in den früheren Perioden, 



*) Das Grundsteuerprocent wurde mit Bezu^ auf obige Bestimmung, dann auf das Gesetz 
vom 7. Juni l88i, Nr. 40, vorerst mit 22 i'Vo festgestellt (Finanz-Ministerialverordnung vom 8. Juni 
tS8i, K.-G.-Bl. Nr. 55), später aber (siehe Finanz-Ministerialverordnung vom 23. Juni 1883, 
R.-G.-Bl. Nr. 119) bis 31. Dscember 1895 ™»t 227 beziffert. 




dabei aber wenigstens in letzter Zeit, freilich zaghaft und ohne vorerst 
die alten Ertragssteuera anzutasten, tiefer in das Wesen der Besteuerung 
überhaupt eindringt, als deren organischer Bestandtheil die Grundsteuer 
Ja erscheinen soll und in deren Organismus sie sich einzufügen hätte. 



f) Die neueste Entwickelung. 

Finanz-Minister v. Dunajewski plante schon im Jahre 1882 eine 
Reform der directen Steuern, mit Ausnahme der Grund- und Gebäude- 
steuer; von seiner Erwerbsteuer sollte frei sein — es liegen hierin 
theoretisch interessante Momente : »Der Betrieb der Land- und Forst- 
wirtschaft im Wege der Bewirtschaftung von (Grundstücken durch den 
Eigenthümer selbst; der Ertrag aus der Pachtung von Grundstücken, 
welche ausschliesslich durch den Pächter und dessen Familienmitglieder 
eigenhändig bearbeitet werden«; seine Rentensteuer wollte alle Ein- 
künfte jeder Art treffen, welche durcli die Grund-, Gebäude-, Erwerb- 
oder eine diese letztere vertretende Steuer nicht unmittelbar getroffen 
sind, daher auch die Pachtzinse von der Gebäudesteuer nicht unter- 
liegenden Gebäuden ■ . . ., die auf Grund und Boden haftenden, von der 
Realsteuer nicht berührten Naturalbezüge und Genüsse, seien dieselben 
bücherlich versichert oder nicht ; damit wäre eine wesentliche Neuerung 
gegeben gewesen, da auch Hypothekarzinsen, trotzdem sie nach § 5 des 
Gesetzes vom Jahre 1869 keine Berücksichtigung bei Feststellung des 
Reinertrages finden, unter diese Steuer hätten fallen müssen. Auch dieses 
Project vermochte nie Gesetz zu werden, es ist daher überflüssig, auf 
dasselbe näher einzugehen, umsomehr, als die grosse Reformaclion der 
unmittelbaren Gegenwart es fast hat in Vergessenheit gerathen lassen. 

Für uns von grÖsster Wichtigkeit ist das Gesetz vom 23. Mai 1883, 
R.-G.-B1. Nr. 83, durch welches die Evidenzhaltung des Grundsteuer- 
catasters geregelt wurde, und zwar dahin, dass im Cataster durchzuführen 
seien: Änderungen im Umfange der Steuergemeinden, in der Person der 
Grundbesitzer, in der Steuerpflicht der Obj'ecte (sogenannte Objects- 
änderungen, d. h. solche, durch welche Grundstücke steuerpflichtig 
werden oder aus dieser Pflicht ausscheiden), dann zeitweise Vernichtungen 
der Ertrags fahigkeit, welche bei gewissen Culturen einen Anspruch auf 
Grundsteuerabschreibung für die zur Wiederherstellung der Ertrags - 
fahigkeit nothwendige Zeit und je nach der Culturgattung noch ein oder 
zwei Jahre darüber hinaus begründen {siehe hiezu das Gesetz vom 6. Juni 
1888, R.-G.-Bl. Nr. 81). Die dauernden Änderungen in den Culturgattungen 
sind zwar auch in Evidenz zu fuhren, ohne dass ihnen aber bei der 
Steuerbemessung Rechnung zu tragen ist; es soll vielmehr damit nur 
die nach Ablauf von je 15 Jahren im Gesetze vom Jahre 1869 vor- 
gesehene Revision des Grundsteuercatasters vorbereitet werden ({5 7). 

Der § 16 setzt eine Pflicht der Grundbesitzer fest, jede Besitz- und 
dauernde Objectsänderung innerhalb sechs Wochen zur Anzeige zu 
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bringen. Die §§ 19 bis 29 bestimmen über das »Verfahren behufs Con- 
statierung der Veränderungen*^ und sehen (§ 24) eine alle drei Jahre 
wiederkehrende Revision aller Besitzstände und steuerpflichtigen Objecte 
durch die Vermessungsbeamten vor. Die Art der Durchführung der Ver- 
änderungen wird in den §§ 34 bis 49, ihre Berücksichtigung bei der 
Steuerauftheilung in den §§ 50 bis 53 geregelt. Nicht zu übersehen ist 
die Anordnung, dass der Grundsteuercataster stets mit den Eisenbahn- 
büchern, respective den neuen Grundbüchern in Übereinstimmung zu 
halten sei (§ 11). 

Der Inhalt dieses Gesetzes zeigt kaum einen nennenswerten Fort- 
schritt gegenüber den einschlägigen Bestimmungen des Gesetzes über 
den stabilen Cataster ; auch jetzt bleiben, allerdings nicht für immer, aber 
doch für 15 Jahre Culturänderungen, Erhöhungen und Verminderungen 
des Reinertrages und damit auch die Verbesserungen der Culturmethoden 
unberücksichtigt, ein Umstand, der naturgemäss die gesetzliche Grrund- 
lage der Besteuerung, den Catastralreinertrag, von Jahr zu Jahr mehr 
von dem wirklichen Reinertrag entfernt und von Jahr zu Jahr grössere 
Ungleichmässigkeiten erzeugt, bis endlich nach 1 5 Jahren wenigstens die 
formelle Übereinstimmung wiederhergestellt werden darf ^). 

Die neueste Gesetzgebung über die Revision des Grundsteuer- 
catasters erfordert an dieser Stelle eine eingehendere Besprechung. 
Hierauf bezieht sich : 

1. Das Gesetz vom i. Jänner 1895, R.-G.-Bl. Xr. 3, durch welches 
zum Zwecke der Catasterrevision ausser der Centralcommission auch noch 
Landescommissionen eingesetzt wurden; die Zahl ihrer Mitglieder war 
in den verschiedenen Ländern verschieden gross; sie wurden zur Hälfte 
vom Finanz-Minister, und zwar mindestens wieder zur Hälfte aus den 
Grundsteuerträgern ernannt, zur Hälft3 von den Landtagen gleichfalls 
aus den Grundsteuerträgern gewählt. Jedes Land bildete entweder für 
sich einen Rayon oder zerfiel in mehrere; letzteres gilt von Tirol (2), 
Böhmen (5), Galizien (3); die Rayons zerfielen in Schätzungsbezirke (im 
ganzen 343), diese in Classificationsdistricte (im ganzen 612). 

2. Das Gesetz vom 12. Juli 1896, R.-G.-Bl. Nr 121, betreffend die 
Revision des Grundsteuercatasters (Vollzugsvorschrift hiezu vom selben 
Datum, R.-G.-Bl. Nr. 153). In den letzten Jahren hatten sich die Klagen 
über die Art der Grundsteuerveranlaguug gehäuft und es waren so zahl- 
reiche Wünsche nach Reformen laut geworden, überdies war noch eine 
so erhebliche Anzahl von Reclamationen gegen die auf Grund des 
Gesetzes vom Jahre 1869 vorgenommene Einschätzung unerledigt, dass die 
Regierung schon im Jahre 1894 einen Entwurf vorlegte, der den Zweck, 
Umfang und die Art der im Gesetze vom Jahre 1869 vorgesehenen 



*) Siehe hiezu die Vollzugsvorschrift vom ii. Juni 1883, R.-G.-Bl. Nr. 91, dann das 
Gesetz vom 23 Mai 1883, R.-G.-Bl. Nr 84, betreffend die bei der Evidenzhaltung in Ver- 
wendung kommenden Functionäre, und das Gesetz vom 28. December 1894 ex 1895, ^» ^ ^^' 
treffend die Activitätsbezüge derselben. 
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Revision reyeln sollte. Wir verweisen in dieser Richtung auf die Beilage 
Nr. 1014 zu den stenographischen Protokollen des Abgeordnetenhauses 
(XI, Session) mit ihrem reichen Datenmateriale, dann auf die Beilage 1481, 
welche den Bericht des Steuerausschusses über diese Regierungsvorlage 
enthält. Der Hauptinhalt des Gesetzes ist folgender: ij i, -Die Revision 
hat zum Zwecke: i. Die Aufnahme und Berücksichtigung der eingetretenen 
dauernden Culturänderungen, einschliesslich jener, welche infolge der 
Zusammenlegung von Grundstücken (Commassation) stattgefunden haben ; 
2. die Behebung auffalliger Missverhältnisse in den Reinertrags-Tarif- 
sätzen für die einzelnen Classificationsdi stricte und für die einzelnen 
Culturen innerhalb der Classification sdistricte; 3. die Behebung von Irr- 
thümem oder groben Verstössen in der Einreiliung in die verschiedenen 
Bonitätsclassen der bezüglichen Cultur und die Berücksichtigung der etwa 
im Laufe der Zeit vorgekommenen dauernden Veränderungen in der 
Bodenbeschaffenheit, und zwar aj hinsiclitlicli einzelner Parcellen oder 
i) hinsichtlich ganzer Riede oder grösserer Grundcomplexe gleicher 
Bodenbeschaffenheit." In den ijij 2 bis 6 werden die Organe für die 
Revision in Betreff der dauernden Culturänderungen einerseits und in 
Betreff der Tarifsätze und der Einreihung andererseits bestimmt; die 
erstere Aufgabe haben die bereits bisher für die EvidenzUaltung des 
Catasters verwendeten Beamten zu erfüllen, in letzterer Richtung sollten 
die Landescommissionen tliätig sein, deren Arbeiten von der Central- 
commission zu überprüfen waren. Die §§ 7 bis 20 ordnen das Verfahren, 
und zwar i. hinsichtlich der dauernden Culturänderungen {dabei kamen 
die Vormerkungen hierüber, wie sie im Sinne des Gesetzes vom Jahre 1883, 
Z. 83, geführt wurden, Anzeigen der Grundbesitzer') und die Berichte der 
Organe für die Commassationen zur Verwendung), dann hinsichtlich der 
anderen Revisionsobjecte ^. 



') § 9- >Vom Jahre 181)7 angefangen ist jeder GrandbcBitier vetpflichtel, die Wc Ende 
des Jahres 1896 volUogenen und nicht etwa schon bei der Revision lur Berücltsichligung ge- 
langten dauernden Cultutäudetuugcn bis Ende Märt 1897, die später eintretenden dauernden 
Ciillnränderungen aber in gleich« Weise, wie dies im § 15 des Gesetzes vom 33. Mai 1883, 
Nr. 83, hinsichtlich der Veränderungen in der Persem des Besitiers oder im Objecie der Grund- 
steuer angeordnet ist. innerhalb sechs Wochen nach voHiogeticr Gull u ränderung tai Anieige lu 

g 8. «Vom Jahre 1897 angefangen erfolgt die Berücksichtigung der dauernden Cultur- 
änderungen bei der Gruudsteuerauftheilung.i ..... 

Der § 7 des Gesetzes vom 23. Mai 1883, Nr. 83, ist biemit aufgehnbcn. 

') § '3 »Die Landescommission hat nach dem i7n g I beieich n den Zwecke der Revision 
von einer Wiederholung des nach dem GcEelie vom 24. Mai 1869, R.-G.-BI. Sr 88, behufs Fest- 
stellung der Tarifsiitie und behufs der individuellen Einschütziiug der I'arccllen eingehaltenen 
Vorganges gänilich abzusehen. Sie hat das Hauplaugenmerk auf die Ermitlelutlg und Behebung 
der im Laufe der Zeit bestandenen, bcziehnogsweiae der bestehenden, gegenüber den Ihatsüch- 
lichen Ertrags Verhaltnissen außallenden Ungleichmässigheiten in der Besteuerung der einzelnen 
Classificalionsdistricte, beziehungsweise eintelner Parcellen, ganzer Riede oder grösserer Grund- 
compleie lu richten, wobei jedoch auf durchgeführte Meliorationen unter Bei- 



.ehaltt 
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Der § 21 bestimmt: »Der Finanz-Minister veranlasst die Durchführung 
der Ergebnisse der Revision in den Parcellenprotokollen, Classenzusammen- 
stellungen, Bezirks- und Hauptübersichten, sowie in den Grundbesitzbögen. 
Die Grundsteuerauftheilung nach den Ergebnissen der Revision hat mit 
dem Jahre 1897 einzutreten.« Von diesem Zeitpunkte an erfahrt die bis 
dahin mit dem Gesetze vom 7. Juni 1881, R.-G.-Bl. Nr. 49, festgesetzte 
Grundsteuerhauptsumme, vorbehaltlich der nach dem Gesetze, betreffend 
die directen Personalsteuem eintretenden weiteren 10, beziehungsweise 
1 5procentigen Nachlässe eine Ermässigung um 2V2 Millionen Gulden. 

Es ist hier wohl überflüssig, hervorzuheben, inwieweit das fertige 
Gesetz von der ursprünglichen Regierungsvorlage abwich und die Ver- 
dienste besonders zu betonen, welche sich der Reichsrath in Betreff der 
Herabsetzung der Grundsteuerhauptsumme, die ja ursprünglich nicht be- 
absichtigt war, erworben hat; erwähnt mag nur noch werden, dass der 
Centralcommission (§ 19) unter anderem die Aufgabe zufiel, »bezüglich 
der von den Landescommissionen beschlossenen Herabsetzungen der Rein- 
ertragstarife als Maximalziffer für die Herabsetzung der Reinertrags- 
Hauptsumme jenen Betrag festzuhalten, welcher bei dem Steuerprocente 
von 22*7 einer Grundsteuerquote von 2V2 Millionen Gulden entspricht«, 
sowie dass die auf die einzelnen Länder und Rayons bisher entfallenden 
Reinertragssummen nicht erhöht werden durften. 

Die Ergebnisse der Arbeiten, welche von den Landescommis- 
sionen und der Centralcommission durchgeführt wurden und an deren 
Verlauf sich naturgemäss das weitestgehende Interesse der landwirtschaft- 
lichen Kreise knüpfte, sind niedergelegt in der »Zusammenstellung der 
von den Landescommissionen für die Revision des Grundsteuercatasters 
beschlossenen und der vom Comit6 der Centralcommission beantragten 
Änderungen an den Classificationstarifen« und in der Publication: »Classi- 
ficationstarif der jochweisen Reinerträge für die im Reichsrathe ver- 
tretenen Königreiche und Länder nach den Beschlüssen der Central- 
commission für die Revision des Grundsteuercatasters.« Das Comitö der 
Centralcommission war am 12. Juni 1897 gewählt worden und erstattete 
schon am 5. Juli seinen Bericht, welcher im Vorschlage einer Herabsetzung 
der Reinertrags-Hauptziffer um fl. 10,988.597 gipfelte. 

hat demnach eingehend zu erwägen, ob die Productions- und Wirtschaftsverhältnisse in einzelnen 
Classificationsdistricten des betreffenden Landes durch speciell in den betreffenden Districten an- 
dauernd wirksam gewordene Factoren eine derartig einschneidende Änderung erfahren haben, dass 
die Beibehaltung der seinerzeit für die verschiedenen Bonitätsclassen der einzelnen Culturen fest- 
gestellten Reinertragstarifsätze zu einer offenbaren Ungleichmässigkeit in der Behandlung der 
einzelnen Districte führen würde. c .... »Demgemäss hat die Landescommission festzustellen, 
für welche Classificationsdistricte, beziehungsweise für welche Culturen und Bonitätsclassen und 
in welchem Masse sie eine Abänderung der bestehenden Tarifsätze .... für geboten erachtet.« 
§ 15. >Zum Zwecke der Behebung von Irrthümern oder groben Verstössen in der Ein- 
reihung einzelner Parcellen in die verschiedenen Bonitätsclassen der bezüglichen Cultur werden 
den Landescommissionen < die Erhebungen der Evidenzhaltungsbeamten mitgetheilt, über die sie 
endgiltig zu entscheiden haben. 
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Die Centralcommission schloss sich im wesentlichen den Anträgen 
des Comites an, erliÖhte aber den Reinertrag für die Bukowina um 
fl. 834, so dass der Gesammtabfall nur noch fl. lOjqSy.yös beträyt. Damit 
erübrigte ein Rest von fl. 25.453 ^'s Reserve zur Bedeckung von allen- 
falls noch später zutage tretenden Reinertragsabfallen, Länderweise be- 
trachtet, stellen sich die Reductionen der Reinertragssuramen folgender- 





Länder 


Reinertrag (in Gulden] | 




nach dem doHnili«n 

li»ullii1e der Grund- 

sleuen-Fitcliing 


nsch der GrundsLeuer- 

vorsthftibunE 

fUr d<9 Jnhr 1S9S 


nach dem BesL'h.uSEc 

der 

Cenlrfllccmmi-5ion 




OberÖslcrtcich 

Snliburg 

Steiermark 

Kärnten 


19,74 '78s 

1,478.74 t 
10,704.1)01 
3,9?0.It3 

97.484 
l,56B.ä66 
1,316.716 
4,77^öii 
654.337 
50,845.966 
14,449.074 
3,6o8.gq7 
14.488,287 
2,1.0,330 
1.4^1,303 


19,622.617 
11,866.053 
1.477-120 
10,668.556 
2,984.754 
2,804.959 
95-908 
1.5^5-483 
1,3 14. 180 
4.744-257 
653111 
50.743.511 
24,408.713 
3,601 610 
24.434-570 

1,418.777 


18,113.295 
10,856.366 
1,403.228 
^,470757 

2,7'37.073 
1,632.299 
77.908 
'.292-755 
I.277-43S 
3,862.846 
559.344 
48,4')5 78J 
12,765.736 
3.419.544 
23,129.181 
1.009-654 
1.353.452 




Triest und Gebiet .... 
Göri nnd Gradiska . . . 




Tirol 

Vormlberg 

Böhmen 

Mihren 

Schlesien 

Galiiien 

Bnliawlna 

Dalraatien 




Zusammen . . . 


:64,y3ij.2i8 


164,504.419 


153.516.656 



Mit dieser Verringerung der Reinertragshauptsumme und des Grund- 
steuercontingentes ist übrigens durchaus nicht eine Verringerung dieser 
einst wichtigsten Staatseinnahmspost um den ganzen Betrag von fl. 2,500.000 
gegeben; es hat ja thatsächlich seit vielen Jahren die Grundsteuer nicht 
mehr den vollen Ertrag abgeworfen, sondern sich meist zwischen circa 
fl- 33,500.000 und fl. 36,000.000 gestellt. In dieser Thatsache zeigt sich 
am klarsten, wie berechtigt und nothwendig es war, die Revision des 
Catasters durch zufuhren. 

Nur nebenbei sei bemerkt, dass diese scheinbar sehr grosse Her- 
absetzung der Besteuerungsgrundlage wenigstens zu einem Tl;eile schon 
dadurch begründet ist, dass der grundsteuerpflichtige Boden durch 
zahlreiche Eisenbahn- und son.stige Strassenbauten, durch die Erweiterung 
der Wohncentren und infolge anderer Objectsänderungen sich nicht un- 
erheblich verringert hat. Thatsächlich betrug, um nur die letzten Jahre 
in Betracht zu ziehen, der Abfall an steuerbarer Fläche (siehe österr.- 
atatist. Handbuch) 1890: 531g /ut {mit einem Abfalle an Reinertrag von 

Gisch. a. Land- u, Forslwitisoh. I. Bd. 6i 
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fl. 33.278), 1891: 1787 ha (fl. 26.628), 1892: 1576 ha (fl. 25.794), 1893: 
1950 ha (fl. 32.164), 1894: 2913 ha (fl. 34.934), 1895: 6382 ha (fl. 32.407). 
Die zahlreichen Elementarschäden der letzten Jahrzehnte kommen in 
Betracht, ebenso wie die von der Phylloxera angerichteten Verwüstungen 
am Weinlande. 

Es wäre von Interesse, in eine nähere Untersuchung der ganzen 
Operation einzugehen und insbesondere die Stellung zu charakterisieren, 
welche die einzelnen Länder ihr gegenüber eingenommen haben. Es 
würde dies aber weit über den Rahmen unseres Aufsatzes hinausgehen. 
Nur als auf ein Beispiel für den Vorgang, welcher bei der Auftheilung 
des gesetzlich zugestandenen Nachlasses am Reinertrage eingehalten 
wurde, sei auf den Antrag verwiesen, welchen Ed. Hergert, Mitglied 
der Centralcommission, zu dem Zwecke unter dem 5. Juli 1897, allerdings 
erfolglos eingebracht hat, damit ein entsprechender Antheil an diesem 
Nachlasse dem Herzogthume Salzburg zugewiesen werde. Von der grössten 
und dauernden Wichtigkeit ist — das sei noch besonders hervorgehoben 
— die Bestimmung unseres Gesetzes, das dauernde Culturänderungen 
fortan bei der Grundsteuerauftheilung Berücksichtigung finden sollen (§ 8) ; 
hiedurch ist im Gegensatze zum Evidenzhaltungs-Gesetze die wenigstens 
annähernde, fortgesetzte Anpassung der Catastralreinertragszifl'ern an 
die wirklichen Reinerträgnisse wesentlich erleichtert worden; es ist also 
damit thatsächlich ein grosser weiter wirkender Fortschritt gegeben, wenn 
derselbe auch einigermassen dadurch beeinträchtigt wird, dass denLandes- 
commissionen ausdrücklich aufgetragen war (§ 13), auf durchgeführte 
Meliorationen unter Beibehaltung der Culturgattung bei Erfüllung ihrer 
Aufgabe keine Rücksicht zu nehmen. 

Das Revisionsgesetz weist bei Bestimmung des Ausmasses der 
Grundsteuerhauptsumme bereits darauf hin, dass eine weitere Herab- 
setzung der Grrundsteuerlast bevorstehe; dieselbe ist nun seither durch 
das Gesetz vom 25. October 1896, R.-G.-Bl. Nr. 220, thatsächlich ange- 
bahnt, indem im Art. VIII eine Ermässigung der (xrund- und Gebäude- 
steuer um 10 Procent vom i. Jänner 1898 an, im Artikel IX (resp. X) eine 
vom Betrage der zu erwartenden Überschüsse abhängige weitere Reduc- 
tion der Grundsteuer bis zu einem Höchstausmasse des Gesammtnach- 
lasses von 15 Procent in Aussicht gestellt wird^). Es lässt sich nicht ver- 
kennen, dass nur der grosse Aufschwung, den die volkswirtschaftlichen 
Verhältnisse Österreichs in den letzten Jahrzehnten genommen haben, 
diese Massregeln ermöglichen konnte und dass eben die thatsächlich 
gegebene Möglichkeit, der Landwirtschaft durch eine nicht imerhebliche 
Verringerung der Grundsteuer zuhilfe zu kommen, einen schlagenden 
Beweis für die Thatsache dieses Aufschwunges darstellt^. Aber nicht 
nur auf diesem directen Wege ist dafür gesorgt worden, dass die 



«j Siehe auch Art. XII u. XIII. 

^) Siehe übrigens unsere Bemerkungen über die Personalsteuem. 
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Grundsteuer weniger schwer auf der Bevölkerung; laste, auch durch Gesetze 
über Grundsteuerabschreibungen wej^en Elementarschäden und über 
Steuerbegünstigungen für die durch die Reblaus zerstörten und für 
neue Weinpflanzungen liat man im Laufe der Zeit manches gebessert, 
bis in das letzte Jahrzehnt hat in Bezug auf die Gewährung von solchen 
Nachlassen an der firundsteuer wegen eingetretener Elementar schaden 
das in den meisten Landesgesetzsammlungen publicierte Ilofkanzleidecret 
vom 6. November 1843,2, 15.642, und das gleichfalls mehrfach veröffentlichte 
Hcfkanzleidecretvom 26. August 1844,2. 17391, gegolten, welches infolge der 
Gesetze vom 28. März 1880, R.-G.-B1. Nr. 34, und 7. Juni 1881, R,-G.-Bl. Xr.49, 
vom Jahre 1881 angefangen für alle österreichischen Länder als rechtsgiltig 
erklärt worden war. (F.-M. 16 Juli 1881, Nr, 20.891, L.-G.-Bl. für Galizien 
Nr. 22 ex 1881, Big. Bukowina Nr. 5.) Der Paragraph 6 des Gesetzes vom 
24. Mai 1869 hat folgenden Wortlaut: -Die Bestimmung über Bewilligung 
von Steuemachlässen bei Unglücksfallen, dann in Betreff der Evidenz- 
haltung des Grundsteuercatasters , ■ . wird durch besondere Gesetze fest- 
gestellt werden,« Der Paragraph 6 des Gesetzes vom 2^. Mai 1883 sagt: 
»Zeitweise Objects ander ungen treten ein, wenn durch aussergewöhnliche 
Elementar er ei gnisse rücksichtlich ganzer Grundstücke oder 'ITieile der- 
selben der productive Obergrund in einem Grade verschottert oder ver- 
sandet wird, dass über das Jahr hinaus, in welchem das Elementar er e ig nis 
stattfand, eine vollständige Ertragslos igkeit des geschädigten Grund.stückes 
oder Theiles desselben eingetreten ist, und dass diese Unterbrechung der 
regelmässigen Bewirtschaftung nur durch Anwendung menschlicher Kraft, 
welche jedoch nicht durch die übliche Bewirtschaftungsmethode bedingt 
wird, behoben, beziehungsweise nur auf diese Art wieder ein landwirt- 
schaftlicher Ertrag erzielt werden kann". , . . In solchen Fällen findet nach 
den Paragraphen 31 bis 33 des letztcitierten Gesetzes die Freilassung 
von der Grundsteuer für so viele Jahre statt, als bei den gegebenen 
Verhältnissen die neuerliche Urbarmachung des Bodens notliwendiger- 
weise erfordert. Für Äcker, Wiesen, Gärten und Weingärten dauerte die 
zeitliche Steuerfreiheit noch zwei Jahre nach erfolgter Urbarmachung 
fort, für Hutweiden noch ein Jahr. Wir übergehen die zahlreichen Detail- 
bestimmungen, die im Gesetze selbst und vor und nachher erlassen 
worden sind, verweisen auf das seither aufgehobene Gesetz vom 6. Juni 
1888, R.-G,-Bl, Nr, 81, und gehen über zur Besprechung des neuesten 
Gesetzes vom 12. Juli 1896, R.-G.-Bl. Nr. 118, -betreffend die Abschrei- 
bung der Grundsteuer wegen Beschädigung des Natural er träges durch 
Elementarereignisse-". Dieses Gesetz hebt die Bestimmungen des Gesetzes 
von 1883 nicht auf, sondern vei-fügt, dass über die dort bereits vorge- 
sehenen Fälle hinaus wegen Beschädigung des Naturalertrages durch 
Elementarereignisse eine verhältnismässige Absclireibung an der Grund- 
steuer, sowohl bei den landwirtschaftlichen Culturen, als auch hinsichtlich 
des WaldJandes stattzufinden habe. (§ i.) Bei landwirtscliaftlicnen Culturen 
kann die Steuerabschreibung bewirkt werden, wenn durch Hagel, Wasser, 

6i* 
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Feuer oder durch den Mäusefrass oder die Reblaus bei Grundparcellen 
bis zu vier Hektar Ausmass mindestens der vierte Theil des Natural- 
erträgnisses der Parcelle, bei grösseren Parcellen das Erträgnis von 
mindestens einem Hektar vernichtet worden ist und wenn durch andere 
aussergewöhnliche und unabwendbare Ereignisse (Dürre, Nässe, Aus- 
winterung^ Frost, Insectenfrass, Parasitenkrankheiten, Peronospora und 
Oidium, Getreidebrand, Mutterkorn, Getreidelagerung etc.) ohne Ver- 
schulden des Besitzers Grundparcellen in dem oben bezeichneten Masse 
beschädigt und hiedurch der Ertrag des ganzen Wirtschaftskörpers in 
solchem Masse vernichtet worden ist, dass der Gesammtreinertrag desselben, 
insoweit er innerhalb einer Steuergemeinde liegt, um mindestens ein Viertel 
verringert wurde. Nach einer Reihe von Einzelbestimmungen erklärt 
sodann das Gesetz (§ 6): »Die Höhe der Steuerabschreibung bei den 
landwirtschaftlichen Culturen richtet sich nach der Grrösse des erlittenen 
Schadens am Naturalertrage der Parcelle in folgenden Abstufungen : 
I. Bei Zerstörung eines Viertels bis zur Hälfte des Naturalertrages 
werden 25 Procent der Jahressteuer, 2. bei Zerstörung der Hälfte bis zu 
Dreivierteln des Naturalertrages werden 50 Procent der Jahressteuer, 
3. bei der Zerstörung von Dreivierteln des Naturalertrages werden 
75 Procent der Jahressteuer, 4. bei Zerstörung des ganzen Naturalertrages 
wird die ganze Jahressteuer von der betroffenen Parcelle zur Abschrei- 
bung bewilligt«. Paragraph 7 sagt: >Die Steuerabschreibung erstreckt 
sich in der Regel nur auf das Jalir, in welchem die Beschädigung des 
Naturalertrages stattfand. Ist jedoch durch das Elementarereignis die 
Ertragslosigkeit der Parcelle oder eines Theiles derselben für längere 
Zeit herbeigeführt worden, so ist« (abgesehen von den im Gesetze vom 
23. Mai 1883, R.-G.-Bl. Nr. 83, und in dem noch zu besprechenden Gesetze 
vom 26. Juni 1894, R.-G.-Bl. Nr. 139, vorgesehenen Fällen) »^die Steuerab- 
schreibung fiir die Dauer der Ertragslosigkeit zu gewähren«. Die das Wald- 
land betreffenden, sehr detaillierten, dem Grundgedanken nach aber 
gleichartigen Bestimmungen enthalten die Paragraphe 8 bis 10. Paragraph 1 1 
bestimmt, dass bei sonstigem Verluste des Anspruches auf Steuer- 
abschreibung der Schaden binnen acht Tagen, nachdem er wahrge- 
nommen, der Steuerbehörde erster Instanz angemeldet werden müsse; 
die Paragraphe 13 bis 16 ordnen die Art der Feststellung des ange- 
meldeten Schadens an ; im Pctragraph 1 7 ist verfügt, dass die abzu- 
schreibende Steuersumme auf Grund dieser Erhebungen von der Finanz- 
landesbehörde ermittelt zu werden habe und dass gegen deren Entschei- 
dung der Recurs an das Finanz-Ministerium offenstehe^). Die Vollzugs- 
verordnung vom selben Datum, R.-G.-Bl. Nr. 119, und die »Vorschrift für 
die Commission zur Erhebung der infolge von Elementarereignissen 
stattgefundenen Beschädigungen des Bodenertrages ...,'< gleichfalls vom 



*) Der § 18 bezeichnet die Steuerabschreibung als eine Abänderung der Steuerschuldigkeit, 
nicht aber als einen blossen Steuererlass. 



selben Datum, R.-G.-Iil. N'r. ii8, seien nur erwähnt; sie bieten vollgllti.ii-e 
Belege für die grosse Sorgfalt, die man der Frage zugewendet hat, wie 
das berechtigte Interesse der Grundbesitzer mit dem des Staates verein- 
bart werden könne, ohne dass das eine oder das andere dabei melir Schaden 
leide, als unvermeidlich; sie zeigen aber auch, wie sehr es im Geiste 
der modernsten Gesetzgebung Hegt, nicht nur allgemeine Grundsätze 
aufzustellen, sondern möglichst alle entscheidenden Momente bis in:i 
einzelne und alle Eventualitäten zu erfassen und im vorhinein zu ordnen. 
Es möge in dieser Richtung z. B, beachtet werden, dass Schädigungen 
durch die Reblaus anders behandelt werden, als solche durch Peronoapora. 
Gerade die, wie eben gesagt, auch im Gesetze vom 12. Juli 1896 (§ 2) 
berührte Art der Beschädigung und Zerstörung einer bestimmten Cultur, 
nämlich die der Weingärten durch die Reblaus, hat übrigens in beson- 
deren Gesetzen schon früher eine eingehende Berücksichtigung gefunden. 
In erster Reihe kommt hier in Betracht das Gesetz vom 3. April 1875, 
R.-G.-lil, N'r. 61, dann das Gesetz vom 27. Juni 1885, Nr. 3, für 1886, 
wodurch dis erstere theilweise abgeändert und ergänzt wurde; auch das 
letztere erfuhr eine neuerliche Abänderung durch das Gesetz vom 
15. Juni 1890, R.-G.-Bl. Nr. 143. Die für uns wichtigsten Bestimmungen 
dieser Gesetze besagen, dass ■ Weinpflanzungen oder Theile derselben 
von mindestens einem Viertel Hektar Fläche, welche mit der Reblaus 
behaftet oder nicht weiter als 2$ Kilometer von einer mit diesem InsectP 
behafteten Pflanzung entfernt sind, über behördliche Anordnung oder 
freiwillig zerstört und mit neuen Reben wieder hergestellt werden, eine 
von der vollendeten Wiederherstellung an laufende zehnjährige Steuer- 
freiheit geniessen sollen« (ij 7 des Gesetzes vom Jahre 1890). 

.\uch zu dieser gesetzlichen Bestimmung waren die Durchführungs- 
verordnungen vom 20. December 1885, R.-G.-Bl. Nr. 4, 6. Juli 1890, 
R.-G.-Bl. \r. 144, und 2S. Mai 1891, Nr. 67, zu berücksichtigen. Demselben 
Zwecke, nämlich dem der Erhaltung und Förderung des Weinbaues, der 
ja fast den einzigen Reichtlium mancher Theile Österreichs bildet, dient 
auch das Gesetz vom 26. Juni 1894, R.-G.-Bl, Nr. 138, -betreffend die 
Begünstigung von Weinanpflanzungon hinsichtlich der Grundsteuer-, Haben 
die bisher bezeichneten Bestimmungen sich auf den Fall von Wieder- 
anpflanzungen zerstörter Weingärten bezogen, so kommt hier die Her- 
stellung neuer Weingärten in Betracht, Der § i sagt: »Wenn in dem 
Gebiete einer Ortsgemeinde, für welches ein Verbot auf Grund der §§ 1 
und 4 des Gesetzes vom 3. April 1875, R.-G.-Bl. Nr. 61, ergangen ist, 
Grundstücke oder Theile derselben von mindestens ein Viertel Hektar 
Fläche, welche bisher mit Weinreben nicht bepflanzt waren, der Wein - 
cultur gewidmet und mit heimischen Reben bepflanzt werden, so geniessen 
dieselben eine von dem auf die Bepflanzung folgenden Jahre laufende, 
sechsjährige, wenn sie hingegen wenigfstens zur Hälfte mit amerikani- 
schen Reben bepflanzt werden, eine zehnjährige Grundsteuerfreiheit , . .. 
S 5- -Werden auf Sandgebieten, welche vom k. k. Ackerbau-Ministerium 
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als zur Weincultur j^-eei^^net erklärt werden, Weinpflanzungen angelegt, 
so finden auf dieselben die Bestimmungen des Gesetzes auch in dem 
Falle, wenn die Bedingungen des § i, AI. i, zur Gewährung einer Steuer- 
freiheit nicht vorhanden sind, jedoch mit der Einschränkung Anwendung, 
dass sich die Grundsteuerfreiheit nur auf sechs Jahre zu erstrecken hat*'. 
Ks liegt auf der Hand, dass sowohl dieses, als die Gesetze in Betreff der 
Wiederanpflanzung von Weinbergen zuerst das Princip durchbrochen 
haben, dass Culturänderungen erst anlässlich der Revision des Grundsteuer- 
f atasters berücksichtigt zu werden haben. Wichtig sind in einer anderen 
Richtung die Gesetze vom 3. October 1891, Xr. 150 (Vollzugsvorschrift 
vom 12. October 1891, R.-G.-Bl. Xr. 157), und 26. Juni 1894, R.-G.-Bl. 
Xr. 139. In dem ersteren Gesetze ist gesagt: § i. Die Beschädigung des 
Xaturalertrages durch die Reblaus (Phylloxera vastatrix) ist jenen Er- 
eignissen beizuzählen, welche (siehe hiezu das Gesetz vom 12. Juli 1896, 
Z. 118) einen Anspruch auf Grundsteuerabschreibung gewähren. Xach § i 
des zweiten Gesetzes ist ein aus dem besprochenen Grunde von der 
Steuer befreiter Weingartenbesitzer nicht gehalten, jährlich um eine Er- 
neuerung der Steuerabschreibung einzukommen, sie bleibt bis auf weiteres 
auch ohne ein solches Gesuch in Wirksamkeit. § 2. »Will der Wein- 
gartenbesitzer eine weitergehende Grundsteuerabschreibung in Anspruch 
nehmen, so hat er das Ansuchen regelmässig vor der Ernte (Weinlese), 
jedenfalls aber zu einer Zeit zu stellen, zu welcher es noch möglich ist, 
durch eine Erhebung an Ort und Stelle den Umfang des Schadens voll- 
ständig sicherzustellen.« 

Die folgende, den »Mittheilungen des k. k. Finanz-Ministeriums <, 
I. Jahrgang 1895, entnommene Tabelle soll uns über die praktische Be- 
deutung der eben genannten Gesetze unterrichten. 

,i:J Landes-, Bezirks- und Gemeindezuschläge zur Grund- 
steuer. 

Wir haben schon an einer früheren Stelle erwähnt, dass die für die 
Bedürfnisse der Länder, Bezirke und Gemeinden bestehenden Zuschläge 
zur (Grundsteuer die Last, welche den Grundbesitzern auferlegt ist, 
wesentlich erhöht, ja vielfach fast unerträglich gemacht haben, insbesondere 
zu der Zeit, als eine eigentliche Regelung dieser Zuschläge noch fehlte. 
Es ist unmöglich, im Rahmen dieser Abhandlung und ohne den ihr zu- 
gewiesenen Raum erheblich zu überschreiten, auf die Einzelheiten des 
Zuschlagswesens einzugehen und es mag genügen, das Allerwesentlichste 
kurz vorzuführen. 

a) Landeszuschläge. 

Der ^22 der Landesordnungen aller österreichischen Länder, ausser 
dem Küstenlande, respective der § 23 der Landesordnung für das Küsten- 
land bestimmt: '>Der Landtag berathet und beschliesst über die Auf- 
bringung der zur Erfüllung seiner Wirksamkeit für Landeszwecke, für 
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das Vermögen, die Fonds und Anstalten des Landes erforderlichen Mittel, 
insofern die Einkünfte des bestehenden Stammvermögens nicht zureichen. 
Er ist berechtigt, zu diesem Zwecke Zuschläge zu den directen landes- 
fürstlichen Steuern bis auf lo Procent derselben umzulegen und einzu- 
heben. Höhere Zuschläge zu einer directen Steuer oder sonstige Landes- 
umlagen bedürfen der kaiserlichen Genehmigung.« 

Solche Landeszuschläge zu den directen Steuern waren übrigens 
bereits durch das kaiserliche Patent vom ii. April 1851, R.-G.-B1. Nr. 83, 
zum Zwecke der Deckung des zur Lcist jedes Kronlandes bestimmten 
Theiles des Grundentlastungs-Entschädigungscapitales, allerdings in un- 
bestimmter Höhe bewilligt worden. — Indem wir auf das Landesgesetz für 
Oberösterreich vom 25. Mai 1875, L.-G.-Bl. Nr. 20, und das Landesgesetz 
für Galizien vom 31. Juli 1894, L.-G.-Bl. Nr. 66, verweisen, beschränken 
wir uns im übrigen auf die Mittheilung einiger Daten, welche uns zum 
Theile das Sammelwerk: »Osterreichische Statistik« in dem Bande XL, 
Heft 3: »Die Finanzen der autonomen Verwaltung in den Jahren 1888 
bis 1892« bietet: 

Die Zuschläge zur Grund- und Gebäudesteuer betrugen: 
in Niederösterreich in den Jahren 1888 bis 1890 für den Landesfonds 18 Procent, für den 
Grundentlastungsfonds 2 Procent, 

in den Jahren 18QI bis 1893 für den Landesfonds 19 Procent, für den Grundentlastungs- 
fonds I Procent, 

im Jahre 1894 für den Landesfonds 20 Procent. 

Die Zuschläge zu allen directen Steuern erreichten: 
in Oberösterreich in den Jahren 1888 bis 1890 für den Landesfonds 11*5 Procent, für den 
Landesschulfonds 20-5 Procent, für den Landesani ehensfonds 8 Procent, 
in den Jahren 1891 bis 1893 für den Landesfonds 12 Procent, für den Landesschulfonds 

20 Procent, für den Landesanlehensfonds 8 Procent, 
im Jahre 1894 für den Landesfonds 13 Procent, lür den Landesschulfonds 19 Procent, 
für den Landesanlehensfonds 8 Procent (immer sammt Staatszuschlägen); 
in Salzburg: 1888 für den Landes- und Grundentlastungsfonds 48 Procent | immer 

1889 > > Landesfonds 47 Procent I sammt 

i8qo . * » 45 , j Staats- 

1891 bis 1894 » * » 46 » I Zuschlägen; 

in Steiermark: 1888 für den Landesfonds 28 Procent, für den Grundentlastungsfonds 
8 Procent, 

1889 für den Landesfonds 27 Procent, für den Gruodentlastungsfonds 8 Procent, 

1890 und 1891 für den Landesfonds 32 Procent, 

1892 bis 1894 » » » 33 » (immer sammt Staatszuschlägen); 

in Kärnten: .1888 bis 1889 für den Landesfonds 44 Procent, für den Grundentlastungsfonds 
16 Procent, 

1890 für den Landesfonds 45 Procent, für den Grundentlastungsfonds 15 Procent, 
1891, 1892 » > * 45Vi » » » > 14-5 > 

1893, 1894 » » » 46 » » » > 14 > 

(immer sammt Staatszuschlägen); 
in Krain: 1888 für den Landesfonds 18 Procent, für den Normalschul fonds 10 Procent, für 
den Grundentlastungsfonds 16 Procent, 
1889 bis 1894 für den Landesfonds 28 Procent, für den Normalschulfonds 10 Proceni 
(immer sammt Staatszuschlägen %* 
in Tri est fehlen Landeszuschläge. 
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In Görz und Gradisca (l888 bis 1894) betrufj der Zuschlag zur GrundFteuer für den 
Landesfonds 8 Procent '), für den Grundentlastungsfonds wurden von allen directen Steuern 
Procent (sammt Staatszuschlägen^ eingehoben. 

In Istrien wurden zu allen directen Steuern 1888 für den Landesfonds 24 Piocent, für 
den Grundentlastungsfonds 12 Procent, im Jahre 1889 für ersteren 23 Procent, für letzteren 
12 Procent, im Jahre 1890 bis 1893 für ersteren 20 Procent, für letzteren 10 Procent, und im Jahre 
1894 für ersteren 25 Procent, für letzteren lo Procent immer sammt Staatszuschltigen eingehoben. 

Diese Zuschläge zu allen directen Steuern betrugen im weiteren: 



in Tirol: 1888 

1889 bis 1891 
1892 und 1893 
1894 

in Vorarlberg: 1888 bis 1893 

1894 

in Böhmen: 



in Mähren: 



1888 bis 1889 
1890 bis 1894 
1888 

1889 

1890 

1891 

1892 und 1893 
1894 



für den 

Landesfonds 

Pro Cent 

27 
22 

26 

27 



in Schlesien: 



1888 

1889 

1890 

1891 bis Juli 1892 . . 
Juli bis December 1892 

1803 

1894 



in Galizien: 1888 

1889 
1890 
1891 



ftlr den Grund- 
entlastungsfonds 
Procent 

' I 

4 I sammt Staats- 
— I zuschlagen */ ; 

I I sammt Staats- 
I I zuschlagen ; 



20^1 

21») 

36 I sammt Staats- 

39 ) Zuschlägen; 

25 7 

28 7 

28-5 6-5 

33 - 
36 

40 - 



sammt Staats- 
zuschlägen ; 



18-5 
21 

25 

27'I 

23 
22 

257 



für den 

Landes^chulfonds 

Procent 

8 

8 

«75 

97 

8-3 
II 

II 



für den Fluss- 
regulierungsfonds 
Procent 

1-5 

05 

17 
07 

17 

1-5 

1-8 

für den 

Landcsschulfonds 

Procent 



sammt 
Staats- 
zuschlägen 



. . 27 ^ 
. . 16 I 



1892 und 1893 . . . 

1894 i^ Krakau, den Be- 
zirken Kra^^au und 
Chrzanöw 51 

sonst 65 



( Ost- und Westgalizien 

^^ i Krakau 

I Ost« und Westgalizien . . 27 

I Krakau 16 

f Ost- und Westgalizien . . 26 

l Krakau 15 

( Ost- und Westgalizien . . 29 

\ Krakau 17 

f Ost- und Westgalizien . . 29 

I Krakau 16 



35 
36 
36 
39 



sammt 

Staats- 

zuschlügen ; 



') Zu den anderen directen Steuern erreichte er 12 Procent. 

^) Die besonderen Bestimmungen für einzelne Städte in Betreff der Gebüudesteuer ge- 
hören nicht hieher. 

^j Der Zuschlag zu den Gebäudesteuem betrug 10, respective ii Procent. 
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ind. Bukowina: l888 17 

1889 17 

1890 17 

1891 und 1892 .... 17-5 

1893 18 

1894 42 

in Dalmatien: 1888 und 1889 .... 34 

1890 bis 1893 • ... 35 

1894 37 



für den 


für den Grund 


- 


Landesschulfonds entlastungsfond 
Procent Procent 


s 


8 ] 




31 ] 






8-5 
10 

12 
14 


mit 
Ausnahme 

von 
Czernowitz 


31 
30 
30 
30 


zu 


sammt 
Staats- 
schlägen 


16 











sammt Staats- 






zuschlägen. 











Die für die letzten Jahre 1895 und 1896 bestimmten Landeszuschläge 
zu den directen Steuern beruhten auf folgenden Landesausschuss- und 
Statthalterei-, respective Regierungskundmachungen : 

Für Niederösterreich ddo. 3. Juni 1895, L.-G-Bl. Nr. 30, und 
13. Mai 1896, L.-G.-Bl. Nr. 26 (die Zuschläge behielten die Höhe der- 
jenigen für das Jahr 1894); 

für Oberösterreich ddo. 4. August 1895, L.-G.-Bl. Nr. 23, und 
3. Juli 1896, L.-G.-Bl. Nr. 26 (der Betrag gleich dem pro 18941; 

für Salzburg ddo. 4. Mai 1895, L.-G.-Bl. Nr. 13, und 7. Juni 1896, 
L.-G.-Bl. Nr. 15 (der Procentsatz gleich dem pro 1894); 

für Steiermark ddo. 30. Mai 1895, L.-G.-Bl. Nr. 74, und 15. Mai 
1896, L.-G.-Bl. Nr. 43 (für 1895: 35 Procent, für 1896: 37 Procent für 
den Landesfonds) ; 

für Kärnten ddo. 4. April 1895, L.-G.-Bl. Nr. 12, dann 31. De- 
cember 1895, L.-G.-Bl. Nr. 35, und 8. Juni 1896, L.-G.-Bl. Nr. 23 (für das 
Jahr 1895 gleich wie für 1894, 1896 wurden für den Landesfonds 51 Pro- 
cent, für den Grundentlastungsfonds 9 Procent erhoben) ; 

für Krain ddo. 24. April 1895, L.-G.-Bl. Nr. 12, i. August 1895, 
L.-G.-Bl. Nr. 22y 20. April 1896, L.-G.-Bl. Nr. 21, 10. Mai 1896, L.-G.-Bl. 
Nr. 24 (für das Jahr 1895 gleichwie 1894, für 1896 war der Zuschlag 
für den Normalschulfonds gleich wie früher, der für den Landesfonds 
aber betrug 30 Procent) ; 

für GÖTZ und Gradisca ddo. 6. Jänner 1895, L.-G.-Bl. Nr. 2, 
15. März 1896, L.-G.-Bl. Nr. 9 (die Zuschläge für den Landesfonds blieben 
dieselben, wie 1894, die für den Grundentlastungsfonds entfielen); 

für Istrien ddo. 6. Jänner 1895, L.-G.-Bl. Nr. i, 30. April 1896, 
L.-G.-Bl. Nr. 15 (die Zuschläge pro 1895 gleich denen pro 1894, für 1896 
erreichten sie 35 Procent für den Landesfonds, die für den Grund- 
entlastungsfonds entfielen) ; 

für Tirol ddo. 16. Mai 1895, L.-G.-Bl. Nr. 27, und 22. April 1896, 
L.-G.-Bl. Nr. 27 (für beide Jahre betrugen die Zuschläge je 26 Procent) ; 

für Vorarlberg ddo. i. Mai 1895, L.-G.-Bl. Nr. 26, und 18. Mai 
1896, L.-G.-Bl. Nr. 30 (pro 1895 und 1896 je 21 Procent von der Grund-, 
Erwerb- und Einkommensteuer, 1 1 Procent von der Gebäudesteuer) ; 
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für Biilimen ddn. 26. April 18^5, L.-G.-B]. Nr. 25, und 25. April 
1896, L.-G.-Bl. Nr. 38 (die Zuschläy;e blieben denen der Vorjahre gleich); 

für Mähren ddo. 6. April iSgg, L.-G.-Bl. Xr. 38, und 28. März 1896, 
L,-G.-Bt. Xr. 44 (die Zuschläge betrugen i8f)5: 43 Procent und i8q6; 
44 Procent) ; 

für Schlesien ddo. 21. Mai 1895, L.-G.-Bl. Nr. 38, und 19. Mai 
1896, L.-G.-Bl. Nr. 33 {1895: für den Landesschulfonds 11 Procent, für 
den FlUxSsreguiierungsfonds i'6, für den Landesfonds ag-gProcent; 1896: 
für den Landesschulfonds 11 -7, für den Flussregulierungsfonds rS, für 
den Landesfonds 2g'5 Procent 1; 

für Galizien ddo. 2. Mai 1895, L.-G.-Bl. Nr. 3^, 29. Aprit 1896, 
L.-G.-B1. Nr. 27 (1895 und 1S96 fürdie Stadt und den Bezirk Krakau, dann 
für den Bezirk Chrzanow 47 Procent, für das übrige Gebiet 61 Procent); 

für die Bukowina ddo. i. Mai 1895, L.-G.-Bl. Nr. 13, 5, Juli 1895, 
L.-G.-Bl. Nr. 21, 18. April 1896, L.-G.-Bl. Nr. 14, 22. Mai 1896, L.-G.-Bl. 
Nr. 19 (die Procentsätze blieben denen für das Jahr 1894 gleich, nur für das 
Jahr 1896 wurde der Satz für den Landesschulfondsauf 22-5 Procent erhöht); 

für Dalmatien ddo. 5. Mai 1895, L.-G.-Bl. Nr. 12, 13. December 
1895, L.-G.-Bl. Nr. 34, 5. Mai 1896, L.-G.-B1. Nr. 11 (pro 1895: 40 Procent, 
pro i8()0: 45 Procent'). 

Da die Landes- und Grund entlastungszu schlage, ebenso wie in Nieder- 
listerreich, Salzburg, Krain, Tirol und Vorarlberg, Böhmen, Mäliren, 
Schlesien, Galizien und Dalmatien immer, in Görz und Gradiaca In der Regel, 
in Ob er Österreich, Steiermark, Kärnten und Istrien über Verlangen der 
<iemeinde, respective des Gemeindeausschusses auch die Gemeindezuschläge 
von den staatlichen Organen vorgeschrieben und eingehoben werden, 
bilden sie ein überaus bequem zu erlangendes Einkommen und werden 
daher möglichst weitgehend ausgenützt. Es ist daher begreiflich, dass sie 
mitunter erstaunlich hohe Procentsätze der Staatssteuem darstellen und 
es wird hoffentlich eine der günstigen Wirkungen der grossen, im Zuge 
befindlichen Reform der directen Personal steuern sein, durch die Über- 
weisung von Überscliüssen an die Länder die Unentbehrlichkeit hoher 
Landeszuschläge herabzusetzen. 

Die Landeszuschläge zu den directen Steuern ergaben im ganzen 
(Gulden) : 

Nicderösterrcich OberOElerrelcli SjUiUlifr SlclermarU KSinten 

1888 .... <i.SSO.j68 1.798.348 44J-231 1.107.344 B41.377 

1890 .... 6,931.508 1,903.540 436.950 7,037.429 888.096 

1892, . . , 7,185.406 1,984.331 45^-458 3,191,510 914.172 



587.095 
607.074 



265.0- 



646.493 
553.003 
613.397 



67.840 9,533.870 

74.171 10,633.288 
7B.079 11,593.381 



') In Betreff der Zuschläge für Scholzwecke ' 
Tolgenden Bctrachlangen über die Schuluni lagen. Siehe übrigens 
Verwaltung., S. LXXXIV ff. 



— 1004 





M ihren 


Schlesien 


Galizien 


Bukowina 


Dolma:ien 


1888 . . . 


. 3,603.004 


575.^49 


6,229.278 


569.146 


227.876 


1890 . . . 


. 3»965-782 


758.066 




575.921 


241.109 


1892 . . . 


. 4,261.235 


830.712 


7.771.379 


725.900 


252.628 



ß) Bezirkszuschläge. 

Für Galizien mit Gesetz vom 12. August 1866, L.-G.-Bl. Nr. 21, für 
Böhmen mit Gesetz vom 25. Juni 1864, L.-G.-Bl. Nr. 27, und für Steier- 
mark mit Gesetz vom 14. Juni 1866, L.-G.-Bl. Nr. 19, wurden auf Grrund 
des Gesetzes vom 5. März 1862, R.-G.-Bl. Nr. 1 8, Bezirksvertretungen 
als Mittelglieder zwischen Land und Gemeinde geschaffen. Zur Deckung 
ihres finanziellen Bedarfes stehen ihnen verschiedene Einnahmen zu, 
darunter nach Artikel XXI des Gemeindegesetzes auch Zuschläge zu den 
directen Steuern, welche zum Theile, und zwar besonders häufig in Steier- 
mark, ungemein hoch sind, ja, bis zu 50 Procent der Staatssteuem an- 
steigen. »Die Bezirksvertretung in Steiermark kann 27 (20 -f- 7, diese 7 
für den Landesschulfonds), jene in Böhmen 10 und jene in Galizien 
20 Procent zu den directen Steuern ohne weitere Ermächtigung einheben.« 
Der Landesausschuss von Galizien kann Zuschläge bis zu 40 Procent 
bewilligen, während für noch höhere Zuschläge Landesgesetze erforderlich 
sind; jener für Steiermark bewilligt Zuschläge bis zu 35 Procent, für 
höhere bis zu 60 Procent ist die Zustimmung der Statthalter ei, für noch 
höhere ein AUerhöchstsanctionierter Landtagsbeschluss erforderlich. »In 
Böhmen war bis zum Gesetze vom 13. März 1888, L.-G.-Bl. Nr. 32, wirksam 
vom 9. Mai 1888, immer ein Landesgesetz Voraussetzung der Besteuerung 
über I o Procent, seit diesem Gesetze aber bewilligt der Landesausschuss 
Zuschläge bis zu 30 Procent; nach dem Gesetze vom 24. Jänner 1890, 
L.-G.-Bl. Nr. 9, bewilligt der Landesausschuss Zuschläge über 15 Procent, und 
es ist für Zuschläge über 30 Procent nur die im Einverständnisse mit der 
Statthalterei gegebene Bewilligung des Landesausschusses erforderlich« '). 

Dass von diesen Befugnissen reichlicher Gebrauch gemacht wird, 
wie wir oben schon angedeutet haben, kann nicht wundernehmen, da 
auch diese Zuschläge zusammen mit den directen Steuern von den staat- 
lichen Organen eingehoben werden, sie also der Bezirksvertretung in der 
denkbar bequemsten und billigsten Weise zufliessen. Wenn wir nun 
aber zum staatlichen Grundsteuersatze die Landes-, Bezirks- und endlich 
die Gemeindezuschläge rechnen, werden wir erkennen, welcher gewaltigen 
Last sich der Grundbesitz — nur hievon haben wir hier zu sprechen — 
unter Umständen unterworfen sieht; da man überdies vielfach die Grund- 
steuer nicht abgesondert von ihren Zuschlägen, sondern die Gesammtsumme 
der eingehobenen Beträge als solche ins Auge fasst, ist es begreiflich, 
dass der Höhe der Grrundsteuer ein wesentlicher Antheil der Schuld an 
der heutigen Nothlage der Landwirtschaft zugewälzt wird, obwohl sie 



') Siehe für Böhmen das Landesgesetz vom 25. Juli 1864, Nr. 27, für Galizien das 
Gesetz vom 17. Juni 1874, L.-G -Bl. Nr. 51; für Steiermark die Gesetze vom 14. Juni 1866, 
Nr. 19, und 15. Mai 1894, ^r* S^* 



eig-entücli an sich durchaus keine übermässi^^e Belastung- darstellt und nur 
eben die Zuschlage sie vielfach uneTträfj;Uch machen. 

Nähere statistische Daten über die finanziellen Verhältnisse der 
Bezirksvertretungen ffibt uns die schon citierte Publication über die 
autonomen Finanzen, S. LV, I,VI. 

y) GemalndezuschlSga '), 

Wir haben hierin eine überaus complicierte Materie vor uns, deren 
genaue Besprechung einen Raum in Anspruch nehmen würde, wie wir ihn 
nicht einmal für unsere ganze Abhandlung zur Verfügung haben. Auch hier 
bescliränken wir uns also auf das Wesentlichste. Grundlegend ist der Art. XV 
des Gemeindegesetzes vom 5. März 1862, R.-G.-Bl. Nr. 18. Derselbe sagt: 
■ Zur Bestreitung der durch die Einkünfte aus dem Gemeindeeigenthume 
nicht bedeckten Ausgaben zu Gemeindezwecken kann die Gemeinde die 
Abnahme von Zuschlägen zu den directen Steuern oder zur Verzelirungs- 
steuer oder die Einhebung anderer Auflagen und Abgaben beschliessen. 
Das Landesgesetz wird bestimmen, inwiefern die Gemeinde hiebei mit 
Rücksicht auf ein bestimmtes Ausmass dieser Zuschläge an die Genehmigung 
der Bezirks-, Gau- oder Kr eis Vertretung oder des Landtages oder an die 
Erwirkung eines besonderen Landesgesetzes gebunden ist." 

Die sämmtlichen Gemeindeordnungen enthalten nun im wesent- 
lichen folgende Bestimmungen: L »Zur Bestreitung der nach Para- 
graph . . . nicht bedeckten Ausgaben zu Gemeindezwecken kann der Aus- 
schuss (Gemeinderath) die Einführung von Gemeindeumlagen beschliessen 
(Art, XV des Gesetzes vom 5. März 1862). Die Arten dieser Umlagen 
sind: 1. Zuschläge zu den directen Steuern oder zur Verzehrungs- 
steuer. . .-') IL -In der Regel sind Zuschläge zu den directen Steuern 
auf alle in der Gemeinde vorgeschriebenen Steuern dieser Art ohne 
Unterschied, ob der Steuerpflichtige Gemeindemitglied ist oder nicht, 
aufzutheilen und« auf alle Gattungen dieser Steuern gleichmässig umzu- 
legen. In der Regierungsvorlage der Gemeinde Ordnungen hiess es weiters: 
Itl. »Zuschläge, welche 10 Proceut der directen oder 15 Procent der Ver- 
zehr ungs steuern übersteigen, sind an die Bewilligung der Bezirksver- 
tretung gebunden. Auf Verlangen eines dem Gemeindeausschusse nach 
Paragraph 16 angehörigen Mitgliedes muss diese Bewilligung selbst zu 
Zuschlägen, welche 5 Procent der directen Steuern übersteigen, eingeholt 
werden. Es muss jedoch dieses Verlangen sogleich bei der bezüglichen 
Ausschusssitzung gestellt, oder längstens acht Tage nach derselben beim 
Gemeindevorsteher angebracht werden; Zuschläge, welche 25 Procent 
der directen Steuern . . . überschreiten, können nur kraft eines Landes- 
gesetzes stattfinden. - 

') Quelleo: Mani: iTascheo ausgäbe der üsterrekhischeti Geselzc<: ÖsterreichUclie Sleuer- 
e»etze, IV. Auflage, i8i)7; .Die Fiiianien der autonomen VcrwaUung-, a. a O., S. LVII ff., und 



.ÖsterrcichiB<}he StuÜBÜk-, Band XXXI, Hefl 3; Mischte 
StaatswÖTterbuchi : Artikel: Gemcindchaushalt u 
*) Besonders eigenartig ist jn dieser RIchlu 



md Ulbrich: »Üsterreichisclies 



iiieoidoung füt Vorarlberg ; i 
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Dieser letzteren, für alle Länder geplanten Bestimmung" gegenüber 
trafen die Gemeindeordnungen in den einzelnen Ländern folgende gesetz- 
liche Anordnungen *), und zwar: i. in Böhmen: bis zu 15 Procent, vom 
Falle eines gegentheiligen Verlangens eines Gemeindeausschuss-^Iitgliedes 
abgesehen, werden Zuschläge vom Gemeindeausschusse bestimmt, für 
Zuschläge zwischen 1 5 und 50 Procent ist die Bewilligung des Kreisaus- 
schusses, für höhere die des Landesausschusses und die Zustimmung der 
Statthalterei erforderlich; 2. in der Bukowina: Zusclüäge im Betrage 
von 50 bis 70 Procent müssen vom Landesausschusse, höhere durch ein 
Landesgesetz bewilligt werden; 3. in Dalmatien: Zuschläge von 15 bis 
50 Procent müssen vom Landesausschusse, solche von 50 bis 300 Procent 
von diesem im Einverständnisse mit der Statthalterei, höhere durch ein 
Landesgesetz bewilligt werden ; in Galizien: Zuschläge zwischen 20 und 
50 Procent, unter Umständen schon solche über 5 Procent (siehe die 
obencitierte Stelle ad III) erfordern die Genehmigung des Bezirksrathes, 
solche zwischen 50 und looProcente können vom Landesausschusse mit 
Zustimmung der Statthalterei, jedoch nur auf fünf Jahre bewilligt werden, 
in anderen Fällen ist ein Landesgesetz erforderlich; in Görz genehmigt 
Zuschläge zwischen 15 und 50 Procent der Landesausschuss, bei Auf- 
erlegung höherer ist die Zustimmung der Statthalterei nothwendig; in 
Istrien hat der Landesausschuss Zuschläge zwischen 25 und 50 Procent 
zu bewilligen, bei höheren muss das Einverständnis der Statthalterei ein- 
geholt werden; in Kärnten erfordert die Auferlegung von Steuer- 
zuschlägen im Betrage von 50 bis 100 Procent die Zustimmung des 
Landesausscliusses, eine solche im Betrage von loo bis 200 Procent das 
Einverständnis des Landesausschusses und der Landesregierung, eine 
noch weitergehende ein Landesgesetz; dieselben Erfordernisse treffen 
in Krain zu bei den Stufen von 15 bis 50, 50 bis 100 und über 100 Pro- 
cent; in Oberösterreich bedürfen Zuschläge von über 20 Procent der 
Zustimmung des Landesausschusses; in Mähren können solche Zuschläge 
bis zu 1 8 Procent von der Gemeinde bewilligt werden, unter Umständen 
jedoch nur bis zu 13 Procent (siehe das obige Citat ad III); Zuschläge 
zwischen 18 und 25 Procent sind im Sinne des Art. V des Kundmachungs- 
gesetzes zur Gemeindeordnung, von der Bewilligung des Bezirksaus- 
schusses, höhere von der Genehmigung des Landesausschusses und der 
politischen Landesstelle abhängig. In Xiederösterreich entscheidet bis 
zu 20 Procent die Gemeinde, bei einem Betrage von 20 bis 50 Procent 
der Landesausschuss, bei einem solchen zwischen 50 und 100 Procent 
dieser im Einvernehmen mit der Statthalterei ; ein höherer Satz kann 
nur durch ein Landesgesetz zugelassen werden. In Salzburg ver- 
fügt für die Stufe von 20 bis 40 Procent der Landesausschuss, für 
eine höhere der Landtag; in Schlesien für die Stufe von 20 bis 60 Pro- 
cent der Landesausschuss, für jede höhere dieser im Einvernehmen mit 

') Hiebei wird von uns immer nur auf die Zuschläge zu den directen Steuern Rücksicht 
genommen. 
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der Landesregierung; in Steiermark für die Stufe von 20 bis 60 Pro- 
cent der Lande sausschuss, für eine höhere die Legislative ; in Tirol wäre 
die Auferlegung' von Zuschlägen im Betrage von mehr 150 Procent im 
Sinne der Gemeinde Ordnung von der Bewilligung der Bezirksvertretung, 
eine solche von mehr als 300 Procent von der Zustimmung des Land- 
tages, diejenige aber von Zuschlägen im Betrage von mehr als 500 Pro- 
centvon derVotiemng eines bezüglichen Gesetzes abhängig; inVorarl- 
berg endlich entscheidet bei Zuschlägen zwischen 150 und 400 Procent der 
Landesausschuss, über höhere derselbe mit Zustimmung der Statthalterei '). 
Eine weitere wichtige, mit wenigen Abweichungen allen tremeindeord- 
nungen gemeinsame Bestimmung ist folgende : "Für neue Erwerbungen 
und Unternehmungen, welche zunächst die Vermehrung der Gemeinde- 
einkünfte zum Zwecke haben, sowie zur Tilgung und Verzinsung eines be- 
hufs solcher Erwerbungen oder Unternehmungen aufzunehmendenDarleihens 
kann der Ausschuss Steutfr zuschlage und überhaupt Gemeindeumlagen nur 
dann beschliessen, wenn wenigstens drei Viertheile- (in Böhmen und Vorarl- 
berg zwei Drittheile) -der Wahlberechtigten, welche zugleich mindesten drei 
Viertheile« (beziehungsweise zwei Drittheile) - der gesammteu in der Gemein de 
vorgeschriebenen directen Steuern entrichten, sich dafür erklären.- »Be- 
schlüsse über Gemeindeumlagen jeder Art müssen Öffentlich kundgemacht 
werden-jfürErinnerungendagegen, insoweit solche zulässig sind, ist eine be- 
stimmte Frist vorgeschrieben. Über die Art der Einbringung der Zuschläge 
haben wir schon bei Besprechung der Landesumlagen berichtet. 

Damit haben wir das Aller wichtigste in Betreff der Gesetze über 
Gemeindezuschläge auf directe Steuern zusammengefasst ; es wäre nur 
noch zu berichten über die Gemeinde zu schlage in den Städten mit eigenem 
Statute ; wir müs.sen uns aber darauf beschränken, auf die Tabellen in dem 
bereits citlerten Bande der Manz'schen Gesetzesausgabe zu verweisen 
(S. 472 bis 493)^}, weil wir sonst viel zu sehr ins einzebie gehen müs.sten. 

Aus den im Gegensatze zur obencitierten Bestimmung der Regie- 
rungsvorlage einer Gemeindeordnung vielfach hohen Zuschlagssätzen, für 
deren Auferlegung der Beschluss des Gemeinderathes allein noch 
genügt, und aus den meist sehr hohen Procenten, von welchen an 
die Einflussnahme der obersten Instanz beginnt, ist unschwer zu ersehen, 
welche Tragweite diese Gemeindeumlagen besitzen ; da die Zuschläge 
überdies zum Theile durch die Kosten der den Gemeinden im über- 
tragenen Wirkungskreise auferlegten Geschäfte nothwendig werden, so 
ist es begreiflich, dass nur verhältnismässig selten eine obere Instanz von 
ihrem Verweigerungsrechte Gebrauch macht, und damit ist die vielfach 



') Bestimmungen übet eine iwangsweJBe AusschrcibunE von Gemein deumlagfn beslehen 
für Gnliiien (L.-G. vom 17. Juni 1874, L.-G.-Bl. Nr. 52), Kärnten (L.-G. vom 10. April 1881, 
L.-G.-BI. Nr. 15), Krain (L.-G. vom 10. Apri! 1881, L.-G.-Bl. Nr. 6), KiedeiSslctreich 
(L,-G. vom 2J. Decembet 1882, L,-G.-Bl, Nr. II), Steiermark ^L..G. vom 6. Juli 1B76, L.-G.-Bl. 
Xt. 27) und Böhmen IL.-G vom IQ. September i88j, L.-G.-Bl. Kr. st|. 

'J Siehe : .Die Finanicu der aulonomen Verwaltung., S. LXIV ff., S. LXX. 
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ungeheure Mehrbelastung gegeben, welche den Trägem directer Steuern 
aus diesen Zuschlägen erwächst und welche wir schon an anderer Stelle 
angedeutet haben. Die Gesammtsumme der in Österreich für Gemeinde- 
bediirfnisse eingehobenen Zuschläge zu den directen Steuern betrug: 

1862: 7,361.000, 1887:23,345.000, 1890:26,211.000, 1891 : 27,717.000, 
1892: 29,321.000, 1893: 31,179.000^); wenn wir hiezu die Zuschläge für Landes- 
und Grrundentlastungsbedürfnisse (pro 1893: 39,808.000), für Bezirksbe- 
dürfnisse (pro 1893; 11,017.000), für Schulbezirksbedürfhisse (pro 1893: 
6,089.000) und für Handelskamm er bedürfnisse (pro 1893: 493.000) rechnen, 
so ergibt sich, dass diese gesammten Zuschläge 1893: 77*3 Procent der 
gesammten directen Steuervorschreibung (1893: 114,674.000) ausmachen, 
also die directen Steuern, im ganzen genommen, um mehr als drei Viertel 
erhöhen^). Mehr ins einzelne eingehend, bringen wii- folgende Tabelle 
über den absoluten und procentuellen Betrag der Zuschläge zur Grund- 
steuer pro 1892, entnommen der oft citierten Publication : -Die Finanzen 
der autonomen Verwaltung«, S. LXXXIII. 



Zuschläge 




zur Grundsteuci 
in Gulden 



Niederösterreich ohne Wien 

Wien 

Oberösterreich 

Salzburg 

Steiermark 

Kärnten 

Krain 

Triest mit Gebiet .... 
Görz und Gradisca .... 

Istrien 

Tirol 

Vorarlberg 

Böhmen 

Mähren 

Schlesien . . 

Galizien 

Bukowina 

Dalmatien 



957-169 

27-045 
796.009 

193.100 

667.024 

170.678 

117.656 

103.265 

99.963 

i-.298.795 
124.787 

2,232.742 

1,177.585 

421.429 

1,069.366 

1 1 2.040 

272.786 



Procent 
der Umschlagsbasis 

29.4 
21.0 
29.6 
57.6 
279 
26.4 
203 



30-7 

324 
130.6 

1134 
24.4 

27.8 

52.0 

29.8 

42.1 

85.3 



I 



Zusammen . 



9,841-439 



32.6 



0) Schulumlagen. 
Nach § 62 des Reichsvolksschul-Gesetzes vom 14. Mai 1869, R.-G.-Bl. 
Xr. 62, haben zunächst die Ortsgemeinden unter Aufrechthaltung zu Recht 
bestehender Verbindlichkeiten und Leistungen dritter Personen oder Cor- 



^) Siehe: »Österreichisches Staatswörterbuch«, Artikel: Steuerzuschläge. 
*) 1862 betrugen sämmtliche Zuschläge: 36*6 Procent, 1887: 70 Procent, 1890: 73*1 Pro- 
cent, 1891 : 74*3 Procent, 92 : 75*4 Procent der directen Steuervorschreibung. 




porationen für die nothwendij^en Volksschulen zu sorjfen. -Inwiefeme die 
Bezirke daran theilnehmen, .... bestimmt die Landes^esetzg^ebung.« 

ij 66. »Soweit die Mittel der Ortsgemeinden {beziehungsweise der 
Bezirke) für die Bedürfnisse des Volks Schulwesens nicht ausreichen, hat 
dieselben das Land zu bestreiten.« Die Schullast ist nun aber in ver- 
schiedenen Ländern verschieden vertheilt'); wir haben hievon nicht zu 
sprechen, wohl aber hervorzuheben, dass unter Umständen auch Zu- 
schläge zu den directen Steuern, also auch zur Grundsteuer zur Deckung 
dieses Aufwandes in Betracht kommen. Dies kann geschehen nach den 
tj§ 22 bis 25 des Landesgesetzes vom 24. Februar 1873, L.-G.-Bl. Nr. 16, 
respective Artikel I des Gesetzes vom 1 1 . September 1 880, L.-G.-Bl. Nr. 85, für 
Böhmen {der Maximalsatz ist 10 Procent), nach den §§40 bis 43 des L.-G.-Bl. 
vom 30. Jänner 1873, L.-G,-Bl. Nr. 9, für die Bukowina (Maximalsatz 
10 Procent), nach § i des L.-G. vom 15. April 1874, L,-G.-BI, Nr. 13, für 
Dalmatien, nach Artikel 18 des galizischen Gesetzes vom 2. Mai 1873, 
L.-G.-Bl. Xr. 250 {Maximalsatz für die Gemeinden 12, für die (iutsgebiete 
4 Procent), nachdem § 55 des L.-G. vom 6, Mai 1870, L.-G.-Bl, Nr. 30, 
fürGörz und Gradisca, nach ij ig des Gesetzes vom 3. November 1874, 
L.-G.-Bl. Nr. 29, für Istrien, § 24 des Gesetzes vom 27. October 1871, 
L.-G.-B1. Nr. 23, für Kärnten, g 2 des Gesetzes vom 28. December 1884, 
L,-G.-Bl. Nr. I ex 1885 (10 Procent), fürKrain, §44 des Gesetzes vom 
24. Jänner 1870, L.-G.-Bl. Nr. 17, für Mähren, § 53 des Gesetzes vom 
5. April [870, L.-G-Bl. Nr. 34, für Niederusterreich (Zuschlagsmaximum 
zur Grund- und Gebäudesteuer 8 Procent, zu den übrigen directen Steuern 
6 Procent), § 55 des Gesetzes vom 23. Jänner 1870, L.-G.-Bl. Nr. 10, für 
Oberösterreich (Maximalsatz 20 Procent), g 49 des Gesetzes vom 
28. Februar 1870, L.-G.-Bl. Nr. 16, für Schlesien, sowie nach Artikel VIH 
des Gesetzes vom 22. December 1872, L.-G.-B1. Nr. 46 (Maximalsatz 
60 Procent), und Artikel IX des Gesetzes vom 3. Mai 1874, L.-G.-Bl. 
Nr. 32 (Maximum der Bezirksumlage 7 Procent), für .Steiermark'). 

Im Jahre 18^5 wurden thatsächlich in Niederösterreich, Steiermark, 
Kärnten, Görz und Gradisca, Tirol, Böhmen uud Mähren Zuschläge zur 
Grundsteuer für Schulbezirksbedürfriisse und in Oberösterreich und 
Galizien solche für Ortsschulbedürfnisse eingehoben. Die Procentsätze 
waren ausserordentlich verschieden, stiegen aber in einzelnen Gemeinden 
Kärntens bis au 100 Procent. 

Im übrigen genügt es, dass wir uns auf unsere Ausführungen über 
die Landesumlagen berufen. 



>) Siehe: .Österreichisches Slaa ts wort «buch. . Art.: Volksschulweseo, -Öatetreichische 
Sutistiln: XLII. Bd., I. Heft: Der Aufwand für dos Öffeoüiche Unlerrichlswesen auf Grand der 
Erhebung des Jahres 1B90. 

») Siehe hieiu die Gesetie vom 10. Jänner 1870, Nr. II, für Saiiburg, 30. April iS<)i. 
Z. 8, für Tirol, und 17. JSnner 1870, Z. 14, fiir Vorarlbere. 
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Wir sind damit zum Schlüsse unserer Betrachtungen über die Grund- 
steuer gelangt. Ein Rückblick zeigt uns, dass ihre Geschichte die eines 
Kampfes sich immermelir läuternder theoretischer Erkenntnisse gegen 
die praktische Nothwendigkeit, eine wichtige Staatseinnahme in ihrem 
Betrage nicht in Frage zu stellen, indem man ihre Grundlagen verschiebt, 
und gegen die technischen Schwierigkeiten, welche einer solchen Ver- 
schiebung im Wege stehen, darstellt, die Geschichte eines Kampfes, in 
dem eigentlich kein Theil Sieger blieb, wenn auch unleugbar die theoreti- 
schen Lehrsätze allmählich, wo dies technisch und finanzpolitisch möglich 
wurde, sich einigermassen Geltung verschafften, oder — um bei unserem 
Bilde zu bleiben — an Boden gewannen. Gerade die neueste Entwickelung 
bietet den Beweis dafür. Eine positive Errungenschaft ist aber jedenfalls 
darin gelegen, dass das Grundsteuersystem für ganz Österreich ein- 
heitlich gestaltet werden und dass die neueste Gesetzgebung eine erheb- 
liche Reduction des immerhin übermässig hohen Procentsatzes der Grund- 
steuer sichern und die Hoffnung auf eine Einschränkung des Zuschlags- 
wesens erwecken konnte. 

Wir schliessen nun noch eine Tabelle über die Ergebnisse der 
Grrundsteuer seit dem Jahre 1869 an. 

Ergebnisse der Grundsteuer in mehreren Jahren aus der Periode 1869 

bis 1895, in Tausenden von Gulden. 



Länder 




ordent- 
lich 



ausser- 
ordent- 
lich 



Niederösterreich 
Oberösterreich . 
Salzburg . . . 
Steiermark . . . 
Kärnten . . . . 

Krain 

Küstenland . . 

Tirol 

Vorarlberg . . . 
Böhmen . . . . 
Mähren . . . . 
Schlesien . . . 
Galizien . . . . 
Bukowina . . . 
Dalmatien . . . 



Zusammen . 



3.537 
2.171 

357 
1.807 

668 

762 

467 

926 

114 

13-165 

5-223 

972 

3.785 
311 
305 



259 


3.869 


4.322 


4.352 


4-443 


4.239 


17 


2.304 


2.601 


2.662 


2.676 


2.614 


14 


312 


325 


328 


331 


309 


161 


1.998 


2.268 


2.308 


2.301 


2.214 


16 


615 


664 


665 


671 


670 


79 


615 


627 


618 


617 


621 


152 


673 


639 


637 


690 


624 


13 


721 


} 1.112 


1.227 


1.201 


1.164 


7 


99 








837 


10.718 


11.026 


11-392 


10.672 


10.200 


53 


5.070 


5.164 


5.308 


5.419 


5.286 


3 


798 


7H 


795 


793 


782 


680 


4-493 


4-937 


5.456 


5-138 


3.986 


81 


428 


454 


485 


461 


447 


24 


293 


314 


321 


318 


310 



4.342 
2.644 

329 

2.352 

670 
621 
641 

I.I93 

II. 125 

5.372 
807 

5-374 
467 
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Die Gebäude-, insbesondere die Hausclassensteuer. 

Von den gegenwärtig bestehenden, directen Steuern berührt ausser 
der Grundsteuer keine so selir landwirtschaftliche Interessen, wie die 
liebäude- und vor allem die eine Art derselben, die Hausclassensteuer. 
Wir müssen daher uns hier noch Rechenschaft ablegen über die Eut- 
wickelung der einschlägigen Gesetzgebung, können uns aber auf das all- 
gemeinste beschränken, da ja die Bedeutung dieser Steuer für unseren 
G-egenstand doch weit hinter jener der Grrundsteuer zurückbleibt. Der 
Rechtszustand in Betreff der Besteuerung von Gebäuden war im 
Jahre 1848 folgender: Das kaiserliche Patent vom 23. Februar i8iO 
P.-G.-S., 47. Bd., Anh. 7, und 48. Bd., Nr. z8, war im Laufe der Zeit, 
und zwar in den meisten Ländern sofort, im Gouvernement Laibach und 
im illyrischen Küstenlande aber (mit Ausnahme von Tri est) im Jahre 1824 
(Allerhöchste Entschliessung vom 28. August iSai), in Dalmatien im 
Jalire 1840 (Hofkanzleidecret vom 24. Mai 1839, Z. 12.115), i" Salzburg 
1845 (Allerhöchste Entschliessung vom 25. Juni 1844) wirksam geworden. 
Nur das Grossfurstenthum Krakau, Triest und Tirol und Vorarlberg be- 
haupteten noch eine abgesonderte Stellung; schon 1852 wurde das Patent 
(Patent vom 7. October 1851, Nr. 218) auch in Krakau wirksam, so dass 
nur noch die drei anderen Länder ausserhalb desselben verblieben. Wir 
haben uns daher zunächst darauf zu beschränken, den Inhalt des Patentes 
vom Jahre 1820 und seine Geschichte bis zum Jahre 1882, dann die in 
den genannten drei Ländern bis zum Jahre 1882 bestehende Gebäude- 
besteuerung in grösster Kürze zu schildern. 



rtjDasPatent vom 23. Februar 1820 und die Gebäudebesteuerung 

in den demselben im Jahre 1848 noch nicht unterworfenen 

Gebieten. 



I. Während der stabile Cataster die Gebäudesteuer noch durchaas 
als integrierenden Bestandthei! der Grundsteuer ansah, gab ihr das pro- 
visorische Patent vom 1. Mai i8ig (P.-G,-S., 47. Bd., Nr. 64) einen etwas 
selbständigeren Charakter und im allgemeinen die Eigenschaften, die sie 
noch heute besitzt. Das Patent vom Jahre 1820') übernahm diesen allge- 
meinen Charakter der Gebäudesteuer und bestimmte im einzelnen Folgendes : 
ij 1: «Der Gebäudes teuer unterliegen alle Wohngebäude« (mit EinscMuss 
der Hofräume), "sie mögen in geschlossenen Ortschaften oder einzeln 
liegen.« Ausgenommen davon sind Kirchen, Staatsgebäude, Militärkasemeii 
und Spitäler (vorausgesetzt, dass sie nicht gemietet sind), in Dalmatien 
noch einige andere Kategorien von Gebäuden. § 3. -Die Wohngebäude 

■) Siehe hiezu die AUerhöch!te Entschliessung vom 36. Februar 1833 in Beireff des 
VerhiltuisBeK iwischen der Grund- und der ClasBenätcuer und das Hofkanileidecret vom glciclico 
Datam, Z. 741. P.-G.-S., di, Bd„ Nr. 404- 

&4* 
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werden der Besteuerung unterzogen entweder nach dem wirklichen oder 
möglichen Zinsertrage oder im Wege der Classification. « Nach § 4 waren nach 
dem Zinsertrage besteuert die Gebäude : in Wien und Baden mit ihren Vor- 
orten, in Prag, Karlsbad, Teplitz, Franzensbad und Marienbad, in Brunn sammt 
Vorstädten, in Olmütz und Troppau, in Linz und Urfahr, in Graz sammt 
Vorstädten und in Klagenfurt, in Lemberg und Brody, Görz und Laibach, in 
Zara, Spalato, Ragusa, Cattaro (je mit ihren Vorstädten) und in Salzburg. 
Die Hauszinssteuer beruhte auf alljährlich einzubringenden, schrift- 
lichen Fassionen der Hauseigenthümer oder der permanenten Nutzniesser 
über die Zinserträge, von denen 15 Procent (in Dalmatien 33 V3 Procent) 
abgezogen und nur der Rest versteuert wurde. 

Nach Paragraph 16 wurden alle Wohngebäude, welche nicht in 
den genannten Ortschaften gelegen und nicht steuerirei waren, der Be- 
steuerung im Wege der Classification unterworfen; sie wurden zu diesem 
Zwecke je nach der Zalil ihrer Wohnbestandtheile und unter Umständen 
darnach, ob sie nur aus einem Erdgeschosse bestehen oder auch Stock- 
werke haben, in zwölf Classen getheilt, für deren jede ein fixer, bald 
verdoppelter Steuersatz vorgeschrieben war (Gebäude mit mehr als 
35 Wohnbestandtheilen hatten eine besondere Steuerbemessung). Nach 
Paragraph 19 waren Gebäude, welche keine Wohnbestandtheile enthalten 
und nicht doch als Wohnung benützt werden, kein Gegenstand der Clas- 
sification. (Ausnahmssätze für Galizien, Bukowina, Salzburg und Dalmatien.) 
Die ganze Steuerveranlagung erfolgte durch Behörden unter Leitung, 
beziehungsweise Aufsicht der zur Ausführung des Grrundsteuerprovisoriums 
eingesetzten Provincialcommissionen '). 

An diesen gesetzlichen Bestimmungen sind im Laufe der Zeit zahl- 
reiche Abänderungen getroffen worden, welche, insoweit sie nicht von 
grosser Tragweite waren, an dieser Stelle nicht näher besprochen werden 
können. Insbesondere in Betreff der dauernden Befreiung von Gebäuden 
von der Steuer sind eine grosse Anzahl von Verordnungen und Ent- 
scheidungen nachträglich erflossen; es finden sich dieselben in der Manz- 
schen Ausgabe der: »Österreichischen Steuergesetze« (IV. Aufl., S. 181 bis 



*) Siehe die citierte Allerhöchste Entschliessung vom 26. Februar 1833 : »Die Gebäude- 
steuer hat nach den nämlichen Grundsätzen bei Einführung des allgemeinen Catasters fortzubestehen, 
nach welchen sie schon dermalen nach den erflossenen Bestimmungen in Wirksamkeit ist und 
es sind in derselben bei Einführung des Catasters nur folgende weitere Einrichtungen zu treffen: 
I. Die Area der Gebäude und des Hofraumes ist nach dem Resultate der im Wege der Parifi- 
cation vorgenommenen Schätzung der eigentlichen Grundsteuer in der Art einzubeziehen, dass 
die hiemach entfallende Grundsteuer, ohne der besonderen Benennung einer Gebäudearealsteuer, 
für die Parcelle, für welche sie entfällt, in dem individuellen Bogen der Grundbesitzer in Vor- 
schreibung gebracht und sohin als ein integrierender Theil der eigentlichen Grundsteuer behandelt 
wird. II. In Orten, in welchen die Gebäude nach den Zinsungen, die sie einbringen oder einbringen 
können, der Besteuerung einbezogen werden, ist die Area derselben und des Hofraumes bei der Be- 
steuerung nicht in Anschlag zu bringen«. . . . Siehe auch das Ho f kanzleidecret vom 26. März 1833, 
Z. 741, pol. G.-S., 61. Bd., Nr. 44. § 2 des Gesetzes vom 24. Mai 1869, R.-G.-Bl. Nr. 88, 
wirksam seit 1881. 




2o;). — Eine besonders einschneidende Änderung braclite das kaiserliche 
Patent vom lo. October 1849, R.-G.-Bl. Nr. 412, durch welches der Veran- 
layiinjr der Steuer nach dem Zinsertrage eine wesentlich grössere Aus- 
dehnung gegeben wurde, als ihr bisher zugekommen war und der Betrag 
der Steuer eine bedeutende Abänderung erfulir. Nach diesem Patente 
sollen dieser Form der Besteuerung unterworfen werden auch alle Ge- 
bäude, die ausserhalb der im Gesetze vom Jahre 1820 namentlich ange- 
fiiluiten Orte: 'a) in Ortschaften gelegen sind, in denen sämmtüche Ge- 
bäude oder doch wenigstens die Hälfte derselben einen Zinsertrag durch 
Vermietung abwerfen oder« (mit einer Ausnahme) -welche b) ausser diesen 
Ortschaften gelegen, durch Vermietung benützt werden.- Die hiedurch 
geschaffene neue Hauszinssteuer nennt man gewöhnlich, im Gegensatze 
zur ursprünglichen, die 'ausgedehnte». Wührend bisher der Steuersatz 
18 Procent des -Netto-mietzinsea betragen hatte, wurde er nunmehr vor- 
erst für das Jahr 1850 bei den schon bisher nach dem Zinsertrage be- 
steuerten Gebäuden mit 16 Procent bestimmt; dazu kam aber der die 
Einkommensteuer vertretende Eindrittelzuschlag; andererseits wurde aber 
auch den Hausbesitzern die Befugnis zugestanden, bei Zahlung der Zinsen 
von auf den Häusern lastenden Capitalien und Renten den Gläubigem 
5 Procent als Steu errück er satz abzuziehen. Der Paragraph 4 sagt, nach- 
dem er die Erweiterung der Zinsbesteuerung, wie oben citiert, festgestellt 
hat : 'Zur Ermittelung des Mietertrages von den Gebäuden, welclie infolge 
der gegenwärtigen Anordnung von der Besteuerung nach der Hausclassen- 
Steuer in jene durch die Haus zinsst euer übergehen, werden 30 Procent 
der Mietzinse als Bedeckung der Erhaltungskosten in Abzug gebracht. 
Das Ausmass der ordentlichen Steuergebür von diesen Gebäuden wird 
im Verwaltungsjalire 1850 mit la Procent festgesetzt.« Nach Paragraph 5 
war aber auch hier der Drittelzuschlag einzuheben und auch bei diesen 
Gebäuden stand den .Steuerträgem das Recht zu, von den Passivzinsen 
5 Procent den Gläubigem abzuziehen. Der Steuersatz betrug sohin bei 
der ursprünglichen Hauszinssteuer 16 -\- 5'/^ ■= 21 Va, bei der ausgedehnten 
12 -j- 4 = 16 Procent. Eine Ausnahme machte bei der ursprünglichen 
Steuer Dalmatien') mit fl. 20'33'/.i per fl. 100 netto und .Salzburg mit 16 
(12 -f- 4) von fl. loö ßruttozins. Diese ursprünglich nur für das Jalir 1850 
festgestellten Belastungssätze blieben durch Jahre fest, bis die politischen 
Ereignisse eine neuerliche Erhöhung nothwendig machten. Mit dem zweiten 
Semester 185g wurde der .Steuersatz durch einen weiteren, ausserordent- 
lichen Zuschlag (ursprünglich mit einem Sechstel, dann seit 1863 mit einem 
Drittel) erhöht, so dass er nun sö'/g, respective 20 Procent betrug. Die- 
selben Zuschläge wurden zur gleichen Zeit, wie für die Zinssteuer, auch 
für die Classensteuer eingeführt, ebenso wie das Privilegium des Procent- 
abzuges von den Passivzinsen. Der Kriegszuschlag betrug nacheinander 
zwei Viertel, vier Viertel, drei Viertel, vier Viertel. 
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2. Die Besteuerung" der Gebäude in Tirol und Vorarlberg erfolgte 
bis zum Jahre 1882 gemeinsam mit der Besteuerung des Grrundes und 
Bodens, indem der Wert der Gebäude als Bestandtheil des Wertes des 
Grundbesitzes aufgefasst wurde. 

3. Triest mit Gebiet^) entrichtete als Entschädigung für die dort 
fehlende Gebäudesteuer dem Staate eine jährliche Pauschalsumme, das 
sogenannte Hauszinsteuer- Aversum, welches die Stadt in der ihr geeignet 
erscheinenden Weise, im grossen und ganzen durch das Octroi herein- 
brachte. Der Betrag dieses Aversums erreichte im Jahre 1849 die Summe 
von fl. 160.000 C. M. =^ fl. 168.000 österr. Währ., im Jahre 1850 stieg 
es auf fl. 189.630 C. M.-), im Jahre 1882 auf fl. 414.750 österr. Währ. 
(Näheres siehe in der Schlusstabelle.) 

Es erübrigt uns für diese kurze historische Darstellung nur noch 
auf die Gesetzgebung betreff'end die Steuerbefreiungen aus Anlass 
von Neubauten hinzuweisen. In dieser Richtung ist zunächst die Allerhöchste 
EntSchliessung vom 10. Februar 1835 zu nennen, welche für die Mehrzahl 
der österreichischen Länder gleichartige Bestimmungen traf. Neubauten, 
vollständige Umbauten und gewisse Zubauten sollten je nach Umständen 
in gewissen Orten eine acht- oder zehnjälirige Steuerfreiheit gemessen. 

An anderen Orten (Städten) wurde für Um- und Zubauten eine acht- 
jährige Steuerbefreiung bewilligt, auf dem flachen Lande gab es dagegen 
nichts Derartiges. Die Zahl der Orte der ersten Kategorie wurde im 
Laufe der Zeit wesentlich erhöht, für Wien insbesondere wurde die Steuer- 
befreiung für Neubauten ausserhalb des Stadterweiterungsrayons auf 
fünfzehn Jahre, für Um- und Zubauten auf zwölf Jahre ausgedehnt (AUer- 
liöchste EntSchliessung vom 16. Juli 1854, L.-R.-BL, IL Abth. Nr. 20, 
Allerhöchste Entschliessung vom 14. Mai 1859, L.-R.-Bl., Abth. IL Nr. 5), 

Das Gesetz vom 3. März 1868, R.-G.-Bl. Nr. 16, dann das Gesetz 
vom 18. März 1874, R.-G.-Bl. Nr. 18, jenes vom 15. März 1876, R.-G.-BL 
Nr. 31, erweiterten obige Bestimmungen auf alle der Hauszins- und 
Classensteuer unterliegenden Gebäude und auf verschiedene Zeiträume. 
Für die Festungen Theresienstadt und Josephstadt traf die Allerhöchste 
Entschliessung vom 16. Februar 1836, für Dalmatien die Aller- 
höchste EntSchliessung vom 18. Jänner 1840, für die Bauten auf den 
Wiener Stadterweiterungsgründen die Allerhöchste Entschliessung vom 
14. Mai 1859 und jene vom 25. März 1864 entsprechende Anord- 
nungen. Durch Artikel X des Finanzgesetzes vom 26. Juni 1868, 
R.-G.-Bl. Nr. 72, wirksam vom i. Juli 1868 an, und durch die späteren 
Finanzgesetze wurde bestimmt, dass ganz oder theilweise von der 
Hauszinssteuer befreite Gebäude eine Einkommensteuer im Betrage 
von 5 Procent zu zahlen haben, und zwar von dem aus diesen Gebäuden 

*) Allerhöchste Entschliessung vom i. October 1842, Allerhöchstes Cabinetsschreiben vom 
8. September 1844, Allerhöchste Entschliessung vom 7. Juni 1855, 20. April 1857 und 3. Mai 1860. 

2) Im Jahre 1849 wurde auch das Aversum im Ordinarium ermässigt, dafür aber der Ein- 
drittelzuschlag eingeführt. 




erzielten Jahreseinkommen, das lieisst von jenem Betrag'e, welcher vom 
g-anzjährigen Zinsertray:e nach Abzug der auf die Gebäudeerhaltung 
gesetzlich zugestandenen Procente und bei ganz steuerfreien Gebäuden 
auch der erweislich im Steuerjalire fällig werdenden Zinsen von den auf 
diesen Gebäuden versicherten Capitalien erübrigt. Seit dem Finanz- 
gesetze für das Jahr 1879 heisst diese Steuer nicht mehr 5procentige Ein- 
kommensteuer, sondern einfach 5procentige Steuer '). 

Das Gesetz vom 25. März i88o, Z. 39, ordnete endlich definitiv diese 
ganze Materie und bestimmte ganz allgemein für Neu-, Um-, Zu- und tlieilweise 
Umbauten eine zwÖlljährige Steuerfreiheit, ohne dass aber mit dieser Be- 
freiung von der Staatssteuer auch eine solche von anderen öffentlichen Lasten 
gegeben wäre (Vollzugs -Vorschrift vom i.December 1 880, R.-G.-Bl. Kr. 140). 

Damit können wir übergehen zu jenem Gesetze, welches für die 
Gebäudesteuer dasselbe erzielte, wie das Gesetz vom Jahre 1869 für die 
Grundsteuer, das nämlich die Rechtsgleichheit aller Länder Österreichs 
in dieser Richtung principiell herstellte. 

6) Das Gesetz vom g. Februar 1882, R.-G.-Bl. Xr. 17. 

Wir beschränken uns hier im wesentlichen auf die die Hausclassen- 
steuer betreffenden Verfügungen, weil für den Landwirt, der sein Gut 
selbst bestellt, also für jenen Landwirt, der am meisten des Schutzes der 
Öffentlichkeit bedarf und seiner am meisten würdig ist, wold fast nur 
diese Art von Gebäudesteuer von Bedeutung sein kann. 

Das Gesetz (die Abänderungen durch das Gesetz vom i. Juni iSqo, 
Z. 97, ziehen wir der Kürze wegen gleich herein) dehnt zunächst im 
S 1 das Geltungsgebiet der Hauszinssteuer wesentlich aus und scliränkt 
damit jenes der Classensteuer ein. Die erstere wird eingehoben von 
allen Gebäuden, ^a) welche in Orten gelegen sind, in denen sämmtliche 
Gebäude oder wenigstens die Hälfte derselben und ausserdem die Hälfte 
der Wohnbestandtheile einen Zinsertrag durch Vermietung abwerfen, 
oder 6) welche ausser diesen Ortschaften gelegen, ganz oder theilweise 
durch Vermietung benützt werden; von diesen letzteren haben jedoch 
die nicht mehr als drei Wohnbestandtheile enthaltenden und einer der 
drei untersten Classen des Hausclassensteuertarifes eingereihten Gebäude, 
welche von dem Eigenthümer bewohnt und nur zum TheUe vermietet 
sind, in der H au sei assen Steuer zu verbleiben-. Die »ausgedehnte- Haus- 
zinsöteuer des Jahres 1849 und das Aversum im Gebiete »von Triest haben 
zu entfallen«. Bei den hauszinssteuerpflichtigen, theilweise vermieteten 
Gebäuden ist an Hauszinssteuer zu entrichten: n) der Betrag, welcher 
für die nicht vermieteten Wohnbestandtheile nach dem Tarife ... an Haus- 
classensteuer entfiele, b) der Betrag, welcher sich von dem Zinse für die 
vermieteten Bestandtheile nach dem im § 6 festgesetzten Ausmasse der 
Hauszinssteuer ergibt- {% 5). Für die Hausclassensteuerveranlagung gilt 




') Siehe auch G. Fit 
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nach § 8 in sämmtlichen Kronländem folgender Tarif, wobei nur noch die 
Zahl der WohnbestandtheÜe für die Einreihung der Gebäude entscheidet. 
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40- 


-i<- 


^^- 


-.10 


15- 


-28 
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34- 
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Bei Gebäuden, welche über 40 Wohnbestandtheile enthalten, sind 
dem Tarifsatze der höchsten Classe für je einen mehr vorhandenen Be- 
standtheil fl, 5. — zuzurechnen. Für Rohrhütten, Erdhütten und Hütten ohne 
Mauerwerk, die Morlakenhütten in Dalniatten, gewisse Gebäude in 
Galizien, der Bukowina und Vorarlberg beträgt der Steuersatz 75 Kreuzer; 
Alpenhütten und Weingartenhäuser, insofeme sie nur zeitweise als Wohn- 
stätten fiir das Wirtschaftspersonale des Gutsbesitzers dienen, zahlen 
keine Steuer (Gesetz vom 1. Juni i8go, R.-G.-B1. Nr. 97), ebensowenig 
wie Gebäude ohne Wohnbestandtheile. Die Einreihung in den Tarif er- 
folgt durch die Steuerbehörden erster Instanz auf Grund des Hausclassen- 
st euere atasters (ij 22 des kaiserlichen Patentes vom 23. Februar 1820), in 
Tirol und Vorarlberg, wo ein solcher Cataster noch nicht bestand, gemäss den 
für die Hausclassensteuer bestehenden Gesetzen und Vollzugsvorschriften 
(§ 9}. Salzburg, Tirol, Vorarlberg und Dalmatien sind im ij 11 Begünsti- 
gungen zugestanden in folgendem Sinne und abgesehen von den im § 1 5 
bezeichneten Übergangsperioden: «Die bereits der Besteuerung unter- 
liegenden Gebäude im Lande Salzburg, welche weniger als 15 und mehr 
als 3 Wohnbestandtheile qjithalten, dann in Dalmatien jene bereits be- 
steuerten Gebäude, welche weniger als 6 Wohnbestandtheile enthalten, 
haben nur den halben Betrag der im Classentarif B festgestellten 



017 — 



Sätze zu entrichten. Die fiir Salzburg yiltij^en Normen haben auch in Tirol 
und Vorarlberg- für jene Gebäude in Anwendung zu kommen, welche mit 
dem 1. Jänner 1882 in die Besteuerunjr einbezogen werden. Die Bestimmung 
des AI. I gilt auch für alle Neu-, Zu- und Umbauten in Dalmatien, Salzburg, 
Tirol und Vorarlberg, welche bis zum Schlüsse des Jalires 1881 vollendet und 
benutzbar gemacht wurden. Alle Gebäude, die vom Beginne des Jahres 1S82 
in den genannten Ländern um-, zu- oder neugebaut werden, haben nach Voll- 
endung der gesetzlicli bewilligten Steuerfreiheitsjahre" — in dieser Richtung 
gilt das bereits citierte Gesetz vom ^5. März 1880, R,-G.-Bl. Nr. 39, noch 
heute — -nach dem Tarife B den vollen Steuersatz zu entrichten.- Der ij 12 
bestimmt, dass der bisher übliche Eindrittelzuschlag zu entfallen, dagegen das 
Abzugsrecht für Passivzinsen fortzubestehen hat {durch Artikel II des Ge- 
setzes vom 25.0ctober 1 896, R.-G.-Bl.Nr. 220, wird dieses Recht aufgehoben). 

Als Vollzugsvorschriften zu dem eben besprochenen Gesetze können 
die Finanz-Miniaterialerlässe vom 27. Februar 1882, Z. 6279, und vom 
15. Juli 1882, Z. 18.231, betrachtet werden, wozu aber auch — insoweit 
die Haus das sensteuer in Betracht kommt — das Hofkanzleidecret vom 
29. Februar 1820, Z. 351 {Instruction zur Classification der Wolingebäude), 
herangezogen werden muss. 

Das Gesetz vom i. Juni 1890, R.-G.-B1. Nr. 97, verfügt, abgesehen 
von den schon in unserer Inhaltsangabe des Gesetzes vom Jahre 1882 
den alten Bestimmungen substituierten Anordnungen: Artikel III: -Für 
hausclassensteuerpfllchtige Gebäude, welche nicht mehr als neun AVohn- 
bestandtheile enthalten und ein Jahr hindurch ohne Unterbrechung voll- 
ständig unbenutzt geblieben sind, wird die Abschreibung der Hausclassen- 
steuer nach Massgabe der folgenden Bestimmungen bewilligt : 

I5 I. Die S teuer absclireibung hat nach Ablauf eines Jahres der 
Nichtbenutzung in der Regel von dem, dem Beginne der Nichtbenutzung 
nächstfolgenden Steuerfalligkeitstermine an einzutreten. § 2. Die Nicht- 
benutzung eines solchen Gebäudes ist ebenso, wie der Eintritt der Wieder- 
benützung desselben binnen 30 Tagen der Steuerbemessungsbehörde I, In- 
stanz anzuzeigen. . , . Jj 4. Wird das Gebäude ganz oder theilweise wieder in 
Benütuung gezogen, so ist die Hausclassen Steuer von dem letzten der Wieder- 
benützung vorangegangenen Steuerfalligkeitstermine an zu entrichten. . , .•■ 
(Siehe hiezu die Vollzugsv er Ordnung vom 15. October 1890, Z. 36.700.) 

Damit haben wir im wesentlichen den geltenden Rechtszustand in 
Betreff der Hausclassen Steuer dargestellt; wenn wir die Entstehung des- 
selben überblicken, so finden wir, dass an den wesentlichen Grundlagen, 
wie sie bereits im Jahre 1820 (damals formell noch provisorisch) gelegt 
wurden, nichts geändert worden ist. Wir haben heute noch die Zwei- 
theilung der Gebäudesteuer und dieselben allgemeinen Massstäbe für ihre 
Bemessung; nur in einem wesentlichen Momente ist eine Verschiedenheit 
eingetreten, und diese liegt darin, dass man«zur Rechtsgleichheit aller 
Österreichischen Länder in Bezug auf das Wesen der Gebäudebesteuerung 
gelangt ist. Im einzelnen hat sich freilich gar manches geändert. Das 
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Geltungsgebiet der beiden Steuerarten hat sich verschoben, die Haus- 
zinssteuer hat nämlich fortschreitend einen immer breiteren Rahmen ge- 
wonnen; es lag und liegt dies wohl in der Natur der Sache, da ja die stets 
steigende Wanderbewegung der Bevölkerung das Vorkommen von Miet- 
wohnungen immer mehr auch auf dem flachen Lande üblich macht. Ü^ber- 
dies haben die Steuerbefreiungen wegen bestimmter Widmungen der 
Gebäude zu öffentlichen und humanitären Zwecken gleichfalls an Raum 
gewonnen, ein Moment, das ebenfalls der naturgemässen Entwickelung 
entspricht; das allmählich immer mehr, wenn auch langsam, sich ver- 
breitende, sociale Gefühl in der Bevölkerung hat die Aufgaben des 
Staates und der anderen Collectivpersonen immer weiter ausgesteckt und 
damit auch immer wachsende Bedürfnisse derselben geschaffen; es ist 
nun wohl sehr naheliegend, dass Gebäude, welche bestimmt sind, solche 
Aufgaben der Allgemeinheit erfüllen zu helfen, nicht zum Nachtheil für 
ihren Zweck zu Steuerleistungen herangezogen werden; wir verweisen 
hier nur beispielsweise auf die Steuerbefreiung zu Gunsten der Scliul- 
gebäude (Hofkanzleidecret vom 22. Juli 1821, Z. 1045), der Museen 
(Allerhöchste EntSchliessung vom 8. August 1860), Wohlthätigkeits- 
anstalten (Allerhöchste Entschliessung vom 12. October 1820), Pfarr- 
gebäude (Allerhöchste Entschliessung vom 30. August 1827, in der Regel) 
u. s. w. Auch die zeitlichen Befreiungen von der (xebäudesteuer, wie sie 
heute gesetzlich in Geltung stehen, lassen sich einerseits aus dem Be- 
streben erklären, den Wohncentren eine mächtige Ausdehnung zu er- 
möglichen, andererseits aber aus der viel wohlthätigeren Erkenntnis, dass 
aus Gründen der Hygiene und der Sittlichkeit ein allzu compactes Zu- 
sammenwohnen der Bevölkerung in ungesunden Gassen und in luft- und 
lichtarmen Localitäten vermieden werden muss ; es mischen sich in dieser 
Richtung (wenigstens für die Gegenwart) veraltete populationistische 
Ideen mit modernem Pflichtbcwusstsein der Gesammtheit gegenüber den 
einzelnen und anderen Gesammtheiten. Im übrigen hat sich der Steuer- 
satz wesentlich erhöht, ein Moment, das seine vollgiltige Erklärung darin 
findet, dass eben die Aufgaben des Staates immer weitere geworden 
sind und damit sich die Nothwendigkeit ergeben hat, seine Mittel 
zu vermehren. Wenn man dabei vor allem das sogenannte fundierte Ein- 
kommen, richtiger und genauer gesagt, das unbewegliche Vermögen, also 
die Grundlage eines Theil desselben, herangezogen hat, so war dies so- 
lange begreiflich, als nicht geläuterte Anschauungen über den Begriff 
der Leistungsfähigkeit der Steuerträger und über die Nothwendigkeit, 
eine allgemeine Einkommenbesteuerung im eigentlichen Sinne des Wortes 
wenigstens allmählich an die Stelle des bisherigen Ertragssteuersystemes 
zu setzen, die innere Unrichtigkeit eines solchen Vorgehens dargelegt 
hatten. Übrigens lag schon in der Fixierung der Steuersätze, wie sie das 
Gesetz vom Jahre 1882 bot, ein Vortheil, der nicht zu sehr unterschätzt 
werden darf, wenn er auch durch das Zuschlagswesen für Gemeinde-, 
Schul-, Bezirks- und Landesbedürfnisse beeinträchtigt wird. Das erste 
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Denkmal der modernen finanzpolitischen Ideen aber stellt das Gesetz vom 
2j. October 1896, R.-G.-Bl. Xr. 220, betreffend die directen Personal- 
Steuern dar, welches im Artikel VIII eine Ermässijrung der Grund- und 
Gebäudesteuer (Hausciassen- und Hauszinssteuer) vorerst um 10 Procent, 
im Artikel IX eine weitere Ermässigung auch der letzteren, und zwar 
dieser bis auf i2V2Pi"ocent in Aussicht stellt, unter der Voraussetzung, 
dass die anderen directen Steuern die erwarteten Überschüsse ergeben^). 

Der Artikel XII sagt: »Die definitive Festsetzung des Ausmasses 
der directen Ertragsteuem findet, sobald das .... Höchstausmass der 
Nachlässe erreicht ist, längstens aber im Jahre igog im Gesetzgebungs- 
wege statt; hiebei ist der Nachlass bei der Hausciassen Steuer durch Aus- 
arbeitung eines neuen Tarifes den Gebäuden der unteren und mittleren 
Tarifclasaen in verhältnismässig höherem Ausmasse zuzuwenden*) . . . .' 
Diesen Fortschritten gegenüber kann nun leider niclit unterlassen werden, 
auf einen Übelstand hinzuweisen, welcher speciell bei der Hausclassen- 
steuer besteht und dringend eine Reform erheischt. 

Das allgemeine Bedenken dagegen, dass die Gebäudesteuer eine 
Extrasteuer ist und diesen Charakter auch durch die ohnehin illusorische 
und nur noch bis zum i. Jänner 1898 giltige Bestimmung niclit verliert, 
dass die Hauseigenthümer ihren Hypothekargläubigem 5 Procent der 
Zinsen und Renten abziehen dürfen, wollen wir gar nicht weiter be- 
sprechen. Wir müssen vielmehr hervorheben, dass der Classensteuertarif 
dta-chaus nicht für alle Länder rationell angelegt ist, ja in manchen Ländern 
die Gefahr in sich birgt, eine Erniedrigung der Lebenshaltung der Be- 
völkerung in Bezug auf ihre Wohnverhältnisse zu vemrsaclien. Da er 
begründet ist auf der Zahl der Wohnräume, liegt es in der Natur der 
Dinge, dass man, wo irgend möglich, diese Zahl zu verringern trachtet, 
um so die Häuser in eine niedrigere Tarifclasse herabzudrücken. (Siehe 
hiezu die zweitfolgende Tabelle, welche eine stets abnehmende Durch- 
schnittszahl der Wohnbestandtheile aufweist.) Dies gilt vor allem in jenen 
Ländern, in welchen ein vom Verfalle bedrohter, ehemals wohlhabender 
Bauernstand den Grundstock der Bevölkerung des flachen Landes bildet, 
vor allem also in den Alpenländem. Der in freilich oberflächlichem Sinne 
progressive Charakter desClassensteuertorifes hätte dann volle Berechtigung, 
wenn die Zahl der Wohnräume im Hause tliatsächlich charakteristisch wäre 
für die Steuerfähigkeit des Eigenthümers ; es liegt aber auf der Hand, 
dass dies nicht der Fall ist, und darum ist hier ein an sich gesunder 
Gedanke in unrichtiger Weise angewendet worden; hätte man andere 
charakteristischere Momente anstatt der Zahl der Wohnräume oder doch 
neben ihr in Betracht gezogen und überdies für in Bezug auf die Wohn- 
verhältnisse wesentlich verschiedene Länder vielleicht auch noch ver- 
schieden aufgebaute, den thatsäch liehen Bedürfhissen genau angepasste 

enimUt der Procei 
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Tarife aufgestellt, dann wären solche Gefahren, wie die angedeutete, ver- 
mieden worden. Es sei dies hier erwähnt, weil die citierten Bestimmungen 
des Artikels X des Gesetzes über die directen Personalsteuem freilich erst 
für einen noch entlegenen Zeitpunkt eine wesentliche Verschärfung der 
Gefahr in Aussicht stellen und weil in der letzten Session des Reichs- 
rathes, gewiss in der besten Absicht, aber in voller Verkennung der 
Thatsachen ein Antrag eingebracht worden ist, welcher allgemein eine 
Entlastung der niedrigeren Tarifclassen zum Nachtheile der höheren be- 
zweckt. Es ist hier nicht der Ort, diesen Gedanken näher auszuführen, 
er sollte aber im Interesse der noch halbwegs gesund gebliebenen Reste 
unseres Bauernstandes, damit im Interesse der Gesammtheit und überdies 
in dem der Gerechtigkeit nicht ganz unterdrückt werden. Wenn es der 
Raum erlauben würde, könnte hier eine Tabelle über die Zahl der 
classensteuerpflichtigen Häuser nach Tarifclassen und Ländern eingeschaltet 
werden, welche die Berechtigung des Gesagten wohl unwiderleglich er- 
weisen müsste. So müssen wir uns darauf beschränken, zwei Tabellen aus 
den »Mittheilungen des Finanz-Ministeriums« zu bringen, von denen die 
erste wenigstens indirect auch für diesen Punkt Interesse hat, weil sie 
zeigt, welcher Unterschied in der durchschnittlichen Belastung der Häuser 
in den einzelnen österreichischen Ländern besteht, und zwar trotz der im 
Gesetze vom Jahre 1882, § 11, enthaltenen Bestimmungen zu Gunsten 
Salzburgs, Tirols, Vorarlbergs und Dalmatiens, wie verschieden also die 
(xrössenvertheilung der Häuser ist. 

Vertheilung der Hausclassensteuer pro 1894 auf die einzelnen Länder. 



n 



Zahl der 
classensteuer- 
pflichtigen 
Häuser 



Hievon ent- 
fällt Steuer 



Steuer nach 

Ausscheidung 

des Abfalles 

infolge von 

Baufreiheiten 



Gulden 



Niederösterreich 

Oberösterreich 

Salzburg 

Steiermark 

Kärnten 

Krain 

Küstenland 

Tirol und Vorarlberg 

Böhmen 

Mähren 

Schlesien 

Galizien 

Bukowina 

Dalmatien 

Zusammen 



135.934 
86.874 

17715 
161. 180 

43.874 
74.940 

76.683 

110.428 

550-999 
283.758 

56.879 
938722 
1 10.05 1 

85.888 



446.797 


423.715 


365.149 


346.225 


62.012 


55.814 


356.195 


337.002 


119 910 


110.803 


147.091 


I4I.85I 


170.674 


160.532 


299.532 


280,627 


1,381.302 


1,267.995 


579.626 


558.304 


128.938 


115.409 


1,634.243 


1,598.990 


192.095 


187.916 


92.011 


^7-772^ 



2,733.925 



5»975.575 



5,672 956 
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Die folgende Tabelle soll uns ein Bild von der Structur der 
Hausclassensteuer bieten : 



Gegenstand 



1894 



1893 



1884 



1874 



1874» 
nach Aus- 
scheidung 
d. zinssteuer- 
Pflichtigen 
Häuser 



Gesammtzahl der der Haus- 
classensteuer unterliegen- 
den Häuser 

Hievon gänzlich permanent 
steuerfrei aus dem Titel 
der Widmung zu öffent- 
lichen Zwecken . . . . 

Ganz derBesteuerung unter- 
zogen 

Aus dem Titel der Bau- 
fuhrung zeitlich steuerfrei 
(ganz oder theilweise) 

Wegen theilweiser Widmung 
zu öflfentlichen Zwecken 
theilweise permanent 
steuerfrei 

Anzahl der Wohnbesland- 
theile der steuerpflichtigen 
Häuser 

Durchschnittliche Zahl der 
Wohnbestandtheile . . 

Hausclassensteuer .... 

Desgleichen nach Aus- 
scheidung der auf die zeit- 
lich steuerfreien Häuser 
entfallenden Quote . . . 



2,767.670 



33-745 
2,668.185 

65.092 



2,760.807 



2,743,212 



648 



5,321.280 

1946 

5»975 575 «• 



5,672956 fl. 



33.200 
2,664.178 

62745 



684 



5.314039 

1948 
5,959 607 fl 



5,666.918 fl. 



30.136 
2,662 861 



49.717 



498 



5»524 852 

2036 
5,865 247 fl. 



5,590.848 fl. 



2,696 970 



20834 



2,648.156 



27 557 



423 



6,212943 

2322 
7,034485 fl 



6,676.076 fl. 



2,408.628 



12.860 



120 



5,324.284 fl. 



5,213.004 fl. 



c) Anhang. 

Wir haben nur noch wenige Momente hervorzuheben. In erster 
Reihe müssen wir auf die Zuschläge verweisen, welche für Landes-, 
Bezirks-, Schul- und Gemeindebedürfhisse auch zur Gebäudesteuer ein- 
gehoben werden und dieselbe im allgemeinen in ebenso bedeutendem Masse 
drückender gestalten, wie die Grrundsteuer. Wir verweisen in dieser 
Richtung auf das schon früher Gesagte, weil damit auch das Wesentliche 
dessen erschöpft ist, was wir hier mittheilen könnten. An statistischen 
Daten können wir aber eine Tabelle nachtragen, welche uns den Betrag 
der Gemeindeumlagen auf die Gebäudesteuer im Jahre 1892 mit- 
theilen soll^). 



^) >Die Finanzen der autonomen Verwaltung«, S. LXXXHI. Bei den Landesumlagen sind 
die einzelnen Steuerarten in dieser Fublication nicht ausgeschieden. 
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n 



Zuschläge zur 
Zinssteuer 



Procent 

der 
Umlags- 
basis 



.Zuschläge zur 
Ciassensteuer 



Procent 

der 

ümlags- 

basis 



Niederosterreich 



{ 



ohne Wien 
, Wien . . 

Oberösterreich 

Salzburg 

Steiermark 

Kärnten 

Krain 

Triest sammt Gebiet .... 
Görz und Gradisca .... 

Istrien 

Tirol 

Vorarlberg 

Böhmen 

Mähren 

Schlesien 

Galizien 

Bukowina 

Dalmatien 



340.773 
4,042 012 

307.616 

149.687 

394.562 

46.068 

14.285 

243-977 

57.737 
66.423 

189.939 

25.018 

1-.431.333 

313-487 
277.501 

341.325 
33.062 

126.737 



29*4 

21-0 
406 

525 
250 

22-8 

21-8 

17-0 

327 

33-1 
36-0 
697 

22-3 
17.2 
65-9 
11-9 

15-8 
66-1 



116 067 

107.863 
42.147 

145.028 
28.587 
27.028 
1.043 
21.834 
26.873 

92.513 
21.887 

297.623 

142.985 

67.376 

439.418 

70.201 

68.528 



28-6 

31-4 
656 

33*3 
280 

20-5 

lO'O 

33*8 
26-8 

64-3 

79-3 
26-8 

3I-I 

52-4 
32-2 

45*2 
84-2 



Ein Moment von Bedeutung stellen weiters die gesetzlichen Be- 
stimmungen über Gebäudesteuernachlässe wegen des Eintrittes von 
Elementarbeschädigungen dar. Hierüber entscheidet im wesentlichen 
die Allerhöchste EntSchliessung vom 13. Mai 1843, Hofkanzleidecret vom 
6. November 1843, Z. 15.642^), welche bestimmt, dass bei Wirtschafts- 
gebäuden, weil sie im Ertragsanschlage und somit im Reinertrage für die 
Grundbesteuerung nicht begriffen sind, da sonach bei ihrer Zerstörung 
durch ein Elementar ereignis kein Theil des SteuersubvStrates vernichtet 
wird, kein Steuemachlass stattfinden könne. An der Hausclassensteuer 
hat eine Nachsicht einzutreten, wenn ein Wohngebäude durch Feuer- 
oder Wasserschaden zerstört wird \md dies selbst in dem Falle, dass es 
im Laufe des Jahres der eingetretenen Zerstörung wieder in bewohn- 
baren Stand gesetzt würde. Von der Steuer für die Bauarea solcher Ge- 
bäude kann übrigens ebensowenig als von der Steuer für die Bauarea 
der keiner weiteren Besteuerung unterliegenden Wirtschaftsgebäude wegen 
erlittener Elementarunfälle ein zeitlicher Steuemachlass stattfinden^). Die 
Anzeige eines Elementarschadens durch Brand muss (in der Regel bei 
sonstigem Verluste des Anspruches auf Steuemachlass) binnen 8 Tagen, 
emes solchen durch Überschwemmung binnen 14 Tagen erstattet werden, 
damit die Untersuchung des Falles und Schadenserhebung stattfinde. 



^) Siehe auch das H.-K.-D. vom 4. December 1821, Z. 2212, und das H.-K.-D. vom 
24. April 1824, Z. 1029. 

*) Verjjleiche Manz'sche Gesetzausgabe, S. 390. Selbstverständlich hat das über die .Steuer 
von der Bauarea Gesagte heute keine Geltung mehr. 
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Der Classensteuemachlass ist übrigens nach Fiaanz-Ministerialerlass vom 
27. Jänner 1862, Z. 63.548, nicht davon abhängig, dass das Gebäude voll- 
ständig' zerstört wurde, es genü^ vielmehr, dass es von einem Elementar- 
unfalle betroffen worden ist, z. B. durch Zerstörunjj der Bedachung. Wir 
übergehen die zahlreichen Einzelbestimmungen und verweisen noch auf 
den Finanz -Mi nisterialerlasH vom 13. Juni 1853, der im wesentlichen das 
Obengesagte wiederholt, auf die -Belehrung für die Steuerbezirksobrig- 
keiten zur Erhebung und Xachweisung der Elementarunfälle und zur Ver- 
rechnung der zugestandenen zeitlichen Steuemaclilässe- vom 36. August 
1844, Z, 17.391 (publiciert in Oberösterreich, Salzburg, Steiermark und 
Krain), abgeändert und in der neuen Fassung allgemein wirksam erklärt 
durch Finanz-Ministerialerlass vom 7. April iScjo, Z. 35.262 ex 1889. 

In letzter Reihe haben wir kurz über die Vorschriften in Betreff 
der Evidenzhaltung des Gebäudesteuercatasters zu berichten. Es 
kommen hiebe! in Betracht: DasHofkanzleidecret vom 1 2. August 1 824, Z. 1404, 
P.-G.-S.,Bd. 52, Nr. 103, das Hof kanzleidecret vom 25. Mai 1841, Z. 14.077, 
unddasHofkanzleidecret vom lo.Mai 1842,7. 1607. -Unter der Evidenzhaltung 
des Catasters wird die Aufnahme und Berücksichtigung der im Laufe der 
Zeit sich tortwährend ergebenden Veränderungen im Objecte der Be- 
steuerung und der Person des Besitzers verstanden.« In Evidenz sind 
demnach zu halten: Änderungen in der Person des Besitzers, also auch 
der Übergang eines Hauses aus dem Privatbesitze in öffentlichen Besitz, 
solche im Umfange der Steuergemeinden und solche in der Steuerpflicht 
der Objecte; die letzteren sind gegeben durch gänzliche und theilweise 
Zerstörung von Gebäuden, durch Erbauung neuer und Erweiterung schon 
bestehender Gebäude und dadurch, dass ein Haus den Charakter eines 
Wohnhauses verliert oder aus der Hausclassen- in die Hauszinssteuerpflicht 
eintritt. Solche Änderungen müssen in der Regel bei der Steuerbezirks- 
obrigkeit angemeldet und es muss durch diese die Thatsache ihres Eintrittes 
constatiert werden; sie hat hierüber ein Evidenzhaltungsregister des be- 
stehenden Verzeichnisses der Häuser jeder Steuergemeinde, desHausclassen- 
steuercatasters, zu führen. Dieses Register ist alljährlich abzuschlieasen ; 
sein Inhalt wird in einen Veränderungsaus weis aufgenommen und auf 
Grund dessen die Richtigstellung des Häusorverzeichnisses durchgeführt. 
Auf die Art und Weise der Controle der Evidenzhaltung durch die über- 
geordneten Behörden beziehen sich eine Reihe von Bestimmungen, die 
wir hier ohneweiteres übergelien können, ebenso wie jene Anordnungen, 
welche die Prüfung der Veränderungsausweise durch die Oberbehörden 
vor der Durchführung im Häuserverzeichnisse betreffen') *). (Abge- 
schlossen Ende November i8()7.) 



') Aus dem H.-K.-D. vom 25. Ma 
die zur Erläuterung des Ubengesaglen di 

g t. lUadurcli, dass die Gcbäudi 
eingerüfan ist. auf der Grundlage j.ihrltch 
RicliliESleliuag derselben cingehobca «ird, 



841, Z. 14.077, seien nur noch iwd Stellen angefuhrl, 

in werden; 

1 den Städten und Orten, in welchen sie 
einiuieicliender Fassionen aach erfolgicr amtlicher 
odutch sowbhl die Evideni der Peisoa des Besitzem, 
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Die neuen Personalsteuern in ihrem Verhältnisse zur Land- 
wirtschaft. 

Seit der Fertigstellung der vorliegenden Abhandlung ist das Gesetz 
vom 25* October 1896, R.-G.-Bl. Nr. 220, betreffend die directen Personal- 
Steuern, in Wirksamkeit getreten, und es wäre unzulässig, davon an 
dieser Stelle nicht eine eingehendere Erwähnung zu thun, als dies bisher 
gelegentlich geschehen ist. Selbstverständlich kann hier nicht das Gesetz 
als solches dargestellt und besprochen werden, sondern es muss genügen, 
die wichtigsten jener Bestimmungen im Zusammenhange anzudeuten, 
welche unmittelbar die Landwirtschaft treibende Bevölkerung betreffen. 
Wir haben bereits unter Bezugnahme auf den Artikel XIII des Gesetzes ^) 
die in Aussicht genommene Ermässigung der Grund- und Gebäudesteuer 
zunächst um 10, später um 15, respective 12^/2 Procent ihres jetzigen 
Betrages erwähnt. Selbstverständlich wird die so erzielte Entlastung zum 
Theile wieder aufgewogen durch die in F'orm der Personaleinkommen- 
steuer neugeschaffene Last, deren Wesen und Umfang aber hier nicht 
erörtert werden soll. Dagegen muss erwähnt werden, dass nach 
Artikel XLI der Vollzugsvorschrift zum Gesetze jene bäuerlichen Grund- 
besitzer in die Listen der vermuthlich einkommensteuerpflichtigen Per- 
sonen in der Regel nicht aufgenommen werden dürfen, denen kein 
anderes Einkommen, als das aus ilirem selbstbewirtschafteten Grundbesitze 
zukommt, unter der Voraussetzung, dass der Catastralreinertrag ihrer 
(jrundstücke und der gemeinschaftlich zu veranlagenden Grundstücke 
ihrer Familienmitglieder den Betrag von fl. 250 nicht übersteigt. Damit 
ist eine gewissermassen verstärkte Garantie dafür geboten, dass ein 
grosser Theil der kleinen Grrundbesitzer des Vortheiles aus der Er- 
mässigung der Grund- und Gebäudesteuer nicht verlustig gehen und 
thatsächlich einigermassen entlastet werden wird, ohne dass allerdings 
damit für sie ein specielles Privilegium geschaffen würde; es ist ja wohl 
unter solchen Umständen anzunehmen, dass ihr thatsächliches Rein- 
einkommen das Existenzminimum von fl. 600 auch wirklich nicht über- 



als des Steuerobjectes jährlich genau dem factischen Stande angepasst wird, entfällt für diese 
Steuergattung die Nothwendigkeit und selbst die Ausführbarkeit der Anfertigung eines für eine 
längere Reihe von Jahren anwendbaren Hauszinsertragsverzeichnisses. < .... § 2. »Sobald die 
Classification der Wohngebäude zum Behufe der .... einzuführenden Gebäudeclassensteuer 
vollendet ist, hat die Bezirksobrigkeit für jede Catastralgemeinde das Classificationsverzeichnis 
über alle in demselben befindlichen "Wohngebäude zu verfassen.« .... 

•) Im Anschlüsse folgen zwei Tabellen über die Ergebnisse der Gebäude- 
besteuerung. 

*) Dieser Artikel sagt : »Die in den Artikeln V bis XII erwähnten Nachlässe an den 
Realsteuem und Überweisungen finden nur rücksichtlich der Realsteuerträger, beziehungsweise 
Landesfonds jener Länder statt, deren Landesgesetzgebimg längstens mit Ablauf der ersten 
Landtagssession nach Eintritt der Wirksamkeit des Gesetzes, betreffend die directcn Personal- 
Steuern, die Freilassung der durch dieses Gesetz einzuführenden Personaleinkommensteuer von 
allen der Competenz der Landesgesetzgebung unterliegenden Zuschlägen normiert haben wird. . .< 
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schreitet; überschritte es aber diesen Betrag trotzdem, so wären sie ja 
immer noch steuerpflichtig. 

In Betreff des Einkommens der Pächter ^) aus ihrem Pachtbetriebe 
sei auf den Artikel XVII der Vollzugsvorschrift und die §§ 163, Abs. 2, 
165 und 166 des Gesetzes verwiesen, welche nichts Besonderes bieten. 
Ausser der Personaleinkommensteuer unterliegen aber die Pächter auch 
noch der allgemeinen Erwerbsteuer, wenn sie nicht von ihr losgezählt 
sind, weil sie nur unter zeitw^eiliger und ausnahmsweiser Zuziehung von 
Hilfsarbeitern die Grundstücke allein mit blosser Unterstützung ihrer 
Familienmitglieder bestellen (§ 3). Im übrigen wird der Betrieb der 
Land- und Forstwirtschaft, insoferne er der Grrundsteu erpflicht unterliegt, 
der allgemeinen Erwerbsteuer nicht unterworfen (§ 2). 

Von Wichtigkeit ist noch die F'rage, ob und inwieweit die Renten- 
steuer die verschuldeten Grundbesitzer treffen wird. Insbesondere, weil 
eine Überlastung dieser Steuer von den Gläubigem auf die Hypothekar- 
schuldner in den betreffenden vSchuldurkunden schon seit langer Zeit, seit 
so lange, als eine Steuerreform erw^artet wurde, fast gewohnheitsmässig 
vorgesehen worden ist und wird, hat diese Frage grosse Beunruhigung 
hervorgerufen, ja, sie hat sogar schon zu Anträgen geführt, welche eine 
Novelle zum Steuergesetze verlangten, dahin, dass hypothecierte Capitalien 
von der Renten Steuer befreit werden sollen, damit jene Gefahr vermieden 
werde (siehe die Rede c^es Abgeordneten v. Zallinger in der Sitzung 
des Tiroler Landtages vom 19. Februar 1898). In dieser Richtung kann 
nun allerdings nicht geleugnet werden, dass, insoweit sich die Capitalisten 
von der Rentensteuer nicht zu Lasten der Schuldner vertragsmässig frei- 
zumachen vermögen, eine Erhöhung des Hypothekarzinsfusses und ein 
Abströmen des Capitales von der Anlage auf Hypotheken zu anderen 
Verwendungen möglicherweise unter bestimmten Voraussetzungen wird 
eintreten können; dass aber jene Voraussetzungen sehr häufig zutreffen 
dürften, mag füglich bezw^eifelt werden. Dies gilt umsomehr, als ja ein 
grosser Theil der Hypothekargläubiger nicht Privatpersonen, sondern Credit- 
institute sind, die miteinander in Concurrenz stehen. Jene andere Gefahr, 
welche im entgegengesetzten Falle zuträfe und in der vertragsmässigen Ab- 
wälzung der Rentensteuer vom Gläubiger auf den Schuldner begründet wäre, 
ist auch unstreitig vorhanden ^), freilich aber auch fast unvermeidlich; übrigens 
kann wohl behauptet werden, dass auch sie nicht so weittragend ist, als 
es auf den ersten Blick scheinen mag, da ja die Art der Besteuerung 
der Creditinstitute, also einer der allerwichtigsten Kategorien der Hypo- 
thekargläubiger, in dieser Richtung eine weitgehende Garantie schafft 
(siehe den Motivenbericht zum Gesetzentwurfe, S. 80 und 81). 



^) über die Berechnung des Einkommens der Veipächter ist nichts besonderes zu er- 
wähnen* ebensowenig über die des Einkommens selbstbcwirtschaftender Grundbesitzer. 

') Eine Überlastung der Einkommensteuer auf den Schuldner ist allerdings, wenigstens 
für die Zukunft, ausgeschlossen (^ 238 und Artikel XI V). 
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Ergeb nis 
in den Jahren 1847, i 



se der Gebäu deb est eueruny 

358, 1868, 1878, 1881 in Tausenden von Gulden. 



Qass. Zins- ', Clas 



Kiederösteireich, 1 
Oberöflterreicl 
Saliburg . . 
Steieimark ■ 
Kömlen . . 

Küslealand . 

Tirol . . . 

Vorarlberj; . 

BöbmeD . . 

Mühren . . 

SchluicD , . 

Galüien , . 
Bukowinii 

DalmalieD . 



I1336 
196 



I 557 



958 



627 



i 1334 
578 



Zusammen . 



*) Besteueiaag nach Abzug der Freijahre und L.eerslehtiogen. 

') Mit Inbcgtiff des 4V1., dann sVjprocentigen Zuschlages für ziossteu erfreie 
HSuser (Niederösterrcich) 

*) Der Steuersatz lielrug 13 Procent. 

'J Dazu das Aveisuale fäi Triest; 1847 mit fl. 160.OOO, 1858 mit ft. 316.000, 1868 
und weitera mit fl. 39375O1 ^ü welch letiterem Betrage fl. 31,oo0 als Avetsuale für die 
23 im Gebiete von Trieal eelcEfueo Ort-schafttn kommen. 

') In Dalmatien nuuie die Steuer mit i5"/o« Procent nach Abzug von 33'/» Pco- 
cent vom Hauszinsertrage bemessen. 

*J Mit Unterscheidung der ordentlichen und ausserotdeoÜichen Steuer. 

'; Im Jahre 1878 wurde die 5 procentige Steuer von den ziussteuerfreien HäDsem 
nicht abgezogen, sondern vermischt mit der Einkommensteuer ausgewiesen. 



1 


janajs -aiud i 






!""""''""'"^"" 


J^ 


lansisaassrij 


sS-g£j~^pJ||ä 


;j 


|s ?s:ri?|jj|Ä|s:- 




- ■'l'''-'-''^°-"t:'"i-' 


i 


jansjsuassvo 


1 » ;: ^ S- i S. 2 3 J =■ = 5 S 


~ 




|S = p.|j|P|.. 


i 


t 


!"''''"''■''-'" 


"i 


janaisnsssüi:) 


5 S - s 1 1 1 ff 5 S 1 1 s * 


s 


I3n3]5S...Z 


Sj-rSSJrll.flsfSi 


'i' 


2 

i 


«..,S -.o^J i- 


|3fT-2^S5|&S«=- 


1 


«nJiBuasstio 


ää"S2S?8|S?f«* 


s 


lanaissuiz 


ö * =■ 5- s s s ;' « 5 S II ? 


5 


lanaji^ ■aoitl i 
janaisuasscio 


- p >-.-'-.- *«-s-=- 


S 


5 3; ■^ Ä S ^- L'' ^ '^ :?; Uli* 




janajssuix 


d ■" " ^ " " " "' 4 3" " :^' " " 


1 


















p 




g^ 

^ 1^ : : : : :1 : : ; : : : 

^liiiiläiiiiu 





Wir schliessen damit diesen kleinen Machtrag, ohne auf Einzelheiten 
eingehen zu können, die ja nur in einer eingehenden und umfassenden 
Besprechung der neuen Steuergesetze sach gemäss erörtert werden 
könnten '). 

') siehe hieiu R. Reisch: -Die Reform der directen Personalsteuern in Österreich-; 
■Zeitschrift fiir Volkswirtschaft, Social pol itiit und Verwaltung., Bd. VI; Schullern. .La ri forma 
Iributaria in Auslria.. Riforma sociale., Bd. VII, 4 u. s. w.: R. Sieghart: .Die Steuerreform 
Id Österreich«, Finaniarchiv 1897. 
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